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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß sich Bundesminister Dr. 
Niegel Ehmke an vier aufeinanderfolgenden Tagen 

jeweils die Hose an seinem Ministersessel 
zerrissen und dafür als Schadensersatz vom 
Kanzleramt über 400 DM erhalten haben soll? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Dr. Focke 
vom 27. Juli 1970 

Es trifft zu, daß durch schadhaftes Mobilar des Bundeskanzler- 
amtes die Hosen vierer Anzüge von Bundesminister Prof. Dr. 
Ehmke beschädigt wurden. Das Bundeskanzleramt hat daraufhin 
Bundesminister Prof. Dr. Ehmke Schadenersatz in Höhe von 
464, — DM zur Anschaffung von Ersatzhosen geleistet. 


2. Abgeordneter Welche Aussagen des Bundesministers für 
Dr. Ritz besondere Aufgaben und Chef des Bundes- 

kanzleramts entsprechen den Tatsachen, die 
vom 20. Februar 1970, „Das Bundeskanzler- 
amt ist durch einen Organisationserlaß des 
Bundeskanzlers in 5 Abteilungen neu orga- 
nisiert worden", oder seine Aussage vom 
16. April 1970 unter Verweis auf die dem 
Deutschen Bundestag zugeleitete Studie vom 
8. März 1970, in der es auf Seite 9 wörtlich 
heißt, „Das Bundeskanzleramt soll sich künf- 
tig in 5 Abteilungen gliedern . . ."? 

Antwort des Bundesministers Dr. Ehmke 
vom 28. Juli 1970 

Zur Beantwortung Ihrer Frage darf ich mich auf meine Ausfüh- 
rungen in der Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 
16. April 1970 auf die Anfrage des Abgeordneten Mursch bezie- 
hen. Ich habe darin festgestellt, daß die in meiner Studie vom 
8. März 1970 entwickelte Organisationsform des Bundeskanzler- 
amtes sich zu dieser Zeit im Stadium der Planung und Erprobung 
befand. Ein Organisationserlaß bestand seinerzeit noch nicht; es 
galt vielmehr noch der Organisationserlaß vom 6. August 1968. 
Ein neuer Erlaß über die Organisation des Bundeskanzleramtes 
ist von mir erst am 14. Juli 1970 in Kraft gesetzt worden. 

Meine Ausführungen vom 20. Februar 1970 sind so zu verstehen, 
daß der Herr Bundeskanzler sich mit einer künftigen Gliederung 
des Bundeskanzleramtes in 5 Abteilungen einverstanden erklärt 
hatte. Selbstverständlich ging dieses Einverständnis von der 
Voraussetzung aus, daß die für den Aufbau von 5 Abteilungen 
benötigten Stellen vom Deutschen Bundestag bewilligt würden. 


3. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen (z. B. „Die Welt" 
Stüdclen vom 25. Juni 1970) zu, wonach für die Termi- 

nierung der für Oktober/November geplanten 
„Öffentlichkeitsarbeit" des Bundespresse- und 
Informationsamtes folgende Überlegung zu- 
grundeliegt: „. . . im Hinblick auf die No- 
vemberwahlen in Bayern und Hessen erscheint 
dieser Zeitpunkt richtig"? 
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Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 6. Juli 1970 

Die Pressemeldungen beziehen sich auf ein Protokoll des Kollo- 
quiums der Werbeberater des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung. Dieses Kolloquium findet seit vielen Jahren 
regelmäßig statt. Seine jeweiligen Arbeitsergebnisse dienen der 
Amtsleitung des Presse- und Informationsamtes lediglich als 
Anregung. Auf ihrer Sitzung am 18. Juni haben die Berater des 
Presse- und Informationsamtes darauf hingewiesen, daß der Zeit- 
raum für eine Informationsaktion im Rahmen der Öffentlich- 
keitsarbeit der Bundesregierung im 2. Halbjahr 1970 auf der 
einen Seite durch die Ferienzeit und insbesondere die Sommer- 
pause des Deutschen Bundestages, auf der anderen Seite durch 
die Vorweihnachtszeit begrenzt sei, in der erfahrungsgemäß die 
Bevölkerung für politische Probleme wenig ansprechbar ist. Als 
geeigneter Zeitraum verbleiben infolgedessen lediglich die Mo- 
nate Oktober und November 1970. Es wurde auch vermerkt, daß 
in dieser Zeit in Bayern und Hessen Landtagswahlen stattfinden, 
woraus sich eine größere Aufgeschlosenheit der Bevölkerung 
für politische Fragen ergibt. Daraus folgt aber nicht, daß das 
Presse- und Informationsamt die Absicht hat, in diesem Zeitraum 
Werbeaktionen nur in Bayern und Hessen oder auch nur mit 
Schwerpunkt in diesen Ländern oder gar mit speziellem Bezug 
auf die bevorstehenden Landtagswahlkämpfe durchzuführen. 
Derartige Aktionen, wenn sie durchgeführt werden sollten, wer- 
den sich eng an die Schwerpunkte der Arbeit der Bundesregie- 
rung anlehnen und über das ganze Bundesgebiet gestreut sein. 


4. Abgeordneter Stünden solche Überlegungen in Einklang mit 
Stüdclen der Aufgabe des Bundespresse- und Informa- 

tionsamtes und insbesondere in Einklang mit 
der Erklärung, die Staatssekretär Ahlers am 
21. Januar 1970, vor dem Deutschen Bundestag 
abgegeben hat: „Propaganda ... zu betrei- 
ben verbietet sich für eine Behörde von selbst 
oder sollte sich jedenfalls von selbst verbie- 
ten, und wir im Bundespresseamt achten 
streng darauf, daß das bei uns nicht ge- 
schieht" ? 

Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 6. Juli 1970 

Die Erklärung, die der Leiter des Presse- und Informationsamtes 
am 21. Januar 1970 vor dem Deutschen Bundestag abgegeben hat, 
bleibt voll aufrechterhalten und die Grundlage für Entscheidun- 
gen über eventuelle Werbeaktionen in diesem Zeitraum. 


5. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung die Unter- 
Dr. Schulze- schiede in den Texten der Rede des Bundes- 

Vorberg kanzlers bei der Papst-Audienz, wie sie sich 

im Vergleich der Veröffentlichungen des Bul- 
letins der Bundesregierung und des „Osser- 
vatore Romano" ergeben? 

Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 27. Juli 1970 

Der „Chef vom Dienst" des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung hat den richtigen Text der Rede, die der Bun- 
deskanzler im Vatikan am 13. Juli 1970 zur Einleitung seiner 
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Gespräche mit Papst Paul VI. gehalten hat, mit Sperrfrist 
13.00 Uhr desselben Tages so rechtzeitig als „Material für die 
Presse"' herausgegeben, daß eine Verwertung dieses Textes in 
der Presse gesichert war. Der im „L'Osservatore Romano" ver- 
öffentlichte Wortlaut ist ebenfalls authentisch. 

Im Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie- 
rung wurde allerdings am 15. Juli 1970 nach Beendigung des 
Besuchs ein anderer Text veröffentlicht. Dies stand in Zusam- 
menhang damit, daß das Pressesekretariat des Vatikans wäh- 
rend des Besuchs versehentlich einen Redeentwurf, den der 
Bundeskanzler nicht genehmigt hatte, als endgültige Fassung 
herausgab. Die Deutsche Botschaft beim Heiligen Stuhl hatte 
diesen Entwurf dem Staatssekretariat des Vatikans auf dessen 
Bitte zuvor als eine vorläufige Arbeitsunterlage zur Verfügung 
gestellt. Der Text des Pressesekretariats des Vatikans gelangte 
durch einen Ubermittlungsirrtum auch nach Bonn. Die Redaktion 
des Bulletins veröffentlichte ihn in der Annahme, daß diese zu- 
letzt aus Rom eingegangene Fassung der Rede authentisch sei. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


6. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, daß eine Gruppe 

Dr. Beermann politisch interessierter Studienreferendare des 

Handelslehramts in Hamburg einen Zuschuß 
zu einer Studienreise nach den USA aus Bun- 
desmitteln erhält? 


7. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


Unter welchen Bedingungen ist dies möglich, 
und an welche Dienststelle ist ein entsprechen- 
der Antrag zu richten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 2. Juli 1970 

Ihre erste Frage muß ich verneinen. Es ist nicht eindeutig zu 
erkennnen, zu welchem Zweck die Studienreise der politisch 
interessierten Studienreferendare des Handelslehramtes in Ham- 
burg nach den USA geplant ist. Nach der Fragestellung ist jedoch 
zu vermuten, daß die Gruppe beabsichtigt, die politischen Ver- 
hältnisse und Einrichtungen des öffentlichen Lebens in den USA 
näher kennenzulernen. Für einen solchen Zweck kann den Reise- 
teilnehmern kein Zuschuß zu den Reisekosten aus Bundesmitteln 
gewährt werden. 

Eine finanzielle Förderung der Reise wäre auch unter Berück- 
sichtigung anderer Gesichtspunkte aus Mitteln des Auswärtigen 
Amts nicht möglich. Die im Schulfonds zur Verfügung stehenden 
Mittel dienen der Finanzierung des deutschen Auslandsschul- 
wesens, der Förderung der deutschen Sprache im Ausland und 
der damit verbundenen Aus- und Weiterbildung ausländischer 
Deutschlehrer. Kostenzuschüsse zu Informations- und Studien- 
reisen von Einzelpersonen oder Gruppen aus dem Bereich des 
Schulwesens sind dagegen im Schulfonds nicht eingeplant, wo- 
bei das Auswärtige Amt nicht verkennt, daß Studienreisen der 
persönlichen Weiterbildung der Teilnehmer dienen. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudcsadie VI/1 1 14 


Die USA“Reise der Studienreferendare des Handelslehramtes 
in Hamburg kann auch nicht aus Mitteln des Bundesjugendpla- 
nes gefördert werden, da dieser keine Zuschüsse für solche Stu- 
dienreisen vorsieht. 

Wie sich aus der Beantwortung der ersten Frage ergibt, ist ein 
Zuschuß aus Bundesmitteln nicht möglich . 


8. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 

Blumenfeld damit die im September d. J. ablaufende Frist 

für die Aufnahme von Verhandlungen zwi- 
schen EURATOM und lAEO betreffend den 
Abschluß eines Verifikationsabkommens über 
die Kontrolle des spaltbaren Materials einge- 
halten werden kann und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften ein diesbezüg- 
liches Verhandlungsmandat erteilt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 6. Juli 1970 

Zur Frage der Fristen heißt es in Artikel III Abs. 4 des Nicht- 
verbreitungsvertrages: 

„Nichtkernwaffenstaaten, die Vertragspartei sind, schließen ent- 
weder einzeln oder gemeinsam mit anderen Staaten nach Maß- 
gabe der Satzung der Internationalen Atomenergie-Organisation 
Übereinkünfte mit dieser, um den Erfordernissen dieses Artikels 
nachzukommen. Verhandlungen über derartige Übereinkünfte 
werden binnen 180 Tagen nach dem ursprünglichen Inkrafttre- 
ten dieses Vertrags aufgenommen, Staaten, die ihre Ratifika- 
tions- oder Beitrittsurkunde nach Ablauf der Frist von 180 Tagen 
hinterlegen, nehmen Verhandlungen über derartige Überein- 
künfte spätestens am Tag der Hinterlegung auf. Diese Überein- 
künfte treten spätestens achtzehn Monate nach dem Tag des Ver- 
handlungsbeginns in Kraft." 

Hieraus ergibt sich, daß für die Bundesrepublik Deutschland bis- 
her keine Fristen laufen. 


9. Abgeordneter Hatte sich die Bundesregierung vor Unter- 
Blumenfeld Zeichnung des Nichtverbreitungsvertrages im 

November 1969 bei ihren EURATOM-Partnem 
vergewissert, ob entsprechend dem Ratifi- 
zierungsvorbehalt Aussichten auf befriedigen- 
de Verhandlungen zwischen der EURATOM- 
Gemeinschaft und der lAEO über den Ab- 
schluß des Verifikationsabkommens gegeben 
sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 6. Juli 1970 

Im Sommer 1968 haben die Regierungen der fünf Nichtkernwaf- 
fenstaaten von EURATOM auf Grund einer Empfehlung der Kom- 
mission gemeinsam den Beschluß gefaßt, bei Unterzeichnung des 
NV-Vertrages einen Ratifikationsvorbehalt einzulegen, d. h. die 
Ratifizierung aufzuschieben, bis ein dem EURATOM-Vertrag 
konformes Verifikationsabkommen mit der Wiener Atomener- 
gie-Behörde ausgehandelt worden ist. Hierzu soll der Kommis- 
sion vom Ministerrat ein Verhandlungsmandat erteilt werden. 
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Bereits die Regierung der Großen Koalition hat sich um die Vor- 
bereitung eines solchen Verhandlungsmandats bemüht. 

Unverzüglich nach Unterzeichnung des NV- Vertrages durch die 
Bundesregierung wurde in Brüssel die Formulierung des Man- 
dats in Angriff genommen. Ein von allen fünf Nichtkernwaffen- 
staaten von EURATOM und von der Kommission gebilligter 
Entwurf des Mandats liegt seit dem 30. März 1970 vor. Die Billi- 
gung des Mandats durch den Ministerrat sfeht jedoch noch aus, 
weil gewisse Fragen, die sich aus der besonderen Stellung Frank- 
reichs als Kernwaffenstaat und Nichtunterzeichner des NV-Ver- 
trags ergeben, bisher nicht befriedigend geklärt werden konn- 
ten. 

Um bereits jetzt ein gemeinsames Vorgehen der sechs EURA- 
TOM-Staaten bei der lAEO sicherzustellen, hat der Ministerrat 
am 8. Juni 1970 einstimmig beschlossen, daß die Vertreter der 
sechs EURATOM-Staaten ihre Mitarbeit in dem Ausschuß für 
Sicherungsmaßnahmen der lAEO harmonisieren werden. Dadurch 
ist gewährleistet, daß bei den in Wien anlaufenden Verhand- 
lungen über bilaterale Musterabkommen, von denen präjudi- 
zierende Wirkungen auf ein Verifikationsabkommen ausgehen 
könnten, die EURATOM-Interessen gewahrt werden. 

Im übrigen hat der Ausschuß für Sicherungsmaßnahmen der 
lAEO noch kein Mandat für den Generaldirektor der lAEO 
zwecks Aufnahme von Verhandlungen mit EURATOM erteilt. 


10. Abgeordneter 

Freiherr 
von und zu 
Guttenberg 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
dem am 24. Juni 1970 in der Zeitung „Die 
Welt" (Nr. 143, Seite 6) zitierten Artikel der 
in Moskau erscheinenden Wochenzeitschrift 
„Nowoje Wremja" bei, nach welchem West- 
Berlin „ein eigener Staat sei, ein Stadtstaat, 
der obendrein offensichtlich UNO-Mitglied 
werden soll"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 9. Juli 1970 

Bei der Veröffentlichung in der Zeitschrift „Nowoje Wremja" 
(Nummer 25/1970) handelt es sich nicht um eine regierungsamt- 
liche Erklärung. Die in dem Artikel vorgebrachten Thesen sind 
eine Weiterführung des bekannten sowjetischen Konzepts von 
der „selbständigen politischen Einheit" Westberlins. Dieses Kon- 
zept entspricht bekanntlich nicht der Auffassung der Bundesre- 
gierung und der Drei Mächte. 


11. Abgeordneter 

Freiherr 
von und zu 
Guttenberg 


Erkennt die Bundesregierung die Absicht der 
Sowjetunion, mit den zwischen Außenminister 
Gromyko und Staatssekretär Bahr ausgehan- 
delten Formulierungen, „die territoriale Inte- 
grität aller Staaten in Europa in ihren heuti- 
gen Grenzen uneingeschränkt zu achten" und 
„künftig die Grenzen aller Staaten in Europa 
als unverletztlich" zu betrachten, u. a. die Ab- 
spaltung des „eigenen Staates West-Berlin" 
von der Bundesrepublik zu betreiben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 9. Juli 1970 

Die Haltung der Bundesregierung zu Berlin gibt keinen Anlaß, 
die die in der Fragestellung zum Ausdruck kommende Besorgnis 
rechtfertigt. 

Gemeinsam mit den Drei Westmächten steht die Bundesregie- 
rung auf dem Standpunkt, daß der Vier-Mächte-Status für Berlin 
unverändert gilt und daß daran nicht gerüttelt werden darf, bis 
nicht eine Lösung des Deutschlandproblems insgesamt möglich 
wird. 

Die Bundesregierung hat ihren Standpunkt — auch gegenüber 
der Sowjetunion — wiederholt dargelegt. Sie hat mehrfach die 
Bedeutung einer befriedigenden Regelung der Situation in und 
um Berlin, über die die Vier Mächte zur Zeit verhandeln, für 
den Gewaltverzichtvertrag mit der Sowjetunion in unmißver- 
ständlicher Weise hervorgehoben. 


12. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Schulz rung, um entsprechend der Empfehlung 198 

(Berlin) der Versammlung der Westeuropäischen 

Union vom 3. Juni 1970 über die Abstimmung 
der Politik der WEU-Länder gegenüber Ost- 
europa bei einer möglichen europäischen 
Sicherheitskonferenz eine einheitliche Auffas- 
sung der WEU-Staaten von der Verhandlungs- 
taktik und den zu erstrebenden Zielen herbei- 
zuführen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 8. Juli 1970 

Die Bundesregierung hat sich zusammen mit ihren Verbündeten 
schon bisher darum bemüht, eine Abstimmung der Politik der 
WEU-Länder gegenüber Osteuropa bei einer möglichen europäi- 
schen Sicherheitskonferenz herbeizuführen. Sie wird dies auch in 
Zukunft tun. Die Empfehlung 198 der WEU-Versammlung vom 
3. Juni 1970, in der u. a. die deutsche Ostpolitik begrüßt wird, 
ist dabei von Bedeutung. 

Diese Frage ist auf der WEU-Ministerrats-Sitzung vom 5./6. Juni 
erörtert worden. Sie steht auch auf der Tagesordnung der näch- 
sten Sitzung. Der Ministerrat hat den Ständigen Rat damit beauf- 
tragt, bis dahin zwischen den Deligationen Informationen über 
ihre einschlägigen Sondierungen in den osteuropäischen Ländern 
auszutauschen. 


13. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung dem Deut- 
Dr. Sdimitt- sehen Bundestag den Entwurf des wiederholt 

Vockenhausen angekündigten Konsulargesetzes vorlegen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 7. Juli 1970 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag im Januar 
1965 nach mehrjährigen Vorarbeiten den Entwurf eines neuen 
Konsulargesetzes vorgelegt, das das geltende Konsulargesetz 
vom 8. November 1867 ablösen sollte. Der Bundesrat hatte dem 
Gesetzentwurf zugestimmt und nur einige geringfügige Ände- 
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rungen vorgesc±ilagen. Der Gesetzentwurf wurde im Deutschen 
Bundestag dem Auswärtigen Ausschuß (federführend) und dem 
Innenausschuß (mitberatend) überwiesen, jedoch wegen Ablauf 
der Legislaturperiode nicht mehr zu Ende beraten. 

Seitdem hat die Bundesregierung den Gesetzentwurf nicht wieder 
vorgelegt, weil inzwischen das Zustimmungsgesetz zu dem 
Wiener Übereinkommen über konsularische Beziehungen vom 
24. April 1963 (WUK) vorbereitet wurde. Da dieses weltweite 
Übereinkommen auf völkerrechtlicher Ebene Aufgaben und 
Status der Mitglieder der konsularischen Vertretungen umreißt, 
empfahl es sich, den Entwurf des neuen Konsulargesetzes, das 
die Rechtsstellung und die Aufgaben der deutschen Konsular- 
beamten auf der Grundlage des deutschen Rechts regeln soll, 
erst dann einzubringen, wenn das Wiener Übereinkommen auch 
für Deutschland geltendes Recht geworden war. 

Inzwischen ist das Zustimmungsgesetz zu dem Wiener Überein- 
kommen Verkündet worden (BGBl. 1969 II S. 1585). Der Wieder- 
einbringung des Entwurf eines neuen Konsulargesetzes steht 
nunmehr insofern nichts mehr im Wege. 

Der vorliegende Entwurf eines neuen Konsulargesetzes mußte 
jedoch wesentlich geändert und überarbeitet werden. Das Gesetz 
mußte — vor allem in der Terminologie — dem Wiener Über- 
einkommen angepaßt werden. Auch mußte der Fortentwicklung 
des internationalen Konsularrechts, wie sie z. B. in dem Entwurf 
eines europäischen Übereinkommens über konsularische Auf- 
gaben des Europarats zum Ausdruck kommt, Rechnung getragen 
werden. Innerstaatlich soll das neue Konsulargesetz entspre- 
chend der Empfehlung der Kommission für die Reform des Aus- 
wärtigen Dienstes in stärkerem Umfang als bisher konsularische 
Funktionen auf Beamte des gehobenen Dienstes übertragen und 
damit eine laufbahngerechte Aufgabenverteilung im konsulari- 
schen Dienst vornehmen. 

Diese umfangreichen Änderungen haben schwerwiegende kon- 
sularrechtliche und beamtenrechtliche Fragen aufgeworfen, die 
einer sorgfältigen Prüfung bedürfen, die noch nicht abgeschlos- 
sen ist. 

Die Bundesregierung hofft jedoch zuversichtlich, diese Arbeiten 
noch im Herbst dieses Jahres abschließen zu können, so daß 
der Entwurf des Gesetzes voraussichtlich noch vor Jahresablauf 
im Deutschen Bundestag eingebracht werden kann. 


14. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, 
Dr. Arnold daß Beschwerden deutscher Touristen berech- 

tigt sind, die niederländische Polizei mache bei 
der Verkehrsüberwachung in Holland vor 
allem Jagd auf deutsche Kraftwagen, um de- 
ren Fahrer zu bestrafen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 27. Juli 1970 

Eine Nachprüfung durch die deutsche Botschaft in Den Haag hat 
keine Anhaltspunkte dafür ergeben, daß die niederländische 
Polizei gegen deutsche Kraftfahrer diskriminierend vorgeht. 
Auch haben sich die wenigen bei der Botschaft eingegangenen 
Beschwerden deutscher Kraftfahrer sämtlich als unbegründet 
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erwiesen. Wenn mehr deutsche als andere ausländische Touri- 
sten an der Grenze zurüdcgewiesen werden oder Verkehrsstraf- 
mandate erhalten, so liegt dies daran, daß die meisten auslän- 
dischen Touristen in den Niederlanden aus Deutschland stam- 
men, nicht aber an einer gewollt schlechteren Behandlung durch 
die niederländische Polizei. 


15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 

Dr. Araold dieses Thema, das sowohl in holländischen wie 

in deutschen Zeitungen behandelt wird, mit 
der niederländischen Regierung zu bespre- 
chen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 27. Juli 1970 

Die Bundesregierung und die niederländische Regierung sind 
in enger Zusammenarbeit ständig bemüht, die Verkehrsbezie- 
hungen zwischen den beiden Ländern zu verbessern und entste- 
hende Schwierigkeiten zu beseitigen. 

16. Abgeordneter Betreffen die Mitteilungen des Bundesaußen- 

Dr. Marx ministers, daß die Ansichten der amerikani- 

(Kaiserslautern) sehen Regierung mit denjenigen der Bundes- 
regierung „völlig deckungsgleich" seien, auch 
Inhalt und weitwirkende Bedeutung des soge- 
nannten Bahr-Gromyko-Papiers und die Posi- 
tion Westberlins? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersdi 
vom 30. Juli 1970 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat mit der amerika- 
nischen Regierung in Washington alle die Fragen besprochen, 
die im Zusamenhang mit den jetzt laufenden Verhandlungen in 
Moskau von gemeinsamem Interesse sind. Die Feststellung, daß 
die Ansichten der amerikanischen Regierung mit denjenigen der 
Bundesregierung völlig deckungsgleich seien, bezieht sich auf 
diesen hier genannten Fragenkomplex. Ich verweise in diesem 
Zusammenhang auf die Erklärung, die der Bundesminister des 
Auswärtigen am 18. Juli 1970 in Washington vor der deutschen 
Presse abgegeben hat, in der er u. a. gesagt hat: „Meine Bera- 
tungen mit den Außenministern der USA und Großbritanniens 
— wie auch schon vorher mit dem französischen Außenmini- 
ster — haben nicht nur die Zustimmung zur Zielsetzung und 
Verfahrensweise unserer Politik sondern auch völlig deckungs- 
gleiche Ansichten erbracht." 

Im übrigen darf ich zu a) anmerken, daß Diskussionsgegenstand 
in Washington die von Staatssekretär Bahr in seinen Gesprächen 
mit Außenminister Gromyko erarbeiteten Leitsätze waren und 
zu b) darauf hinweisen, daß hierzu selbstverständlich einge- 
hende Erörterungen mit dem oben genannten Ergebnis stattge- 
funden haben. 


17. Abgeordneter In welcher Weise arbeitet die Bundesregie- 
Dr. Schulze- rung an einer wirksamen Gestaltung des Ver- 

Vorberg bots biologischer und chemischer Waffen mit, 

wie das die Regierung der großen Koali- 
tion — vor allem durch das Memorandum 
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vom 12. September 1969 — und die derzeitige 
Bundesregierung mit ihrem Arbeitspapier vom 
17. Februar 1970 gegenüber den Mitgliedern 
der Genfer Abrüstungskonferenz und der Ver- 
einten Nationen angeboten hat, zumal die 
Erfahrungen mit dem Herstellungsverzidit der 
schon 1954 von der damaligen Bundesregie- 
rung Adenauer außer für atomare auch für 
biologische und chemische Waffen ausge- 
sprochen wurde, für die internationale Ent- 
wicklung wichtig und vorbildlich sein kön- 
nen? 


Antwort des Staatssekretärs Moersch 
vom 10. August 1970 


Wie bekannt, ist die Bundesrepublik Deutschland weder Mit- 
glied des Genfer Abrüstungsausschusses (CCD) noch der Ver- 
einten Nationen. Sie kann daher in diesen Gremien nicht unmit- 
telbar mitwirken. Ihre mittelbare Einwirkung auf die Gestaltung 
eines Verbots biologischer und chemischer Waffen geschieht auf 
folgenden Wegen; 

— durch die Verteilung von Arbeitspapieren oder Memoranden, 
die mit einem Mantelschreiben einer befreundeten Regierung 
im Genfer Abrüstungsausschuß und/oder den Vereinten Na- 
tionen in Umlauf gebracht werden; 

— durch aktive Teilnahme an Beratungen von Abkommensent- 
würfen des Genfer Abrüstungsausschusses im NATO-Rat; 

— durch bilaterale Gespräche mit befreundeten und interessier- 
ten Regierungen, die Mitglieder der Vereinten Nationen oder 
des Genfer Abrüstungsausschusses sind; 

— durch weite Verbreitung des Weißbuches 1970 zur Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland und zur Lage der Bundes- 
wehr; danach bekräftigt auch die neue Regierung die Konti- 
nuität der Grundhaltung der Bunderepublik Deutschland in 
dieser Frage und unterstützt alle Bestrebungen nach Ächtung 
der B- und C-Waffen. 

Bei allen diesen Tätigkeiten hat die Bundesregierung in der Ver- 
gangenheit auf die Tatsache des bereits 1954 ausgesprochenen 
Produktionsverzichtes, die Annahme internationaler Kontrollen 
und ihre Erfahrungen auf diesem Bereich hingewiesen. Sie wird 
dies auch in Zukunft tun. 

Neben der völkerrechtlichen Verpflichtung ist die Herstellung 
biologischer und chemischer Waffen im Bundesgbiet nach dem 
Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen verboten und unter 
Strafe gestellt. 

Um an der Gestaltung eines Verbots biologischer und chemischer 
Waffen sachlich und wirkungsvoller mitarbeiten zu können, hat 
die Bundesregierung im Frühjahr 1970 unter der Federführung 
des Auswärtigen Amts eine Arbeitsgruppe „B- und C-Waffen- 
verbot" eingerichtet. Dieser Arbeitsgruppe gehören Vertreter 
des Auswärtigen Amts, des Bundesministeriums für Verteidi- 
gung, des Bundesministeriums für Wirtschaft, des Bundesmini- 
steriums für Jugend, Familie und Gesundheit sowie Vertreter 
aus Wissenschaft, Industrie und Wirtschaft an. 
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Die Arbeitsgruppe hat sich in den vergangenen Monaten vor 
allem mit der Definition (Abgrenzung des B- und C-Bereichs im 
Hinblick auf einen Verbotsumfang) sowie mit den Problemen 
ausreichender und wirtschaftlich unschädlicher Kontroll- und 
Verifikationsverfahren befaßt. Die herbei gewonnenen Erkennt- 
nisse sind Gegenstand intensiver Beratungen mit befreundeten 
und interessierten Regierungen. Auf dieser Grundlage wird die 
Bundesregierung in der Lage sein, aktiv an den Beratungen über 
ein Abkommen zum Verbot der B- und C-Waffen im NATO-Rat 
mitzuwirken. 


18. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß Bundeskanzler Brandt 
Strauß Frau Bandaranaike Glückwünsche zu ihrem 

Wahlsieg übermittelt hat, auf Grund dessen 
feststeht, daß Ceylon einen starken Links- 
rutsch machen und diplomatische Beziehun- 
gen sowohl zur DDR als auch zu Nordkorea 
und Nordvietnam anknüpfen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 10. August 1970 

Es trifft zu, daß der Bundeskanzler Frau Bandaranaike ein Glück- 
wunschtelegramm zu ihrem Wahlsieg übermittelt hat. Der Text 
des Telegramms wurde im Bulletin des Presse- und Informations- 
dienstes der Bundesregierung vom 3. Juni 1970 veröffentlicht. Bei 
dem Telegramm handelt es sich um einen üblichen Glückwunsch 
an einen neuen Regierungschef eines Landes, mit dem die Bun- 
desrepublik Deutschland diplomatische Beziehungen unterhält. 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


19. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
Link Sache, daß die Kosten zur Erfassung der Wehr- 

pflichtigen nicht voll vom Bund getragen wer- 
den, sondern ebenfalls die Gemeinden finan- 
ziell belastet sind, obwohl es sich um eine 
Auftragsangelegenheit des Bundes handelt? 


20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Entlastung 
Link der Gemeinden diese Kosten voll zu über- 

nehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dom 
vom 10, Juli 1970 

Bei der Erfassung der Wehrpflichtigen handelt es sich nicht um 
Gesetzesausführung im Auftrag des Bundes (Artikel 85 GG), son- 
dern um die Durchführung eines Bundesgesetzes als eigene An- 
gelegenheit der Länder (Artikel 83 GG, § 15 Abs. 3 Satz 1 Wehr- 
pflichtgesetz). Ihre Durchführung obliegt den kommunalen Mel- 
debehörden. 

Nach Artikel 104 a Abs. 1 GG tragen der Bund und die Länder 
gesondert die Ausgaben, die sich aus der Wahrnehmung ihrer 
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Aufgaben ergeben. Da es sich bei der Wehrerfassung um Ver- 
waltungsaufgaben der Länder handelt, haben die Länder die 
hierbei entstehenden Kosten zu tragen. Dies gilt auch für die 
Erstattung der den Wehrpflichtigen anläßlich der Erfassung ent- 
stehenden notwendigen Auslagen (§ 15 Abs. 5 Wehrp f licht ge - 
setz). 

Die Kostenerstattung im Verhältnis zwischen Ländern und Ge- 
meinden ist ausschließlich eine Angelegenheit der Länder; sie 
wird üblicherweise im Rahmen des kommunalen Finanzaus- 
gleichs geregelt. 

Bei dieser Rechtslage ist der Bund nicht befugt, die Kosten der 
Wehrerfassung zu übernehmen. 

Ihren Fragen entnehme ich, daß der Ausgleich für die Kosten 
der Wehrerfassung aus der Sicht von kommunalen Körper- 
schaften nicht überall befriedigend gelöst ist. Im Hinblick auf 
die Bedeutung der Wehrerfassung für die Bundesaufgaben auf 
dem Gebiet der Verteidigung bin ich gern bereit, die Angelegen- 
heit aufzugreifen und auf Grund näherer Angaben an die Herren 
Innenminister (-Senatoren) der Länder mit entsprechenden An- 
regungen heranzutragen. 


21. Abgeordneter Welche Änderungen bedarf das gegenwärtige 
Dr. Schmidt Namensrecht, das trotz einiger zwischenzeit- 

(Wuppertal) lieber Änderungen im wesentlichen von den 
polizeistaatlichen Bedürfnissen des Jahres 
1968 bestimmt ist, um freiheitlich-rechtsstaat- 
lichen und demokratischen Vorstellungen zu 
entsprechen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 15. Juli 1970 

Bis zum Jahre 1938 war die öffentlich-rechtliche Namensänderung 
landesrechtlich verschieden geregelt. Das Gesetz über die Ände- 
rung von Familiennamen und Vornamen vom 5. Januar 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 9) — NAG — brachte erstmals eine einheit- 
liche gesetzliche Regelung dieser Materie; dabei wurde auch das 
behördliche Namensfeststellungsverfahren eingeführt, nach dem 
in Zweifelsfällen das Namensführungsrecht des einzelnen ver- 
bindlich festgestellt werden kann. 

Das NAG von 1938 ist nach herrschender Meinung über Artikel 
74 Abs. 2 GG und Artikel 125 GG Bundesrecht geworden,- es 
wurde unter 401-1 in die Sammlung des Bundesrechts, Bundes- 
gesetzblatt Teil III, aufgenommen. 

Zum NAG, das nach Artikel 83 GG von den Ländern als eigene 
Angelegenheit ausgeführt wird, hat die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates auf Grund des Artikels 84 Abs. 2 
GG am 18. Dezember 1951 allgemeine Verwaltungsvorschriften 
erlassen, die an die Stelle der Runderlasse des früheren Reichs- 
ministers des Innern traten (vgl. Bundesratsdrucksache Nr. 612/51 
vom 6. August 1953, Begründung Seite 1 und 2) und die der frei- 
heitlich-demokratischen Rechtsordnung des Grundgesetzes und 
nicht polizeistaatlichen Bedürfnissen entsprechen. Nach einer 
Änderung vom 3. Oktober 1960 wegen der Auswirkungen des 
Gleichberechtigungsgesetzes und des Zweiten Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Personenstandsgesetzes wurde die 
Neufassung der allgemeinen Verwaltungsvorschriften vom 


12 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudcsadie VI/1 1 14 


14. Dezember 1960 im Bundesanzeiger Nr. 249/1960 und im Ge- 
meinsamen Ministerialblatt 1961 Seite 11 veröffentlicht. Die 
weitere Änderung vom 8. Mai 1963 (Bundesanzeiger Nr. 91; 
Gemeinsames Ministerialblatt S. 230) ergab sich aus der im Jahre 
1961 vorgenommenen Einfügung des § 3 a in das NAG. 

Mit der Auslegung des NAG hat sich auch das Bundesverwal- 
tungsgericht befaßt. Es stellte keinen Widerspruch zur rechts- 
staatlichen Verfassung der Bundesrepublik Deutschland fest. In 
seinen Urteilen vom 7. Mai 1954 (BVerwGE 1, 138) und vom 
7. März 1958 (Deutsches Verwaltungsblatt 1958 S. 544; Zeitschrift 
„Das Standesamt" 1959 S. 292) bestätigte es, daß das NAG „we- 
der im ganzen noch in Teilen als nationalsozialistisches Gedan- 
kengut angesehen werden" könne (vgl. Leitsatz Nr. 1 zum o. a. 
Urteil vom 7. März 1958). Es sieht z. B. auch gewisse Änderun- 
gen im NAG im Vergleich zur Rechtslage vor seinem Inkraft- 
treten bezüglich der allgemein verbindlichen Feststellung des 
richtigen Familiennamens als Folge der Entwicklung des Namens- 
rechts an und begründet sie aus staats- und sicherheitspolitischen 
Bedürfnissen, die sich nicht mit den polizeistaatlichen Bedürf- 
nissen des Jahres 1938 decken. 


22. Abgeordneter Was rechtfertigt z. B. kompliziertes und lang- 
Dr. Sdimidt wieriges Verfahren, wenn der Träger eines 

(Wuppertal) Sammelnamens (z. B. Meyer, Müller, Schulze, 
Schmidt) im Falle der Eheschließung zur besse- 
ren Unterscheidung seinem Familiennamen 
den Namen der Ehefrau hinzufügen will, was 
umgekehrt die Ehefrau durch formlose Erklä- 
rung gegenüber dem Standesbeamten kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 15. Juli 1970 

Die hier angesprochenen gesetzlichen Möglichkeiten haben nicht 
die gleichen Voraussetzungen. Der Unterschied zwischen einer 
Namensänderung nach dem NAG und der Hinzufügung des Mäd- 
chennamens zum Namen des Mannes nach § 1355 Satz 2 BGB 
besteht zunächst darin, daß eine Namensänderung sich nach 
§ 4 NAG auch auf die unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder 
erstreckt und daß außerdem einem entsprechenden Antrag wei- 
tere Personen, z. B. die Ehefrau, beitreten können, während der 
nach § 1355 Satz 2 BGB gebildete Name nur von der Frau geführt 
werden darf. Ferner ist bei der Änderung eines sogenannten 
Sammelnamens wie bei jeder anderen Namensänderung zu prü- 
fen, ob dadurch etwa Rechte Dritter berührt werden. Hinzu 
kommt, daß nicht bei jedem Träger eines Sammelnamens Unter- 
scheidungsschwierigkeiten bestehen. Es bedarf im Einzelfall der 
Prüfung, ob ein wichtiger Grund für die Änderung des Familien- 
namens vorliegt, d. h. ob insbesondere das Interesse des Antrag- 
stellers an der begehrten Namensänderung nach allgemeiner 
Verkehrsauffassung schutzwürdig ist. Bei dem Begriff des „wich- 
tigen Grundes" im Sinne des § 3 Abs. 1 NAG handelt es sich nach 
ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts um 
einen unbestimmten Rechtsbegriff, dessen richtige Anwendung 
zur Sicherung dieser Rechte des Bürgers verwaltungsgerichtlich 
voll nachprüfbar ist. 

In diesem Zusammenhang bemerke ich noch, daß bei den Vorar- 
beiten zum Gleichberechtigungsgesetz auch der Vorschlag ge- 
macht wurde, die Ehegatten sollten einen aus dem Namen des 
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Mannes und dem Namen der Frau zusammengesetzten Familien- 
namen führen können. Diesem Vorschlag wurde nicht näher- 
getreten, weil eine solche Regelung den Rechtsverkehr erheblich 
erschweren würde, und weil außerdem auch nicht anzunehmen 
ist, daß sie sich allgemein durchsetzt. Hinzu kommt, daß die 
Führung eines Doppelnamens durch die Eltern auch Schwierig- 
keiten für den Namen der Kinder zur Folge haben müßte, wenn 
diese eine Ehe eingehen. Sie müßten dann einen oder mehrere 
Namen ablegen; dadurch würde aber der Gedanke der Familien- 
einheit gefährdet. 

Schließlich bleibt zu erwähnen, daß das Bundesverfassungsge- 
richt voraussichtlich noch in diesem Jahre über die Verfassungs- 
mäßigkeit des § 1355 BGB entscheiden wird. Diese Angelegen- 
heit war bereits Gegenstand der Fragen 65 und 66 in der Frage- 
stunde der 226. Sitzung des Deutschen Bundestages am 28. März 
1969 (Stenographischer Bericht S. 12431/12432). 


23. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Wie beurteilt das Bundesinnenministerium aus 
dem Gesichtspunkt analoger Behandlung im 
Rahmen der Problematik des Komplexes Mei- 
nungs- und Pressefreiheit (Artikel 5 des 
Grundgesetzes) die Tatsache, daß der Vertrieb 
der „St. Pauli-Nachrichten" inhibiert werden, 
dagegen die auf dem Sektor Meinungsbildung 
mindestens ebenso gefährliche, dem Streicher'- 
schen „Stürmer" vergleichbare politische Por- 
nographie der „Deutschen National- und Sol- 
daten-Zeitung" sich unbehindert propagan- 
distisch auswirken kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 13. Juli 1970 

Das gegen die „St. Pauli-Nachrichten" vor der Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Schriften schwebende Verfahren zur Auf- 
nahme dieses Druckwerks in die Liste der jugendgefährdenden 
Schriften beruht auf dem Gesetz über die Verbreitung jugend- 
gefährdender Schriften in der Fassung vom 29. April 1961 (BGBl. 
I S. 497). Die Aufnahme von Schriften in die genannte Liste stellt 
kein Verbot der Schrift selbst dar, sondern ist dazu bestimmt, 
im Interesse des Jugendschutzes eine Verbreitung der Schrift 
an Kinder und Jugendliche zu verhindern und die Werbung 
hierfür zu beschränken. Von der Dauerindizierung sind im übri- 
gen Tageszeitungen und politische Zeitschriften ausgenommen. 
Das Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften 
ist mit dem Grundgesetz vereinbar (vgl. BVerfGE 11, 234). 

Eine vergleichbare Rechtslage besteht für die Deutsche National- 
Zeitung nicht. Die in Artikel 5 GG gewährleistete Pressefreiheit 
ist Ausdruck einer freiheitlichen Staatsordnung und vom Verfas- 
sungsgeber bewußt weit ausgestaltet worden. Ein Verbot von 
Zeitungen aus politischen Gründen wäre daher mit Artikel 5 
des Grundgesetzes unvereinbar. Gemäß Artikel 18 GG verwirkt 
allerdings, wer u. a. die Freiheit der Meinungsäußerung, insbe- 
sondere die Pressefreiheit, zum Kampf gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung mißbraucht, diese Grundrechte; 
die Feststellung einer solchen Verwirkung ist dem Bundesver- 
fassungsgericht Vorbehalten. 
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Gegen den Herausgeber der Deutschen National-Zeitung, Dr. 
Gerhard Frey, und die Verlagsgesellschaft, deren alleiniger Ge- 
sellschafter er ist, hat die Bundesregierung durch den Bundes- 
minister des Innern am 17. März 1969 einen derartigen Antrag 
auf Verwirkung des Grundrechts der freien Meinungsäußerung, 
insbesondere der Pressefreiheit, beim Bundesverfassungsgericht 
gestellt, über den Antrag ist bisher nicht entschieden. 


24. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Benda „Frankfurter Allgemeinen Zeitung"' vom 26. 

Juni 1970 zitierte Meldung der sowjetischen 
Zeitung „Prawda", nach der der Bundesmini- 
ster des Innern einem Mitarbeiter der „Praw- 
da" in einem Gespräch versichert habe, daß 
die Bundesregierung ebenso wie er persönlich 
Maßnahmen treffen wolle, um die Hindernisse 
auf dem Weg einer Verbesserung der Bezie- 
hungen mit der Sowjetunion zu beseitigen, 
und nach der diese Äußerung auf die in der 
Bundesrepublik Deutschland bestehenden anti- 
sowjetischen Emigrantenorganisationen bezo- 
gen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 24. Juli 1970 

Der Bundesminister des Innern hat niemandem gegenüber, auch 
nicht einem Vertreter der „Prawda", direkt oder indirekt Maß- 
nahmen gegen Emigrantenorganisationen zugesagt oder auch 
nur in Aussicht gestellt. Dies ist auch von der Prawda nicht 
behauptet worden. 


25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Benda die im Bundesgebiet bestehenden osteuropäi- 

schen, insbesondere russischen, Emigranten- 
organisationen Zwecke verfolgen, die den Be- 
stimmungen des Ausländerrechts sowie des 
Vereins- und Versammlungsrechts zuwider- 
laufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 24. Juli 1970 

Die in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden russischen 
Emigrantenorganisationen haben bisher keinen Anlaß zu Ver- 
eins- oder versammlungsrechtlichen Maßnahmen gegeben. Der 
Bundesregierung sind auch keine Tatsachen bekannt, die der- 
artige Maßnahmen erforderlich machen. 

Soweit in der Vergangenheit andere ost- oder südosteuropäische 
Emigrantenorganisationen Bestrebungen verfolgten, die den 
Strafgesetzen zuwiderliefen oder die sich gegen die verfassungs- 
mäßige Ordnung, insbesondere gegen das friedliche Zusammen- 
leben der Völker richteten, haben die Bundesregierung oder die 
zuständigen Behörden der Länder die erforderlichen Maßnahmen 
getroffen und bekanntlich auch Verbote ausgesprochen. 

Der weitaus größte Teil der zahlreichen im Bundesgebiet existie- 
renden Emigrantengruppen hat bisher keinen Anlaß zu staat- 
lichem Einschreiten gegeben. 


15 



Dracfcsadie VI/1114 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


26. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Vorkehrungen dafür 
Bühling getroffen, die Wiedereingliederung ehemaliger 

Strafgefangener durch Einstellung in geeignete 
Stellen des öffentlichen Dienstes zu fördern 
und damit der Privatwirtschaft mit gutem 
Beispiel voranzugehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 21. Juli 1970 

Der Bundesregierung ist daran gelegen, alle Bestrebungen um 
Wiedereingliederung ehemaliger Strafgefangener in das Berufs- 
leben zu unterstützen. Sie befindet sich hierbei in Übereinstim- 
mung mit den von der Strafvollzugskommission aufgestellten 
Grundsätzen. Dabei ist die Bundesregierung bemüht, auch inner- 
halb des öffentlichen Dienstes die Verwendung straffällig ge- 
wordener Menschen, die ihre Strafe verbüßt haben, nach Mög- 
lichkeit zu fördern. Sie erhofft sich hiervon weitere Impulse für 
entsprechende Maßnahmen in der Privatwirtschaft. 

Ausdrückliche Sonderregelungen sind nach Auffassung der Bun- 
desregierung nicht der in erster Linie geeignete Weg, um zur 
Lösung dieser gesellschaftspolitischen und humanitären Aufgabe 
angemessen beizu tragen. Von besonderen Bestimmungen ist da- 
her bisher abgesehen worden, auch in dem Bestreben, jede dis- 
kriminierende Nebenwirkung zu vermeiden und die vielfältigen 
Besonderheiten der in Betracht kommenden Eingliederimgen 
individuell berücksichtigen zu können. Die Bundesregierung 
wird aber darauf achten, daß das Bewußtsein für die Notwendig- 
keit entsprechender personeller Maßnahmen lebendig bleibt und 
sich in der Einstellungspraxis auswirkt. 


27. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung im Licht 
Dr. Marx des von der Sowjetunion verkündeten Prin- 

(Kaiserslautern) zips der „Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten anderer Länder" die Veröf- 
fentlichung des Zentralorgans der KPdSU, 
Prawda, vom 25. Juni 1970, in der der Bundes- 
innenminister heftig angegriffen, das Verbot 
verschiedener „antisowjetischer Organisatio- 
nen" und die Auslieferung bestimmter Perso- 
nen gefordert wird? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 23. Juli 1970 

Auf Ihre Mündliche Anfrage teile ich Ihnen im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister der Justiz folgendes mit: 

Die Bundesregierung läßt sich in ihrem Verhalten gegenüber 
hier bestehenden Emigrantenorganisationen allein von den 
Grundsätzen der Verfassung und des geltenden Rechtes leiten. 
Solange derartige Organisationen die im Bundesgebiet gelten- 
den Gesetze achten, hat die Bundesregierung weder die Absicht 
noch auch die rechtliche Möglichkeit, Verbote auszusprechen. 

Ein Auslieferungsabkommen mit der Sowjetunion besteht nicht. 
Die sowjetischen Behörden haben gleichwohl die Möglichkeit, 
auch ohne vertragliche Grundlage um Auslieferung bestimmter 
Personen zu ersuchen, wenn die Voraussetzungen des Deutschen 
Auslieferungsgesetzes vom 23. Dezember 1929 erfüllt sind — wo- 
bei auch die Gegenseitigkeit verbürgt sein muß — und wenn 
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kein Asylanspruch nach Artikel 16 GG der Auslieferung entge- 
gensteht. Darüber hinaus steht es jedem Staate frei, etwaiges 
belastendes Beweismaterial gegen hier lebende Personen den 
deutschen Strafverfolgimgsbehörden zugänglich zu machen. In 
einem der in den Artikeln der Prawda vom 25. /26. Juni 1970 ge- 
nannten Fälle hat die Sowjetunion auch einem von der Bundes- 
republik Deutschland gestellten Rechtshilfeersuchen entsprochen 
und Material zur Verfügung gestellt. Das Ermittlungsverfahren 
in diesem Falle ist noch anhängig. 


Kann einem Beamten der Deutschen Bundes- 
bahn, der sich im Abendstudium auf das Abi- 
tur vorbereitet hat, der Antrag auf Sonderur- 
laub für die vier Tage der schriftlichen Reife- 
prüfung mit der Begründung abgelehnt wer- 
den, die Bestimmungen der Verordnung über 
Sonderurlaub für Bundesbeamte und Richter 
im Bundesdienst sähen für diesen Fall keine 
Möglichkeit zur Gewährung von Sonderur- 
laub vor, da die beabsichtigte Ablegung der 
schriftlichen Reifeprüfung für die dienstliche 
Tätigkeit des Antragstellers nicht von Nutzen 
sei? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 23. Juli 1970 

Es trifft zwar zu, daß die Verordnung über Sonderurlaub für 
Bundesbeamte und Richter im Bundesdienst vom 18. August 1967 
(BGBl. I S. 902) nicht ausdrücklich bezahlten Sonderurlaub für 
die Ablegung der schriftlichen Reifeprüfung nach dem Besuch 
eines Abendgymnasiums vorsieht. Nach der Sonderurlaubsver- 
ordnung kann aber Urlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge 
gewährt werden, wenn der Urlaub auch dienstlichen Zwecken 
dient. Ferner kann bezahlter Sonderulaub aus wichtigen per- 
sönlichen Gründen bewilligt werden. Ob eine Beurlaubung zur 
Ablegung der Reifeprüfung in dem von Ihnen genannten Fall 
auch dienstlichen Zwecken dient, kann ich ohne Kenntnis der 
Einzelheiten, insbesondere der dienstlichen Stellung des Beam- 
ten, nicht beurteilen. In jedem Fall scheint mir die Ablegung 
der Reifeprüfung ein wichtiger persönlicher Grund zu sein. 

Nach Auskunft des Bundesministers für Verkehr iiat die Haupt- 
verwaltung der Deutschen Bundesbahn in dem von Ihnen ange- 
sprochenen Fall nicht entschieden; sie ist aber geneigt, in derar- 
tigen Fällen anzuerkennen, daß der Urlaub auch dienstlichen 
Zwecken dient. 


29. Abgeordnete Welchen Grund sieht die Bundesregierung in 
Frau Funcke der Tatsache, daß in allen Bundesbehörden 
einschl. Bundesbahn und Bundespost die Zahl 
der Dipl.-Kaufleute nur 1,5 ^/ü, die der DipL- 
Volkswirte nur 3,7®/o aller Akademiker aus- 
macht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 23. Juli 1970 

Bei den in Ihrer Frage erwähnten Prozentsätzen handelt es sich 
um Querschnittszahlen für die gesamte Bundesverwaltung ein- 
schließlich Bundesbahn und Bundespost. Davon entfallen sehr 


28. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 



Drudcsadie VI/1114 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


unterschiedliche Anteile auf die verschiedenen Bereiche der 
Bundesverwaltung. Der Anteil der Dipl. -Volkswirte, der Dipl.- 
Kaufleute und der Dipl. -Betriebswirte im Verhältnis zur Zahl der 
übrigen Beschäftigten des höheren Dienstes beträgt ausgehend 
von der statistischen Gliederung zum Beispiel bei der inneren 
Verwaltung und im Bereich der allgemeinen Aufgaben 45,2®/o, 
bei der Deutschen Bundesbank 23,lVo, bei der Bundesanstalt für 
Arbeit 16,9Vo, beim Auswärtigen Dienst 12,5^/o, bei den obersten 
Staatsorganen 10,9‘’/o (wiederum Querschnittszahl) und im Be- 
reich „Förderung der gewerblichen Wirtschaft" 9,3‘^/o. Bemer- 
kenswert ist, daß dem genannten Anteil von 45,2^/o Wirtschafts- 
wissenschaftlern bei der inneren Verwaltung und im Bereich 
der allgemeinen Aufgaben etwa nur 19,4Vo Juristen mit 2. Staats- 
prüfung gegenüberstehen. 

Der unterschiedlich hohe Prozentsatz der Dipl. -Volkswirte, der 
Dipl. -Kaufleute und der Dipl. -Betriebswirte im Verhältnis zu 
den anderen Akademikern erklärt sich vor allem aus dem 
jeweiligen Anteil derjenigen Aufgaben, die volks- oder betriebs- 
wirtschaftliche Kenntnisse und Erfahrungen erfordern, an der 
Aufgabenstuktur der einzelnen Geschäftsbereiche. Darin spiegelt 
sich im allgemeinen der tatsächliche Bedarf an Dienstkräften der 
verschiedenen Berufsrichtungen wider. 


30. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Frau Funcke von der Aufgabenstellung her in den Bundes- 
behörden einschl. Bundesbahn und Bundespost 
die Zahl der Betriebs- und Volkswirte größer 
sein müßte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 23. Juli 1970 

Die Anteile der einzelnen Berufsgruppen an der Zahl der bei 
den Bundesbehörden Beschäftigten entsprechen (im großen und 
ganzen) der Art und dem Umfang der Aufgaben, die von den 
einzelnen Verwaltungen schwerpunktmäßig wahrzunehmen sind. 
So ist der Anteil der Betriebs- und Volkswirte naturgemäß in 
den Bereichen höher, die Aufgaben des Wirtschaftsverwaltungs- 
dienstes wahrzunehmen haben. In den vergangenen Jahren konn- 
ten die für diese Aufgaben benötigten Wirtschaftswissenschaft- 
ler im allgemeinen dem Personalbedarf entsprechend gewonnen 
werden. Das Bewerberangebot wird aber teilweise von wechseln- 
den Berufsaussichten in der privaten Wirtschaft beeinflußt. 

Insgesamt ist festzustellen, daß sich die Aufgabenstruktur und 
damit auch die Personalstruktur des öffentlichen Dienstes sehr 
stark zugunsten der speziellen beruflichen Fachrichtungen, dar- 
unter vor allem auch Wirtschaftswissenschaftler, verändert hat. 
Die Bundesregierung hat dieser Entwicklung auch für die Zu- 
kunft durch die am 1. Mai 1970 in Kraft getretene Verordnung 
über die Beamten in Laufbahnen besonderer Fachrichtungen 
Rechnung getragen. 


31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür ein- 
Lenders zusetzen, den mitteldeutschen Auskunftsstel- 

len, die dem Bundesausgleichsamt unterstehen, 
für einen bestimmten Zeitraum zusätzliche 
Mittel für die Beseitigung des Personalmangels 
zu bewilligen, damit die Anträge auf Grund 
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des Beweissicherungs- und Feststellungsge- 
setzes schneller bearbeitet werden können und 
die Antragsteller, die in vielen Fällen auf eine 
zusätzliche Unterstützung für ihre erlittenen 
Vermögensschäden infolge vorgeschrittenen 
Alters angewiesen sind, nicht noch mehrere 
Jahre auf eine Entschädigung warten müssen? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 23. Juli 1970 

Die nach dem Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz (BFG) 
einzurichtenden Auskunftstellen wurden unter Berücksichtigung 
der seit 1952 gesammelten Erfahrungen mit den nach dem Fest- 
stellungsgesetz (FG) errichteten Heimatauskunftstellen aufge- 
baut. Die Auskunftsstellen sind Dienststellen der Länder, ihre 
Kosten trägt der Bund zu lOO^/o (§ 43 BFG i. V. mit § 351 LAG). 
Die Stellenpläne für die Auskunftstellen, die in Berlin, Nieder- 
sachsen und Schleswig-Holstein errichtet worden sind, wurden 
nach den langjährigen Erfahrungen mit den Heimatauskunft- 
stellen nach dem Feststellungsgesetz aufgestellt und entspre- 
chen den sachlichen Bedürfnissen. Die Bundesregierung sieht 
keine Möglichkeit durch Bereitstellung zusätzlicher Mittel, die 
bei den Auskunftstellen eingetretenen Schwierigkeiten zu behe- 
ben, da sie nicht eine Folge von zahlenmäßig oder dotations- 
mäßig unzureichenden Planstellen sind. Sie sind vielmehr darauf 
zurückzuführen, daß die vorgesehenen Planstellen von den be- 
treffenden Ländern nicht in vollem' Umfange besetzt werden 
konnten, weil nicht genügend geeignete hauptamtliche Kräfte 
hierfür gefunden wurden. Wenn sich geeignetes Personal um 
diese Planstellen bewirbt, so steht einer vollen Inanspruchnahme 
der freien Planstelle nichts im Wege. Darüber hinaus wurde für 
die Auskunftstellen in Berlin eine Erweiterung der Stellenpläne 
in Aussicht genommen, damit die Einstellung geeigneter Kräfte 
keineswegs an formalen Hindernissen scheitert. Es muß jedoch 
darauf hingewiesen werden, daß die Arbeitsfähigkeit der Aus- 
kunftstellen nicht nur durch den Mangel an hauptamtlichen Kräf- 
ten behindert wird, sondern ganz besonders auch durch den Man- 
gel an ehrenamtlichen Mitarbeitern (Auskunftspersonen) mit 
entsprechenden Ortskenntnissen aus dem Kreis der Geschädig- 
ten. Die ständigen Bemühungen des Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamtes und der Leiter der Landesausgleichsämter unter 
Einschaltung der Geschädigtenverbände, die erforderliche Mit- 
arbeit aus dem Kreis der Geschädigten zu intensivieren, hat bis- 
her nur zu Teilerfolgen geführt. 


32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, baldmöglichst 

Lenders weitere Maßnahmen zu prüfen, die bezüglich 

der Feststellung für Schäden an Vermögen in 
der DDR und Ost-Berlin ein Höchstmaß an 
Vereinfachung in Sach- und Formularfragen 
erkennen lassen, in Verbindung mit den Län- 
dern einen schnelleren Ablauf der Schadens- 
feststellung für diesen Personenkreis bei den 
örtlichen Ausgleichsämtern garantieren, die 
Bevölkerung in der Bundesrepublik und Berlin 
(West) durch allgemein verständliche Publika- 
tionen sowie durch Presse, Rundfunk und 
Fernsehen laufend und weitestgehend aufzu- 
klären? 
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Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 23. Juli 1970 

Die Bundesregierung prüft laufend alle Möglichkeiten der Be- 
schleunigung der Feststellung der Zonenschäden. Inzwischen 
konnte auch die Rechtsverordnung über die Ersatzeinheitsbe- 
wertung des Betriebsvermögens (3. BFDV) vom 15, Mai 1970 
bekanntgemacht werden (BGBl. I S. 497). Der Präsident des 
Bundesausgleichsamts hat die für die Schadensfeststellung und 
für die Entschädigung nach dem Einundzwanzigsten Änderungs- 
gesetz zum Lastenausgleichsgesetz (21. ÄndG LAG) wesentlichen 
Durchführungsbestimmungen sowie Antrags- und Bescheidvor- 
drucke bekanntgegeben. Es ist zutreffend, daß diese Bestimmun- 
gen und Vordrucke sehr umfangreich sind. Dies liegt aber an den 
z. Z. bestehenden komplizierten gesetzlichen Vorschriften, die 
von der Verwaltung beachtet werden müssen. Am 30. Juni 1970 
hat die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag den Entwurf 
eines Dreiundzwanzigsten Änderungsgesetzes zum Lastenaus- 
gleichsgesetz (23. ÄndG LAG) zugeleitet, durch das nicht nur die 
Entschädigung für Zonenschäden — insbesondere durch Beseiti- 
gung der Einkommens- und Vermögensgrenzen — ■, sondern auch 
ihre Feststellung — insbesondere durch Beseitigung des Unter- 
schieds zwischen BFG-Schäden und Zonenschäden — erheblich 
vereinfacht und damit beschleunigt werden sollen. Dadurch wird 
auch eine wesentlich kürzere Form der Antragsvordrucke mög- 
lich werden. Zur Zeit bemüht sich der Präsident des Bundesaus- 
gleichsamtes besonders, die Feststellung der Zonenschäden und 
die Entschädigung dadurch zu beschleunigen, daß er die Aus- 
gleichsämter anhält, von den Möglichkeiten der Schadensfest- 
stellung ohne oder vor Einschaltung der Auskunftstellen — ins- 
besondere durch Teilbescheid — verstärkt Gebrauch zu machen. 
Von diesen Bemühungen sind unter den gegebenen Umständen 
praktische Erfolge in naher Zukunft zu erhoffen 

Seit Inkrafttreten der 21. Novelle zum LAG am 30. September 
1969 sind von der Bundesregierung wiederholt amtliche Bekannt- 
machungen über die Abgeltung der Zonenschäden in Bulletin 
erschienen. Diese sind — wie üblich — von der Presse übernom- 
men worden, jedoch leider zum Teil mit ungenügender Genauig- 
keit. Ich selbst habe über die beabsichtigte Verbesserung der 
Hauptentschädigung für Zonenschäden durch die von der Bun- 
desregieung vorgelegte 23. Novelle zum LAG im Fernsehen und 
Rundfunk sowie auch bei sonstigen Gelegenheiten gesprochen. 
Der Präsident des Bundesausgleichsamts und die zusändige Ab- 
teilung meines Hauses unterstützen laufend mit Veröffentlichun- 
gen in den Fachzeitschriften die notwendige Publikation über 
die Rechtsvorschriften zur Abgeltung von Zonenschäden. 


33. Abgeordneter Sind Informationen richtig, die in diesen Tagen 
Biechele von dpa verbreitet wurden, daß es amerika- 

nischen Forschern gelungen sei, in einem von 
der Regierung der USA unterstützten For- 
schungsprogramm eine neue DDT-Art zu ent- 
wickeln, deren Rückstände nur noch 10 Pro- 
zent der ursprünglichen Giftstoffe enthalten, 
eine Möglichkeit, die den Innenminister W. 
Hickert zur Hoffnung ermunterte, daß damit 
vielleicht ein Weg gefunden worden sei, die 
Umweltvergiftung durch DDT zu stoppen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schäfer 
vom 11. August 1970 

Ich habe die Botschaft der Vereinigten Staaten von Amerika ge- 
beten, mich über die in den USA laufenden Untersuchungen zur 
Entwicklung von DDT ohne persistente Eigenschaften näher zu 
informieren. 

Nach Eingang der Antwort werde ich Sie darüber im einzelnen 
unterrichten. 


34. Abgeordnete 
Dr. Brand 
(Pinneberg) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Einho- 
lung eines Gutachtens die Frage überprüfen zu 
lassen, ob die Gesundheit der regional be- 
troffenen Bevölkerung in der Einflugschneise 
des Großflughafens Kaltenkirchen durch den 
geplanten und später möglichen Flugbetrieb 
gefährdet wird? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 4. August 1970 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr beant- 
worte ich diese Anfrage wie folgt: 

Nach § 6 des Luftverkehrsgesetzes vom 4. November 1968 (BGBl. 
IS. 1113) in Verbindung mit § 39 der Luftverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung vom 28. November 1968 (BGBL I S. 1263) darf ein Flug- 
hafen nur mit Genehmigung der zuständigen Landes-Luftfahrt- 
behörde angelegt und betrieben werden. 

Vor Erteilung der Genehmigung ist von dieser Behörde u. a. zu 
prüfen, ob für den Schutz der Allgemeinheit vor Lärmbelästigun- 
gen ausreichend Sorge getragen ist. Zur Prüfung dieser Frage 
hat der Antragsteller gemäß § 40 der Luftverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung ein Gutachten eines technischen Sachverständigen über 
das Ausmaß des Lärms, der in der Umgebung des Flughafens 
zu erwarten ist, und ein weiteres Gutachten eines medizinischen 
Sachverständigen über die Auswirkung dieses Lärms auf die 
Bevölkerung der Genehmigungsbehörde vorzulegen. Diese ist 
gemäß § 40 Abs. 2 der Luftverkehrs-Zulasungs-Ordnung befugt, 
weitere Unterlagen, insbesondere auch Sachverständigengutach- 
ten zu verlangen. 

Angesichts der ausschließlichen Zuständigkeit der Landesbehör- 
den bitte ich um Verständnis, daß die Bundesregierung von sich 
aus ein Gutachten nicht in Auftrag gibt. Ich habe jedoch Ihre 
Anfrage und Durchschrift dieses Schreibens der Landesregierung 
von Schleswig-Holstein zugeleitet. 


.35. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Ist sich die Bundesregierung der Härten be- 
wußt, die sich daraus ergeben, daß bei priva- 
ten Lebensversicherungen, die von Bedienste- 
ten des Bundes auf seine Veranlassung zur 
Sicherung ihrer Altersversorgung abgeschlos- 
sen wurden, den Rentnern auf Lebensdauer 
Beträge einbehalten werden, die insgesamt 
um ein Vielfaches höher sind, als die Summe, 
die von der öffentlichen Hand als Zuschuß ge- 
leistet worden ist? 
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Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 12. August 1970 

Ihre Anfrage dürfte sich auf die Rentenberechtigten der Ver- 
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) in Karlsruhe 
beziehen. Die VBL gewährt eine dynamische Gesamtversorgung 
in Anlehnung an beamtenrechtliche Grundsätze (Höchstbetrag: 
75 V. H. des gesamtversorgungfähigen Entgelts). Auf sie werden 
u. a. die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung sowie 
1,25 V. H. monatlich (15 v. H. jährlich) der dopelten Summe der 
Beiträge angerechnet, die der Arbeitgeber als Zuschuß zu einer 
Lebensversicherung des Versorgungsrentenberechtigten gezahlt 
hat. Dem Prinzip der Gesamtversorgung würde es vom Grund- 
satz her entsprechen, wenn die tatsächlich aus der Lebensver- 
sicherung fließenden Erträge angerechnet würden. Wegen der 
Vielgestaltigkeit der Leistungen aus solchen Lebensversiche- 
rungsverträgen, z. B. Zahlung einer Rente, Zahlung eines Kapi- 
talbetrages, keine Zahlung an Hinterbliebene usw., hat sich dies 
jedoch als undurchführbar erwiesen. Die Tarifvertragsparteien, 
auf deren Vereinbarungen die Satzung der VBL beruht, haben 
daher auf Grund versicherungsmathematischer Berechnungen 
den pauschalierten Anrechnungssatz festgelegt, der als Durch- 
schnittswert für Leistungen aus Lebensversicherungsverträgen 
aller betroffenen Versorgungsrentenberechtigten anzusehen ist. 
Der Anrechnungssatz steht zudem in engem Zusammenhang mit 
den von der VBL gewährten Mindestversorgungs- und Versiche- 
rungsrenten, die ebenfalls monalich 1,25 v. H. der Summe der 
entrichteten Pflichtbeiträge betragen. Der Anrechnungssatz ent- 
spricht daher auch den Mindestleistungen, die die VBL erbringen 
würde, wenn die Beiträge in Höhe der Lebensversicherungsprä- 
mien an sie abgeführt worden wären. 

Die Pauschalierung des Anrechnungssatzes bringt es allerdings 
mit sich, daß Lebensversicherungsverträge mit langer Laufzeit 
begünstigt und Verträge mit kurzer Laufzeit benachteiligt wer- 
den. Bei Verträgen mit langer Laufzeit liegen die Leistungen aus 
der Lebensversicherung über dem Anrechnungssatz, bei Verträ- 
gen mit kurzer Laufzeit dagegen darunter. Das ergibt sich aus 
dem Wesen der Pauschalierung. 

Die Tarifvertragsparteien stellen gegenwärtig im Rahmen vor- 
bereitender Verhandlungen über Änderungen des Zusatzver- 
sorgungsrechts Überlegungen darüber an, wie die sich aus der 
pauschalierten Anrechnung bei Lebensversicherungsverträgen 
mit kurzer Laufzeit ergebenden Schwierigkeiten beseitigt werden 
können. Ich bin gern bereit. Ihnen das Ergebnis zu gegebener 
Zeit mitzuteilen. 


36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung jetzt bereit, den Hub- 
Josten Schrauberpiloten wie den Jet-Piloten eine ent- 

sprechende Stellenzulage zu gewähren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 5. August 1970 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
und dem Herrn Bundesminister der Verteidigung beantworte ich 
Ihre Mündliche Anfrage wie folgt: 

Nach dem Weißbuch 1970 zur Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Lage der Bundeswehr (Nr. 116) soll eine 
ruhegehaltsfähige Stellenzulage für Hubschrauberpiloten ein- 
geführt werden. 
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Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages hat in der 21. Sit- 
zung vom 29. April 1970 den Bundesminister des Innern gebeten, 
ihm möglichst bis zum 1. Oktober 1970 seine Vorstellungen über 
eine neue Gesamtkonzeption des Besoldungsrechts vorzulegen. 
Es ist beabsichtigt, den Entwurf eines Dritten Besoldungsneu- 
regelungsgesetzes im Herbst dieses Jahres fertigzustellen. Dabei 
wird auch die Stellenzulage abschließend behandelt werden. 

Ich darf noch hinweisen auf meine mit den vorstehenden Aus- 
führungen übereinstimmende Antwort vom 29. Juli 1970 auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Jung, Ollesch, Krall, Buch- 
staller und der Fraktionen der FDP, SPD vom 15. Juli 1970 betr. 
Fliegerzulage und ruhegehaltfähige Stellenzulage (Drucksache 
VI/1 043). 


37. Abgeordneter Erscheint es der Bundesregierung richtig und 
Dr. Hauser angemessen, daß ein Berufssoldat seine im 

(Sasbach) Reichsarbeitsdienst zurückgelegte Zeit, wie 

aus den Verwaltungsvorschriften zu §§ 53, 
54 G 131 zu entnehmen ist, nur dann ange- 
rechnet erhält, wenn er eine 18-jährige Dienst- 
zeit nachweisen kann, und auch hier nur nach 
einer mindestens 12-jährigen aktiven Wehr- 
dienstzeit, dagegen nicht, wenn eine 12-jäh- 
rige und 10-jährige Dienstzeit in Frage steht 
(Verwaltungsvorschriften Nummer 3 zu § 53, 
Nummer 2 zu § 54), obwohl auch der Berufs- 
soldat mit einer geringeren Dienstzeit als 
18 Jahre laut amtlichem Vermerk im Arbeits- 
dienstpass „Hat der Arbeitsdienstpflicht ge- 
mäß Wehrgesetz § 8,3 genügt" mit Ableistung 
seiner Arbeitsdienstzeit eine damals gesetz- 
lich zwingende Verpflichtung vor seinem 
Wehrdienst erfüllt hat? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schäfer 
vom 13. August 1970 

Die von Ihnen dargestellte Differenzierung beruht auf dem Recht 
vom 8. Mai 1945. Hieran knüpft das Gesetz zu Artikel 131 GG 
(G 131) an. 

Nach dem seinerzeit für die Berufssoldaten maßgebenden Wehr- 
machtfürsorge- und-versorgungsgesetz (WFVG) galt als Dienst- 
zeit (Statuszeit) der Berufsoffiziere von weniger als zwölf Jah- 
ren (§§ 11 bis 15 WFVG) bzw. von zwölf und mehr Jahren (§§ 16 
bis 19 WFVG) nur der aktive Wehrdienst. Hiernach wurde auch 
der Zeitpunkt der Beendigung der zwölfjährigen Dienstver- 
pflichtung in dem Verpflichtungsschein bestimmt, von dem dem 
Verpflichteten eine Ausfertigung auszuhändigen war. In die 
Dienstzeit von 18 Jahren wurden auch bestimmte andere ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeiten, u. a. eine im Reichsarbeitsdienst zu- 
rückgelegte Dienstzeit, eingerechnet, jedoch nur unter der Vor- 
aussetzung, daß der Unteroffizier insgesamt mindestens zwölf 
Jahre im Dienst gestanden hatte (§ 19 Abs. 2 i.V.m. § 54 Abs. 2 
WFVG). 

Die Statuszeit der Berufsunteroffiziere nach dem G 131 deckt 
sich mit dieser Dienstzeitregelung. Das ergibt sich aus folgenden 
Regelungen: § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 2 § 54 Abs. 2 bis 4 G 131; 
Vwv Nr. 2 Abs. 1, 3 zu § 54 i.V.m. der Vwv Nr. 3 Abs. 1 bis 4 
zu § 53 G 131. 
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Die Erfüllung der Arbeitsdienstpflicht war nach § 8 Abs. 3 des 
damaligen Wehrgesetzes eine der Voraussetzungen für die Ab- 
leistung der aktiven Wehrdienstpflicht. Auf die Länge der im 
Wehrdienst (Pflichtwehrdienst, freiwilliger Wehrdienst) abzu- 
leistenden Dienstzeit hatte diese Voraussetzung keinen Ein- 
fluß. 

Eine Einrechnung der Dienstzeit im Reichsarbeitsdienst in die 
Statuszeit der Berufsunteroffiziere mit weniger als zwölf Jahren 
würde sich nicht mehr mit dem oben genannten, durch oberst- 
gerichtliche Entscheidung anerkannten Grundsatz vereinbaren 
lassen, daß das G 131 stets an den Rechtsstand vom 8. Mai 1945 
anknüpft. Eine Gesetzesänderung wird daher insoweit nicht er- 
wogen. 


38. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
Pensky daß es wenig sinnvoll ist, bei der Bemessung 

des Urlaubs im öffentlichen Dienst die Be- 
soldungsgruppe bzw. die Vergütungsgruppe 
zugrunde zu legen, der der Bedienstete ange- 
hört? 


39. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, nachdem nun- 
Pensky mehr auch das Land Nordrhein-Westfalen dem 

Beispiel des Landes Hessen gefolgt ist, die 
Bundesurlaubsverordnung dahin zu ändern, 
daß die Bemessung des Urlaubs im öffent- 
lichen Dienst sich ausschließlich nach dem 
Lebensalter richtet? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 20. August 1970 

Ein Amt einer höheren Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppe ist 
mit größerer Verantwortung und stärkerer Arbeitsbelastung 
verbunden. Je höher das Amt, desto ungeregelter ist erfahrungs- 
gemäß die Arbeitszeit, ohne daß in der Regel für Mehrarbeit 
ein Freizeitausgleich in Anspruch genommen werden kann. Da 
mit wachsender Verantwortung die psychische Arbeitsbelastung 
zunimmt und diese zum vorzeitigen Verbrauch der seelisch- 
körperlichen Kraftreserven führt, ist aus allgemein- und arbeits- 
medizinischer Sicht die derzeit geltende Staffelung des Erho- 
lungsurlaubs nach Lebensalter und Besoldungs- bzw. Vergü- 
tungsgruppe als gerechtfertigt angesehen worden. 

Die Urlaubsstaffelung für die Beamten und Richter in den Län- 
dern, außer Hessen, entspricht im wesentlichen der des Bundes. 
Dies gilt zur Zeit auch noch für das Land Nordrhein-Westfalen. 

Unbeschadet der Meinungsverschiedenheiten über die Berechti- 
gung der Staffelung des Erholungsurlaubs auch nach Besoldungs- 
und Vergütungsgruppen führt das neue Urlaubsrecht jedoch zu 
einer gewissen Einebnung der Staffelung des Urlaubs. Stufen- 
weise wird der Urlaub 1970, 1971 und 1972 in den unteren Grup- 
pen stärker als in den oberen verlängert, während er in der 
obersten Gruppe für die letzte Altersabteilung unverändert 
bleibt. 
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Ob und in welchem Zeitraum diese Novellierung der Urlaubs- 
unterschiede fortgesetzt bzw. diese Unterschiede ganz aufge- 
hoben werden sollen, kann im gegenwärtigen Zeitpunkt noch 
nicht abschließend beurteilt werden. Es bleiben vielmehr die 
Vorschläge für eine zeitgemäße Weiterentwicklung eines mo- 
dernen öffentlichen Dienstes abzuwarten, die die von der Bun- 
desregierung auf Grund der Entschließung des Deutschen Bun- 
destages vom 27. Februar 1970 (Drucksache VI/420) zu berufende 
Studienkommission unabhängiger Fachleute erarbeiten wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


40, Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 


Wann gedenkt die Bundesregierung einen 
Entwurf zur Erhöhung der Mindesteinlagen 
nach dem GmbH-Gesetz vorzulegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 1. Juli 1970 

Die Anfrage betrifft inhaltlich nur ein Teilproblem aus der Ge- 
samtreform des Rechts der GmbH. Es ist nicht beabsichtigt, dieses 
Teilproblem durch einen selbständigen Gesetzentwurf einer 
Lösung zuzuführen. Im Rahmen eines Entwurfs für ein neues 
GmbH-Gesetz wird jedoch auch das Problem der Höhe des Min- 
deststammkapitals und einer Heraufsetzung der bei der Grün- 
dung der GmbH auf das Mindeststammkapital zu leistenden 
Einlagen geprüft. Es wird angestrebt, den Regierungsentwurf 
für ein neues GmbH-Gesetz so rechtzeitig fertigzustellen, daß 
seine Verabschiedung durch die gesetzgebenden Körperschaften 
noch in dieser Legislaturperiode möglich ist. 


41. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Bremer WDR-Fernsehen — Aktuelle Kamera — am 

24. Mai sowie die in Dresden erscheinende 
Zeitung „Union" am 27. Mai die Behauptung 
aufgestellt haben, der Elmshorner Bürger 
Günter Heinisch sei als führendes Mitglied 
der CDU einer der drei Täter des Flaggen- 
zwischenfalls von Kassel? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 23. Juli 1970 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die DDR-Nachrichtenagen- 
tur ADN am 24. Mai 1970 eine Meldung verbreitet hat, in der 
Herr Heinisch als ehemaliger Angehöriger des Elmshorner Stadt- 
rats und führendes Mitglied der örtlichen CDU bezeichnet und 
als einer der drei Flaggenschänder von Kassel beschuldigt wor- 
den ist. In gleicher Weise ist Herr Heinisch am 24. Mai 1970 in 
der Sendereihe „Aktuelle Kamera" des DDR-Fernsehens, nicht 
des WDR-Fernsehens, wie es in der Anfrage heißt, beschuldigt 
worden. 
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42. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht zuletzt im Inter- 
Bremer esse der in der DDR lebenden Angehörigen 

von Heinisch bereit zu bestätigen, daß keiner 
der drei ermittelten Täter mit dem Elmshor- 
ner Bürger identisch ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 23. Juli 1970 


Die Bundesregierung bestätigt hiermit, daß nach den ihr bisher 
bekannten Ermittlungen der Staatsanwaltschaft bei dem Land- 
gericht Kassel Herr Günter Heinisch als Täter des Fahnenzwi- 
schenfalls in Kassel am 21. Mai 1970 nicht in Betracht kommt. 
Die ADN-Meldung vom 24. Mai 1970 ist insoweit unrichtig. 


43. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
der Tatsache entgegen zu wirken, daß immer 
wieder Bürgern, die von kriminellen Elemen- 
ten überfallen, niedergeschlagen oder zusam- 
mengeschossen werden und hierdurch erheb- 
liche gesundheitliche Schäden mit großen Wie- 
derherstellungskosten erleiden, ein materieller 
Schutz in all den Fällen gewährt werden kann, 
wo es nicht gelingt, dj.e Täter zu ergreifen und 
somit haftbar zu machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 28. Juli 1970 


Die Frage einer Entschädigung der Opfer von Gewaltverbrechen 
ist im Bundesministerium der Justiz und in der Strafvollzugs- 
kommission im Zusammenhang mit den Arbeiten an dem Entwurf 
eines Strafvollzugsgesetzes geprüft worden. Soweit die Täter 
dem Vollzug der Freiheitsstrafe zugeführt werden, soll mit der 
Einführung eines angemessenen Arbeitsentgelts der Gefangene 
in die Lage versetzt werden, schon während der Zeit des Straf- 
vollzugs wenigstens teilweise den von ihm verursachten Scha- 
den ersetzen zu können. 

Die weitergehenden Fragen, ob und in welcher Form die öffent- 
liche Hand für einen Schadensausgleich eintreten soll und ob 
auch die Opfer solcher Straftaten eine Entschädigung erhalten 
können, deren Täter nicht ermittelt wurden, bedarf weiterer Prü- 
fung. Ich verkenne nicht, daß sich unter den Opfern der Gewalt- 
verbrechen Personen befinden, denen Hilfe zu leisten eine Auf- 
gabe ist, der sich die Gesellschaft nicht entziehen kann. Die Ent- 
scheidung über die Einführung einer Entschädigung aus öffent- 
lichen Mitteln bedarf jedoch einer eingehenden Vorbereitung. 
Die hierzu notwendigen Vorarbeiten konnten mit Rücksicht auf 
die laufenden Reformvorhaben bisher nicht aufgenommen wer- 
den. 
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44. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


Ist die Bundesregierung bereit, in den unter 
Frage 152 angeschnittenen Fällen ggf. Mittel 
zur Verfügung zu stellen, bzw. beim Bundes- 
justizminister auf entsprechende Vereinbarun- 
gen zu drängen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 28. Juli 1970 

Die Bereitstellung von Mitteln setzt voraus, daß Klarheit über 
den betroffenen Personenkreis und den Umfang einer Entschädi- 
gung besteht. Erst wenn diese Vorfragen geklärt worden sind, 
kann entschieden werden, ob Bundesmittel für den betroffenen 
Personenkreis zur Verfügung gestellt werden können. 


45. Abgeordneter Wie hoch ist der durchschnittliche Kranken- 

von Thadden bestand in den Strafanstalten der Bundesrepu- 

blik Deutschland, und welche Tendenz zum 
Steigen oder Fallen hat die Zahl der Aufnah- 
men von Häftlingen in Krankenanstalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 28. Juli 1970 


Nach nicht veröffentlichten Erhebungen der bundeseinheitlichen 
Strafvollzugsstatistik sind Krankheitsfälle der Gefangenen und 
Verwahrten in den Justizvollzugsanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland in folgender Höhe gezählt worden: 


1961 

313 606 

1965 

250 411 

1962 

281 413 

1966 

251 243 

1963 

304 249 

1967 

286 873 

1964 

295 466 

1968 

295 970 


Daraus ergibt sich für die Jahre 1961 bis 1968 ein Durchschnitt 
von 284 903 Krankheitsfällen im Jahr. Die vorstehenden Zahlen 
umfassen alle Krankheitsfälle, bei denen die ärztliche Unter- 
suchung des Gefangenen und Verwahrten zu therapeutischen 
Maßnahmen Anlaß gegeben hat. Eine Statistik über den jeweili- 
gen Krankenbestand der Justizvollzugsanstalten wird im Bun- 
desministerium der Justiz nicht geführt. Eine Erhebung ließe 
sich nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand durch- 
führen. Die nachstehenden Tabellen über besondere Krankheits- 
fälle vermitteln jedoch einen Eindruck von der Art und dem 
Umfang schwerer Erkrankungen: 


Besondere Erkrankungen 


Jahr 

Geschlechts- 

krankheiten 

Tuberkulose 

geistige 

Erkrankungen 

1961 

2927 

2628 

642 

1962 

2641 

2326 

302 

1963 

2329 

2411 

505 

1964 

2180 

2261 

380 

1965 

1981 

2163 

365 

1966 

1955 

2484 

567 

1967 

1986 

2835 

689 

1968 

1656 

2380 

631 
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Selbstmordversuche, Selbstbesdiädigungen, Nahrungsverweige- 


Ringen 

Jahr 

Ernsthafte 

Selbst- 

Nahrungs- 


Selbstmord- 

versuche 

beschädigungen 

verweigerungen 

1961 

189 

1121 

414 

1962 

200 

1082 

440 

1963 

218 

1009 

363 

1964 

223 

1082 

414 

1965 

176 

904 

354 

1966 

242 

1162 

447 

1967 

266 

1498 

498 

1968 

280 

1616 

486 

Unfälle 

Jahr 

Unfälle insgesamt davon bei der Arbeit 

1961 


8059 

6201 

1962 


8027 

6188 

1963 


7473 

5776 

1964 


8115 

6407 

1965 


8617 

6732 

1966 


6710 

5116 

1967 


6256 

4969 

1968 


6646 

5533 


Änläßlich der Erkrankungen Gefangener und Verwahrter sind 
folgende Überweisungen und Entlassungen vorgenommen wor- 
den: 


Jahr 

Überweisungen 


Entlassungen 


in eine Vollzugs- 

in eine 

wegen Vollzugs- 


anstalt mit 

öffentliche 

untauglicbkeit 


besonderer 

Krankenanstalt 


Krankenabteilung 



1961 

6410 (100,0) 

891 (100,0) 

487 (100,0) 

1962 

7371 (114,9) 

894 (100,3) 

462 ( 94,8) 

1963 

7306 (113,9) 

865 ( 97,0) 

543 (111,5) 

1964 

7315 (114,1) 

798 ( 89,5) 

493 (101,2) 

1965 

6839 (106,6) 

905 (101,5) 

461 ( 94,6) 

1966 

7709 (120,2) 

1006 (112,9) 

603 (123,8) 

1967 

7318 (114,1) 

1202 (134,0) 

716 (147,0) 

1968 

6929 (108,1) 

1446 (162,2) 

725 (148,8) 

Für denselben Zeitraum weist 

die Veröffentlichung des Statisti- 

sehen Bundesamtes (Fachserie A, Bevölkerung und Kultur, Reihe 
9, Rechtspflege IIL, Strafvollzug 1968) folgenden Bestand jeweils 
zu Beginn des Jahres zuzüglich der jeweils im Laufe des Jahres 

in die 

Anstalten eingetretenen Gefangenen 

und Verwahrten 

nach: 




1961 

494 541 (100,0) 

1965 

434 275 (87,3) 

1962 

462 928 ( 93,6) 

1966 

443 688 (89,7) 

1963 

491 840 ( 99,4) 

1967 

483 221 (97,7) 

1964 

501 895 (101,4) 

1968 

464 142 (93,8) 


Die in den Klammern angeführten Zahlen zeigen Anstieg und 
Rückgang im Verhältnis zu den 1961 beobachteten Vorkomm- 
nissen. 

Die Zahlen zeigen, daß die Überweisungen in öffentliche Kran- 
kenanstalten seit 1965 unverhältnismäßig stark zugenommen 
haben. Dies wird besonders deutlich, wenn berücksichtigt wird, 
daß der Bestand an Gefangenen und Verwahrten zu Beginn jeden 
Jahres zuzüglich der im Laufe des Jahres eingetretenen nicht in 
demselben Umfang angestiegen ist. 
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\bgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in zu- 
Or. Weber nehmendem Umfang sogenannte Entschul- 

(Köln) dungsbüros — gemeint sind Personen und 

Firmen, deren Geschäftszweck darauf gerichtet 
ist, Personen, die in Zahlungsschwierigkeiten 
geraten sind, zum Abschluß von Verträgen zu 
bewegen, die sie berechtigen, mit den einzel- 
nen Gläubigern andere Ratenzahlungen zu 
vereinbaren und die sich vorweg dafür Pro- 
visionen bezahlen lassen — in zunehmendem 
Maße auftreten, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung diese Tätigkeit in tatsächlicher 
und rechtlicher Hinsicht? 

Antwort des Staatssekretärs Maassen 
vom 10. August 1970 

Umschuldungsbüros, die der in Ihrer Frage bezeichneten Tätig- 
keit nachgehen, besorgen hiermit fremde Rechtsangelegenheiten. 
Sie brauchen daher für die Aufnahme ihres Geschäftsbetriebes 
eine Erlaubnis zur Rechtsbesorgung gemäß Artikel 1 § 1 Abs. 1 
des Rechtsberatungsgesetzes (RBerG) vom 13. Dezember 1935, 
zuletzt geändert durch Artikel 37 des Einführungsgesetzes zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (EGOWiG) vom 24. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. 1 S. 503). Vor der Erteilung dieser Erlaub- 
nis sind Zuverlässigkeit, Eignung und Sachkunde des Bewerbers 
zu prüfen. Die Erlaubnis zur geschäftsmäßigen Besorgung frem- 
der Rechtsangelegenheiten verpflichtet zu einer redlichen, ge- 
wissenhaften und ordnungsmäßigen Führung der übernommenen 
Geschäfte. Eine Werbung für die rechtsbesorgende Tätigkeit ist 
verboten (§ 1 Abs. 1, 3 der 2. AO RBerG). Bei Unzulässigkeit 
kann die Erlaubnis zur Rechtsbesorgung widerrufen werden 
(§ 14 Abs. 3 der 1. AVO RBerG). 

Die Geschäftsbesorgungsverträge der Umschuldungsbüros, die 
nicht die erforderliche Erlaubnis zur Rechtsbesorgung eingeholt 
haben, sind wegen Verstoßes gegen § 134 BGB nichtig. Statt des 
vereinbarten Entgelts besteht in diesem Fall nur ein Anspruch 
aus ungerechtfertigter Bereicherung in Höhe des Wertes der ge- 
leisteten Dienste, doch kann bei einem bewußten Verstoß gegen 
Artikel 1 § 1 Abs. 1 RBerG gemäß § 817 Satz 2 BGB auch dieser 
Anspruch wegfallen (BGHZ 37, 258 [261 f]; 50, 90 [91]). 

Wenn das Umschuldungsbüro unter Ausnutzung der finanziellen 
Notlage des Schuldners unangemessene Entgelte verlangt, die 
in keinem Verhältnis zu dem Nutzen seiner Tätigkeit für den 
Schuldner stehen, sondern — da sie vorweg von den Zahlungen 
des Schuldners durch das Umschuldungsbüro einbehalten wer- 
den — dessen finanzielle Notlage vertiefen, wird, wie verschie- 
dentlich von Gerichten entschieden worden ist, der Geschäftsbe- 
sorgungsvertrag auch im Hinblick auf § 138 BGB (Verbot sitten- 
widriger und wucherischer Rechtsgeschäfte) als nichtig angesehen 
werden können. Sofern dem Umschuldungsbüro eine Erlaubnis 
zur Rechtsbesorgung erteilt worden sein sollte, könnte ein sol- 
ches Verhalten Anlaß für den Widerruf der Erlaubnis sein. 

Das Auftreten und die Tätigkeit von Umschuldungsbüros, die fast 
durchweg keine Erlaubnis zur Rechtsbesorgung eingeholt hatten, 
dürfte in den letzten Jahren wesentlich zurückgegangen sein. 
Hierzu haben wohl die höchstrichterlichen Entscheidungen über 
die Anwendbarkeit des Rechtsberatungsgesetzes und die Nichtig- 
keit von Geschäftsbesorgungsverträgen, sofern die erforderliche 
Erlaubnis zur Rechtsbesorgung nicht erteilt war, beigetragen. 
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Eine Umfrage bei den Landesjustizverwaltungen im Jahre 1969 
hat ergeben, daß Umschuldungsbüros nur in vereinzelten Fällen 
die Erlaubnis zur Rechtsberatung erteilt worden war. Die Ver- 
bände der Rechtsanwaltschaft haben seit dem Jahr 1964 in einer 
Vielzahl von Prozessen Urteile und einstweilige Verfügungen 
erstrittten, in denen Umschuldungsbüros, die nicht die Erlaubnis 
zur Rechtsbesorgung hatten, die weitere Betätigung untersagt 
worden ist. Der Deutsche Anwaltverein e. V. hat diese Bemühun- 
gen in einem Tätigkeitsbericht aus dem Jahre 1969 als so er- 
folgreich bezeichnet, daß die Umschuldungsbüros nahezu „ausge- 
rottet" seien. 

Sollten Sie jedoch andere Erfahrungen in letzter Zeit gemacht 
haben, wäre ich Ihnen für Mitteilung der Fälle dankbar. Ich wür- 
de sofort die zuständige Landesjustizverwaltung unterrichten. 


47. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 


Wird die Bundesregierung evtl, durch gesetz- 
liche Maßnahmen auf ein Verbot einer solchen 
Tätigkeit hinwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Maassen 
vom 10. August 1970 

Das Rechtsberatungsgesetz und die hierzu ergangenen Ausfüh- 
rungsverordnungen dürften wirksame Mittel sein, um einem un- 
lauteren, die Notlage der Schuldner ausnutzenden Verhalten 
der Entschuldungsbüros entgegenzuwirken. Die Möglichkeit für 
Umschuldungsbüros, sich ohne Erlaubnis nach dem Rechtsbe- 
ratungsgesetz zu betätigen, wird durch die Nichtigkeit der Ge- 
schäftsbesorgungsverträge und den hiermit u. U. verbundenen 
Verlust eines Anspruchs auf Entschädigung entscheidend einge- 
schränkt. Es erscheint daher vertretbar, die weitere Entwicklung 
abzu warten. Sollte sich die tatsächliche oder rechtliche Lage je- 
doch wesentlich ändern, werde ich prüfen, ob und welche gesetz- 
geberischen Maßnahmen angezeigt sein könnten. 


48. Abgeordneter Sind der Bundesregierung oder den Landesju- 
Erhard stizverwaltungen Fälle bekannt geworden, in 

(Bad Schwalbach) denen die sog. anonyme Adoption nichtehe- 
licher Kinder durch die neuen gesetzlichen 
Regelungen über das Recht der nichtehe- 
lichen Kinder erschwert wurden oder wegen 
Nichtgewährleistung der Anonymität unter- 
blieben sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Maassen 
vom 17. August 1970 

Mir sind weder unmittelbar noch auf Grund Mitteilung der Lan- 
desjustizverwaltungen Fälle bekannt geworden, in denen die 
anonyme Adoption nichtehelicher Kinder durch das neue Nicht- 
ehelichenrecht erschwert oder verhindert wurde. Ich könnte hier- 
von aber auch schon deshalb kaum Kenntnis haben, weil das 
neue Recht erst am 1. Juli 1970 in Kraft getreten ist. Mir ist im 
übrigen nicht ersichtlich, inwiefern das neue Recht die Inkognito- 
adoption erschweren sollte. § 1747 a BGB, der die Anhörung des 
nichtehelichen Vaters vor einer Adoption regelt, sieht ausdrück- 
lich vor, daß die Person des Annehmenden dem Vater nicht be- 
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kanntgegeben zu werden braucht. Durch die Eintragung eines 
Sperrvermerks in das Geburtenbuch des Kindes nach § 61 PStG 
kann verhindert werden, daß der leibliche Vater von der Person 
der Annehmenden Kenntnis erhält. 


49. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine Neuregelung 
Erhard des Adoptionsrechts dahin gehend für erfor- 

(Bad Schwalbach) derlich oder zweckmäßig, daß die sog. ano- 
nyme Adoption, die eine Rechtswohltat für 
zahlreiche Kinder und deren Mütter ist, auch 
künftig nicht nur ermöglicht, sondern tunlichst 
noch erleichtert wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Maassen 
vom 17. August 1970 

Eine Neuregelung des Adoptionsrechts halte ich für notwendig. 
Die Vorarbeiten dazu sind im Bundesministerium der Justiz 
bereits aufgenommen worden. Die Neuregelung wird die Mög- 
lichkeit einer anonymen Adoption beibehalten und tunlichst er- 
leichtern. 


50. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, die 
der Landtagsvizepräsident Dr. Veit für die 
SPD-Fraktion in der aktuellen Stunde des 
Landtags von Baden-Württemberg am 8. Juli 
1970 angesichts der „unerhörten Ausschrei- 
tungen“ anläßlich der in f leide Ibeig am 19. 
Juni 1970 von Bundesminister Eppier geleite- 
ten internationalen Tagung zur Koordination 
der Entwicklungshilfe mit folgenden Worten 
zum Ausdruck luachte: „Das Befriedungsan- 
gebot, das wir der jungen Generation, soweit 
sie sich aufrührerisch betätigt hat, durch die 
Amnestie gemacht haben, ist von einzelnen 
in übelster Weise in den Wind geschlagen 
worden, und in die dargebotene Hand ist ge- 
spuckt worden,“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 5. August 1970 

Das Gesetz über Straffreiheit (Straffreiheitsgesetz 1970) vom 
20. Mai 1970 ist am 22. Mai 1970 in Kraft getreten. Die Auswir- 
kungen des Straffreiheitsgesetzes werden von der Bundesregie- 
rung beobachtet. Die Landesjustizverwaltungen werden mich 
über die Anwendung des Straffreiheitsgesetzes 1970 durch die 
Gerichte und die Strafverfolgungsbehörden unterrichten. Der 
Bundesminister des Innern hat die Innenverwaltungen der Län- 
der gebeten, ihn über Zahl und Ausmaß von Demonstrationen 
in der Zeit vom 1. Januar 1970 bis zum 22. Mai 1970 sowie in 
derzeit vom 23. Mai 1970 bis zum 31. Juli 1970 zu unterrichten. 
Ohne diesen Stellungnahmen vorgreifen zu wollen, kann zur 
Zeit von einem Rückgang der Demonstrationen mit strafbaren 
Ausschreitungen gesprochen werden. Ob dies auf das Straffrei- 
heitsgesetz 1970 zurückzuführen ist, läßt sich zur Zeit ebenso- 
wenig übersehen wie die weitere Entwicklung. Schlußfolgerun- 
gen werden erst nach längerer Beobachtung der Auswirkungen 
des Straffreiheitsgesetzes 1970 gezogen werden können. 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


51. Abgeordneter Ist die Bundesregierung damit einverstanden, 
Bredl daß das Gelände des freigegebenen Schieß- 

platzes im Norden Münchens nunmehr in die 
Stadtplanung nach den Bestimmungen des 
Bundesbaugesetzes einbezogen werden kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 6. Juli 1970 

Die Landeshauptstadt München hat sich seit Jahren um eine 
Freigabe der bis zum April d. J. von den US-Streitkräften als 
Schießplatz genutzten Liegenschaft an der Heidemannstraße in 
München/Freimann bemüht. Diesem Wunsch entsprechend hat 
die Bundesregierung die Freigabe dieser Anlage durch die US- 
Streitkräfte herbeigeführt und den Bundesminister der Verteidi- 
gung bewogen, von einer militärischen Nutzung nach Freigabe 
durch die Streitkräfte abzusehen. Der Bundesminister der Ver- 
teidigung hat diesen Verzicht davon abhängig gemacht, daß auf 
dem Gelände auch Bundesdarlehenswohnungen zur Deckung des 
Wohnungsbedarfs für Angehörige der Bundeswehr errichtet 
werden. Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München 
wurde bereits von mir gebeten, dafür Sorge zu tragen, daß die 
planerischen Voraussetzungen für eine Wohnbebauung auf die- 
sem Gelände möglichst schnell geschaffen we'rden. 


52. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß, 

Engholm obwohl mit Wirkung vom 15. Januar 1969 das 

Bundesverfassungsgericht der Bundesrepublik 
Deutschland den § 34 a EStG für verfassungs- 
widrig erklärt hat, weiterhin nach diesem 
Paragraphenfragment Steuergelder eingezogen 
werden, und weiß die Bundesregierung, was 
mit den Beträgen, die seit dem 15. Januar 
1969 auf Grund des für verfassungswidrig er- 
klärten § 34 a EStG vom Arbeitslohn wider- 
rechtlich einbehalten werden, geschieht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 8. Juli 1970 

Das Bundesverfassungsgericht hat in dem Ihnen bekannten Be- 
schluß vom 15. Januar 1969 die unterschiedliche steuerliche Be- 
handlung von Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- und Nacht- 
arbeit, je nachdem, ob sie auf gesetzlicher oder tarifvertraglicher 
Grundlage beruhen oder ob sie nach anderen Vereinbarungen 
gezahlt werden, als einen Verstoß gegen den Gleichheitssatz 
des Artikels 3 Abs. 1 GG angesehen. Das Bundesverfassungs- 
gericht hat die maßgebende Vorschrift des § 34 a EStG nicht für 
verfassungswidrig erklärt, sondern lediglich den Gesetzgeber 
aufgefordert, die Ungleichbehandlung durch gesetzgeberische 
Maßnahmen zu beseitigen. Dabei soll es der Entscheidung des 
Gesetzgebers Vorbehalten bleiben, welche Maßnahmen er für 
sinnvoll und vertretbar hält. Die geforderte Gleichbehandlung 
hätte durch eine Aufhebung der Steuerfreiheit der bisher begün- 
stigten Zuschläge oder durch eine Ausdehnung der Steuerfreiheit 
auf die bisher nicht begünstigten Zuschläge erreicht werden 
können. 
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Inzwischen hat die Bundesregierung beschlossen, daß die end- 
gültige Gestaltung der gesetzlichen Neuregelung wegen der 
Vielschichtigkeit des Problems der Steuerreform Vorbehalten 
bleiben soll. Für die Übergangszeit soll eine gesetzliche Über- 
gangsregelung getroffen werden, die nach den Vorstellungen 
der Bundesregierung eine Ausdehnung der Steuerfreiheit auf 
die bisher steuerpflichtigen Zuschläge vorsehen wird; auf die 
Antwort der Bundesregierung vom 10. März 1970 auf die Kleine 
Anfrage der CDU/CSÜ-Fraktion des Deutschen Bundestages 
— Drucksache Vl/495 — - darf ich zur Vermeidung von Wieder- 
holungen hinweisen. Ein entsprechender Gesetzentwurf wird 
z. Z. in meinem Hause vorbereitet. 

ünabhängig hiervon machte der Beschluß des Bundesverfas- 
sungsgerichts für die Zeit bis zum Inkrafttreten der gesetzlichen 
Übergangsregelung Verwaltungsanweisungen erforderlich, bei 
denen aber darauf Bedacht zu nehmen war, daß sie der Entschei- 
dung der gesetzgebenden Körperschaften nicht Vorgriffen. Ver- 
waltungsanweisungen, die etwa eine Ausdehnung der Steuer- 
freiheit auf die bisher nicht begünstigten Zuschläge oder eine 
Aufhebung der Steuerfreiheit auf die bisher begünstigten Zu- 
schläge vorgesehen hätten, wären bedenklich gewesen, weil sie 
unvermeidbar präjudizierenden Charakter gehabt und damit 
zugleich einen Eingriff in die Entscheidungsfreiheit der parla- 
mentarischen Organe bedeutet hätten. Bei dieser Sachlage muß- 
ten sich die Verwaltungserlasse auf die Anweisung beschränken, 
daß die nach bisherigem Recht steuerfreien Zuschläge zunächst 
auch weiterhin steuerfrei gezahlt werden können und daß die 
bisher steuerpflichtigen Zuschläge zunächst auch weiterhin steu- 
erpflichtig bleiben. Wird gegen die Steuerpflicht der Zuschläge 
Einspruch eingelegt, so sind die Finanzämter ermächtigt, die 
Entscheidung über den Einspruch bis auf weiteres zurückzustel- 
len und die Vollziehung von Steuernachforderungen, die sich 
aus der Steuerpflicht ergeben, vorerst auszusetzen. 

Die von den steuerpflichtigen Zuschlägen einbehaltene und ab- 
geführte Lohnsteuer wird nach den allgemeinen Grundsätzen 
kassenmäßig vereinnahmt. Ob und in welchem ümfang eine 
Erstattung der von den Zuschlägen einbehaltenen Lohnsteuer in 
Betracht kommen kann, wird davon abhängen, wie der Anwen- 
dungszeitraum der gesetzlichen Übergangsregelung gestaltet 
wird. 


53. Abaeordneter Wird in der Novelle zum Umsatzsteuergesetz 

Dr. Hauser 1967, deren Vorlage mit Drucksache VI/901 

(Sasbach) betr. Erfahrungen, Auswirkungen und künftige 

Entwicklung der Mehrwertsteuer noch für das 
laufende Jahr angekündigt wurde, eine Klar- 
stellung der Bestimmung des § 4 Nr. 20 a 
UStG ins Auge gefasst, damit künftig auch 
Unternehmer, die Chöre führen oder Einzel- 
(Vokal- oder Instrumental-) Darbietungen 
geben, von der Umsatzsteuer befreit werden 
können, wie dies der Ausschuß für Kunst und 
Erwachsenenbildung der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister der Länder bereits 1968 
vorgeschlagen hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 15. Juli 1970 

Auf Ihre Anfrage über die umsatzsteuerrechtliche Behandlung 
der Chöre und Vokal- und Instrumentaldarbietungen (§ 4 Nr. 20 a 
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UStG) teile ich mit, daß hierüber zur Zeit eine Erörterung mit 
den Finanzministern (Finanzsenatoren) der Länder stattfindet. 
Das Ergebnis dieser Erörterung wird auch die Grundlage für die 
Novellierung des Umsatzsteuergesetzes bilden. Vorbehaltlich 
des Ergebnisses dieser Erörterung bemerke ich zu den von Ihnen 
angeschnittenen Einzelfragen folgendes: 

1. Darbietung der sogenannten kleineren Klangkörper und 
instrumentale Einzeldarbietungen 

Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder hat 
vorgeschlagen, den Begriff der unter die Befreiungsvorschrift 
fallenden Orchester dahin auszulegen, daß er auch die Dar- 
bietungen der kleineren Klangkörper (Duos, Trios usw.) um- 
faßt Ein gleicher Vorschlag liegt für Einzeldarbietungen nicht 
vor. 

Das Bundesfinanzministerium hält diese vorgeschlagene aus- 
dehnende Auslegung nach dem Sprachgebrauch nicht für 
bedenkenfrei. Die Begünstigung der kleineren Klangkörper 
dürfte überdies nicht dem Sinn und Zweck der Befreiungs- 
vorschrift entsprechen. Die Steuerbefreiung ist wegen der 
großen finanziellen Belastung der Gebietskörperschaften, die 
aus kulturellen Gründen Orchester unterhalten, geschaffen 
worden. Die Ausdehnung auf private Orchester erfolgte im 
wesentlichen aus Gründen der Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung. 

Soweit bekannt, unterhalten dagegen die Gebietskörperschaf- 
ten keine kleineren Klangkörper, so daß keine Vergleichs- 
möglichkeit mit den Einrichtungen der Gebietskörperschaften 
besteht. Außerdem dürften die kleineren Klangkörper keinen 
Aufwand zu Lasten der Allgemeinheit erfordern, wie das bei 
den Orchestern der Fall ist. 

Aus diesen Gründen dürfte auch eine gesetzliche Ausdeh- 
nung der Steuerfreiheit auf Bedenken stoßen. 

2. Dichterlesungen, Rezitationsabende und ähnliche Einzeldar- 
bietungen 

Nach § 4 Nr. 20 a UStG sind auch die Umsätze der Theater 
befreit. Die Führung eines Theaters ist gegeben, wenn künst- 
lerische und technische Kräfte sowie Vorrichtungen unter- 
halten werden, die ausreichen, mindestens einen kleinen 
Spielplan durchzuführen. Ob und inwieweit diese Voraus- 
setzung auch bei den vorbezeichneten Einzeldarbietungen 
erfüllt ist, ist noch umstritten und soll in den Erörterungen 
mit den obersten Finanzbehörden der Länder geklärt werden. 

3. Darbietungen der Chöre 

Die Darbietungen der Chöre sind bisher nicht nach § 4 
Nr. 20 a UStG steuerfrei. Das Bundesfinanzministerium neigt 
dazu, ihre Einbeziehung in die Steuerbefreiung durch die 
Umsatzsteuernovelle vorzuschlagen, weil die Chöre in der 
finanziellen Belastung und in der kulturellen Bedeutung mit 
den Orchestern vergleichbar sind. 

Abschließend darf ich darauf hinweisen, daß die Leistungen 
von freiberuflich tätigen Künstlern nach dem Umsatzsteuerge- 
setz dem ermäßigten Steuersatz unterliegen. Es ist daher fraglich, 
ob eine Steuerbefreiung (ohne Vorsteuerabzug) einen merklichen 
Vorteil darstellt. Soweit Leistungen gegenüber vorsteuerabzugs- 
berechtigten Unternehmern ausgeführt werden, stellt die Steuer- 
befreiung sogar einen Nachteil dar. 
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54. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Hammans zu erreichen, daß die Tätigkeit der bei den Al- 

liierten beschäftigten Deutschen wie eine Tä- 
tigkeit im deutschen öffentlichen Dienst be- 
handelt wird und dann das Personalvertre- 
tungsgesetz angewendet werden kann, als ob 
die bei den Alliierten Beschäftigten beim Bund 
tätig wären, entsprechend dem System, das 
für die bei den in der Bundesrepublik Deutsch- 
land stationierten niederländischen Truppen 
tätigen Deutschen gilt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 20. Juli 1970 

Zur Rechtsstellung der Arbeitnehmer bei den in der Bundesrepu- 
blik Deutschland stationierten ausländischen Streitkräften, zu 
den Verhandlungen der Bundesregierung über eine Revision des 
Artikels 56 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut 
und zu der Frage, ob die Tätigkeit bei den Stationierungsstreit- 
kräften als deutscher öffentlicher Dienst angesehen werden 
kann, hat der Bundesminister des Auswärtigen bereits Stellung 
genommen. Ich darf insoweit auf die Beantwortung der Kleinen 
Anfragen der Fraktionen der SPD und der FDP vom 28. Januar 
1970 (Drucksache VI/323) sowie der Abgeordneten Berger und 
Genossen vom 22. Juni 1970 (Drucksache Vl/987) verweisen. 

Mit den Niederlanden, in denen die Bundeswehr ebenfalls Trup- 
pen stationiert, besteht eine Sondervereinbarung. Danach 
werden die von den niederländischen Truppen im Bundesgebiet 
und von der Bundeswehr in den Niederlanden benötigten Orts- 
kräfte von dem jeweiligen Aufnahmestaat zur Verfügung ge- 
stellt; die Kosten werden gegenseitig aufgerechnet. Eine solche 
Vereinbarung auf Gegenseitigkeit läßt sich mit den anderen 
Stationierungsmächten nicht verwirklichen, weil die Bundeswehr 
in diesen Ländern nicht vertreten ist oder nur in geringem Um- 
fang Arbeitskräfte in Anspruch nimmt. 


55. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, das in 
Offergeld unmittelbarer Nähe von Bad Mergentheim 

liegende Munitionslager, das von der Besat- 
zungsmacht ohne Zustimmung der Stadt ein- 
gerichtet wurde und das die Ausdehnung der 
Stadt entscheidend behindert, zu verlegen und 
so die Weiterentwicklung eines der größten 
deutschen Heilbäder zu ermöglichen? 


56. Abgeordnete! Ist die Bundesregierung bereit, die Kosten 
Offergeld einer möglichen Verlegung des Lagers in ein 

entferntes Gebiet oder auch innerhalb des 
Stadtgebietes von Bad Mergentheim zu über- 
nehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 16. Juli 1970 

Gemäß Artikel 48 Abs. 2 des Zusatzabkommens zum NATO- 
Truppenstatut hat die Bundesrepublik Deutschland den US- 
Streitkräften grundsätzlich den Besitz und die Benutzung des 
Munitionslagers Roggenberg bei Bad Mergentheim zu gewähr- 
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leisten. Eine Verlegung dieser militärischen Anlagen wäre daher 
zunächst einmal von dem Einverständnis der US-Streitkräfte 
abhängig. Ein solches Einverständnis wäre jedoch erfahrungs- 
gemäß nur dann erreichbar, wenn den Streitkräften durch eine 
solche Verlegung und die dadurch erforderliche Neuerrichtung 
der gesamten Einrichtungen keinerlei Kosten entstehen. 

Hinsichtlich dieser Kosten ist darauf hinzuweisen, daß nach § 1 
Abs. 5 des Bundesbaugesetzes die Gemeinden bei Aufstellung 
ihrer Bauleitpläne die Bedürfnisse der Verteidigung zu beachten 
haben. Das Vorhandensein militärischer Anlagen und die von 
diesen Anlagen ausgehenden Gefahren müssen bei Aufstellung 
der Bebauungspläne berücksichtigt werden. Will eine Gemeinde 
trotzdem ihre Planungen verwirklichen und beantragt sie die 
Verlegung derartiger Anlagen, so gilt das Veranlasserprinzip: 
Die Kosten fallen dann grundsätzlich der Gemeinde zur Last. 

Die beschränkten Mittel, die im Bundeshaushalt für Verlegun- 
gen ausgewiesen sind, müssen grundsätzlich den Fällen Vorbe- 
halten bleiben, in denen eine Verlegung zur Vermeidung einer 
unmittelbaren Haftung des Bundes unter den Gesichtspunkten 
der Sicherheit oder der Abwendung von Immissionen auf be- 
nachbarte Grundstücke unausweichlich erscheint. Dabei kann 
auch der Umstand, daß das Bundesvermögen durch die Verle- 
gung einen echten Zuwachs erfährt (z. B. Aufgabe alter und 
Schaffung neuer Anlagen), berücksichtigt werden. Da es an Vor- 
aussetzungen dieser Art im Fall Mergentheim fehlt, hat sich 
das Bundesministerium der Finanzen seinerzeit veranlaßt ge- 
sehen, eine Übernahme der Kosten auf den Bundeshaushalt 
abzulehnen. Hierbei bitte ich zu bedenken, daß eine erhebliche 
Anzahl von Städten und Gemeinden durch militärische Einrich- 
tungen in ihren Entwicklungsmöglichkeiten beeinträchtigt wird. 
Bei der Vielzahl der Fälle kann der Bund die finanziellen Be- 
lastungen, die sich aus den Verlegungswünschen der Gemein- 
den ergeben, nur unter den dargelegten Gesichtspunkten über- 
nehmen. 

Wie ich aber in Erfahrung gebracht habe, nehmen die US-Streit- 
kräfte zurzeit bauliche Veränderungen innerhalb des Lagers 
Roggenberg vor. Das Landesfinanzministerium Baden-Württem- 
berg hat die US-Streitkräfte in diesem Zusammenhang um eine 
Prüfung gebeten, ob bei dieser Gelegenheit eine Umlagerung 
der Bestände vorgenommen werden kann, wodurch möglicher- 
weise die erforderlichen Schutzabstände um das Munitionslager 
verringert und den Ausdehnungswünschen der Stadt Mergent- 
heim in gewissem Umfang entsprochen werden könnte. 


57. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die Vor- 
Weigl Schläge des Landes Hessen zur Anhebung der 

Erbschaftsteuersätze „unter Zugrundelegung 
zeitnaher Verkehrswerte" auf von bisher 15Vo 
auf 25®/o in Steuerklasse I und auf von bisher 
250/0 auf 420/0 in Steuerklasse II? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 17. Juli 1970 

In den Refomvorschlägen des Landes Hessen zur Neugestaltung 
des Erbschaftsteuerrechts bilden die vorgesehenen Tarifände- 
rungen sicherlich einen Schwerpunkt. Dennoch können sie nicht 
isoliert gesehen werden. Das gilt nicht nur für den Erbschaft- 
steuerspitzensatz einer einzelnen Steuerklasse, sondern auch 
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allgemein für die Erbschaft- und Schenkungsteuer im Rahmen 
des gesamten Steuersystems. Die Bundesregierung beabsichtigt 
deshalb, die Steuerreformmaßnahmen für die Ertrags- und Ver- 
mögensbesteuerung einschließlich der Erbschaftsteuer in einem 
einheitlichen Reformgesetz zusammenzufassen und für die ver- 
schiedenen Steuern vom gleichen Stichtag an wirksam werden 
zu lassen. Bevor nicht die nähere Gesamtkonzeption hierfür vor- 
liegt, erscheint es nicht zweckmäßig und auch nicht vertretbar, 
aus der großen Anzahl der vorliegenden Reformanregungen 
lediglich einzelne Tarifvorschläge herauszulösen und zu würdi- 
gen. Sollte jedoch Ihre Frage durch die Befürchtung veranlaßt 
sein, daß die Bundesregierung den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten eine überhöhte Erbschaftsbesteuerung vorschlagen könnte, 
so darf ich auch hier erneut versichern, daß Besorgnisse in dieser 
Hinsicht unbegründet sind, da eine verschärfte Besteuerung, die 
unsere auf Privateigentum und unternehmerischer Produktion 
beruhende Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung in Frage stel- 
len würde, nicht in Betracht kommen kann. 


58. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung auf Grund einer 
Dr. Götz Anregung des hessischen Ministers des Innern 

unternommen, um die US-Streitkräfte zu ver- 
anlassen, ihre Absicht, die Schießbahn 9 des 
Truppenübungsplatzes Wildflecken weiter aus- 
zubauen, zu überprüfen, um die damit verbun- 
dene unerträglich gewordene Lärmbelästigung 
für die Bevölkerung des Gersfelder Raums und 
die Benachteiligung des Fremdenverkehrs zu 
vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatsekretärs Dr. Reischl 
vom 17. Juli 1970 

Entsprechend dem Wunsche des Hessischen Ministers des Innern 
hat das Bundesfinanzministerium sich an die Amerikanische 
Botschaft gewandt und sie gebeten, bei den US-Streitkräften 
ebenfalls für eine Einstellung der Ausbauarbeiten an der Schieß- 
bahn 9 einzutreten. Hierbei ist — wie schon in früheren Schrei- 
ben an die amerikanischen Streitkräfte — nochmals auf die mög- 
lichen wirtschaftlichen und auch gesundheitlichen Auswirkungen 
hingewiesen und gleichzeitig dargelegt worden, daß die zur 
Abwendung von Schäden gegebenenfalls entstehenden Kosten 
nach Auffassung des Bundesfinanzministeriums in keinem Ver- 
hältns zu dem Nutzen stehen, den die Schießbahn 9 als Panzer- 
schießbahn den US-Streitkräften bringen würde. 

Ich hoffe, daß die amerikanischen Streitkräfte den weiteren 
Ausbau der Schießbahn zunächst einstellen, bis eine für alle 
Beteiligten annehmbare Lösung, an der auch die Hessische Lan- 
desregierung mitzuwirken bereit ist, gefunden worden ist. 


59. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetz- 
Dichgans entwurf einzubringen, der ausgabenwirksame 

Beschlüsse des Deutschen Bundestages nur als 
Bestandteil eines Haushaltsgesetzes zuläßt, 
von Notfällen und Bagatellfällen abgesehen, 
für die jeder Haushalt einen Pauschalbetrag 
vorsehen müßte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 22. Juli 1970 

Ihre Frage betrifft das Anliegen, die Haushaltswirtschaft des 
Bundes dauerhaft zu sichern. Dieses Problem war bereits Gegen- 
stand Ihrer Schreiben vom 16. Januar 1970 und vom 6. März 1970 
sowie Ihres Leserbriefes an die FAZ vom 19. Dezember 1969. 
Wie ich Ihnen bereits in meinem Schreiben vom 16. Februar 1970 

— II A/3 — H 1012 — 16/70 — dargelegt habe, ist die dauerhafte 
Sicherung einer geordneten Haushaltswirtschaft von Anbeginn 
der Arbeiten an der Haushaltsreform als eines der Hauptpro- 
bleme erkannt und behandelt worden. Die Stabilitäts- und Haus- 
haltsreformgesetzgebung hat das hierfür erforderliche Instru- 
mentarium geschaffen. 

— Hauptbestandteil des neuen Instrumentariums ist das Abge- 
hen vom Einjahresdenken und die Einführung der Finanzpla- 
nung in die öffentliche Haushaltswirtschaft (§§ 9 ff. StWG, 
§§ 50 ff. HGrG). Nur hierdurch können etwaige Zielkonflikte, 
die sich aus Einzelentscheidungen ergeben, sichtbar gemacht 
und gelöst werden. Der Jahreshaushalt wird zudem aus der 
Finanzplanung entwickelt und ist somit mit ihr verbunden. 

— Eine geordnete Haushaltswirtschaft ist ferner davon abhän- 
gig, daß Parlament und Regierung konstruktiv Zusammenar- 
beiten. § 10 BHO und § 50 HGrG verpflichten daher die Re- 
gierung, das Parlament künftig besser und umfassender zu 
unterrichten. Das Parlament hat demnach Kenntnis von dem 
für fünf Jahre festgelegten finanziellen Gesamtrahmen und 
kann daher keine finanzwirksamen Vorhaben initiieren, 
ohne sich über die finanzielle Tragweite im Klaren zu sein. 

— Schließlich ist durch Änderung der §§ 94 und 96 GOBT er- 
reicht worden, daß Haushalts- und Finanzvorlagen einer ver- 
besserten Vorberatung in den Bundestagsausschüssen, ins- 
besondere im Haushaltsausschuß, unterliegen. Dabei sind 
die Vorlagen vor allem auf ihre Vereinbarkeit mit dem lau- 
fenden Haushalt und mit künftigen Haushalten zu prüfen. 
Auch ist die Neufassung des Artikels 113 GG zu erwähnen, 
der ein ausgewogenes Instrumentarium dafür enthält, Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen Parlament und Regierung 
einer sinnvollen Lösung zuzuführen. 

— Ihr Vorschlag könnte schließlich die politischen Planungen 
und Arbeiten nicht nur der Legislative, sondern auch der 
Exekutive beeinträchtigen. Der Haushaltsplan wird nur ein- 
mal im Jahr verabschiedet; ihm können nicht — ohne Gefähr- 
dung einer geordneten Haushaltswirtschaft — Nachträge in 
beliebiger Zahl folgen. Auch die Ausbringung eines Pauschal- 
betrags im Haushaltsplan für „unvorhergesehene ausgabe- 
wirksame Beschlüsse des Bundestages" würden diese Beden- 
ken nicht ausräumen. Das Parlament müßte diesen Betrag 
ohne Kenntnis des Verwendungszwecks im voraus bewilligen. 
Im übrigen verstieße ein solches Verfahren gegen die Bemü- 
hungen des Parlaments und der Bundesregierung, den Haus- 
haltsplan ökonomisch durchsichtigt zu gestalten. 

Die Bundesregierung könnte deshalb einen Gesetzesentwurf im 
Sinne Ihrer Anregung nicht unterstützen. 

60. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Aufstellung 
Dichgans der Bundes schulden durch eine Übersicht zu 

ergänzen, die den Gegenwartswert künftiger, 
auf geltenden Gesetzen beruhender Verpflich- 
tungen des Bundes nach den Grundsätzen 
ordnungsgemäßer Bilanzierung ausweist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 22. Juli 1970 

Die Frage zielt darauf ab, die Vorbelastung künftiger Haushalts- 
jahre sichtbar zu machen. Auch dies war ein wesentliches Anlie- 
gen der Haushaltsreform. In der neuen Bundeshaushaltsordnung 
sind deshalb eine Reihe von Vorschriften enthalten, die dies 
sicherstellen. Abgesehen von der Finanzplanung sind insbeson- 
dere die Veranschlagung von Verpflichtungsermächtigungen, 
die Buchung eingegangener Verpflichtungen sowie eine Buch- 
führung über das Vermögen und die Schulden zu erwähnen. 

Der Erfassung der Verpflichtungen für die Zukunft sind jedoch 
bei einem öffentlichen Haushalt Grenzen gesetzt. Dies ist auch 
in den parlamentarischen Beratungen der Haushaltsreformge- 
setze klar erkannt worden. 

In weiten Bereichen läßt sich der Umfang der zukünftigen Ver- 
pflichtungen nicht feststellen 

— Auf den Gebieten der Gemeinschaftsaufgaben, der Bildung 
und Forschung und der Finanzhilfen nach Artikel 104 a GG 
fehlt es durchweg an einer zeitlichen Begrenzung der Ver- 
pflichtungen. Überdies hängt der Umfang der Leistungen des 
Bundes weitgehend von den Planungen der Länder ab. 

— Eine zeitliche Begrenzung gibt es auch nicht für die gesetz- 
lichen Zuschußverpflichtungen an die Sozialversicherungs- 
träger. Ähnliches gilt für viele Finanzhilfen an verschiedene 
Bereiche der Wirtschaft. 

— Zukünftige Verpflichtungen auf Grund besoldungsrechtlicher 
Vorschriften lassen sich nicht hinreichend genau erfassen, 
weil lineare und strukturelle Verbesserungen nicht im voraus 
bewertet werden können. Hinzu treten Neueinstufungen und 
der laufende Zu- und Abgang; Schwierigkeiten ergeben sich 
ferner bei der Ermittlung der zukünftigen Pensionsverpflich- 
tungen. 

Selbst wenn sich aber der Umfang zukünftiger Verpflichtungen 
feststellen läßt, sind annähernd aussagefähige Berechnungen 
ihres Gegenwartswertes oft nicht möglich, da zum Beispiel bei 
einer Reihe von Maßnahmen das Ergebnis von dem jeweils ge- 
wählten Abzinsungsfaktor abhängig ist oder bei vielen Vorhaben 
die Annahme einer zeitlichen Begrenzung dadurch unrealistisch 
wird, daß mit Fortsetzungsmaßnahmen zu rechnen ist. 

Ein Gegenwartswert läßt sich somit nur in wenigen Bereichen, 
zum Beispiel bei den Kriegsfolgegesetzen oder bei den Schul- 
dendiensthilfen im sozialen Wohnungsbau, feststellen. Bei einer 
Beschränkung der Bilanzierung auf diese wenigen Maßnahmen 
ist jedoch das vorgeschlagene Verfahren nicht sinnvoll. Es ver- 
mehrt weder die Erkenntnisse über die Haushaltsentwicklung 
noch über die ökonomische Bedeutung des öffentlichen Haus- 
halts. 

Die Bundesregierung kann sich deshalb nicht dem Vorschlag 
anschließen, eine Übersicht über den Gegenwartswert künftiger, 
auf geltenden Gesetzen beruhender Verpflichtungen des Bundes 
im Sinne Ihrer Frage zu erstellen. 


61. Abgeordneter Ist der Bundesfinanzminister bereit, dahin 
Picard gehend initiativ zu werden, spätestens mit der 

Vorlage weiterer Steuerreformgesetze, daß 
Steuerguthaben verzinst werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 22. Juli 1970 

Das geltende Recht kennt nur Stundungszinsen (für einige Steu- 
ern), Hinterziehungszinsen und Prozeßzinsen (bei Erstattungen 
und Nachzahlungen). Im Zusammenhang mit der Reform der 
Reichsabgabenordnung ist die Frage einer weitergehenden Ver- 
zinsung von Steuererstattungen und Steuernachzahlungen (Voll- 
verzinsung) eingehend geprüft worden. Bei den Beratungen des 
Entwurfs der neuen Abgabenordnung mit den obersten Finanz- 
behörden der Länder hat sich jedoch gezeigt, daß eine Vollver- 
zinsung außerodentlich schwierige technische Probleme aufwirft, 
die nur mit Hilfe einer vollintegrierten elektronischen Daten- 
verarbeitung bewältigt werden können. Diese Voraussetzungen 
sind, bezogen auf alle Bundesländer, gegenwärtig nicht gegeben. 
Es ist auch nicht abzusehen, ob alle Bundesländer diese Voraus- 
setzungen bis zum Inkrafttreten der neuen Abgabenordnung am 
1. Januar 1974 geschaffen haben werden. Unter diesen Umstän- 
den dürfte es nicht vertretbar sein, bereits jetzt im Rahmen der 
AO-Reform an eine grundlegende Reform des Zinsrechts in 
Richtung auf eine Vollverzinsung heranzugehen. Die Frage der 
Einführung der Vollverzinsung wird aber weiter geprüft und 
nach Lösung der technischen Probleme entschieden werden müs- 
sen. Diese spätere Entscheidung wird erleichtert, wenn gegen- 
wärtig möglichst wenig am geltenden Zinsrecht geändert wird. 
Das bedeutet, daß auf Teillösungen hinsichtlich der Erweiterung 
der Verzinsung von Erstattungen und Nachzahlungen verzichtet 
wird. 

In diesem Zusammenhang darf ich nicht unerwähnt lassen, daß 
die Voll Verzinsung keineswegs einhellig befürwortet wird. Vor 
allem die Wirtschaft und die steuerberatenden Berufe verhalten 
sich weitgehend ablehnend. 

Im übrigen hoffe ich, daß die Frage der Verzinsung von Erstat- 
tungen dadurch an Bedeutung verlieren wird, daß im Zuge der 
Reform des Lohnsteuerrechts eine Regelung gefunden wird, die 
Überzahlungen weitgehend vermeidet. Allgemein können Über- 
zahlungen bereits heute dadurch vermieden werden, daß Voraus- 
zahlungen herabgesetzt, gegebenenfalls andere Steuern gestun- 
det oder Freibeträge auf der Lohnsteuerkarte eingetragen wer- 
den. 


52. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, in Konse- 
Neemann quenz der Änderung des Kündigungsschutz- 

gesetzes durch das Erste Arbeitsrechtsbereini- 
gungsgesetz vom 14. August 1969, das in be- 
sonderen Härtefällen Abfindungen bis zu 18 
Monatsverdiencten zuläßt, eine entsprechende 
Änderung des § 3 Ziff. 9 des Einkommen- 
steuergesetzes, dem noch die alte Fassung des 
Kündigungsschutzgesetzes zu Grunde liegt, 
oder wird in der Praxis der Steuerverwaltung 
das Einkommensteuergesetz bereits im Sinne 
der Neuregelung des Kündigungsschutzge- 
setzes ausgelegt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 29. Juli 1970 

Nach Abschnitt 12 Abs. 2 der Lohnsteuer-Richtlinien 1970 vom 
30. Dezember 1969 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 7 vom 
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13. Januar 1970, Bundessteuerblatt 1970 Teil I S 25) sind Ent* 
lassungsentschädigungen, die auf Grund der §§ 9 und 10 des 
Kündigungsschutzgesetzes in der Fassung vom 25. August 1969 
gezahlt werden, bis zu den in § 10 dieses Gesetzes genannten 
Höchstbeträgen steuerfrei. Diese Regelung ist im Vorgriff auf 
eine künftige Änderung des § 3 Ziff. 9 des Einkommensteuer- 
gesetzes getroffen worden, um sicherzustellen, daß auch die 
Steuerfeiheit solcher Abfindungen sichergestellt ist, die einem 
Arbeitnehmer unter besonderen Voraussetzungen über 12 Mo- 
natsverdienste hinaus bis zu 18 Monatsverdienste zuerkannt 
werden. 

Die von Ihnen angesprochene Steuerbefreiungsvorschrift des § 3 
Ziff. 9 des Einkommensteuergesetzes, die noch auf die §§ 7 und 
8 des alten Kündigungsschutzgesetzes Bezug nimmt, wird bei 
der nächsten Änderung des Einkommensteuergesetzes angepaßt 
werden. 


63. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die augenblickliche 
Neemann Steuerrechtslage für vertretbar, der zufolge 

Abfindungen und Übergangsgelder wegen 
Entlassung aus einem Dienstverhältnis einer- 
seits dann steuerfrei sind, wenn ihre Zahlung 
auf Grund eines Gesetzes erfolgt, andererseits 
aber besteuert werden, wenn sie auf Grund 
tarifvertraglicher Vereinbarungen, Betriebs- 
vereinbarungen oder Einzelarbeitsverträgen 
gezahlt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatsekretärs Dr. Reischl 
vom 30. Juli 1970 

Nach § 3 Ziff. 9 des Einkommensteuergesetzes sind solche Ent- 
lassungsentschädigungen steuerfrei, die nach dem Kündigungs- 
schutzgesetz oder nach bestimmten Vorschriften des Betriebsver- 
fassungsgesetzes gezahlt werden. Eine vergleichbare Regelung 
für entlassene Beamte findet sich in § 3 Ziff. 10 des Einkommen- 
steuergesetzes. Hiernach sind Übergangsgelder und Übergangs- 
beihilfen, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften an ohne Ver- 
sorgungsanspruch entlassene Beamte gezahlt werden, ebenfalls 
steuerfrei. 

Die Steuerfreiheit von Abfindungen anläßlich der Entlassung aus 
einem Arbeits- oder Dienstverhältnis ist nicht zuletzt aus sozialen 
Gründen nur vertretbar, solange die Abfindungen Unterstüt- 
zungscharakter haben und wirtschaftliche Härten ausgleichen. 
Diese Voraussetzung kann aber regelmäßig nur als erfüllt ange- 
sehen werden, wenn die Abfindungen ihren Urspung in arbeits- 
rechtlichen (§§ 9, 10 des Kündigungsschutzgesetzes, §§ 72 bis 
74 des Betriebsverfassungsgesetzes) oder beamtenrechtlichen 
Vorschriften haben. Würden auch solche Abfindungen steuerfrei 
gestellt, die allgemein zwischen den Beteiligten frei vereinbart 
werden, so könnten ungerechtfertigte Steuervorteile nicht aus- 
geschlossen werden. 


64. Abgeordneter Kann die Bundesregierung schon darüber Aus- 
Neemann kunft geben, ob sie im Zuge der geplanten 

Novellierung des Umsatzsteuergesetzes von 
1967 (Mehrwertsteuer) eine Ausdehnung des 
§ 2 Abs. 3 Satz 1 auf Berufsverbände beab- 
sichtigt? 
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Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 29. Juli 1970 

Es ist nicht beabsichtigt, in der geplanten Novelle zum Umsatz- 
steuergesetz 1967 § 2 Abs. 3 Satz 1 UStG auf Berufsverbände 
auszudehnen. Die Vorschrift des § 2 Abs. 3 Satz 1 UStG enthält 
eine Ausnahmebestimmung für die Körperschaften öffentlichen 
Rechts. Sie soll — in Anlehnung an die Regelung bei der Körper- 
schaftsteuer — die Schwierigkeiten vermindern, die speziell bei 
der Abgrenzung der hoheitlichen von der unternehmerischen Tä- 
tigkeit der Körperschaften öffentlichen Rechts auftreten. Die 
Probleme, die bei der Abgrenzung zwischen dem nichtsteuer- 
baren und dem unternehmerischen Bereich eines Berufsverban- 
des entstehen, ergeben sich auch bei zahlreichen Vereinen, For- 
schungsbetrieben und anderen Einrichtungen. Die Bundesregie- 
rung ist der Ansicht, daß die bei diesen Einrichtungen auftreten- 
den Schwierigkeiten nicht so unüberwindlich sind, daß eine 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes erforderlich ist. Es ist daher 
eine Verwaltungsregelung in Vorbereitung, in der zur Unter- 
nehmereigenschaft und zum Vorsteuerabzug bei Vereinen, For- 
schungsbetrieben und ähnlichen Einrichtungen Stellung genom- 
men wird. Hinsichtlich des Vorsteuerabzugs sind verschiedene 
Erleichterungen vorgesehen. Die Verwaltungsregelung wird zur 
Zeit mit den obersten Finanzbehörden der Länder abgestimmt. 


65. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Richarts die normalen Öffnungszeiten der Zollstellen 

an der Westgrenze dem steigenden Güterver- 
kehr entsprechen? 


66. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
Richarts neben den Stellen, die den bisher an der 

Westgrenze durchlaufenden Güterverkehr ab- 
fertigen, nicht auch noch andere stark fre- 
quentierte Grenzübergänge, z. B. Wasserbil- 
ligerbrück, personell und technisch so ausge- 
stattet werden können, daß auch dort der Gü- 
terverkehr durchlaufend abgefertigt werden 
kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 28. Juli 1970 

Die Öffnungszeiten der Zollstellen werden von den Oberfinanz- 
direktionen festgesetzt. Diese sind gehalten, dabei die örtlichen 
Verhältnisse, das allgemeine Verkehrsbedürfnis und die Perso- 
nallage zu berücksichtigen. Die Öffnungszeiten werden außerdem 
möglichst mit der jeweiligen Nachbarzollverwaltung abgestimmt, 
um einheitliche Regelungen zu erzielen. In diesem Rahmen sind 
die Oberfinanzdirektionen bestrebt, die Öffnungszeiten den stei- 
genden Bedürfnissen des Güterverkehrs anzupassen. Ihre Mög- 
lichkeiten sind jedoch wegen der angespannten Personallage der 
Zollverwaltung beschränkt. Die Zollverwaltung ist bemüht, mehr 
Personal zu gewinnen. Die ungünstigen Verhältnisse auf dem 
Arbeitsmarkt lassen eine rasche Besserung der Personallage aber 
nicht erwarten. 

Ein Weg, der dennoch vor allem unsere Westgrenze durchlässi- 
ger machen könnte, führt über den vermehrten Gebrauch verein- 
fachter Zollverfahren. 
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Für den allgemeinen Güterverkehr ist an der Westgrenze z. Z. 
nur ein Zollamt werktags durchgehend von 0 bis 24 Uhr geöffnet. 
Das ist das Zollamt Elten- Autobahn. Voraussichtlich zum Jah- 
resende werden zwei weitere Autobahn-Zollämter dazukommen. 
Das eine liegt südlich von Aachen, das andere, dessen Bau im 
Dezember vollendet werden wird, nördlich von Aachen an der 
Hollandlinie bei Vetschau. 

Im TIR-Verfahren — einem vereinfachten Zollverfahren — fer- 
tigen dagegen schon 13 Zollstellen an der Westgrenze werktags 
durchgehend von 0 bis 24 Uhr ab, wenn die Sendungen unter 
Raumverschluß eintreffen, Beanstandungen nicht zu erheben sind 
und die Transporte unverändert weiterrollen. Die gleiche Rege- 
lung gilt dort für Waren, die im gemeinschaftlichen Versandver- 
fahren befördert werden, soweit die Zollstellen dabei nur als 
Grenzübergangsstellen tätig werden. Auch dabei handelt es sich 
um ein vereinfachtes Verfahren, das eigens zu dem Zweck ge- 
schaffen worden ist, Gemeinschafts- und auch Drittlandswaren 
innerhalb der Gemeinschaft ohne Zollabfertigung bei den Grenz- 
zollstellen bis zu den Bestimmungsorten befördern zu können. 
Das Verfahren wird seit dem 1. Januar 1970 angewendet. Die 
deutsche Zollverwaltung und die Zollverwaltungen der anderen 
Mitgliedstaaten bemühen sich laufend, die Warenführer auf die 
Vorteile dieses Verfahrens hinzuweisen. 

Die Zahl der Zollstellen, die für Waren im gemeinschaftlichen 
Versand durchgehend geöffnet sind, wird in naher Zukunft noch 
erheblich zunehmen. Im Benehmen mit den Nachbarzollverwal- 
tungen wird angestrebt, die Warenbeförderung im gemeinschaft- 
lichen Versandverfahren grundsätzlich zu denselben Öffnungs- 
zeiten zu ermöglichen, die für den Reiseverkehr gelten. Die 
größeren Zollstellen sind durchgehend für den Reiseverkehr ge- 
öffnet. 

Das Zollamt Wasserbilligerbrück, das Sie als Beispiel für stark 
frequentierte Grenzübergänge angeführt haben, wird voraus- 
sichtlich mit unter diese Regelung fallen. Für den allgemeinen 
Güterverkehr ist dieses Zollamt werktags von 8 bis 12 Uhr und 
von 14 bis 19 Uhr geöffnet. Diese Öffnungszeiten genügen dem 
derzeitigen Verkehrsbedürfnis. Anträge von Firmen, Verbänden 
oder anderen Interessenten auf Ausweitung der Öffnungszeiten 
dieses Zollamts oder gar durchgehende Abfertigung des allge- 
meinen Güterverkehrs liegen nicht vor. 


67. Abgeordneter Welche Steuermehreinnahmen würden dem 
Dr. Haack Staat zufließen, wenn bei der Berechnung der 

Einkommensteuer die gezahlte Vermögen- 
steuer nicht mehr angerechnet würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 27. Juli 1970 

Die Beseitigung der Abzugsfähigkeit der Vermögensteuer bei 
der Einkommensteuer nach § 10 Abs. 1 Ziff. 5 EStG dürfte — auf 
Grund der voraussichtlichen Wirtschaf tstatbestände des Jahres 
1971 — nach den Schätzungen meines Hauses zu Einkommen- 
steuermehreinnahmen von etwa 400 Millionen DM führen. Diese 
Steuermehreinnahmen verteilen sich mit etwa je 170 Millionen 
DM auf Bund und Länder und mit 60 Millionen DM auf Ge- 
meinden. 
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68. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Dittrich rung, den Betrieben im Zonenrandgebiet hin- 

sichtlich der Besteuerung des Werkfernver- 
kehrs gebührend entgegen zu kommen? 


69. Abgeordneter 

Dr. Dittrich 


Welche Initiativen wird die Bundesregierung 
ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 30. Juli 1970 

Der besonderen Lage der Betriebe im Zonenrandgebiet ist bei 
der Straßengüterverkehrsteuer bereits dadurch Rechnung ge- 
tragen worden, daß sich die Steuer für Beförderungen nach oder 
von dem Zonenrandgebiet sowie innerhalb des Zonenrandge- 
biets auf die Hälfte der Regelsteuer ermäßigt. Außerdem besteht 
in begründeten Härtefällen die Möglichkeit, daß die zuständi- 
gen Finanzämter auf Antrag die Steuer im Werkfernverkehr bis 
auf einen Pfennig je Tonnenkilometer erlassen. Voraussetzung 
hierfür ist, daß das Unternehmen den Werkfernverkehr wegen 
seiner Eigenart oder geographischen Lage nicht entbehren kann 
und daß es durch die Einziehung der vollen Steuer in wirtschaft- 
liche Schwierigkeiten geraten würde. Für die Durchführung die- 
ser Härtevorschriften hat der Bundesminister der Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr ausführliche 
Richtlinien im Abschnitt 28 der Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schrift zum Gesetz über die Besteuerung des Straßengüterver- 
kehrs (Bundessteuerblatt 1969 Teil I S. 67) erlassen. 

Das bezeichnete Gesetz tritt nach seinem § 14 am 31. Dezember 
1970 außer Kraft. Gesetzliche Vorschriften über weitere Ver- 
günstigungen für das Zonenrandgebiet würden sich daher kaum 
mehr vor dem Auslaufen des Gesetzes verwirklichen lassen. Ich 
darf daher davon absehen, die mit einer Erweiterung der Prä- 
ferenz verbundenen Schwierigkeiten darzustellen, zumal die be- 
stehenden Vergünstigungen ausgewogen sind und sich bisher 
im allgemeinen bewährt haben. 

Die Bundesregierung sieht danach keine Möglichkeit und auch 
keinen Anlaß, den Betrieben im Zonenrandgebiet bei der Stras- 
sengüterverkehrsteuer weitere Vergünstigungen zu gewähren. 


70. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
Lenzer schlag des Verbandes der Automobilindustrie 

vom 13. Juli 1970 in Frankfurt, der für alle 
Personenkraftwagen und Lastkraftwagen bis 
5 t eine einheitliche Steuerbelastung von 120 
DM vorsieht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 30. Juli 1970 

Die von der Automobilindustrie vorgeschlagene einheitliche Be- 
steuerung würde sicherlich zu einer erheblichen Vereinfachung 
des Steuererhebungsverfahrens führen. Ob es sich dabei jedoch 
um die bestmögliche Lösung für eine moderne Kraftfahrzeug- 
steuer handelt und ob ggf. der vorgeschlagene Steuersatz von 
120 DM gerechtfertig ist, dazu kann gegenwärtig noch nicht Stel- 
lung genommen werden. 
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Zu einer Neugestaltung der Kraftfahrzeugsteuer, die im Rahmen 
der für diese Legislaturperiode vorgesehenen umfassenden Steu- 
erreform geplant ist, sind von verschiedenen Seiten Vorschläge 
gemacht worden. Auch die Steuerreform-Kommission beschäftigt 
sich z. Z. mit diesem Problem. Sie wird ihr Gutachten, dem die 
Bundesregierung nicht vorgreifen will, voraussichtlich zum Ende 
dieses Jahres vorlegen. Erst danach wird die Bundesregierung 
eine Entscheidung über die Reform der Kraftfahrzeugsteuer tref- 
fen. Der Vorschlag des Verbandes der Automobilindustrie wird 
bei den Erörterungen geprüft werden. 


71. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Lenzer die Vorschläge des Verbandes der Automobil- 

industrie zu realisieren, die von einer Zusam- 
menfassung aller Ausgaben für Verkehrsbau- 
ten und aller Einnahmen aus Abgaben des 
Kraftverkehrs in einem Sonderhaushalt aus- 
gehen, der dann mit Beteiligung der Verkehrs- 
nutzer zu verwalten wäre? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 30. Juli 1970 

Eine Zusammenfassung aller Ausgaben für Verkehrsbauten und 
aller Einnahmen aus Abgaben des Kraftverkehrs in einem Son- 
derhaushalt etwa in der Weise, daß sowohl der Bund als auch 
die Länder ihre Ausgaben für Verkehrsbauten aus einem unter 
Beteiligung der Verkehrsnutzer gemeinsam zu bewirtschaftenden 
Haushalt leisten, in den sie ihre Einnahmen und Abgaben des 
Kraftverkehrs einbringen, ist aus verfassungsrechtlichen Grün- 
den nicht zulässig. 

Die Schaffung eines derartigen Sonderhaushalts, der unter Be- 
teiligung der Verkehrsnutzer vewaltet werden soll, wäre mit der 
im Grundgesetz geregelten Verteilung der Finanzierungszustän- 
digkeiten zwischen Bund und Ländern u. a. auf dem Gebiet der 
Verkehrsbauten nicht in Einklang zu bringen. 

Nach Artikel 30 GG ist die Erfüllung der staatlichen Aufgaben 
Sache der Länder, soweit das Grundgesetz nichts anderes be- 
stimmt oder zuläßt. Der Bund finanziert danach Verkehrsbauten 
nur im Rahmen der ihm im Grundgesetz eingeräumten Finanzie- 
rungskompetenzen. So beschränken sich seine Finanzierungszu- 
ständigkeiten für den Straßenbau im wesentlichen auf die Bun- 
desstraßen (Artikel 90 Abs. 2 GG i.V.m. Artikel 104 a Abs. 2 GG) 
und die Zuwendungen zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse der Gemeinden (Artikel 104 a Abs. 4 GG), die bisher nach 
Richtlinien der Bundesregierung gewährt worden sind und in 
Zukunft durch Gesetz geregelt werden sollen. Im übrigen ist der 
Straßenbau Aufgabe der Länder. 

Ebenso wäre es nicht zulässig, alle staatlichen Einnahmen aus 
Abgaben des Kraftverkehrs in einem Sonderhaushalt zusammen- 
zufassen, da diese Abgaben nach Artikel 106 GG zum Teil dem 
Bund, zum Teil den Ländern zustehen (z. B. die Mineralölsteuer 
dem Bund, die Kraftfahrzeugsteuer den Ländern). 

Die Schaffung des vom Verband der Automobilindustrie vorge- 
schlagenen Sonderhaushalts würde auch gegen Artikel 109 GG 
verstoßen, wonach Bund und Länder in ihrer Haushaltswirtschaft 
voneinander unabhängig und selbständig sind. 

Die Vorschläge des Verbandes der Automobilindustrie könnten 
daher nur durch eine weitgehende Änderung des Grundgesetzes 
verwirklicht werden. 
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Ist die Bundesregierung bereit, in Zukunft auch 
Anträge der Fraktion der CDU/CSU in den 
Finanznachrichten des Bundesministeriums der 
Finanzen abzudrucken, nachdem dort in der 
Ausgabe vom 8. Juli 1970 (Nr, 229) der Antrag 
der Fraktionen der SPD und FDP zum Entwurf 
eines Gesetzes über die Erhebung eines rück- 
zahlbaren Konjunkturzuschlags zur Einkom- 
mensteuer und Körperschaftsteuer abgedruckt 
worden ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 21. Juli 1970 

Die Begründung zum Gesetzentwurf über die Erhebung eines 
rückzahlbaren Konjunkturzuschlags zur Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer, die in den „Finanznachrichten" Nr. 230 vom 
8. Juli 1970 ebenfalls veröffentlicht wurde, enthält im allgemei- 
nen Teil Absatz 2 den folgenden Passus: 

„In Ergänzung der bereits im Laufe dieses Jahres ergriffenen 
Stabilisierungsmaßnahmen, in deren Mittelpunkt kreditpolitische 
Maßnahmen der Bundesbank sowie die Beschränkung der öffent- 
lichen Ausgabensteigerung stand, hat die Bundesregierung ne- 
ben anderen Maßnahmen beschlossen, den gesetzgebenden Kör- 
perschaften die Einführung eines zeitlich befristeten Zuschlags 
zur Einkommen-, Lohn- und Körperschaftsteuer mit späterer 
Rückzahlung der individuell erhobenen Zuschläge vorzuschla- 
gen," 

Diese Darstellung bietet, wie zu erkennen ist, bereits die Be- 
gründung dafür, daß der Gesetzentwurf in den „Finanznachrich- 
ten" veröffentlicht wurde. 

Falls die CDU/CSU-Fraktion Vorschläge oder Beschlüsse der 
Bundesregierung initiativ im Parlament einbringt, ist das Bun- 
desministerium der Finanzen selbstverständlich damit einver- 
standen, daß solche Gesetzentwürfe in den „Finanznachrichten" 
abgedruckt werden. 


72. Abgeordneter 

Strauß 


73. Abgeordneter 
Dasch 

Ab wann tritt nach Meinung der Bundesregie- 
rung die Einkommenssteuerpflicht bei Grund- 
stücks Verkäufen aus landwirtschaftlichen Be- 
sitz nach dem kürzlich ergangenen Grundsatz- 
urteil in Kraft? 

74. Abgeordneter 
Dasch 

Welche Gesetzesänderungen will die Bundes- 
regierung dem Deutschen Bundestag Vor- 
schlägen, um einerseits Härtefälle zu vermei- 
den und andererseits den Grundstücksmarkt 
auch weiterhin ohne wesentliche Preissteige- 
rungen flüssig zu halten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 30. Juli 1970 

Aus dei Begründung des Beschlusses des Bundesvefassungsge- 
richts — 1 BvL 17/67 — vom 11. Mai 1970 ergibt sich, daß die 
Vorschrift des § 4 Abs. 1 Satz 5 EStG, soweit sich aus ihr eine 
unterschiedslose Privilegierung der Landwirtschaft bei der steu- 
erlichen Erfassung der Gewinne aus der Veräußerung oder der 
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Entnahme von Grund und Boden ergibt, mindestens seit 1958 mit 
dem Gleichheitsgrundsatz nicht vereinbar und daher verias- 
sungswidrig ist. Das hat zur Folge, daß der Beschluß des BVertG 
grundsätzlich bei allen noch nicht veranlagten und allen in einem 
außergerichtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfsverfahren an- 
hängigen Fällen zu beachten ist, bei denen nach dem 31. Dezem- 
ber 1957 land- und forstwirtschaftliche Grund- und Bodenge- 
winne erzielt worden sind. 

Da sich aus einer solchen Rückwirkung im Einzelfall Härten er- 
geben können, kann die Finanzverwaltung nach der Rechtspre- 
chung (vgl. u. a. BVerfG-Urteil vom 24. Juni 1958 — BVerfGE 
8, 51 [71] —) zur Vermeidung dieser Härten Übergangsregelun- 
gen erlassen, die der Tatsache Rechnung tragen, daß die Steuer- 
pflichtigen bis zur Bekanntgabe des Beschlusses des Bundesver- 
fassungsgerichts von der Gütligkeit des § 4 Abs. 1 Satz 5 EStG 
ausgegangen sind. Ich habe daher an die obersten Finanzbehör- 
den der Länder das beiliegende Schreiben gerichtet, nach dem 
vorgesehen ist, daß die Gewinne aus den vor dem 1. Juli 1970 
durchgeführten Veräußerungen und Entnahmen von land- und 
forstwirtschaftlichem Grund und Boden wie bisher bei der 
Gewinnermittlung außer Ansatz bleiben. 

Alle Gewinne aus nach dem 30. Juni 1970 vorgenommenen Ver- 
äußerungen oder Entnahmen von land- und forstwirtschaftlichem 
Grund und Boden sind steuerlich nach der noch zu erlassenen 
gesetzlichen Neuregelung zu behandeln. Uber die Gestaltung 
einer solchen Neuregelung haben bereits erste Besprechungen 
mit den besonders interessierten Verbänden und dem Bundes- 
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft stattgefunden. Im 
gegenwärtigen Zeitpunkt läßt es sich jedoch noch nicht überse- 
hen, welche Regelung die Bundesregierung den gesetzgebenden 
Körperschaften vorschlagen wird. Ich bitte Sie, hierfür Verstän- 
nis zu haben. Bei der Ausarbeitung der gesetzlichen Neurege- 
lung werden die von Ihnen angeführten Gesichtspunkte selbst- 
verständlich mit überprüft werden. 


75. Abgeordneter Welche finanziellen Forderungen (Grund und 
Leicht Höhe) sind bei den bisherigen Verhandlungen 

von Vertretern von Staaten des Ostblocks und 
der DDR im einzelnen entweder zugunsten der 
Staaten selbst oder zugunsten deren Bürger 
erhoben, angemeldet oder angekündigt wor- 
den? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 22. Juli 1970 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich Ihre Frage hin- 
sichtlich der finanziellen Forderung bei den bisherigen Ver- 
handlungen mit Vertretern von Staaten des Ostblocks und der 
DDR auf die jüngsten Gespräche mit der Sowjetunion, Polen und 
der DDR bezieht. Finanzielle Forderungen sind nur bei den 
Gesprächen mit der DDR von dem Vorsitzenden des Ministerrats 
Stoph erhoben worden. Dabei handelt es sich um Forderungen, 
die die DDR schon seit 1961 in wechselnden Größenordnungen 
und mit wechselnden Begründungen geltend gemacht hat. 

Bei dem Erfurter Treffen am 19. März 1970 bezifferte Herr Stoph 
diese Forderungen auf „mehr als 100 Milliarden Mark". Zur 
Begründung wies er lediglich pauschal auf angebliche „Wieder- 
gutmachungsverpflichtungen" und sonstige Schulden der Bun- 
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desrepublik Deutschland gegenüber der DDR hin. Die späteren 
Ausführungen von Herrn Stoph vor dem 13. ZK-Plenum am 
10. Juni 1970 haben diese Begründung zwar in einigen Punkten 
spezifiziert, aber dadurch nicht überzeugender gemacht. 

Der Bundeskanzler hat die Forderungen der DDR in Erfurt un- 
mißverständlich zurückgewiesen. 


76. Abgeordneter Was hat den Bundesminister der Finanzen be- 
Leicht wogen, entgegen seiner Erklärung vom 25. 

Mai 1970, auch die Veröffentlichungen der mo- 
natlichen Ist-Ergebnisse seiner Haushaltsfüh- 
rung zeitnäher zu gestalten (Drucksache 
VI/848 zu Nummer 12), die übliche Schnell- 
meldung über die Ist-Ausgaben des Monats 
Mai 1970 zu unterlassen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 24. Juli 1970 

Die Kurznotiz über die Entwicklung der Bundesfinanzen in den 
einzelnen Monaten, wie sie erstmals im April 1969 als Schnell- 
meldung veröffentlicht wurde, hat in der Öffentlichkeit verschie- 
dentlich zu Mißdeutungen geführt. Im laufenden Haushaltsjahr 
ist die Analyse der Monatsergebnisse zusätzlich dadurch er- 
schwert, daß die Ergebnisse durch Sondereinflüsse verzerrt sind 
und besondere Bestimmungen zur Haushaltsführung gültig wa- 
ren. Hinzu kommt, daß die Steuereinnahmen des Bundes durch 
die im Zuge der Finanzreform vorgenommene Steuerneuver- 
teilung einem anderen Rhythmus unterliegen und damit die 
Aussagefähigkeit des Finanzierungssaldos im Vergleich mit dem 
entsprechenden Vorjahresbetrag eingeschränkt ist. 

Um die Wirkungen derartiger Zufallsschwankungen auszuschal- 
ten oder wenigsten zu vermindern, wird die Berichterstattung 
über die Bundesfinanzen nunmehr in vierteljährlichen Abständen 
erfolgen. Dabei wird der Bundesminister der Finanzen — wie er 
es auch in der Beantwortung der Anfrage vom 25. Mai zum 
Ausdruck brachte — weiterhin bemüht bleiben, das Parlament 
und die Öffentlichkeit möglichst schnell und umfassend über die 
Quartalsergebnisse der Bundesfinanzen zu unterrichten. 


77. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 


Ist die Bundesregierung im Hinblick auf die 
weitere Verschlechterung der wirtschaftlichen 
Lage der öffentlichen Personennahverkehrs- 
unternehmen bereit, ihre bisherige ablehnende 
Haltung hinsichtlich steuerlicher Erleichterun- 
gen (Befreiung von der Mineralölsteuer, Ent- 
lastung von der Mehrwertsteuer) zu überprü- 
fen und entsprechende gesetzgeberische Schrit- 
te einzuleiten? 


Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Haller 
vom 4. August 1970 

Die Bundesregierung hat ihre Haltung hinsichtlich steuerlicher 
Erleichterungen für die öffentlichen Personennahverkehrsunter-, 
nehmen überprüft. Sie ist zu dem Ergebnis gekommen, daß sie 
zur Zeit keine Möglichkeit sieht, die wirtschaftliche Lage dieser 
Unternehmen durch steuerliche Maßnahmen des Bundes zu 
verbessern. 


48 



Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drud^sadie VI/1114 


Die ausführliche Begründung für diese Haltung der Bundesregie- 
rung bitte ich dem in Abschrift beigefügten Schreiben vom 
22. März 1970 an den Verband öfentlicher Verkehrsbetriebe und 
den gleichfalls beigefügten Finanznachrichten Nr. 214 vom 
30. April 1970 zu entnehmen. 


78. Abgeordneter Welche sonstigen Möglichkeiten werden ge- 
Meinike sehen, die Lage der Personennahverkehrsun- 

(Oberhausen) ternehmen durch Maßnahmen des Bundes zu 
verbessern? 

Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Haller 
vom 4. August 1970 

über die bisherigen Maßnahmen hinaus sieht die Bundesregie- 
rung zur Zeit keine Möglichkeiten, die Lage der Personennah- 
verkehrsunternehmen mit Mitteln des Bundes zu verbessern. 


79. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die immer 
Meinike wieder in der Öffentlichkeit (Presse, Rundfunk) 

(Oberhausen) gemachten Äußerungen, daß die gegenwärti- 
gen Einkommen- und Körperschaftsteuerricht- 
linien großzügige Möglichkeiten bieten, an- 
fallende Kosten wie Bewirtungen, Spesen u. ä. 
abzusetzen, obwohl ein unmittelbarer betrieb- 
licher Zusammenhang nicht besteht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 31. Juli 1970 

Aufwendungen für Bewirtungen, Spesen und ähnliche Aufwen- 
dungen dürfen nur als Betriebsausgaben abgezogen werden, 
wenn sie ausschließlich oder ganz überwiegend betrieblich 
veranlaßt sind (vgl. BFH-Urteil vom 12. Dezember 1968 — BStBl 
1969 II S. 239). Weder die Einkommensteuer-Richtlinien noch die 
Körperschaftsteuer-Richtlinien sehen vor, daß solche Aufwen- 
dungen in einem größeren Umfang gewinnmindernd verrechnet 
werden können. 

Nach Abschnitt 117 Abs. 2 der Einkommensteuer-Richtlinien 
(EStR) sind Repräsentationsaufwendungen und Aufwendungen 
für Ernährung in der Regel nicht abzugsfähige Kosten der Le- 
bensführung. Darüber hinaus wird in dieser Bestimmung ange- 
ordnet, daß Aufwendungen, die ein Steuerpflichtiger anläßlich 
seines Geburtstags für die Bewirtung von Geschäftsfreunden 
macht, keinesfalls Betriebsausgaben oder Werbungskosten sind 
und daß auch Aufwendungen bei der Bewirtung von Geschäfts- 
freunden in der Wohnung des Steuerpflichtigen regelmäßig nicht 
abgesetzt werden können. Das gilt auch dann, wenn der Steuer- 
pflichtige im Hinblick auf die geschäftlichen Beziehungen die 
Bewirtung besonders kostspielig gestaltet hat. 

Aber auch dann, wenn Bewirtungsaufwendungen ausschließlich 
durch den Betrieb veranlaßt sind oder wenn private Gründe für 
die Aufwendungen nur eine ganz untergeordnete Rolle gespielt 
haben, dürfen Bewirtungsaufwendungen nach § 4 Abs. 5 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes (EStG) nur insoweit gewinn- 
mindernd abgesetzt werden, als sie nach der allgemeinen Ver- 
kehrsauffassung als angemessen anzusehen sind. Ferner scheiden 
nach § 4 Abs. 5 Ziff. 2 und 3 EStG Aufwendungen für die Bewir- 
tung und Beherbergung von Geschäftsfreunden in Gästehäusern, 
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die sich außerhalb des Orts des Betriebs des Steuerpflichtigen 
befinden, und Aufwendungen für die Pacht oder Ausübung einer 
Jagd oder einer Fischerei, für die Haltung oder Benutzung von 
Segeljachten oder Motorjachten sowie für ähnliche Zwecke und 
für die damit zusammenhängenden Bewirtungen bei der Gewinn- 
ermittlung überhaupt aus. 

Unternehmer, die Aufwendungen für die Bewirtung von Ge- 
schäftsfreunden als Betriebsausgaben geltend machen wollen, 
sind ferner nach § 4 Abs. 6 EStG in Verbindung mit Abschnitt 20 
Abs, 13 ff. EStR verpflichtet, die Aufwendungen einzeln und 
getrennt von den sonstigen Betriebsausgaben aufzuzeichnen und 
dabei grundsätzlich auch die Namen der bewirteten Personen 
anzugeben. Bei der Veranlagung und bei Betriebsprüfungen wird 
dann geprüft, ob als Betriebsausgaben geltend gemachte Bewir- 
tungsaufwendungen gewinrmiindernd verrechnet werden dürfen. 
Soweit die Aufwendungen nicht abzugsfähig sind, werden sie 
dem Gewinn wieder hinzugerechnet. Ein Verstoß gegen die 
besondere Aufzeichnungspflicht hat nach Abschnitt 20 Abs. 16 
EStR des weiteren zur Folge, daß die nicht besonders aufgezeich- 
neten Aufwendungen auch insoweit nicht als Betriebsausgaben 
abgesetzt werden dürfen, als sie nicht bereits nach § 4 Abs. 5 
EStG bei der Gewinnermittlung ausscheiden. 

Der Abzug von Bewirtungsaufwendungen als Betriebsausgaben 
ist deshalb bereits nach den geltenden Vorschriften weitgehend 
eingeschränkt. Ob die Abzugsfähigkeit von Bewirtungsaufwen- 
dungen im Interesse der Steuergerechtigkeit noch weiter einzu- 
schränken ist, wird im Rahmen der Steuerreform geprüft werden. 
Abschließend weise ich noch darauf hin, daß eine ungerecht- 
fertigte Inanspruchnahme von Bewirtungsaufwendungen als 
Betriebsausgaben nach § 392 der Reichsabgabenordnung als 
Steuerhinterziehung bestraft wird und daß auch derjenige, der 
falsche Belege ausstellt, um Steuerverkürzungen zu ermöglichen, 
wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung und, wenn eine solche 
nicht vorliegt, wegen Steuergefährdung nach § 405 der Reichs- 
abgabenordnung mit einer Strafe oder Geldbuße zu rechnen hat. 


80. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung Durchgrei- 
Dr. Häfele fendes zu tun, um die immer schwieriger 

werdende Situation bei den Steuerbeamten 
und Angestellten der Steuerverwaltung rasch 
zu bessern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 11. August 1970 

Um die schwierige Lage innerhalb der Steuerverwaltung zu 
bessern, hat die Bundesregierung folgende Maßnahmen ergriffen: 

1. Auf dem Gebiet der Organisation wird der im Jahre 1968 ein- 
gesetzte Arbeitsausschuß des Bundes und der Länder für Fra- 
gen der Neuorganisation der Finanzämter und des Besteue- 
rungsverfahrens im Herbst d. J. seinen Abschlußbericht vor- 
legen. Die Bundesregierung erwartet, daß der Ausschuß unter 
Berücksichtigung der seit einiger Zeit laufenden Versuche 
bei Finanzämtern in Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein- 
Westfalen und im Saarland Vorschläge für ein den modernen 
Verhältnissen angepaßtes und auf Stärkung der Verantwort- 
lichkeit der Bediensteten der Steuerverwaltung gerichtetes 
Besteuerungsverfahren vorlegt. Die Ergebnisse des Arbeits- 
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ausschusses werden so rasch wie möglich ihren Niederschlag 
in einer Änderung der Geschäftsordnung der Finanzämter 
finden. 

2. Auf dem Gebiet der Ausbildung ist ein Arbeitsausschuß des 
Bundes und der Länder gebildet worden, der eine Neufassung 
des Steuerbeamten- Ausbildungsgesetzes vom 16. Mai 1961 
(BGBl. I S. 603) vorbereitet. Grundlage der Ausschuß arbeit 
sind Vorschläge, die von der Konferenz der Länderfinanz- 
minister bereits gebilligt worden sind. Sie sehen u. a. vor, in 
den Vorbereitungsdienst für die Laufbahn des gehobenen 
Dienstes der Steuerverwaltung ein zweijähriges wissen- 
schaftsorientiertes Fachstudium an verwaltungsinternen 
Steuer-{Beamten-)hochschulen einzubeziehen. Der Vorberei- 
tungsdienst soll neben dem Fachstudium eine einjährige be- 
rufspraktische Studienzeit umfassen. Der Entwurf einer Neu- 
fassung des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes soll bald- 
möglichst im Deutschen Bundestag eingebracht werden. 

3. Auf dem Gebiet der Besoldung der Steuerbeamten ist darauf 
hinzuweisen, daß der Bundesminister des Innern gemäß einem 
Beschluß des Innenausschusses des Deutschen Bundestages 
vom 29, April 1970 diesem bis Oktober eine Gesamtkonzep- 
tion für eine Besoldungsneuregelung vorlegen wird. Im Rah- 
men dieser Gesamtkonzeption wird auch die Besoldung der 
Steuerbeamten überprüft werden. 


81. Abgeordneter Kann die Bundesregierung endgültig bestä- 

Dr. Fuchs tigen, daß die Sonderabschreibungen Grenz- 

land im bisherigen Umfang und nach der bis- 
herigen Praxis auch hach dem 31. Dezember 
1970 beibehalten werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 10. August 1970 

Die Verwaltungserlasse, auf Grund deren bisher gemäß § 131 der 
Reichsabgabenordnung Sonderabschreibungen im Rahmen des 
Grenzlandförderungsprogramms gewährt worden sind, sind bis 
31. Dezember 1970 befristet. Es ist nicht beabsichtigt, sie zu ver- 
längern. Sie sollen vielmehr durch eine gesetzliche Regelung 
ersetzt werden, deren Ziel es sein sollte, die bewährte bisherige 
Verwaltungspraxis hinsichtlich der Sonderabschreibungen mög- 
lichst unverändert beizubehalten. Ob die gesetzgebenden Kör- 
perschaften dieser Zielsetzung folgen werden, bleibt abzuwarten. 
Bis zum Wirksamwerden einer gesetzlichen Regelung sind die 
bisherigen Verwaltungsregelungen weiter anzuwenden. 


82. Abgeordneter Weshalb hat die Bundesregierung die vom 
Leicht Bundesminister der Finanzen in seiner Presse- 

konferenz am 9. Juli 1970 gegebene Zusage, 
die dem neuen Finanzplan für die Jahre 1970 
bis 1974 zugrunde gelegte mittelfristige ge- 
samtwirtschaftliche Zielprojektion unmittelbar 
nach der Sitzung des Finanzplanungsrates am 
13. Juli 1970 den Teilnehmern der Bundes- 
pressekonferenz schriftlich nachzuliefem und 
damit zur Veröffentlichung freizugeben, nicht 
eingehalten? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 11. August 1970 

Die von der Bundesregierung beschlossene Finanzplanung für 
die Jahre 1970 bis 1974 zugrundeliegende gesamtwirtschaftliche 
Zielprojektion wird die Bundesregierung im Rahmen des Finanz- 
berichts in Zusammenhang mit der Zuleitung des Entwurfs des 
Bundeshaushalts 1971 und der mittelfristigen Finanzplanung an 
die gesetzgebenden Körperschaften veröffentlichen. 

Einige gesamtwirtschaftliche Eckdaten, die dem neuen Finanzplan 
zugrundeliegen, sind inzwischen der Presse erläutert worden. 
Eine darüber hinausgehende Veröffentlichung der gesamtwirt- 
schaftlichen Zielprojektion hält die Bundesregierung ebenso 
wie eine Veröffentlichung der mittelfristigen Finanzplanung und 
des Entwurfs des Haushalts vor der Zuleitung an die gesetz- 
gebenden Körperschaften nicht für angemessen. 


83. Abgeordneter In welchen Fällen hat die monatliche Bericht- 
Leicht erstattung über die Entwicklung der Bundes- 

finanzen, die seit der Einführung der maschi- 
nellen Erfassung der Istausgaben des Bundes- 
haushalts durch Bundesfinanzminister Strauß 
im April 1969 eingeführt, von Finanzminister 
Möller jedoch im Juni dieses Jahres ohne 
entsprechende Vorankündigung eingestellt 
worden ist, zu „Mißdeutungen" infolge von 
„Verzerrungen der Ergebnisse durch Sonder- 
einflüsse" und „Zufallsschwankungen" ge- 
führt, was nach der Antwort des Bundesmini- 
sters der Finanzen vom 24. Juli 1970 der 
Grund für die jetzige Informationssperre sein 
soll? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 11. August 1970 

Die Einführung monatlicher Schnellmeldungen über die Entwick- 
lung der Bundesfinanzen ist seinerzeit erfolgt, um für Zwecke 
einer kurzfristigen Konjunkturanalyse zeitnahe Indikatoren für 
den Bereich des Bundeshaushalts bereitzustellen. Es hat sich 
jedoch gezeigt, 

daß die Entwicklung des Bundeshaushalts in der relativ kurzen 
Monatsfrist nicht in ausreichendem Maße tendenzbestimmt ist, 
um ohne weiteres als Basis einer ausgewogenen konjunkturel- 
len Analyse dienen zu können, 

daß die Technik einer Schnellmeldung es nicht erlaubt, in der 
erforderlichen Ausführlichkeit kommentierende Erläuterungen 
für die Öffentlichkeit zu bieten, 

daß Wachstumsraten und Finanzierungssalden in der Öffentlich- 
keit oft eine Bedeutung zugemessen wird, die zu Recht als „Feti- 
schismus der Wachstumsraten" kritisiert worden ist. 

Inden bisherigen Monaten des Jahres 1970 lagen die Ausgaben 
des Bundes zwischen 5,1 und 16,1 vH, die der Einnahmen zwi- 
schen 2.6 und 12,5 vH über den Werten des entsprechenden Vor- 
jahresmonats; die Monatswerte des Finanzierungssaldos des 
Bundeshaushalts bewegten sich zwischen einem Finanzierungs- 
überschuß von 1,7 Milliarden DM und einen Finanzierungsdefizit 
von 1,4 Milliarden DM. Die Ursachen für diese Schwankungen 
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liegen insbesondere in buchungstechnischen Zufälligkeiten, in 
Schwankungen im jahreszeitlichen Rhythmus der Abwicklung 
von Maßnahmen und in den Unregelmäßigkeiten des Steuer- 
aufkommens, die sich für den Bund in Auswirkungen der Steuer- 
neuverteilung ab 1970 noch verstärkt haben. 

Die Mißdeutungen, die sich bei der Veröffentlichung von Monats- 
ergebnissen ergaben, beruhen darauf, daß den vermeintlichen 
Schlüsselzahlen der konjunkturellen Analyse, Ausgabenwadis- 
tum und Finanzierungssaldo, in der publizistischen Behandlung 
eine Bedeutung zugeschrieben wird, die der konjunkturellen Re- 
levanz dieser Daten nicht entspricht. Eine Berichterstattung, die 
auf der Zusammenfassung größerer Zeiträume beruht, dürfte 
stets ein ausgewogenes Urteil nahelegen. Diese Art der Bericht- 
erstattung wird, in Übereinstimmung mit der Beantwortung der 
Kleinen Anfrage vom 25. Mai 1970, zeitnaher gestaltet werden, 
soweit es die technischen Voraussetzungen erlauben. Die Veröf- 
fentlichung von Monatsergebnissen, deren Aussagewert zweifel- 
haft ist, ist in der Beantwortung dieser Anfrage nicht zugesagt 
worden. 

Im übrigen bin ich selbstverständlich — wenn es gewünscht 
wird — bereit, dem Haushaltsausschuß auch über Monatsergeb- 
nisse zu berichten. 


84. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit der Fort- 
Krammig Schreibung der mittelfristigen Finanzplanung 

Alternativrechnungen für den durchaus wahr- 
scheinlichen Fall vorzulegen, daß in den Jah- 
ren 1971 bis 1973 eine jährliche Nettokredit- 
aufnahme des Bundes von 4 bis 8 Milliarden 
DM gesamtwirtschaftlich nicht verantwortet 
werden könnte? 


Antwort des Staatssekretärs Emde 
vom 14. August 1970 


Im Finanzplan 1970 bis 1974 sind nach dem Beschluß der Bundes- 
regierung vom 9. Juli 1970 Nettokreditaufnahmen von 2,69 Milli- 
arden DM für 1971, 5,3 Milliarden DM für 1972 und 7,2 Milliar- 
den DM für 1973 vorgesehen. Diese Nettokreditaufnahmen liegen 
unter den im vorangegangenen Finanzplan eingesetzten Beträ- 
gen, von denen Sie in Ihrer Anfrage ausgehen. 

Bei der Aufstellung der Finanzplanung wird für das 3. bis 5. 
Planungsjahr von einer gleichgewichtigen Wirtschaftslage aus- 
gegangen. Konjunkturelle Überlegungen, die zu einer Variation 
der Kreditaufnahme führen könnten, sind für einen so weit in 
die Zukunft reichenden Zeitraum nicht möglich. 

Die Bundesregierung hat 1970 bewiesen, daß sie in der Lage ist, 
ihre Planung situationsgeredit auf neue volkswirtschaftliche 
Entwicklungen umzustellen. So hat sie die in der Planung 1969 
bis 1973 vorgesehene Kreditaufnahme für das Jahr 1970 in Höhe 
von 2,68 Milliarden DM nicht realisiert. 

Sollte sich während des derzeitigen Planungszeitraumes abzeich- 
nen, daß die tatsächliche Entwicklung nicht in allen Bereichen 
den angestrebten Zielen entsprechend verläuft, wird die Bundes- 
regierung unverzüglich die der Lage gemäßen Maßnahmen er- 
greifen. 
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85. Abgeordneter Welcher Teil der unverzinslichen Schatzan- 
Strauß Weisungen von „rd." 400 Millionen DM, die 

nach einer Meldung im „Industrie-Kurier" 
vom 30. Juli 1970 vom Bund zur Finanzierung 
des Haushalts 1970 auf genommen worden 
sind, ist bei den Sozialversicherungen und 
welcher Teil ist im Bankenapparat unterge- 
bracht worden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 11. August 1970 

Im Benehmen mit dem Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank 
sind zur Finanzierung des Bundeshaushalts 1970 unverzinsliche 
Schatzanweisungen mit einer Laufzeit von rd. 2 Jahren im Nenn- 
wert von insgesamt 400 Millionen DM begeben worden. Hiervon 
wurden 100 Millionen DM bei den Sozialversicherungen, die 
restlichen 300 Millionen DM bei der Deutschen Bundespost un- 
tergebracht, die sie für die Liquiditätsvorsorge der Postbank- 
dienste verwandte. 

In diesem Zusammenhang möchte ich hervorheben, daß im 
1. Halbjahr 1970 unverzinsliche Schatzanweisungen im Nennwert 
von 1,060 Millionen DM und Kassenobligationen im Nennwert 
von 210 Millionen DM getilgt worden sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


86. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die in manchen Ta- 
Krampe rifen der privaten Krankenversicherung ent- 

haltene Bestimmung, wonach Leistungen, wie 
etwa Bäder und Massagen, nicht ersetzt wer- 
den, wenn sie in Badeorten verabfolgt werden, 
mit der gesundheitspolitischen Bedeutung von 
Kuren in Badeorten für vereinbar? 


87. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Krampe über das Bundesaufsichtsamt für das Ver- 

sicherungs- und Bausparwesen auf eine Ände- 
rung der genannten Tarifbestimmungen hinzu- 
wirken? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn 
vom 3. Juli 1970 

Nach den Krankheitskostentarifen der privaten Krankenver- 
sicherer werden die Aufwendungen für die medizinisch notwen- 
dige Heilbehandlung ersetzt. Daneben bietet eine Reihe von 
Versicherern Kurkostentarife an, nach denen die durch eine Kur 
entstehenden Kosten im tariflichen Umfang erstattet werden. 
Diese Tarife wurden ebenso wie die Krankheitskostentarife vom 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen 
genehmigt. 

Eine generelle Einbeziehung von Kurkosten in die Krankheits- 
kostentarife hätte bei diesen Tarifen eine entsprechende Prämi- 
enerhöhung zur Folge. Der weitaus größte Teil der Versicherten 
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müßte sich voraussichtlich trotzdem eine Inanspruchnahme der 
für Kuren vorgesehenen Leistungen versagen, da ein Kur-, Bade- 
oder Sanatoriumsaufenthalt wegen der notwendigen Selbsbetei- 
ligung und der entstehenden zusätzlichen Aufwendungen immer 
noch kostspielig wäre. Diese Versicherten würden damit unan- 
gemessen belastet. Sie müßten während der gesamten Ver- 
tragsdauer einen Prämienanteil für eine Anwartschaft auf Lei- 
stungen zahlen, die sie auf Grund ihrer finanziellen oder sonsti- 
gen persönlichen Verhältnisse (z. B. Unabkömmlichkeit bei 
Selbständigen) nicht in Anspruch nehmen wollen oder können. 

Die Krankheitskostentarife der privaten Krankenversicherer ent- 
halten im übrigen auch zum Teil einen grundsätzlichen Leistungs- 
ausschluß für die Kosten einer Heilbehandlung in Kur- oder 
Badeorten. Diese „Kurortsklausel" hatte den Zweck, eine miß- 
bräuchliche Inanspruchnahme von Leistungen durch Erholungs- 
suchende zu verhindern. Sie führte jedoch zu unbilligen Härten, 
wenn medizinisch notwendige Heilbehandlungen in besonders 
geeigneten Spezialanstalten in Kurorten durchgeführt wurden. 

Das Bundesaufsichtsamt hat daher den Versicherern schon vor 
mehreren Jahren empfohlen, eine für die Versicherten günstigere 
Regelung für notwendige Heilbehandlungen in Kurorten zu tref- 
fen. Diese Hinweise wurden von den Versicherern in der Praxis 
weitgehend beachtet. Sie führten schließlich dazu, daß nach den 
vom Bundesaufsichtsamt im Jahre 1966 genehmigten Musterbe- 
dingungen des Verbandes der privaten Krankenversicherung der 
generelle Ausschluß nur noch für Kosten einer ambulanten Heil- 
behandlung in einem Heilbad oder Kurort gilt. Jedoch sehen 
einige neue Tarife auch bei ambulanter Behandlung in Kurorten 
bereits Leistungen vor. 

Bei medizinisch notwendiger stationärer Heilbehandlung wird 
dagegen nach den Musterbedingungen generell nicht mehr auf 
die Lage des Krankenhauses in einem Kurort abgestellt, sondern 
auf den Charakter des aufgesuchten Krankenhauses. Soll die 
Behandlung in einer Krankenanstalt durchgeführt werden, die 
neben der stationären Heilbehandlung auch Kuren durchführt 
oder Rekonvaleszenten aufnimmt, so werden die tariflichen Lei- 
stungen dann gewährt, wenn der Versicherer diese vor Beginn 
der Behandlung schriftlich zugesagt hat. 

Die Unternehmen der privaten Krankenversicherung gehen bei 
neuen — zunehmend aber auch bei alten — Tarifen immer mehr 
dazu über, die Musterbedingungen einzuführen. Das Bundes- 
aufsichtsamt achtet bei der Neugestaltung von Tarifen stets 
darauf, daß diese Musterbedingungen verwendet werden. 

Ein noch weitergehendes Leistungsversprechen der Versicherer, 
daß in allen Fällen schlechthin, insbesondere auch ohne vorhe- 
rige Zusage bei Behandlungen in den vorerwähnten „gemisch- 
ten" Anstalten geleistet wird, begegnet wegen der damit ver- 
bundenen Auswirkungen auf die Prämien ernsthaften Bedenken. 
Dem Bundesaufsichtsamt wäre es mit den ihm gesetzlich zuste- 
henden Befugnissen auch nicht möglich, die Versicherer im Auf- 
sichtswege hierzu anzuhalten. 


88. Abgeordneter Hat der ehemalige Bundeskanzler Dr. h. c. 

Richter Kiesinger Portugal eine finanzielle Hilfe von 

250 Millionen DM zum Bau des Cabora Bassa 
Staudammes zugesichert? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 31. Juli 1970 

Im Einvernehmen mit dem Chef des Bundeskanzleramtes und 
den Bundesministern des Auswärtigen, der Finanzen und für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit beantworte ich wie folgt Ihre 
Anfragen: 

Der ehemalige Bundeskanzler, Dr. Kiesinger, hat Portugal nicht 
zugesichert, eine finanzielle Hilfe zum Bau des Cabora Bassa 
Staudammes zu leisten. 


89. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
Richter eine erfolgte Zusage in Form von möglichen 

finanziellen Garantien für ausführende Firmen 
bei diesem Projekt zu überprüfen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 31. Juli 1970 

Der Bund hat zu Gunsten der an einem internationalen Liefer- 
konsortium beteiligten deutschen Firmen Ausfuhrbürgschaften 
übernommen. Die garantierten Lieferantenkredite werden nach 
Betriebsbereitschaft durch einen garantierten Kredit der KfW 
aus deren Exportfinanzierungsprogramm abgelöst werden. Erste 
grundsätzliche Bürgschaftszusagen wurden Ende 1967 erteilt, 
nachdem der Bürgsdiaftsantrag einschließlich der Risikolage 
eingehend geprüft worden war. Die Bundesregierung hat seit 
1967 die Risikolage laufend überprüft und tut dies auch weiter- 
hin; sie wird eine substantielle Verschlechterung der bisherigen 
Risikolage beim ausländischen Schuldner im Rahmen der dann 
gegebenen Sach- und Rechtslage zu berücksichtigen haben. 


90. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die vom Verband 
Dr. de With der Haftpflicht-, Unfall- und Kraftverkehrs- 

versicherer (HUK) angestrebten Prämiener- 
höhungen für Kraftfahrzeughaftpflichtversi- 
cherungen von durcnschnittlich 20Vo per 1. Ja- 
nuar 1971 für angemessen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn 
vom 14. Juli 1970 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Kraftfahrzeug-Versi- 
cherungsunternehmen beabsichtigen, auf Grund von Untersu- 
chungen und Auswertungen statistischer Erkenntnisse mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1971 die derzeitige Tarifstruktur zu ändern. 
Den Genehmigungsbehörden liegen jedoch bisher noch keine 
Anträge vor. Aus diesem Grund lassen sich derzeit die vorge- 
sehenen Änderungen der Tarifstruktur und der Prämienhöhe 
nicht beurteilen. 


91. Abgeordneter Ist die Bundesregierung insbesondere der Auf- 

Dr. de With fassung, daß es gerechtfertigt wäre, als „An- 

fänger" — die zum Teil bis zu 70Vo mehr zah- 
len sollen — generell diejenigen einzustufen, 
die zum ersten Mal ein Kraftfahrzeug erwer- 
ben, gleichgültig, ob sie z. B. in fremden Fahr- 
zeugen bereits viele 100 000 km unfallfrei ge- 
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fahren sind, nicht aber die als „Anfänger" zu 
erfassen, die als Führerscheinneulinge z. B. 
den schon lange zugelassenen Wagen des Ehe- 
mannes benutzen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn 
vom 14. Juli 1970 

Die Bezeichnung „Anfänger" für alle Versicherungsnehmer, die 
nach der derzeitigen Struktur der Unternehmenstarife — wie 
auch nach den beabsichtigten Strukturänderungen — in die soge- 
nannte Schadenklasse 0 eingestuft sind, ist nicht korrekt und 
daher teilweise irreführend. Richtiger wäre es, die Versiche- 
rungsnehmer dieser Schadenklasse als „erstmalig Versicherte" 
zu bezeichnen. 

Die Anknüpfung der Unternehmenstarife an den erstmaligen Ab- 
schluß eines Versicherungsvertrages ist eine Folge der Regelung 
in § 1 des Pflichtversicherungsgesetzes. Danach ist versicherungs- 
pflichtiger Tatbestand das „Halten eines Kraftfahrzeugs" und 
nicht der „Besitz eines Führerscheins". 

Die statistischen Ergebnisse der Versicherungsunternehmen zei- 
gen seit Jahren, daß die in der Schadenklasse 0 zusammengefaß- 
ten Versicherungsnehmer einen wesentlich höheren Schaden- 
bedarf haben als z. B. die Versicherungsnehmer, deren Versiche- 
rungsvertrag 1, 2 oder 3 und mehr Jahre schadenfrei verlaufen 
ist. Im Jahre 1969 lagen die Prämien für die Schadenklasse 0 
ca. 50Vo unter dem Betrag, der nach dem Schadenverlauf erfor- 
derlich gewesen wäre. Die Ursache für diesen erheblich schlech- 
teren Schadenverlauf liegt sicherlich darin, daß zu dieser Klasse 
überwiegend wirkliche Fahranfänger gehören. Die Zahl der von 
Ihnen erwähnten, ebenfalls in die Schadenklasse 0 eingestuften 
Berufskraftfahrer, die nach jahrelanger Fahrpraxis erstmalig ein 
eigenes Fahrzeug versichern, ist dagegen offenbar so gering, 
daß ein besserer Schadenverlauf dieser Versicherungsnehmer 
den schlechten Schadenbedarf der großen Zahl der eigentlichen 
Anfänger nicht entscheidend verändert. 

Das Bundeswirtschaftsministerium hat die Genehmigungsbehör- 
den gebeten, bei der Prüfung der Anträge nach Möglichkeit für 
eine befriedigende Lösung der Fälle des Berufskraftfahrers und 
der gleichgelagerten, in der Presse mehrfach behandelten Fälle 
des Zweitwagens zu suchen. 


92. Abgeordneter Trifft der Vorwurf des Deutschen Raiffeisen- 
Weigl Verbandes und anderer Kreditinstitute zu, daß 

die Werbung der IG-Metall im Zusammen- 
hang mit der Anlage vermögenswirksamer 
Leistungen gegen die im Tarifvertrag verein- 
barte Neutralitätsklausel verstößt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Sdiöllhorn 
vom 14. Juli 1970 

Ob die von Ihnen als „Neutralitätsklausel" angesprochene Be- 
stimmung des Tarifvertrages zwischen der IG Metall und den 
Arbeitgeberverbänden der Metallindustrie durch ein Verhalten 
der IG Metall verletzt worden ist, unterliegt nicht meiner Beur- 
teilung. Die Auslegung des Vertrages ist Angelegenheit der 
Tarifvertagsparteien. 
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93. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung der 
Weigl Sowjetunion Kredite zu günstigeren Kondi- 

tionen gewährt als anderen osteuropäisdien 
Ländern? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn 
vom 14. Juli 1970 

Im Einvernehmen mit den Bundesministerien des Auswärtigen 
und der Finanzen beantworte ich Ihre Anfrage wie folgt: 

Die Bundesregierung hat weder der UdSSR noch anderen ost- 
europäischen Staaten Kredite gewährt. Die Maßnahmen der 
Bundesregierung beschränken sich auf Übernahme von Bürg- 
schaften nach Maßgabe des jeweiligen Haushaltsgesetzes. Die 
Kreditmittel werden rein kommerziell, also privatwirtschaftlich, 
ausschließlich von deutschen Ausführem und/oder deutschen 
Kreditinstituten aufgebracht. Bei der Verbürgung nimmt die 
Bundesregierung lediglich auf die Zahlungsfristen, nicht aber auf 
die Zinshöhe Einfluß. Die Zahlungsfristen werden in den dafür 
bestehenden Gremien der EG konsultiert und richten sich nach 
Art und Umfang des Geschäftes. Für die UdSSR als Land be- 
stehen keine Vergünstigungen. 


94. Abgeordneter Wie ist es nach Ansicht der Bundesregierung 
Dr. Luda zu rechtfertigen, daß Bundeswirtschaftsmiiü- 

ster Schiller am 3. Juni 1970 vor dem Deut- 
schen Bundestag behauptet hat, neuerdings 
werde von Mitgliedern des Zentralbankrates 
die Anwendung des § 26 des Gesetzes zur För- 
derung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft verlangt, diese Haltung sei aber 
noch nicht in Empfehlungen artikuliert, ob- 
wohl die Deutsche Bundesbank in ihrem neue- 
sten Monatsbericht mitteilt, sie habe bereits 
am 13. Mai 1970 durch einstimmigen Beschluß 
des Zentralbankrates der Bundesregierung die 
Anwendung aller Bestimmungen des § 26 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft empfohlen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Schiller 
vom 16. Juli 1970 

Gegen Schluß der konjunkturpolitischen Debatte am 3. Juni 1970 
hatte ich versucht, noch einmal die vier wichtigsten Alternativen, 
die damals von den verschiedensten Seiten zur Konjunkturpolitik 
in der Bunderepublik Deutschland vorgeschlagen wurden, deut- 
lich herauszuarbeiten. Es ging mir vor allem darum, die sach- 
lichen Gesichtspunkte in den Mittelpunkt der Diskussion zu 
rücken — ohne zu großes Gewicht auf den Nachweis der Auto- 
renschaft oder die Form der Meinungsäußerung zu legen. Ich 
bin der Ansicht, daß die eingenommenen Positionen objektiv 
dargestellt wurden und daß auch die Auffassung der Bundesbank 
mit dem von mir gebrachten Bild zutreffend skizziert wurde. 

Die Empfehlung, die die Bundesbank aus ihren Überlegungen 
ableitete, hat Bundesbankpräsident Kl äsen erst am darauffolgen- 
den Tag im Rahmen eines Fernsehinterviews in der Öffentlich- 
keit bekannt gemacht. Nähere Einzelheiten und konkrete Vor- 
schläge wurden schließlich im Monatsbericht der Bundesbank für 
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den Monat Juni 1970 — Freigabedatum: 19. Juni 1970 — öffent- 
lich zur Diskussion gestellt. Daß die Bundesregierung auch die 
Vorstellungen der Bundesbank ernsthaft in ihre Überlegungen 
miteinbezogen hat, konnte sie inzwischen durch die Tat bewei- 
sen. 


95. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß bei öffentlichen Bauaufträgen die 
bauvergebenden Stellen mit den Bietern keine 
Preisgleitklauseln für Löhne und Stoffpreise 
vereinbaren und so die Bieter zwingen, einen 
Risikozuschlag einzukalkulieren, der zu einem 
weniger vorteilhaften Angebot führt, und wel- 
che Folgerungen gedenkt sie hieraus zu zie- 
hen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn 
vom 15. Juli 1970 


Die Annahme, daß die bauvergebenden Stellen keine Preisgleit- 
klauseln für Löhne und Stoffe vereinbaren, trifft nicht zu. Nach 
einem Erlaß des Bundesministers für Wirtschaft vom 19. Januar 
1957 gelten für die Vereinbarung von Preisgleitklauseln im we- 
sentlichen folgende Grundsätze; 

Bei langfristigen Verträgen können Preisgleitklauseln vereinbart 
werden, wenn Änderungen der Preisermittlungsgrundlagen zu 
erwarten sind und das mit der Vereinbarung von Festpreisen 
verbundene Risiko für den Auftragnehmer unzumutbar ist. 

Bei Bauleistlingen ist unter den erwähnten Voraussetzungen die 
Vereinbarung von Preisgleitklauseln schon bei Laufzeiten der 
Verträge von sechs Monaten, im Ausbaugewerbe sogar bei 
Laufzeiten unter sechs Monaten möglich. 

Gerade in der gegenwärtigen konjunkturellen Situation würde 
sich die verbreitete Anwendung von Preisgleitklauseln schädlich 
auswirken. Auftragnehmer, die Preisgleitklauseln vereinbart 
haben, sind weniger als andere bereit, gegen Steigerungen der 
Lohn- und Stoffkosten Widerstand zu leisten. Außerdem haben 
Preisgleitklauseln zur Folge, daß Änderungen der Kostenfakto- 
ren sich sofort auf die Preise der bestehenden Vertäge auswirken 
und dadurch die Preisauftriebstendenzen verstärken. 

Bei Angeboten ohne Preisgleitklauseln werden zwar die Bau- 
unternehmer gewisse bestehende Lohn- und Stoffpreisrisiken 
in ihren Preis einkalkulieren. Gegenüber der verbreiteten An- 
wendung von Preisgleitklauseln liegt hierin aber die geringere 
Gefahr für das Preisniveau. In der Regel wird der Wettbewerb 
dazu führen, daß sich der in den Preisen enthaltene Risikoanteil 
in angemessenen Grenzen bewegt. 

Das Rundschreiben vom 19. Januar 1957 schränkt zwar die Ver- 
einbarung von Preisgleitklauseln ein, bietet aber auch alle Vor- 
aussetzungen, um der Wirtschaft existenzbedrohende Risiken 
abzunehmen. Es muß dem pflichtgemäßen Ermessen der auftrag- 
vergebenden Stellen überlassen bleiben, im Rahmen der gelten- 
den Vorschriften und Richtlinien zu entscheiden, wann im Einzel- 
fall Preisgleitklauseln vereinbart werden sollen. 
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96. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die beabsichtigte 
Geiger Prämienerhöhung für die Kraftfahrzeughaft- 

pflichtversicherung für gerechtfertigt und mit 
ihren Stabilitätsbemühungen vereinbar? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Sdiöllhorn 
vom 23. Juli 1970 

Den für die Genehmigung der Unternehmenstarife zuständigen 
Versicherungsaufsichtsbehörden liegen bisher noch keine An- 
träge auf Änderung der Tarife in der Kraftfahrzeughaftpflicht- 
versicherung vor. Deshalb können die von der Versicherungs- 
wirtschaft angekündigten Änderungen der Tarifstruktur und der 
Prämienhöhe noch nicht beurteilt werden. 


97. Abgeordneter 

Geiger 


Hat die Bundesregierung die Möglichkeit, die- 
se beabsichtigte Erhöhung zu unterbinden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schöllhorn 
vom 23. Juli 1970 

Nach § 8 Abs. 2 des Pflichtversicherungsgesetzes sind die Geneh- 
migungsbehörden verpflichtet, eine beantragte Genehmigung zu 
erteilen, wenn die im einzelnen genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind. Ob dies der Fall ist, wird sorgfältig geprüft werden. 
Darüber hinaus hat die Bundesregierung keine rechtliche Mög- 
lichkeit, beabsichtigte Erhöhungen der Versicherungsprämien zu 
unterbinden. 


98. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, ihren Vorsitz 
Blumenfeld im Ministerrat der Europäischen Gemeinschaf- 

ten während des zweiten Halbjahrs 1970 zu 
nutzen, um dem Rat seit langem vorliegende 
Verordnungsentwürfe der Kommission, zu 
denen auch das Europäische Parlament schon 
konsultiert wurde, endlich verabschieden zu 
lassen, u. a. beim Niederlassungs- und Dienst- 
leistungsrecht sowie in der Verkehrs- und in 
der Sozialpolitik? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 5. August 1970 

Die Bundesregierung beabsichtigt, ihre Präsidentschaft im Rat 
der Europäischen Gemeinschaften zu nutzen, um die europäische 
Integration auf breiter Front voranzutreiben. Sie sieht die große 
politische Aufgabe vor allem in der gleichzeitigen Stärkung und 
Erweiterung der Gemeinschaften. Dabei stehen die Verhandlun- 
gen über den Beitritt des Vereinigten Königreichs, Dänemarks, 
Irlands und Norwegens und die Verabschiedung eines gemein- 
samen Stufenplanes zur Errichtung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion im Vordergrund. Anknüpfend an das Ergebnis der 
Gipfelkonferenz von Den Haag beabsichtigt die Bundesregierung 
gleichzeitig, auch auf den anderen Gebieten die Arbeiten zum 
Ausbau der Gemeinschaft tatkräftig voranzutreiben. 
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Zu den von Ihnen im einzelnen angesprochenen Punkten nehme 
ich wie folgt Stellung: 

1. Niederlassungsrecht und Dienstleistungen in der EWG 

Dem Rat liegen gegenwärtig eine Reihe von Richtlinienvor- 
schlägen der Kommission vor, zu denen das Europäische Parla- 
ment und der Wirtschafts- und Sozialausschuß bereits Stellung 
genommen haben. Ein Teil davon (Richtlinienvorschläge „Öffent- 
liche Bauaufträge'' , „Kreditinstitute", „Hilfsberufe des Verkehrs", 
„Presse") sind weitgehend entscheidungsreif; es bestehen ledig- 
lich noch einzelne Vorbehalte anderer Delegationen. Die Bun- 
desregierung hat sich seit langem für eine Verabschiedung dieser 
Vorschläge eingesetzt. Sie wird die deutsche Präsidentschaft nut- 
zen, um auf eine baldige Verabschiedung hinzuwirken. 

Es kann ferner damit gerechnet werden, daß einige weitere 
Richtlinienvorschläge, wie z. B. auf dem Gebiet der Filmproduk- 
tion, des Kohlengroßhandels, des Handels mit Giftstoffen und 
der Landwirtschaft, noch in diesem Halbjahr verabschiedet wer- 
den. Auch die Richtlinien über die Direktversicherung sollten 
nach Auffassung der Bundesregierung in diesem Halbjahr weit- 
gehend fertiggestellt werden. 

Bei einer Reihe anderer Richtlinienvorschläge kann angesichts 
der bestehenden Schwierigkeiten mit einer Verabschiedung vor 
Jahresende kaum gerechnet werden. Die deutsche Delegation 
wird sich jedoch bemühen, daß die Beratungen auch bei diesen 
Vorschlägen möglichst weit vorangetrieben werden. 

2. Sozialpolitik 

Auf Initiative von Bundesminister Arendt als Vorsitzender des 
Rates der Arbeit- und Sozialminister hat der Rat auf seiner Ta- 
gung am 27. Juli 1970 eine Einigung über die Reform des Euro- 
päischen Sozialfonds erzielt und die neuen Aufgaben des Fonds 
bestimmt. Die* Entscheidung schafft die Voraussetzung dafür, daß 
die Kommission nunmehr mit der Ausarbeitung der Vorschläge 
für die nach Artikel 127 EWG-Vertrag vom Rat zu erlassenden 
Durchführungsverordnungen beginnen kann. 

Im übrigen werden die Arbeiten an der Revision der Verordnung 
Nr. 3 über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer und 
der damit im Zusammenhang stehenden Verordnungen zügig 
weitergeführt. 

Auf dem Gebiet der sozialpolitischen Zusammenarbeit der Mit- 
gliedstaaten nach Artikel 118 EWG-Vertrag hat Bundesminister 
Arendt bereits Initiativen zur Schaffung eines Europäischen So- 
zialbudgets und zur Aufstellung gemeinsamer Ziele für die Poli- 
tik der sozialen Sicherheit in der EWG ergriffen. Die Verhand- 
lungen hierüber sollen unter deutscher Präsidentschaft aufge- 
nommen und möglichst zu einem Abschluß gebracht werden. 

Die Bundesregierung wird sich auch in Anknüpfung an den auf 
der Arbeitsmarktkonferenz in Luxemburg von den Sozialpartnern 
vorgetragenen Wünsche weiterhin dafür einsetzen, daß der Rat 
bald einen Beschluß über eine institutioneile Beteiligung der 
Sozialpartner bei der Ausarbeitung einer Beschäftigungspolitik 
faßt. 

3. Verkehrspolitik 

Auf dem Gebiete der gemeinsamen Verkehrspolitik hat die 
deutsche Präsidentschaft für das nächste Halbjahr ein besonderes 
Arbeitsprogramm aufgestellt. Danach werden zur Zeit die fol- 
genden Verordnungsvorschläge mit Vorrang beraten: 
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1. Verordnungen des Rates über die Einführung gemeinsamer 
Regeln für den Linienverkehr und die Sonderformen des 
Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen den Mitglied- 
staaten. 

2. Verordnung des Rates über die Einführung gemeinsamer Re- 
geln für den Pendelverkehr mit Kraftomnibussen zwischen 
den Mitgliedstaaten. 

3. Verordnung des Rates über den Zugang zum Markt im Bin- 
nenschiffs-Güterverkehr. 

4. Erste Richtlinie des Rates zur Anpassung der nationalen 
Systeme der Steuern für Nutzfahrzeuge. 

Außerdem werden die Verhandlungen mit den Rheinuferstaaten 
über die Anwendung der Wettbewerbsregeln (EWG-Verordnung 
Nr. 1017/68) auf dem Rhein fortgesetzt. 

Die deutsche Seite wird bestrebt sein, die Behandlung der Kom- 
missionsvorschläge so weit zu fördern, daß sie vom Rat baldigst 
verabschiedet werden können. 


99. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(Honnef) 


Ist der Bundesregierung die Höhe des Scha- 
dens bekannt, den das Unwetter in Teilen 
des Regierungsbezirks Köln am 8. Juli 1970 
angerichtet hat? 


100. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, um 
Dr. Kliesing den durch dieses Unwetter existenzgefährde- 

(Honnef) ten Betrieben zu helfen und die Arbeitsplätze 

zu sichern? 


101. Abgeordneter Steht die Bundesregierung in dieser Ange- 
Dr. Kliesing legenheit in Verbindung mit der Landesregie- 

(Honnef) rung von Nordrhein-Westfalen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 31. Juli 1970 

Auf Ihre Anfrage teile ich Ihnen mit, daß der Bundesregierung 
keine Angaben über das Ausmaß der Schäden vorliegen, die ein 
Unwetter am 8. Juli im Raum Köln verursacht hat. Vom Land 
Nordrhein-Westfalen, von dem diese Schäden ggf. zu erfassen 
wären, wurden dem Bund auch keine entsprechenden Informa- 
tionen zugeleitet. 

Zu der Frage, ob die Bundesregierung Möglichkeiten sieht, den 
durch dieses Unwetter existenzgefährdeten Betrieben zu helfen 
und die Arbeitsplätze zu sichern, möchte ich bemerken, daß nach 
der grundgesetzlichen Aufgabenverteilung zwischen Bund und 
Ländern die Beteiligung des Bundes an Hilfsmaßnahmen bei 
Naturkatastrophen nur subsidiär und erst dann in Betracht 
kommt, wenn dem einzelnen Land eine ausreichende Hilfelei- 
stung nicht zugemutet werden kann und im Einzelfall die Exi- 
stenz der Betroffenen gefährdet ist. Dies entspricht auch der bis- 
herigen Praxis gemäß Bundestagsbeschluß vom 16. Dezember 
1960 (Drucksache 2322 der 3. Wahlperiode). 
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Bei der derzeitigen Wirtschaftslage sind aber die Finanzen des 
Landes Nordrhein-Westfalen so beschaffen, daß es auch ohne 
Bundesbeteiligung eine ausreichende Hilfe bei der Behebung der 
durch das Unwetter im Raum Köln verursachten Schäden bei 
Gewerbebetrieben leisten kann. Der Einsatz von Bundesmitteln 
wird daher nicht für erforderlich gehalten. 

Der Bund hat im übrigen aus den vorgenannten Erwägungen 
auch im Falle der durch die Frühjahrshochwasser in einzigen Län- 
dern verursachten Schäden davon abgesehen, Bundesmittel zur 
Verfügung zu stellen. 

Bei dieser Sachlage wird es nicht für notwendig gehalten, daß die 
Bundesregierung in der in Rede stehenden Angelegenheit mit der 
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen in Verbindung tritt. 


102. Abgeordneter In welchem Umfang sind bisher die Bergbau- 
Wolfram altgesellschaften ihren, aus dem Kohlegesun- 

dungsgesetz sich ergebenden Reinvestitions- 
verpflichtungen nachgekommen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 4. August 1970 

Nach dem Grundvertrag zur Gründung der Ruhrkohle AG sind 
die Muttergesellschaften der Ruhrkohle AG verpflichtet, inner- 
halb von 4 Jahren beginnend mit dem 1. Januar 1969 95,25Vo 

ihrer Einbringungsforderungen in den Steinkohlenbergbaugebie- 
ten Ruhr, Aachen und Ibbenbüren zu reinvestieren. 

Insgesamt müssen die 24 Muttergesellschaften Reinvestitionen 
in Höhe von 1,74 Milliarden DM vornehmen. Bis jetzt wurde 
dem Bundesbeauftragten für den Steinkohlenbergbau und die 
Steinkohlenbergbaugebiete von 10 dieser Gesellschaften, auf 
die ein Reinvestitionsvolumen von rd. 540 Millionen DM ent- 
fällt, die Inangriffnahme von Investitionen in Höhe von ca. 
1,9 Milliarden DM gemeldet. 


103. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Wolfram auf die Bergbaualtgesellschaften dahin gehend 

Einfluß zu nehmen, daß neue Betriebe und 
Arbeitsplätze, vor allem in den Bereichen des 
Ruhrgebiets, errichtet werden, in denen eine 
Strukturverbesserung besonders notwendig 
ist? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 4. August 1970 

Nach den Bestimmungen des Grundvertrages ist entsprechend 
der Regelung in § 32 Kohlegesetz vorgeschrieben, daß die Rein- 
vestitionen in den Steinkohlenbergbaugebieten Ruhr, Aachen 
und Ibbenbüren vorgenommen werden. Innerhalb der Stein- 
kohlenbergbaugebiete wird dabei keine Unterscheidung gemacht 
zwischen Gebieten, in denen eine Strukturverbesserung beson- 
ders notwendig ist und anderen Gebieten. 

Die Reinvestitionen werden durch Zinszuschüsse gefördert. Zur 
Förderung von Investitionen in diesen Gebieten stehen außer- 
dem weitere Mittel des Bundes, der Europäischen Gemeinschaf- 
ten sowie des Landes Nordrhein-Westfalen zur Verfügung. 
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Die Landesmittel werden unter gewisser Berücksichtigung der 
besonderen strukturellen Gegebenheiten kleinerer Gebietsein- 
heiten vergeben. Da Investoren in der Regel alle zur Verfügung 
stehenden Förderungsmittcl ausschöpfen möchten, ist mit dieser 
Vergabepraxis indirekt eine begrenzte Einflußnahme auf die 
regionale Streuung der Reinvestitionsvorhaben gegeben. 

Im übrigen entspricht es den Zielen der Bundes- und Landes- 
regierung, das Ruhrgebiet durch Infrastrukturmaßnahmen beson- 
ders auf dem Verkehrssektor zu einer Einheit zusammenzu- 
schließen, so daß der Frage der besonderen strukturellen Gege- 
benheiten einzelner Teilgebiete zunehmend geringere Bedeutung 
zukommen wird. 


104. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Wert 
Wolfram von „Weltausstellungen" in der heutigen Zeit 

und speziell den deutschen Beitrag zu der dies- 
jährigen Weltausstellung in Osaka? 


105. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit 
Wolfram anzustreben, daß an Stelle der herkömmlichen 

Weltausstellungen in Zukunft ein friedlicher 
Wettbewerb der Nationen, z. B. in Entwick- 
lungsländern, in der Form erfolgt, daß an 
Stelle nationaler Pavillons Schulen, Kranken- 
häuser, Werkstätten und andere Gemein- 
schaftseinrichtungen im friedlichen Wettbe- 
werb erstellt werden? 

Antwort des Staatsseketärs Dr. Rohwedder 
vom 11. August 1970 

Solange Weltausstellungen veranstaltet werden, (seit 1851), wa- 
ren sie ein Forum des friedlichen Leistungsvergleichs. Neue tech- 
nische Errungenschaften standen im Vordergrund. Seitdem die 
Jahrzehnte der sprunghaften und zugleich dem Laien darstell- 
baren technischen Entwicklung vorüber sind, ist auf Weltaus- 
stellungen eine zunehmende Hinwendung zur kulturellen Selbst- 
darstellung der Völker deutlich geworden. Damit wird zugleich 
den jungen, noch nicht industrialisierten Nationen die Möglich- 
keit zur Teilnahme an derartigen Ausstellungen eröffnet und 
ihnen Gelegenheit geboten, sich in ihrer geschichtlichen und kul- 
turellen Eigenart vorzustellen. Beispiel: Kongopavillon in Brüs- 
sel 1958. Schon in Montreal 1967 bestand die Mehrzahl der teil- 
nehmenden Nationen aus Ländern der Dritten Welt. In Osaka 
hat sich diese Entwicklung fortgesetzt. 

Zugleich bedeutet eine Weltausstellung für alle teilnehmenden 
Länder eine in dieser Form nicht wiederkehrende Gelegenheit, 
Interesse und Sympathie der breitesten Bevölkerungskreise des 
Gastlandes zu gewinnen, die sonst von einer noch so intensiven 
Öffentlichkeitsarbeit der amtlichen Vertretungen, Kulturinstitute 
und Schulen nicht erreicht werden. Diese Überlegung trifft in 
besonderem Maße auf die diesjährige Weltausstellung in Osaka 
zu, da diese Ausstellung einen großen Teil der japanischen Be- 
völkerung zum ersten Mal mit fremden Ländern und ihren Men- 
schen in Berührung bringt. 

Aus diesen Gründen wird im Grundsatz die Abhaltung von Welt- 
ausstellungen bejaht. Auf Osaka bezogen, wirbt die Bundesrepu- 
blik Deutschland mit ihrem Pavillon, der täglich von 40 000 bis 
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60 000 Japanern besucht wird, wirkungsvoll und vermittelt mit 
einer vom Herkömmlichen abweichenden Ausstellungskonzep- 
tion ein positives Bild von unserem Land. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß auch bei Weltausstel- 
lungen Aufwand und Erfolg in einem vernünftigen Verhältnis 
zueinander stehen müssen. Sie ist insbesondere der Überzeu- 
gung, daß eine zeitlich zu dichte Folge derartiger Ausstellungen 
alle beteiligten Länder überfordert und dem völkerverbindenden 
Gedanken von Weltausstellungen Abbruch tut. Das Bureau In- 
ternational des Expositions in Paris hat bereits 1967 durch eine 
Änderung des Abkommens über Internationale Ausstellungen 
die Frist zwischen zwei Weltausstellungen auf nunmehr einheit- 
lich sechs Jahre festgelegt. Auf Initiative der Bundesregierung 
wird zur Zeit darüber verhandelt, diese Frist auf zehn Jahre aus- 
zudehnen. 

Die Bundesregierung sieht aber keine realisierbare Möglichkeit, 
Weltausstellungen in Zukunft durch einen internationalen Wett- 
bewerb zur Errichtung von Gemeinschaftsanlagen z. B. in Ent- 
wicklungsländern zu ersetzen. Eine solche Aktion würde letzt- 
lich in die allgemeine Entwicklungshilfe einmünden. Ganz abge- 
sehen davon, daß sich die meisten Länder der Dritten Welt an 
diesem Wettbewerb nicht beteiligen können, würde der gene- 
relle Verzicht auf Weltausstellungen gerade diese Länder eines 
Forums berauben, auf dem sie sich spätestens seit Montreal mit 
zunehmendem Erfolg in das Bewußtsein der Weltöffentlichkeit 
gerückt haben. 


106. Abgeordneter 
Mursch 
(Soltau- 
Harburg) 


Worauf ist es im einzelnen zurückzuführen, 
daß der Preis für Brechkoks z. B. in Winsen 
(Luhe) in der Zeit vom August 1969 bis Juni 
1970 um 53®/o gestiegen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 31. Juli 1970 

Die in der Zeit von August 1969 bis Juni 1970 eingetretene Stei- 
gerung der Endverbraucherpreise für Brechkoks ist zurückzu- 
führen auf 

1. die zweimalige Erhöhung der Listenpreise ab Zeche bzw. 
Werk des Steinkohlenbergbaus im Oktober 1969 und im 
Juni 1970, 

2. die Erhöhung der Frachtkosten ab Zeche/Werk bis zum Be- 
stimmungsort 

a) durch die Anhebung der Tarifsätze für Kohlentransporte 
bei der Binnenschiffahrt zwischen 6®/o bis 15®/o und bei der 
Deutschen Bundesbahn um 6®/o im Februar bzw. Mai 1970, 

b) durch den Wegfall der Frachthilfe für Kohletransporte in 
Höhe von 7,6®/o der Frachtkosten im Februar 1970, 

3. durch die im einzelnen unterschiedliche Ausweitung der Han- 
delsspannen des Kohleneinzelhandels. 

Den weitaus größten Anteil an der Steigerung der Verbrau- 
cherpreise hat die Erhöhung der Listenpreise des Bergbaus. 
So wurden die Listenpreise für die typischen Hausbrandsorten 
Brechkoks I — III durch die Ruhrkohle AG von 83,50 DM/t 
bzw. 86, — DM/t im August 1969 auf 128, — DM/t ab 1. Juni 
1970 angehoben. Für Hausbrandverbraucher wird auf den 
Preis von 128, — DM/t ein Rabatt von 10, — DM/t gewährt. 
Die übrigen Bergbaureviere haben ihre Preise in etwa glei- 
cher Weise erhöht. 
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Die auf Grund autonomer unternehmerischer Entscheidung 
vorgenommenen Preiserhöhungen sind im Zusammenhang 
mit den Anstrengungen der Bergbauunternehmen zu sehen, 
ihre Strukturprobleme durch Verbesserung ihrer Ertragslage 
möglichst aus eigener Kraft zu bewältigen. Die starken Preis- 
anhebungen bei Koks werden von den Unternehmen mit einer 
in den letzten Jahren zunehmend verschlechterten Erlössitua- 
tion der Kokereien begründet. Der angesichts der Entwick- 
lung auf dem Koksmarkt notwendige Ausbau der Kokerei- 
kapazitäten hängt wesentlich von einer ausreichenden Er- 
tragslage dieser Betriebe ab. 


107. Abgeordneter Was ist beabsichtigt, um einer solchen Preis- 
Mursch entwicklung entgegenzuwirken? 

(Soltau- 

Harburg) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 31. Juli 1970 

Wie bereits in der Beantwortung zu Frage 10 der Kleinen Anfra- 
ge der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache VI/819 — ausge- 
führt, hat die Bundesregierung sich im Zusammenhang mit den 
Kohle- und Kokspreiserhöhungen zum 1. Juni 1970 sehr nach- 
drücklich für eine möglichst gleichmäßige Belastung aller Ver- 
brauchergruppen eingesetzt Das Zugeständnis der Stahlindustrie, 
durch vorzeitige Revision des laufenden Vertrags höhere Preise 
zu bezahlen, hat die Ruhrkohle AG in die Lage versetzt, für den 
Hausbrandverbraucher Rabatte von 10, — DM/t Koks und von 
2,50 bis 5, — DM/t bei anderen Hausbrandsorten einzuräumen. 
Diese Rabatte tragen erheblich dazu bei, die Preiserhöhungen 
für den Hausbrandverbraucher abzumildern. 

Empfänger von Sozialhilfe sind von den Preiserhöhungen ohne- 
hin nicht betroffen, da diese voll zu Lasten der Sozialhilfeträger 
gehen. 

Der von der Bundesregierung im Hinblick auf die angespannte 
Kokssituation mehrfach gegebene Hinweis auf den Einsatz an- 
derer geeigneter fester Brennstoffe, wie Stein- und Braunkoh- 
lenbriketts sowie Hausbrandkohle als Ergänzungsbrennstoffe 
ist auch unter Preisgesichtspunkten von Bedeutung, da diese 
Brennstoffe im Wärmepreisvergleich größtenteils für den Ver- 
braucher günstiger liegen als Koks. 

Darüber hinausgehende Maßnahmen werden von der Bundes- 
regierung nicht erwogen. 


108. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vodcenhausen 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auch 
durch die gegenwärtigen Konjunkturdäm- 
pfungsmaßnahmen und die weitere Libera- 
lisierung der Importe aus den Staatshandels- 
ländern die Musikinstrumentenindustrie be- 
sonders betroffen wird, und welche Konse- 
quenzen wird die Bundesregierung ziehen, um 
Schwierigkeiten aus den verschiedenen wirt- 
schaftspolitischen Entscheidungen für die Mu- 
sikinstrumentenindustrie zu vermeiden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 4. August 1970 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich die Musikinstrumen- 
ten-Industrie in einem strukturellen Anpassungsprozeß befindet 
und an dem allgemeinen kräftigen Konjunkturaufsdiwung nur 
in bescheidenem Maße Anteil hatte. Insoweit kann dieser Indu- 
striezweig von den wohl dosierten steuerlichen Dämpfungsmaß- 
nahmen relativ stärker, wenngleich nicht übermäßig betroffen 
sein. Dem gesamtwirtschaftlichen Interesse an einer möglichst 
großen Breitenwirkung der Konjunkturdämpfungsmaßnahmen 
würde es zuwiderlaufen, wenn für einzelne, selbst überdurch- 
schnittlich hart betroffene Branchen Ausnahme regelungen zuge- 
lassen würden. 

Der Anteil der Osteinfuhren an der deutschen Produktion hat 
mit weniger als iVo — trotz beachtlicher Steigerungsrate 1969 — 
kein bedrohliches Ausmaß erreicht. Gleichwohl hat die Bundes- 
regierung in Würdigung der besonderen Situation der Musik- 
instrumenten-Industrie die Kontingentierungen im schutzbedürf- 
tigen Bereich aufrechterhalten. 

Die Bundesregierung rechnet nicht mit erheblichen Schwierig- 
keiten für die Musikinstrumenten-Industrie, wird aber die Aus- 
wirkungen der Konjunkturdämpfungsmaßnahmen sowie steigen- 
de Einfuhren aus Staatshandelsländern auch in Zukunft sorgsam 
beobachten. 


109. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Geiger Kreditinstitute bei Einführung der bargeld- 

losen Lohnzahlung zugesagt haben, für die 
Kontenführung keine Gebühren zu verrech- 
nen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 11. August 1970 

Ja. 


110. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Geiger auf die Kreditinstitute einzuwirken, daß sie, 

wie bisher, die Kontenführung kostenlos 
durchführen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 11. August 1970 

Die Bundesregierung erwartet von den Kreditinstituten, insbe- 
sondere in der jetzigen konjunkturellen Situation, äußerste Zu- 
rückhaltung bei der Gebührenerhebung für Lohn- und Gehalts- 
konten, zumal bei den Arbeitnehmern in den letzten Jahren mit 
dem Hinweis auf die Gebührenfreiheit dieser Konten geworben 
worden ist. Bei der Entscheidung der Frage, ob Lohn- oder Ge- 
haltskonten trotz gestiegener Kosten weiterhin gebührenfrei ge- 
führt werden können, sollten die Kreditinstitute die Vorteile des 
Universalbanksystems auch ihren Kunden zukommen lassen und 
etwaige Verluste aus der Führung dieser Konten zunächst durch 
Gewinne anderer Sparten ausgleichen. Der Bundes minister für 
Wirtschaft hat diese Auffassung gegenüber den Verbänden der 
Kreditwirtschaft bereits deutlich zum Ausdruck gebracht. 
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Die Bundesregierung wird, unterstützt durch das Bundesauf- 
siditsamt für das Kreditwesen und das Bunde skartellamt, darauf 
achten, daß der freie Wettbewerb auch auf dem Gebiet der Kon- 
toführungsgebühren nicht durch unzulässige Kartellabsprachen 
der Kreditinstitute oder der verschiedenen Kreditinstitutsgrup- 
pen beeinträchtigt wird. Sie vertraut somit auf die Wettbewerbs- 
kräfte des Marktes, durch die etwaigen Gebührenerhöhungen 
enge Grenzen gesetzt werden. 


111. Abgeordneter Wird in absehbarer Zeit, d. h. noch 1970 oder 
Meister im Frühjahr 1971, eine erneute Aufwertung 

der D-Mark von der Bundesregierung in Er- 
wägung gezogen? 

Antwort des Staatssekretärs Dn Rohwedder 
vom 11. August 1970 

Die Bundesregierung hat nicht bei der EWG angeregt, die deut- 
schen Ingenieure in zwei Gruppen zu gliedern. Sie hat sich 
vielmehr stets dafür eingesetzt, daß in den Richtlinien eine ein- 
zige Gruppe Ingenieure gebildet wird. Die Richtlinienvorschläge 
der Kommission vom Mai 1969 sehen allerdings vor, daß zwei 
Gruppen von Ingenieuren gebildet werden sollen. Das Euro- 
päische Parlament hat diese Vorschläge in seiner am 9. April 
1970 beschlossenen Stellungnahme grundsätzlich gebilligt. Die 
Bundesregierung wird jedoch bei den Beratungen im Rat weiter- 
hin dafür eintreten, dciß eine einheitliche Gruppe von Ingeni- 
euren gebildet wird. Sie wird den Richtlinien nicht zustimmen, 
wenn nicht auch für die Absolventen der deutschen Ingenieur- 
schulen und zukünftigen Fachhochschulen eine ihrem Ausbil- 
dungsgrad angemessene Lösung gefunden wird. 


112. Abgeordneter Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, eine 
Meister etwaige derartige Maßnahme unter dem Ge- 

sichtspunkt der in der EWG geforderten Wäh- 
rungsneuordnung zu sehen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 11. August 1970 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Bildung zweier 
unterschiedlicher Gruppen von Ingenieuren, denen die Mitglied- 
staaten unterschiedliche Tätigkeitsbereiche zuweisen können, 
zu einer Einengung des deutschen Ingenieurs führen könnte. Aus 
diesem Grund hat sie sich auch stets für die Bildung einer ein- 
zigen Gruppe von Ingenieuren eingesetzt. 


113. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darüber Aus- 
Meister kunft zu geben, welche Gründe sie veran- 

laßten, bei der EWG anzuregen, die deutschen 
Ingenieure in zwei Gruppen zu gliedern, und 
welche Ziele verfolgt sie mit ihren Vorstel- 
lungen? 


114. Abgeordneter Ist die Bundesregierung darüber im klaren, 

Meister daß sie damit eine Einengung des deutschen 

Ingenieurs zu seinen europäischen Kollegen 
schafft, die arbeitsrechtliche und dienstlei- 
stungsrechtliche Konsequenzen nach sich zie- 
hen dürfte? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 12. August 1970 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, sidi erneut mit der 
Frage einer DM-Aufwertung zu beschäftigen. Wie Herr Staats- 
sekretär Dr. Arndt bereits am 19. Juni 1970 in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages erklärte, hat sie derartige valutari- 
sche Aktionen nicht vor. An dieser Haltung hat sich in der Zwi- 
schenzeit nichts geändert. 


115. Abgeordneter Wie wird sichergestellt, daß Unternehmen, 
Hirsch deren Investitionen im Grenzland aus Mitteln 

der Förderungsprogramme des Bundes unter- 
stützt worden sind, daraus bei späteren Be- 
triebsschließungen •und insbesondere bei Be- 
triebsverlegungen ins Binnenland keine unge- 
rechtfertigten Vorteile ziehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 13. August 1970 

Mit den Bewilligungsbedingungen des Bundesministers für Wirt- 
schaft für die Gewährung von Investitionszuschüssen an die ge- 
werbliche Wirtschaft im Rahmen des Regionalen Förderungspro- 
gramms ist sichergestellt, daß ein nicht zweckentsprechend ver- 
wendeter Betrag zurückzuzahlen und vom Tage der Auszahlung 
an den Zuschußempfänger entsprechend zu verzinsen ist. Eine 
nicht zweckentsprechende Verwendung der Mittel liegt vor, wenn 
bewegliche Sachen, Grundstücke oder Gebäude, die mit Hilfe des 
Zuschusses erworben oder hergestellt worden sind, vor dem 
Ablauf von drei Jahren nach der Auszahlung des Zuschusses 
einer anderen als der mit dem Zuschuß bezweckten Verwendung 
zugeführt werden. Als nicht zweckentsprechend verwendet gilt 
u. a. eine Betriebsschließung oder eine Verlagerung des Betriebes 
in ein Gebiet außerhalb der Fördergebiete. 


116. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Hirsch in Anlehnung an die Regeln für das Berliner 

Familiengründungsdarlehen Regelungen ein- 
zuführen, nach denen standortbezogene Inve- 
stitionshilfen und Steuervergünstigungen bei 
Aufgabe des Grenzlandstandorts erstattet 
werden müssen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 13. August 1970 

Hier verweise ich zunächst auf meine Antwort auf die erste 
Frage. Auch die Investitionszulage wird nach § 1 Abs. 5 Investi- 
tionszulagengesetz nur für die Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten von neuen abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens gewährt, die mindestens drei Jahre nach 
ihrer Anschaffung oder Herstellung in der Betriebsstätte ver- 
bleiben. Entsprechend wird bei der Gewährung von Sonderab- 
schreibungen im Zonenrandgebiet verfahren. Die Bundesregie- 
rung sieht keine Veranlassung, weitergehende Auflagen zu 
machen. 
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Gesdiäftsbereicii des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


117. Abgeordneter Um wieviel Prozent sind die deutschen land- 
Seibert wirtschaftlichen Erzeugerpreise gegenüber 

dem Stand vom Dezember 1969 gefallen? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 30. Juni 1970 

Die Erzeugerpreise für- landwirtschaftliche Produkte lagen — ge- 
messen am Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Pro- 
dukte ohne Mehrwertsteuer und damit ohne Aufwertungsaus- 
gleich über die Mehrwertsteuer — im Mai 1970 mit 104,0 
(1961/62 bis 1962/63 — 100) um 4,7^/o unter dem Stand vom 
Dezember 1969. 

Die Preise für pflanzliche Produkte stiegen im gleichen Zeitraum 
um 5,9®/o, weil insbesondere die Speisekartoffeln und das Ge- 
müse, saisonal bedingt, deutlich teurer wurden. 

Der Preisindex für tierische Produkte ging von Dezember 1969 
bis zum Mai 1970 um 7,7% zurück, was in erster Linie auf die 
saisonalen Preissenkungen bei Schlachtschweinen, auf den auf- 
wertungsbe dingten Rückgang der Interventionspreise für Butter 
und den durch die starke Ausweitung der Produktion hervor- 
gerufenen Preissturz bei Eiern zurückzuführen ist. 


118. Abgeordneter Reichen die von der Bundesregierung ergrif- 
Seibert fenen Maßnahmen zum Einkommensausgleich 

für Aufwertungsverluste aus? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 30. Juni 1970 

Die Bundesregierung hatte in der Regierungserklärung vom 
27. Oktober 1969 der deutschen Landwirtschaft den vollen Aus- 
gleich der durch die Aufwertung entstehenden Einkommensver- 
luste zugesagt. Mit dem Aufwertungsausgleichsgesetz vom 23. 
Dezember 1969 (BGBl. I S. 2381) und dem Durchführungsgesetz 
zum Aufwertungsausgleichsgesetz vom 5. Juni 1970 (BGBL I 
S. 676) sind die gesetzlichen Grundlagen für diesen Ausgleich 
geschaffen. Danach werden über die Sonderregelung bei der 
Mehrwertsteuer Einkommenseinbußen in Höhe von 780 Millio- 
nen DM und durch direkte Ausgleichzahlungen aus dem Bundes- 
haushalt, die inzwischen angelaufen sind, 920 Millionen DM 
ausgeglichen; damit ist der Verlust von 1,7 Milliarden DM ab- 
gedeckt. 


119. Abgeordneter Plant die Bundes regiening, die Verbilligungs- 
Dasch aktion für Butter über die Sozialhilfeempfän- 

ger hinaus auf einkommensschwache, kinder- 
reiche Familien auszudehnen? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 2. Juli 1970 

Eine Ausdehnung der Butterverbilligungsaktion auf einkom- 
mensschwache, kinderreiche Familien, die nicht Empfänger von 
Sozialhilfe sind, ist bedauerlicherweise z. Z. nicht möglich. 
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Die Verordnung (EWG) Nr. 414/70 des Rates vom 3. März 1970 
über die Grundregeln für die Maßnahmen zur Steigerung des 
Butterverbrauchs bei bestimmten Verbrauchergruppen und die 
Entscheidung der Komission vom 24. März 1970 über den Ab- 
satz von Butter an bestimmte Sozialhilfe beziehende Verbrau- 
chergruppen sehen vor, daß in den Genuß der Vergünstigung, 
soweit es sich hier um Einzelpersonen handelt, nur Sozialhilfe- 
empfänger kommen können. 

Im übrigen wurden bereits im Jahre 1969 Überlegungen ange- 
stellt, ob und in welcher Weise für einkommensschwache, kin- 
derreiche Familien, die keine Sozialhilfe empfangen, die Mög- 
lichkeit gechaffen werden könnte, verbilligt Butter zu beziehen. 
Von den bisher fehlenden Rechtsgrundlagen abgesehen, beste- 
hen — auch seitens der Kommunalbehörden, denen bekanntlich 
bei der Durchführung der Butterverbilligungsaktion eine Schlüs- 
selrolle zukommt — erhebliche Bedenken. Sie sind nicht zuletzt 
darauf zurückzuführen, daß dort keine Unterlagen über die Ein- 
kommensverhältnisse der jeweiligen kinderreichen Familie vor- 
handen sind. Eine Erweiterung der Verbilligungsaktion auf alle 
kinderreichen Familien ohne Rücksicht auf deren Einkommen 
entspricht nicht dem Sinn der Aktion. 


120. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, nach Ver- 

Geldner wirklichung des in der Fragestunde vom 

16. Juni angekündigten Rechts auf freien Zu- 
tritt zum Wald aller Besitzarten für jeder- 
mann, die privaten Waldbesitzer für die 
Kosten zu entschädigen, die für verstärkte 
Wegeunterhaltung, Abfallbeseitigung und 
sonstige Schäden entstehen, und in welcher 
Form könnte eine solche Entlastung der Wald- 
besitzer vorgenommen werden? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 6. Juli 1970 

Die Bundesregierung beabsichtigt, in dem angekündigten Entwurf 
eines Gesetzes über die Erhaltung des Waldes und die Förde- 
rung der Forstwirtschaft eine angemessene Regelung für den 
Ersatz von Aufwendungen der Waldbesitzer zum Schutz der Wal- 
dungen und für den Ausgleich von erhöhten Risiken sowie von 
Schäden zu finden. Diese Regelung wird an § 6 des in der 5. Le- 
gislaturperiode nicht mehr verabschiedeten Regierungsentwur- 
fes eines Bundeswaldgesetzes (Drucksache V/4233) anknüpfen 
und neuere forstrechtliche Bestimmung der Länder, z. B. §§ 7 
und 8 des Forstgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
29. Juli 1969 berücksichtigen. Im gegenwärtigen Zeitpunkt ist es 
allerdings noch nicht möglich, Einzelheiten mitzuteilen. Außer- 
dem ist vorgesehen, die Förderung des Wirtschaftswegebaues 
im Wald fortzuführen. 


121. Abgeordneter Welchen Zusammenhang zwischen den ver- 
Geldner hältnismäßig hohen Kartoffelpreisen des ver- 

gangenen Herbstes und dieses Frühjahrs und 
der verringerten Kartoffelanbaufläche im eige- 
nen Land sieht die Bundesregierung, und auf 
welchen anderen Gebieten sind ähnliche Ent- 
wicklungen zu beobachten, denen durch recht- 
zeitige Hinweise begegnet werden sollte? 
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Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 2. Juli 1970 

Seit Beendigung der Zwangswirtschaft nach dem letzten Krieg 
unterliegt der Kartoffelmarkt keiner staatlichen oder überstaat- 
lichen Regelung. Da weder Subventionen gezahlt noch Interven- 
tionen praktiziert wurden, bestimmen ausschließlich Angebot 
und Nachfrage den Preis. Außerdem sind die Lieferungen aus 
EWG-Mitgliedsländern liberalisiert und die Einfuhrmöglichkei- 
ten aus Drittländern zur Zeit nahezu ausgeschöpft. Zudem ist die 
Bundesrepublik Deutschland seit Jahren der größte Kartoffelim- 
porteur der Welt, obwohl sie hinter der Sowjetunion und Polen 
die dritte Stelle in der Produktion einnimmt. 

Der Mangel an Arbeitskräften, die Steigerung der Kosten, die 
nur begrenzten Mechanisierungsmöglichkeiten, der Übergang zur 
Getreidemast, die Lieferungen aus EWG-Ländern und die Ein- 
fuhren aus Drittländern haben bewirkt, daß die Produktions- 
kosten, insbesondere in den Jahren 1967 und 1968 durch die Er- 
löse nicht mehr gedeckt wurden. Es kam deshalb zu einem fol- 
genschweren Preisverfall auf dem Kartoffelmarkt. Der schon 
seit über zehn Jahren rückläufige Anbau erfuhr infolgedessen 
im Wirtschaftsjahr 1969/70 eine weitere drastische Einschrän- 
kung auf 588 900 ha (gegenüber 1957/58 = 1 119 367 ha). Wäh- 
rend 1957/58 noch über 26 Millionen t geerntet wurden, waren 
es 1969/70 nur noch 15,98 Millionen t; jedoch haben umgekehrt 
die Importe von 146 862 t/1957 auf 956 614 t/1969 zugenommen. 

Die dargelegten Veränderungen bewirkten inzwischen eine ge- 
wisse Verknappung der vom Markt bevorzugten Sorten bei 
Speisekartoffeln. Der damit zwangsläufig verbundene Preisan- 
stieg wurde aber durch die stark ausgeweiteten Speisekartoffel- 
importe im laufenden Wirtschaftsjahr wieder gemildert. 

Die Umstellung auf einen gezielten, den Marktbedürfnissen ent- 
sprechenden Kartoffelanbau in der Bundesrepublik Deutschland, 
ist noch in vollem Gang. 

Ähnliche Entwicklungen wie bei Kartoffeln sind bei anderen 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen nicht festzustellen, zumal 
diese größtenteils durch Marktorganisationen der EWG erfaßt 
sind. Das ist bei Kartoffeln bisher nicht der Fall. 


122. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Peters rung, eine leistungsfähige Wirtschaftsberatung 

(Poppenbüll) im Agrarbereich zu sichern, und welche Vor- 
stellungen hat sie von einer zweckmäßigen 
Organisation sozialökonomischer Beratung? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 8. Juli 1970 

Die Sicherung einer leistungsfähigen Beratung ist in erster Linie 
eine Angelegenheit der Länder. Für diese Aufgabe stellt der 
Bund den Ländern jährlich erhebliche Mittel zur Verfügung. So 
wurden z. B. 1969 rd. 15,5 Millionen DM an Bundesmitteln den 
Ländern zur teilweisen Deckung der Personal- und Sachkosten 
zugewiesen. An dieser Mitfinanzierung der Beratung durch den 
Bund wird sich auch bis zum Inkrafttreten des ersten Rahmen- 
planes nach dem Gemeinschaftsaufgabengesetz grundsätzlich 
nichts ändern. Hierüber besteht auch Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesfinanzminister. 
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Nach dem derzeitigen Stand der Überlegungen wird eine Weiter- 
führung der Förderung der Wirtschaftsberatung aus Bundesmit- 
teln in dem bisher geübten Umfang nach Inkrafttreten des ersten 
Rahmenplanes nicht mehr möglich sein. Ausschlaggebend hier- 
für ist die Auffassung, Beratung sei eine im Rahmen der Ver- 
waltungstätigkeit der Länder durchzuführende Aufgabe. Nach 
dem Verfassungsgrundsatz des Artikel 104 a Abs. 5 GG tragen 
Bund und Länder die bei ihren Behörden entstehenden Verwal- 
tungskosten (sachliche und personelle Aufwendungen). 

Andere Überlegungen wiederum — von der eigentlichen Funk- 
tion der Beratung ausgehend — laufen darauf hinaus, Beratung 
als eine eigenständige Maßnahme zur rationelleren Gestaltung 
des Produktionsprozesses und der Betriebsorganisation zu be- 
trachten und werden wie folgt begründet: 

Landwirtschaftliche Beratung verfolgt das Ziel, durch Entschei- 
dungshilfen den Landwirt zu befähigen, über einen möglichst 
optimalen Faktoreneinsatz eine Verbesserung der Produktivität, 
der Arbeitsbedingungen und seiner sozialen Verhältnisse zu 
erreichen. Die landwirtschaftliche Beratung entfaltet dabei ihre 
Aktivität unabhängig von anderen materiellen Förderungsmaß- 
nahmen, wenngleich sie diese in ihre Überlegungen mit einbe- 
zieht. 

Diese Lösung würde aber voraussetzen, daß die Länder organisa- 
torische Maßnahmen treffen, die eine klare Trennung von Bera- 
tungsaufgaben und anderen Tätigkeiten (z. B. Verwaltungsarbei- 
ten, Unterricht etc.) ermöglichen. In meinem Hause wird eine 
Arbeitsgruppe gebildet, die diese Grundsatzfrage fachlich prüft. 
Vom Ergebnis ihrer Untersuchungen und den Verhandlungen 
mit den Ländern sowie den beteiligten Bundesressorts wird es 
abhängen, wie sich bei einer solchen Lösung der Bund künftig 
an der Finanzierung der Beratung beteiligen kann. 

Unabhängig davon wird der Bund die Förderung der zentralen 
Beratungsaufgaben weiterführen. Umfang und Bedeutung dieser 
Aufgaben nehmen ständig zu. Der Bund wird immer dann Initia- 
tiven ergreifen müssen, wenn neue Beratungsprobleme in den 
Vordergrund treten. Das ist z. Z. der Fall im Bereich der sozial- 
ökonomischen, marktwirtschaftlichen und betriebswirtschaftli- 
chen Beratung, der Verbreitung der Buchführung über EDV-An- 
lagen und der überbetrieblichen Zusammenarbeit. Darüber hin- 
aus werden die zentrale Fortbildung von Spezialberatern, die 
Landjugendberatung und der internationale Erfahrungsaustausch 
verstärkt fortgesetzt. 

Die Aufgabe der sozialökonomischen Beratung sehe ich darin, 
aus der betriebswirtschaftlichen Analyse des Betriebes, der spe- 
zifischen Situation der Familie und den regionalen agrar-, wirt- 
schafts- und gesellschaftsstrukturellen Daten Lösungsvorschläge 
zu den anstehenden Problemen zu erarbeiten. Eine derart um- 
fangreiche und vielschichtige Tätigkeit, die neben ökonomischen 
und produktionstechnischen Kenntnissen auch berufsständische, 
berufs- und sozialkundliche Erfahrungen voraussetzt, kann nicht 
im Alleingang einzelner Institutionen durchgeführt werden. 

Verfolgt man den Ablauf eines sozialökonomischen Beratungs- 
prozesses in seinen vier Grundphasen, nämlich 

1. Information, 2. Analyse und Erarbeitung von Alternativen, 
3. Entscheidungsfindung, 4, Realisierung, 

so wird deutlich, daß die Information vorwiegend Aufgabe des 
Berufsstandes und der Arbeitsverwaltung ist, während die Phase 
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2 zum Bereich der Wirtschaftsberatung gehört. Die Entschei- 
dungsfindung (Phase 3) fällt in die Verantwortung des Unter- 
nehmers. An der Realisierung müssen alle Partner gemeinsam 
mitwirken, wobei sich für den Einzelnen je nach Art der getroffe- 
nen Entscheidung Schwerpunkte ergeben können. 

Ein reibungsloser Ablauf eines solchen mehrstufigen Informa- 
tions- und Beratungsprozesses ist nur dann gewährleistet, wenn 
alle beteiligten Institutionen Hand in Hand arbeiten. Auf Kreis- 
ebene sollten deshalb die vielerorts bereits vorhandenen „Kreis- 
kuratorien für Wirtschaftsberatung" aktiviert werden, damit 
über sie die Zusammenarbeit von Wirtschaftsberatung, Berufs- 
stand und Arbeitsverwaltung koordiniert werden kann. 


123. Abgeordneter Will die Bundesregierung bei der Diskussion 
Dasch über weitere EWG-Marktordnungen auch eine 

Hopfenmarktordnung und eine Marktordnung 
für Schaf fleisch vorschlagen? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 22. Juli 1970 

Auf mein Drängen hat die EG-Kommission zugesagt, bis Septem- 
ber/Oktober dieses Jahres einen Vorschlag für eine EWG- 
Hopfenmarktordnung vorzulegen, über deren Ausgestaltung läßt 
sich jedoch zur Zeit noch nichts sagen. 

Von deutscher Seite ist eine Marktordnung für Schaffleisch nicht 
gefordert worden; es besteht auch nicht die Absicht, das zu tun. 
Allerdings wird die EG-Kommission für Schaffleisch einen Vor- 
schlag unterbreiten, da dieser Markt noch nicht EWG-einheitlich 
geregelt ist. Zeitpunkt und Inhalt eines solchen Vorschlags sind 
noch offen. 


124. Abgeordneter 
Löffler 


Wieviel Anträge auf Anerkennung als Er- 
zeugergemeinschaft oder als Vereinigung von 
Erzeugergemeinschaften nach §§ 3 und 4 des 
Marktstrukturgesetzes vom 16. Mai 1969 
(BGBl. I S. 423) sind bisher bei den zuständigen 
Behörden gestellt worden? 


125. Abgeordneter Wieviel dieser Anträge werden zur Zeit noch 
Löffler bearbeitet, und wieviel wurden bereits ge- 

nehmigt oder abgelehnt? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 27. Juli 1970 

Erlauben Sie mir, zunächst einige Bemerkungen vorauszuschik- 
ken, die für die sachliche Beurteilung der Antworten auf die von 
Ihnen gestellten Fragen von Bedeutung sind: 

Das Marktstrukturgesetz ist am 21. Mai 1969 in Kraft getreten. 
Für seine Anwendung in den einzelnen Warenbereichen bedarf 
es Durchführungsverordnungen, Insgesamt sind bisher sieben 
Durchführungsverordnungen erlassen worden. Davon traten die 
ersten drei Durchführungsverordnungen Ende August 1969 in 
Kraft; sie betrafen die Warenbereiche Schlachtvieh und Ferkel, 
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Milch sowie fischwirtschaftliche Erzeugnisse. Für diese Waren- 
bereiche waren damit ab Ende August 1969 die rechtlichen Vor- 
aussetzungen für die Anerkennung von Erzeugergemeinschaften 
gegeben. Im Laufe des ersten Halbjahres 1970 wurden drei wei- 
tere Durchführungsverordnungen erlassen; und zwar für die 
Warenbereiche Eier und Geflügel, Wein sowie Qualitätsgetreide. 
Die siebente und bisher letzte Durchführungsverordnung ist im 
Juli d. J. in Kraft getreten; sie bezieht sich auf den Warenbe- 
reich Kartoffeln. 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß für die Bildung und An- 
erkennung von Erzeugergemeinschaften — von einigen speziel- 
len Ausnahmen abgesehen — bisher längstens elf Monate zur 
Verfügung standen. 

In der Anwendung des Marktstrukturgesetzes ist bis Juli 1970 
folgende Entwicklung eingetreten. Die Angaben, die diese Ent- 
wicklung kennzeichnen, basieren auf Mitteilungen der Länder, 
denen die Durchführung des Marktstrukturgesetzes obliegt. 

Es wurden von Erzeugergemeinschaften 174 Anträge auf An- 
erkennung gestellt. Darunter sind 67 Anträge von Erzeugerge- 
meinschaften für Qualitätsweizen in Schleswig-Holstein, die 
sich bereits auf Grund der Richtlinien des BML gebildet haben, 
die Ende 1968 im Hinblick auf das Marktstrukturgesetz erlassen 
wurden. 

64 Anträge auf Anerkennung als Erzeugergemeinschaft liegen 
für den Bereich Schlachtschweine, Schlachtvieh und Ferkel vor. 
Ein weiterer Schwerpunkt ist bei fischwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen festzustellen; in diesem Warenbereich liegen 22 Anträge 
von Erzeugergemeinschaften auf Anerkennung vor. 

Insgesamt wurden an Erzeugergemeinschaften 64 Anerkennungen 
ausgesprochen; und zwar 51 für Schlachtschweine, Schlachtvieh 
oder Ferkel, 12 für fischwirtschaftliche Erzeugnisse und eine für 
Schl ach tgeflügel. Es sei vermerkt, daß zu den angeführten An- 
erkennungen von Erzeugergemeinschaften für Schlachtvieh fünf 
in Nordrhein-Westfalen gezählt wurden, die sich auf Grund der 
Landesrichtlinien, die im Hinblick auf das Marktstrukturgesetz 
im Jahre 1968 erlassen wurden, gebildet haben. Diese erfüllen 
wohl alle Voraussetzungen für die Anerkennung nach dem 
Marktstrukturgesetz, sind jedodi im formalen Sinne noch nicht 
Erzeugergemeinschaften im Sinne des Gesetzes. Die faktischen 
Gegebenheiten lassen es daher gerechtfertigt erscheinen, sie 
zu den anerkannten Erzeugergemeinsdiaften zu zählen. 

In der regionalen Verteilung der Erzeugergemeinschaften für 
Schlachtvieh und Ferkel zeigen sich Schwerpunkte in Nieder- 
sachsen und Hessen mit jeweils 16 Anerkennungen sowie in 
Bayern und Schleswig-Holstein mit 9 bzw. 5 Anerkennungen. 

Zu den gestellten Anträgen auf Anerkennung sind bisher keine 
Ablehnung ausgesprochen worden; 110 Anträge befinden sich 
also noch in der Bearbeitung. 

Um Ihnen ein möglichst abgerundetes Bild über die Entwick- 
lung zu vermitteln, die nach Verabschiedung des Marktstruktur- 
gesetzes eingetreten ist, möchte ich noch auf die bereits gegrün* 
deten oder in Gründung befindlichen Erzeugergemeinschaften 
verweisen, die noch nicht Antrag auf Anerkennung gestellt ha- 
ben. Die Angaben hierzu können allerdings zwangsläufig nicht 
vollständig sein, da die Länder nicht über sämtliche Aktivitäten 
zur Gründung von Erzeugergexneinschaften informiert sind. Be- 
kannt geworden sind ihnen 170 gegründete bzw. in Gründung 
befindliche Erzeugergemeinschaften; darunter 54 in Niedersach- 
sen, 37 in Bayern und je 21 in Rheinland-Pfalz und Schleswig- 
Holstein. 
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Die Bildung von Vereinigungen von Erzeugergemeinschaften 
bietet sich erst an, wenn für das betreffende Erzeugnis eine 
gewisse Dichte an Erzeugergemeinschaften vorhanden ist. An- 
träge auf Anerkennung liegen bisher in Hessen von zwei Ver- 
einigungen für Schlachtvieh und in Schleswig-Holstein von einer 
Vereinigung von Erzeugergemeinschaften für Qualitätsweizen 
vor. Davon ist in Hessen eine Vereinigung anerkannt worden. 
Weitere sechs Vereinigungen von Erzeugergemeinschaften sind 
in den verschiedenen Bundesländern gegründet bzw. in Grün- 
dung begriffen. 

126. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Verwal- 
Dr. Evers tungsvereinfachung die in § 16 Abs. 1 Nr. 1 

des Weinwirtschaftsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. Mai 1968 (BGBl. 
I S. 471) vorgesehene abgabenfreie Weinberg- 
fläche von 5 Ar auf mindestens 10 Ar zu er- 
höhen, um die Gemeinden von der Festsetzung 
und Einziehung kleiner, die Verwaltungsko- 
sten übersteigenden Beträge (3 bis 5 DM jähr- 
lich) zu entlasten? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 20. Juli 1970 

Die Freigrenze für Betriebe mit einer Rebfläche bis zu 5 Ar 
wurde festgesetzt, um diese Betriebe, die Wein nur für den Ei- 
genbedarf erzeugen, von der Abgabe freizustellen. Betriebe mit 
mehr als 5 Ar Fläche führen in der Regel mindestens einen Teil 
ihrer Erzeugung dem Markt zu, so daß die Maßnahmen des Sta- 
bilisierungsfonds für Wein auch diesen Betrieben zugutekom- 
men. Ihre Heranziehung zur Zahlung der Abgabe ist daher ge- 
rechtfertigt. 

Nach § 16 Abs. 2 des Weinwirtschaftsgesetzes regeln die Landes- 
regierungen die Erhebung, Festsetzung und Beitreibung der 
Flächenabgabe durch Rechtsverordnung. Eine Übertragung dieser 
Aufgabe auf die Winzergenossenschaften müßte daher durch die 
zuständigen Landesbehörden erfolgen. Ich würde dies jedoch 
nicht für zweckmäßig halten, da bei den Winzergenossenschaften 
weder die rechtlichen noch die tatsächlichen Voraussetzungen 
zur Übernahme dieser Aufgabe bestehen. Ferner müßten die 
z. Z. beauftragten Behörden die Abgabe weiterhin von allen 
Abgabepflichtigen, die nicht einer Genossenschaft angehören, 
erheben. 


127. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Abgabe 
Dr. Evers bei Mitgliedern von Winzergenossenschaften 

über diese einziehen zu lassen und dem Sta- 
bilisierungsfonds für den oben erwähnten 
Einnahmeausfall einen angemessenen Aus- 
gleich aus Bundesmitteln oder durch Erhöhung 
der Abgabe von 0,50 DM je Ar der Weinberg- 
fläche zu gewähren? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 20. Juli 1970 

Die Antwort zu Frage 126 hat zur Folge, daß die Frage nach der 
Deckung eventueller Einnahmeausfälle des Stabilisierungsfonds 
für Wein gegenstandslos ist. 
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Welche eigentumsfeindlichen Tendenzen, von 
denen der bayerische Landwirtschaftsminister 
Dr. Eisenmann wiederholt gesprochen hat, sind 
in dem Entwurf eines einzelbetrieblichen Inve- 
stitionsförderungs- und sozialem Ergänzungs- 
programm der Bundsregierung enthalten, und 
auf welche solcher Tendenzen im einzelnen 
ist bei den bisherigen Beratungen mit den 
Ländern, Verbänden und Praktikern konkret 
hingewiesen worden? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 23. Juli 1970 

Von dem Entwurf eines „Einzelbetrieblichen Förderungs- und 
sozialen Ergänzungsprogramms'' gehen keinerlei eigentums- 
feindliche Tendenzen aus. In keiner der bisherigen Beratungen 
mit den Ländern, Verbänden und Praktikern ist eine solche ab- 
surde Behauptung vorgetragen worden. 

Das Gegenteil ist richtig. Die Abgrenzung der einzelbetrieblichen 
Investitionsförderung auf entwicklungsfähige Betriebe und die 
im sozialen Ergänzungsprogramm angebotenen Maßnahmen tra- 
gen der Erhaltung und Stärkung eines breitgestreuten Eigen- 
tums in vollem Umfang Rechnung. 

Leider hat die Vergangenheit gezeigt, daß eine Investitionsför- 
derung in nichtentwicklungsfähigen Betrieben keine Hilfe, son- 
dern eine zusätzliche Belastung für die Landwirte darstellt. In- 
vestitionsanreize in diesen Betrieben führen letzten Endes zu 
Vermögensverlusten und sind damit eigentumsfeindlich. Darü- 
ber hinaus machen uns heute viele Betriebsinhaber und vor al- 
lem deren Kinder, denen in der Vergangenheit eine nicht vor- 
handene Entwicklungsfähigkeit vorgetäuscht worden ist, bittere 
Vorwürfe, weil sie eine falsche Berufsentscheidung getroffen 
haben. 

Keine der im sozialen Egänzungsprogramm vorgesehenen 
Maßnahmen zwingt die Landwirte, ihr Land zu veräußern. Als 
Voraussetzung für die nicht geringen Renten und Zuschüsse 
wird lediglich eine Verpachtung der Betriebsflächen verlangt. 
Verbesserung der Einkommens- und Lebensbedingungen bei 
voller Wahrung des Eigentums ist das Ziel dieser Maßnahmen. 
Ihre Inanspruchnahme ist im übrigen in das freie Ermessen je- 
des einzelnen gestellt. 


128. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


129. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 

Strohmayr auch in der Bundesrepublik Deutschland für 

die Unkrautbekämpfung in Getreide, auf We- 
gen und Plätzen und im Forst verwendete 
gesundheitsschädliche Herbizid nach neuesten 
Erkenntnissen in den USA wegen genetischer 
Schäden nicht mehr verwendet werden darf? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 21. Juli 1970 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich diese Anfrage 
auf das Herbizid der Wirkstoffbasis 2, 4, 5 - T bezieht, dessen 
Anwendung vor kurzer Zeit in den USA drastisch eingeschränkt, 
nicht jedoch verboten worden ist. 
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In diesem Fall sind der Bundesregierung die in den USA mit 
diesem Wirkstoff gewonnenen neuesten Erkenntnisse über tera- 
togene Wirkungen (Mißbildungen an Embryonen bei Mäusen 
und Ratten als Versuchstieren) sowie die Ursachen dieser schäd- 
lichen Auswirkungen bekannt. Aus den der Bundesregierung 
vorliegenden wissenschaftlichen Berichten geht hervor, daß die 
schädlichen Auswirkungen bzw. die einschränkenden Maßnah- 
men der amerikanischen Regierung auf Ursachen und Voraus- 
setzungen zurückgehen, die in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht gegeben sind: 

a) Ursache der teratogenen Auswirkungen in den USA sind 
hochgradige Verunreinigung des dort verwendeten Wirk- 
stoffs 2, 4, 5 - T mit Dioxin gewesen, welche die in der Bun- 
desrepublik Deutschland hergestellten und beschränkt ver- 
wendeten 2, 4, 5 - T - Herbizide nicht aufweisen. Während 
amerikanische Versuchsmuster aus dem Handelssektor, durch 
welche die teratogenen Wirkungen hervorgerufen worden 
sind, z. T. 20 und mehr ppm des ursächlichen Dioxins auf- 
wiesen, liegen die möglichen Gehalte der in der Bunderepu- 
blik Deutschland hergestellten und verwendeten Wirkstoffe 
unter den Nachweisgrenzen (0,1 bzw. 0,5 ppm). Bereits inso- 
fern treffen die Voraussetzungen, die in den USA zu den 
einschränkenden Anwendungsmaßnahmen gegenüber 2, 4, 
5 - T - Herbiziden geführt haben, für die Bundesrepublik 
Deutschland nicht zu. 

b) Voraussetzung für die amerikanischen Anwendungsbeschrän- 
kungen war auch der breite Bereich, in dem die Anwendun- 
gen der 2, 4, 5 - T - Herbizide vor den neusten Erkenntnissen 
zugelassen gewesen sind. Während die Anwendung von sol- 
chen Herbiziden in der Bundesrepublik Deutschland auf einen 
relativ engen Bereich der Unkrautbekämpfung {Frühstadium 
bei Getreide; auf Wegen und Plätzen, d. h. Nichtkulturland; 
im Forst) beschränkt ist, sind diese Herbizide in den USA 
u. a. auch zur Unkrautbekämpfung in Gewässern, an Gewäs- 
serrändern, in Hausgärten und in Obstanlagen (Apfel, Heidel- 
beeren) zugelassen gewesen. Gerade bei diesen, in der Bun- 
desrepublik Deutschland ausgeschlossenen Anwendungsbe- 
reichen handelt es sich um solche, von denen in erster Linie 
gesundheitsgefährdende Wirkungen ausgehen können. Für 
diese Bereiche hat die Regierung der USA Anwendungsver- 
bote ausgesprochen, dabei jedoch die Bereiche ausgenommen, 
für die 2, 4, 5 - T - Herbizide in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Anwendung zugelassen sind. 


130. Abgeordneter Welche Gewähr bietet die HöchstmengenVO- 
Strohmayr Pflanzenschutz zur Anwendung von Herbizid, 

daß in der Bundesrepublik Deutschland Her- 
bizid auch wirklich nur soweit verwendet wird, 
daß nur die zugelassenen geringfügigen Rück- 
stände verbleiben? 


Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 21. Juli 1970 

Für die Einhaltung der Vorschriften der Hödistmengen-Verord- 
nung-Pflanzenschutz — vom 30. November 1966 (BGBl. I S. 667) 
— Anlage 1 — bietet das Pflanzenschutzgesetz vom 10. Mai 1968 
(BGBl. I S. 352) — § 8 — in Verbindung mit der Verordnung über 
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die Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln vom 4. 
März 1969 (BGBl. I S. 183) wesentliche Voraussetzungen. Bei 
bestimmungsgemäßer und sachgerechter Anwendung der nach 
§ 8 Absatz 1 Nr. 3 Pflanzenschutzgesetz zugelassenen Pflanzen^ 
Schutzmittel werden schädliche Auswirkungen ausgeschlossen 
und damit auch die Einhaltung der vorgeschriebenen Rückstands- 
toleranz gewährleistet. Für 2, 4, 5 - T beträgt sie 0,01 ppm; sie 
liegt damit unter den bisher in den USA geltenden Toleranzen 
und ist praktisch einer Nulltoleranz gleichzusetzen. Sie schließt 
im Sinne der HÖchstmengen-Verordnung die Anwendung von 
2, 4, 5 - T - Präparaten bei Lebensmitteln pflanzlicher Herkunft 
praktisch aus, abgesehen davon, daß die auf ein gefahrloses 
Minimum beschränkten Anwendungsbereiche (vgl. Antwort zu 
Frage 129 unter Buchstabe b) die Gefahr der Toleranzüber- 
schreitung nicht aufkommen lassen. 


131. Abgeordneter Erachtet es die Bundesregierung nicht auch als 
Strohmayr dringend notwendig, auf Grund der Feststel- 

lungen in den USA die Anwendung von Her- 
bizid erneut zu überprüfen und ggf. zu ver- 
bieten? 


Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 21. Juli 1970 

Befürchtungen, wie sie in der bundesdeutschen Presse im Zu- 
sammenhang mit den Maßnahmen in den USA ausgesprochen 
worden sind, sind nach Maßgabe der grundverschiedenen Vor- 
aussetzungen zwischen den USA und der Bundesrepublik sowie 
unter Berücksichtigung der geltenden gesetzlichen Vorschriften 
nicht gerechtfertigt. Die Bundesregierung hat indessen aus Grün- 
den der Vorsorge vor einiger Zeit zusätzliche Untersuchungen 
und Versuche mit 2, 4, 5 - T einyeleitet. Von deren Ergebnis 
wird es abhängen, ob neben den gesetzlichen Möglichkeiten 
(Pflanzenschutzgesetz, § 9 Abs. 3) im Falle des Herbizids 2, 4, 5 - T 
noch zusätzliche Maßnahmen, z. B. im Sinne eines Gesetzes zur 
Änderung des Pflanzenschutzgesetzes (Anwendungsbeschrän- 
kungen oder -verböte), erforderlich sind, dessen Entwurf dem 
Bundeskabinett am 3. Juni 1970 zugeleitet worden ist. 


132. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu veran- 

Dröscher lassen, um unverschuldet in Not geratene 

Familien vor Vermögensverlust und hoher 
Verschuldung zu bewahren, die noch vor weni- 
gen Jahren mit dem Ziel der Schaffung bäuer- 
licher Familienbetriebe mit erheblichen öffent- 
lichen Mitteln in neuen Siedlungs-, Aussied- 
lungs-, Althofsanierungs- und Anliegersied- 
lungsverfahren gefördert worden sind und 
zu hohen Schuldenaufnahmen veranlaßt wur- 
den, über deren Betriebe aber die landwirt- 
schaftliche Entwicklung in absehbarer Zeit 
hinweg gehen wird, ohne daß eine wertgleiche 
Verwertung der Gebäude und des Landes 
möglich ist, weil oft die erzielbaren Kaufpreise 
nicht einmal die gegebenen Kredite decken 
können? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 31. Juli 1970 

Es muß betont werden, daß nur ein ganz geringer Prozentsatz 
der in einem Siedlungs-, Aussiedlungs- oder Althofsanierungs- 
verfahren geförderten Betriebe in eine unverschuldete wirt- 
schaftliche Notlage geraten sind. Diese wenigen Fälle ziehen 
naturgemäß jedoch besondere Aufmerksamkeit auf sich. Außer- 
dem ist zu berücksichtigen, daß der seit dem Ende der 40er Jahre 
in der Landwirtschaft eingetretene schnelle Strukturwandel sich 
auch auf die mit öffentlichen Mitteln geförderten Betriebe aus- 
wirkt. 

Dies vorausgeschickt, ist die Bundesregierung bereit, den Inha- 
bern von Aussiedlungshöfen, Siedlungsbetrieben und sonstigen 
mit öffentlichen Mitteln geförderten landwirtschaftlichen Betrie- 
ben, die unverschuldet in Not geraten sind, Erleichterungen bei 
Rückzahlung der Bundesdarlehen im Einzelfall zu gewähren, so- 
fern nachgewiesen wird, daß die nach dem Haushaltsrecht vor- 
gesehenen Voraussetzungen für eine Stundung oder eine ähn- 
liche Maßnahme gegeben sind und das betreffende Land hinsicht- 
lich der Landesmittei ebenso verfügt. 

Bei klassischen Siedlungsvorhaben (Einheimischen- und Ver- 
triebenensiedlung) kann dann, wenn eine Weiterentwicklung des 
Betriebes von der Struktur des Betriebes und der Person seines 
Inhabers möglich und zu erwarten ist, durch eine Nachfinanzie- 
rung geholfen werden und wird auch geholfen. 

Liegen diese Voraussetzungen jedoch nicht vor, so ist nur eine 
baldige Abgabe des ganzen Betriebes oder die Abstockung mög- 
lichst auf die Größe einer Nebenerwerbsstelle durch Verkauf 
oder Verpachtung sinnvoll. Dabei kann der Betriebsinhaber in 
der Regel staatlche Hilfen wie die Landabgaberente oder -prämie 
in Anspruch nehmen. 

Von einer generellen Regelung (erneute Konsolidierungsaktion 
o. ä.) muß jedoch abgesehen werden, da sie im Rahmen der er- 
wähnten haushaltsrechtlichen Bestimmungen auf die Verhält- 
nisse des Einzelfalles abzustellen ist. Im übrigen kann im Hin- 
blick auf das Gesetz über eine Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" eine Schul- 
denkonsolidierung vom Bund künftig nicht mehr gefördert wer- 
den, da dies nicht Gegenstand dieses Gesetzes, also keine Ge- 
meinschaftsaufgabe ist. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir 
Einzelfälle, in denen ein vom Bund geförderter Betrieb unver- 
schuldet in Not geraten ist, namhaft machen könnten, damit die- 
ser Angelegenheit nachgegangen werden kann, denn erfahrungs- 
gemäß sind evtl, zu ergreifende Hilfsmaßnahmen desto wirk- 
samer, je eher eingegriffen wird. 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Soziaiordnung 


133. Abgeordneter Welches Ergebnis hat die vom Bundesarbeits- 
Link minister eingeleitete Untersuchung über die 

angebliche Weitergabe eines Vermerks über 
Beanstandungen des Bundesrechnungshofs hin- 
sichtlich der Neuorganisation des Bundesar- 
beitsministeriums gehabt? 
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134. Abgeordneter Hatte die Bundesregierung von sich aus 
Link Schritte eingeleitet, um dem Parlament und 

der Öffentlichkeit von der Auffassung des 
Bundesrechnungshofs Kenntnis zu geben, bei 
der Neuorganisation des Bundesarbeitsmini- 
steriums seien personelle und nicht sachliche 
Gesichtspunkte maßgebend gewesen? 

Antwort des Bundesministers Arendt 
vom 2. Juli 1970 

Der Ihrer Mündlichen Anfrage zugrunde liegende Sachverhalt 
wurde bereits in den Fragetunden des Deutschen Bundestages 
am 8. Mai 1970 und 4. Juni 1970 behandelt. Ihre Fragen möchte 
ich im Zusammenhang beantworten und dabei auf die Stenogra- 
phischen Berichte über die 51. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 8. Mai 1970 (Seite 2574 D) und die 56. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 4. Juni 1970 (Seite 2962 B bis D) hin- 
weisen. 

Es ist bereits von mir festgestellt worden, daß keine formelle 
Beanstandung des Bundesrechnungshofs zur Organisation des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung vorliegt, son- 
dern daß es sich vielmehr um eine — nicht ungewöhnliche — 
Anmerkung eines Referenten des Bundesrechnungshofs zu Be- 
ginn einer Haushaltsbesprechung gehandelt hat. Am Schluß der 
Besprechung bestand im übrigen Einvernehmen über die Not- 
wendigkeit gewisser Stellenvermehrungen im Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung. 

Der über diese Besprechung angefertigte Vermerk ist durch 
ein pflichtwidriges Verhalten an die Presse und Ihre Fraktion 
weitergeleitet worden. Der Vermerk ist allerdings in meinem 
Hause, im Gegensatz zu der außerhalb kursierenden Abschrift, 
nicht als vertraulich gekennzeichnet worden. Bei dem mehrfach 
erläuterten Sachverhalt bestand keine Veranlassung, dem Parla- 
ment und der Öffentlichkeit von dieser Angelegenheit Kenntnis 
zu geben. 


135. Abgeordneter Welches Ergebnis hat die im Zusammenhang 
Vogt mit Beanstandungen des Bundesrechnungshofs 

eingeleitete Untersuchung der Neuorganisa- 
tion des Bundesarbeitsministeriums durch eine 
Unternehmensberatungsfirma gehabt, und ist 
die Bundesregierung bereit, den Bericht der 
Unternehmensberatungsfirma dem Deutschen 
Bundestag zur Kenntnis zu geben? 


136. Abgeordneter Welche Konsequenzen gedenkt der Bundes- 
Vogt arbeitsminister aus der von ihm nunmehr 

eingeräumten Feststellung eines leitenden Be- 
amten des Bundesrechnungshofs zu ziehen, bei 
der Neuorganisation des Bundesarbeitsmini- 
steriums seien personelle und nicht sachliche 
Gesichtspunkte maßgebend gewesen? 

Antwort des Bundesministers Arendt 
vom 2. Juli 1970 

Der Ihrer Mündlichen Anfrage zugrunde liegende Sachverhalt 
wurde bereits in den Fragestunden des Deutschen Bundestages 
am 8. Mai 1970 und 4. Juni 1970 behandelt. Ihre Fragen möchte 
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ich im Zusammenhang beantworten und dabei auf die Stenogra- 
phischen Berichte über die 51. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 8. Mai 1970 (Seite 2574 D) und die 56. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 4. Juni 1970 (Seite 2962 B bis D) hin- 
weisen. 

Es ist bereits von mir festgestellt worden, daß keine formelle 
Beanstandung des Bundesrechnungshofs zur Organisation des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung vorliegt, son- 
dern, daß es sich vielmehr um eine — nicht ungewöhnliche — 
Anmerkung eines Referenten des Bundesrechnungshofes zu Be- 
ginn einer Haushaltsbesprechung gehandelt hat. Es ist auch 
schon erläutert worden, daß für die Organisationsregelungen seit 
Anfang der 6. Legislaturperiode sachliche Gesichtspunkte maß- 
gebend waren. 

Die Untersuchungen einer Unternehmensberatungsfirma stehen 
im Zusammenhang mit den Neubauplanungen für oberste Bun- 
desbehörden und werden sich über einen längeren Zeitraum er- 
strecken; sie sind noch nicht abgeschlossen. Dabei wird auch als 
Voraussetzung eines funkionsgerechten Verwaltungsgebäudes 
die Organisation und der Arbeitsablauf geprüft. Das Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung hat sich dem Bundesmini- 
sterium des Innern für eine solche Untersuchung, die auch für an- 
dere Ministerien maßgebend sein soll, zur Verfügung gestellt. 
Das Ergebnis wird bei künftigen Haushaltsberatungen zur Ver- 
fügung stehen. 


137. Abgeordneter 

Vogel 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Gesetz über die unentgeltliche Beförde- 
rung von Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten 
sowie von anderen Behinderten im Nahver- 
kehr vom 27. August 1965 besonders für die 
Verhältnisse in Ballungsgebieten in seinen 
Voraussetzungen insofern zu eng ist, als die 
Möglichkeit einer unentgeltlichen Beförde- 
rung im Nachbarortsverkehr an die Bedingun- 
gen einer engen wirtschaftlichen Verbunden- 
heit der Nachbarorte und einer Umlauffre- 
quenz von mindestens 12 pro Tag geknüpft 
ist? 


Antwort des Bundesministers Arendt 
vom 30. Juni 1970 

Nahverkehr im Sinne des Gesetzes über die unentgeltliche Be- 
förderung von Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten sowie von 
anderen Behinderten im Nahverkehr vom 27. August 1965 (BGBl. 
I S. 978) ist neben dem Ortslinienverkehr u. a. auch der Nachbar- 
ortslinienverkehr. Dieser ist im Gesetz wie folgt definiert: 

„Der Nachbarortslinienverkehr ist der zugelassene Linienver- 
kehr zwischen benachbarten Gem^einden, die zwar nicht unmittel- 
bar aneinandergrenzen müssen, aber wirtschaftlich und verkehrs- 
mäßig eng miteinander verbunden sind, wenn der Verkehr ent- 
sprechend dem öffentlichen Verkehrsbedürfnis nach Häufigkeit 
und Tarifgestaltung einem Ortslinienverkehr vergleichbar ist 
und Ausgangs- und Endpunkt des Linienverkehrs in den be- 
nachbarten Gemeinden liegen. Der Verkehr ist nach Häufigkeit 
und Tarifgestaltung einem Ortslinienverkehr nicht vergleichbar, 
wenn 
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1. werktäglich (außer Sonnabend) fahrplanmäßig weniger als 
12 Fahrtenpaare ausgeführt werden oder 

2. der Beförderungspreis nicht nach einem im Ortslinienverkehr 
üblichen Tarifschema (Einheitspreis, Zonentarif, Teilstrecken- 
tarif) erhoben wird." 

Es hat sich gezeigt, daß diese Abgrenzung der neueren Entwick- 
lung im Nahverkehr nicht mehr genügend Rechnung trägt und zu 
Schwierigkeiten in der Praxis führt. Die Bundesregierung prüft 
daher gegenwärtig, wie den aufgetretenen Schwierigkeiten 
durch eine Gesetzesänderung begegnet werden kann. Zu diesem 
Zweck haben vorbereitende Besprechungen mit Verkehrsexper- 
ten und Vertretern der Länder bereits stattgefunden. 


138. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, alles zu tun, 
Vogel um noch in diesem Jahr eine Novellierung 

des genannten Gesetzes zu erreichen? 

Antwort des Bundesministers Arendt 
vom 30. Juni 1970 

Die Bundesregierung ist bemüht, einen Entwurf zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes so rasch wie möglich vorzulegen. 
Da im Zusammenhang mit der Novellierung weitere Änderun- 
gen, u. a. eine Ausweitung des begünstigten Personenkreises, 
erwogen werden, die sowohl unter verfassungsrechtlichen wie 
finanziellen Gesichtspunkten einer sehr eingehenden Prüfung 
bedürfen, läßt sich gegenwärtig allerdings nicht übersehen, ob 
der Gesetzentwurf noch in diesem Jahr eingebracht werden 
kann. Die Bundesregierung wird jedoch alles tun, um die vorbe- 
reitenden Arbeiten baldmöglichst zum Abschluß zu bringen. 


139. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Versorgungsämter zu- 

Weigl nehmend den ursächlichen Zusammenhang des 

Eintritts von Spätschäden als Folge von Ein- 
wirkungen in Krieg und Kriegsgefangenschaft 
nicht mehr anerkennen wollen, solange der 
Bundesminister für Arbeit dem neuesten 
Stand der Entwicklung nicht durch einen ent- 
sprechenden Erlaß Rechnung trägt? 


Antwort des Bundesministers Arendt 
vom 14. Juli 1970 

Es trifft nicht zu, daß die Versorgungsämter den ursächlichen 
Zusammenhang des Eintritts von Spätschäden als Folge von 
Einwirkungen in Krieg und Kriegsgefangenschaft nicht anerken- 
nen können, weil durch Richtlinien des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung nicht dem neuesten Stand der Ent- 
wicklung Rechnung getragen würde. 

Bei der Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes fällt dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung auf dem versor- 
gungsmedizinischen Sektor die Aufgabe zu, durch die Heraus- 
gabe von Richtlinien für eine möglichst einheitliche Begutachtung 
gleicher Schadensfälle im Anwendungsbereich des Gesetzes zu 
sorgen. Diese Richtlinien werden gewonnen durch die ständige 
Beobachtung der medizinisch-wissenschaftlichen Entwicklung, 
durch die Vergabe von Forschungsaufträgen und durch spezielle 
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Sachverständigengespräche. Die Richtlinien werden bekanntge- 
geben durch eine im Abstand von jeweils einigen Jahren über- 
arbeitete Broschüre, die „Anhaltspunkte für die ärztliche Gut- 
achtertätigkeit im Versorgungswesen“, und zwischenzeitlich 
durch Rundschreiben zu speziellen Fragen. Es muß jedoch betont 
werden, daß diese Anhaltspunkte nicht die Bedeutung von bin- 
denden Anweisungen haben können. Der Gutachter kann nicht 
die wechselvollen biologischen Vorgänge und die Auswirkungen 
der vielgestaltigen äußeren Einflüsse nach einem verordneten 
Schema beurteilen. Der medizinische Gutachter ist in seiner 
Meinungsbildung frei und nicht durch diese Richtlinien gebun- 
den. Die Anhaltspunkte und die Rundschreiben sollen ihm jedoch 
Erfahrungssätze an die Hand geben, die ihn in seiner Urteils- 
bildung unterstützen. In die Richtlinien können jedoch nur ge- 
sicherte Erkenntnisse der Medizin Eingang finden. 

Die Entwicklung in der Medizin wird von meinem Haus gerade 
in Anbetracht des zunehmenden Alters der Beschädigten sehr 
sorgfältig hinsichtlich der Spätschäden nach Krieg und Gefangen- 
schaft beobachtet. Wir haben ständigen Kontakt mit den das 
Bundesversorgungsgesetz in eigener Zuständigkeit durchführen- 
den Versorgungsverwaltungen der Länder und auch mit den 
Kriegsopferverbänden, so daß wir frühzeitig über neu auftau- 
chende Probleme in der Praxis unterrichtet werden. 

Dieses Verfahren hat sich — wie ich glaube — bewährt, und ich 
habe keine Anhaltspunkte für die Annahme, daß die gesicher- 
ten Erkenntnisse nicht rechtzeitig in die Begutachtung eingegan- 
gen seien. Ich darf hier erinnern an die Beurteilung der Leber- 
schäden und der arteriosklerotischen Komplikationen nach Ge- 
fangenschaft unter extremen Lebensbedingungen, an die Beur- 
teilung der Veränderungen an der Wirbelsäule bei Amputatio- 
nen, an die in jüngster Zeit veröffentlichte Ausarbeitung über 
Ätiologie, Pathogenese und Therapie der Stumpf schmerzen oder 
an die mehrfachen Veröffentlichungen über das Schicksal der 
Hirnverletzten. 

Neu auftauchende Probleme müssen jedoch sorgfältig geprüft 
werden, ehe Richtlinien für die Begutachtung empfohlen werden 
können. Das gilt in gleicher Weise für wissenschaftliche Auffas- 
sungen, die bisher als begründet angesehenen Zusammenhänge 
nun negieren, wie auch für Auffassungen, die bisher nicht ange- 
nommene Zusammenhänge nun wahrscheinlich zu machen schei- 
nen. 

Soweit gegenwärtig gesicherte Erkenntnisse der medizinischen 
Wissenschaft über Spätschäden nach Krieg und Gefangenschaft 
vorliegen, sind auch entsprechende Beurteilungsrichtlinien be- 
kanntgegeben worden, so daß die Versorgungsverwaltungen 
der Länder in der Lage sind, sie zu berücksichtigen. 


140. Abgeordneter Wird die Bundesregierung in nächster Zeit 
Dr. Dittrich einen Gesetzentwurf hinsichtlich der Alters- 

versorgung der Anwaltschaft vorlegen, und 
wie ist diese soziale Maßnahme gedacht? 


141. Abgeordneter 
Dr. Dittrich 


Werden in diese Altersversorgung auch die 
älteren Kollegen (alte Last und uralte Last) 
einbezogen? 
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Antwort des Bundesministers Arendt 
vom 20. Juli 1970 

Die Bundesegierung hat in ihrer Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 zum Ausdruck gebracht, daß die gesetzliche 
Alterssicherung für weitere Gesellschaftsgruppen geöffnet wer- 
den soll. In diesem Zusammenhang hält sie die Öffnung der 
Rentenversicherung für Selbständige und Angehörige freier 
Berufe angesichts der hier bestehenden Versorgungslücken für 
erforderlich. In meinem Hause werden die dafür notwendigen 
Arbeiten seit längerer Zeit durchgeführt. Ziel dieser Arbeiten 
ist es, noch in dieser Legislaturperiode einen entsprechenden 
Gesetzentwurf dem Deutschen Bundestag zur Beschlußfassung 
zuzuleiten. Im Rahmen dieses Gesetzentwurfs soll die Alters- 
versorgung der Anwaltschaft mitgeregelt werden, über die 
nähere Ausgestaltung dieser Regelung kann ich im derzeitigen 
Stadium noch nichts Verbindliches mitteilen. 

Selbstverständlich wird auch geprüft werden, ob und inwieweit 
ältere Betroffene (alte Last und uralte Last) mit in die Regelung 
einbezogen werden können. Dabei ist die Übernahme der uralten 
Last — Leistungen an heute inaktive Selbständige — wegen der 
finanziellen Auswirkungen besonders problematisch. 


Hält es die Bundesregierung mit der Gleich- 
rangigkeit von beruflicher Bildung und allge- 
meiner schulischer Bildung für vereinbar, 
wenn in den Erwerbstätigkeitsstatistiken im 
Unterschied zu den Schülern der allgemein- 
bildenden Schulen die Lehr- und Anlernlinge 
zu den Erwerbstätigen gerechnet werden? 


Wie ist es zu erklären, daß in den vom Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung her- 
ausgegebenen Arbeits- und Sozialstatistischen 
Mitteilungen für das Jahr 1969 anders als 
früher die Zahl der Lehrlinge und Anlernlinge 
im Rahmen der Erwerbstätigkeitsstatistik noch 
nicht einmal mehr gesondert ausgewiesen wird 
(Arbeits- und Sozialstatistische Mitteilungen 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung, Jg. 21, Heft 16 vom Juni 1970, S. 167)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Auerbach 
vom 28. Juli 1970 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß berufliche Bildung 
und allgemeine schulische Bildung grundsätzlich gleichrangig zu 
behandeln sind. 

Wenn Zahlen über Lehrlinge und Anlernlinge auch im Rahmen 
der Ewerbstätigenstatistiken ermittelt werden, so ist das nicht 
durch eine unterschiedliche Bewertung von beruflicher und all- 
gemeiner schulischer Bildung zu erklären. Vielmehr ist davon 
auszugehen, daß Lehrlinge und Anlernlinge in den Betrieben 
nicht nur ihre Ausbildung erfahren, sondern auch Angehörige 
dieser Betriebe sind. 


142. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 


143. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 


Unter diesem Aspekt ist das der amtlichen Erwerbstätigkeits- 
statistik zugrunde liegende sogenannte „umfassende Erwerbs- 
konzept" zu interpretieren. Danach werden als Erwerbspersonen 
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alle Personen gezählt, die eine unmittelbar oder mittelbar auf 
Erwerb gerichtete Tätigkeit ausüben, unabhängig von der Bedeu- 
tung des Ertrages dieser Tätigkeit für ihren Lebensunterhalt und 
ohne Rücksicht auf die von ihnen tatsächlich geleistete oder 
vertragsmäßig zu leistende Arbeitszeit, 

Das gilt auch für Lehrlinge, Anlernlinge, Volontäre und sonstige 
Personen, die in einer Berufsausbildung stehen. Ebenso werden 
Schüler und Studenten, die neben ihrer Ausbildung erwerbstätig 
sind, nach diesem Konzept als Erwerbspersonen gezählt. 

Diese Definition beruht auf internationalen Vereinbarungen. 

Zudem sind in den amtlichen Erwerbstätigkeitsstatistiken die in 
beruflicher Ausbildung stehenden Personen als eine besondere 
Gruppe ausgewiesen. Eine diskriminierende Behandlung oder 
eine dem besonderen Status dieses Personenkreises unangemes- 
sene, pauschale statistische Zuordnung ist also nicht gegeben. 

Im übrigen sind die Lehrlinge und Anlernlinge als Besucher von 
Berufsschulen auch in den Statistiken des Bildungswesens aus- 
gewiesen. 

Die in Ihrer zweiten Frage erwähnte Tabelle (Arbeits- und So- 
zialstatistische Mitteilungen, Heft 6 — nicht wie irrtümlich ange- 
geben Heft 16 — 1970, Seite 167) soll die wichtigsten arbeits- 
mark tstatistischen Daten vermitteln. 

Die Zahlen über die Lehrlinge und Anlernlinge für das Jahr 1969 
konnten in dieser Übersicht deswegen nicht angegeben werden, 
weil diese Daten erst gegen Ende des Jahres vorliegen. Sie ent- 
stammen der vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung geführten Statistik der Lehrlinge und Anlernlinge, die auf 
die Unterlagen der mit der Aufsicht über die berufliche Ausbil- 
dung betrauten Stellen zurückgreift und sie zu einem Bundes- 
ergebnis zusamenfaßt. Diese Statistik wird in tiefer beruflicher 
und zeitlicher Gliederung jährlich veröffentlicht. Sie erscheint 
jeweils gegen Jahresende als Beilage zu den Arbeits- und sozial- 
statistischen Mitteilungen unter dem Titel „Lehrlinge und An- 
lernlinge in der Bundesrepublik Deutschland", zuletzt zu Heft 
11/1969, mit den Daten für 1968. Die sich auf das Jahr 1969 be- 
ziehende Ausgabe wird gegen Ende dieses Jahres publiziert 
werden. 

Zudem werden in den Arbeits- und sozialstatistischen Mitteilun- 
gen, die im Rahmen des Mikrozensus ermittelten Lehrlingszah- 
len regelmäßig veröffentlicht, zuletzt in Heft 5/1970, Seite 105, 
Spalten 13 und 15, für die Jahre 1960 bis 1969. Auch die aus ande- 
ren Erhebungen des Statistischen Bundesamtes vorliegenden 
Daten, z. B. für die Bereiche Industrie, Bauhauptgewerbe, Hand- 
werk, werden in regelmäßiger Folge veröffentlicht. 


144. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in 
Roser denen in Müttergenesungsheimen die von 

Ärzten verordneten Kuren oder Heilverfahren 
deshalb nicht durchgeführt werden konnten, 
weil das Lohnfortzahlungsgesetz auf die be- 
treffenden Familien nicht anwendbar war, und 
was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
sicherzustellen, daß künftig bei der Durch- 
führung des Lohnfortzahlungsgesetzes in Ana- 
logie zur Regelung im Bundessozialhilfegesetz 
nicht nur Kuren und Heilverfahren öffentlich- 
rechtlicher Träger Berücksichtigung finden. 
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sondern zugleich die vergleichbaren Maßnah- 
men in den Einrichtungen freier Wohlfahrts- 
verbände, z. B. in Heimen des Müttergene- 
sungswerkes? 


Antwort des Bundesministers Arendt 
vom 24. Juli 1970 

Der Bundesregierung ist vom Müttergenesungswerk mitgeteilt 
worden, daß sich bei der Lohnfortzahlung für Arbeiterinnen, 
die in Müttergenesungsheimen Kuren durchführen, Schwierig- 
keiten ergeben haben. Die fraglichen Fälle werden z. Z. von mir 
gemeinsam mit dem für Fragen des Müttergenesungswerks zu- 
ständigen Herrn Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit überprüft. 

Zu Ihrer Unterrichtung über die Rechtslage bemerke ich folgen- 
des: 

Die Frage der Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Falle einer 
Kur ist in § 7 des Lohnfortzahlungsgesetzes (LFZG) geregelt. 
Danach besteht, unabhängig vom Vorliegen der Arbeitsunfähig- 
keit, ein Lohnfortzahlungsanspruch der Arbeiterin für den Fall, 
daß von einem Träger der Sozialversicherung, einer Verwal- 
tungsbehörde der Kriegsopferversorgung oder einem sonstigen 
Sozialleistungsträger, zu denen auch die Träger der Sozialhilfe 
gehören, eine Kur bewilligt ist und die bewilligende Stelle die 
vollen Kosten einer solchen Kur übernimmt. 

In der Sozialversicherung sind praktisch alle Arbeiterinnen ver- 
sichert. Es gehört zu den Aufgaben der Träger der Sozialver- 
sicherung, bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen Kuren zu 
gewähren. Die Gewährung von Kuren zugunsten von Arbeiter- 
innen ist demnach in den erforderlichen Fällen grundsätzlich ge- 
sichert. Die Lohnfortzahlung ist in diesen Fällen ebenfalls ge- 
sichert, da die vom Lohnfortzahlungsgesetz verlangten Voraus- 
setzungen gerade auf diese Fälle abgestimmt sind. Im Falle der 
Durchführung einer Kur in einem Müttergenesungsheim wären 
die Voraussetzungen für eine Lohnfortzahlung dann gegeben, 
wenn die Kur nach § 7 Abs. 1 LFZG von einem der dort genann- 
ten öffentlich-rechtlichen Sozialleistungsträger bewilligt wurde 
und dieser die vollen Kosten übernimmt. Soweit Kuren nach 
den Vorschriften des Bundessozialhilfegesetzes im Rahmen der 
vorbeugenden Gesundheisthilfe gewährt werden, entscheidet 
über die Bewilligung der zuständigen Träger der Sozialhilfe und 
übernimmt bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen die 
vollen Kosten. 

Die Bundesregierung wird sich mit den Trägern der Sozialver- 
sicherung in Verbindung setzen und die Frage einer Zusammen- 
arbeit mit dem Müttergenesungswerk und den freien Wohl- 
fahrtsverbänden prüfen. 


145. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zur Ansicht 

Dürr des hessischen Landessozialgerichts (L 5/V 

1063/68), die Verfahrensbeteiligten hätten 
grundsätzlich nur das Recht auf Akteneinsicht 
an Gerichtsstelle und die Weggabe von Akten 
komme nur dann in Betracht, wenn tatsächlich 
triftige Ausnahmegründe vorliegen? 
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146. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
Dürr daß einerseits die Anfertigung von Ablich- 

tungen aus Gerichtsakten als für die sachge- 
rechte anwaltliche Tätigkeit notwendig ange- 
sehen, von anderen Gerichten aber Anwälten 
zugemutet wird, an Gerichtsstelle handschrift- 
liche Auszüge aus Akten zu fertigen? 

Antwort des Bundesministers Arendt 
vom 28. Juli 1970 

Ihre Fragen beziehen sich auf Anwendung und Auslegung des 
geltenden Rechts, worüber die unabhängigen Gerichte abschlie- 
ßend zu entscheiden haben. Meine Stellungnahme kann sich des- 
halb nicht auf den Einzelfall beziehen, sondern lediglich eine 
allgemeingehaltene Äußerung zu den von Ihnen aufgeworfenen 
Fragen darstellen. 

Das den Beteiligten nach § 120 SGG zustehende Recht auf Akten- 
einsicht wird grundsätzlich an Gerichtsstelle wahrzunehmen sein. 
Ob eine Überlassung von Akten an die Beteiligten oder deren 
Bevollmächtigte erfolgen kann, hängt von den Umständen des 
Einzelfalles ab; jedenfalls müssen dafür besondere Umstände, 
wie z. B. Umfang der Akten und der darin befindlichen ärztlichen 
Gutachten, vorliegen. Die Entscheidung hierüber liegt im pflicht- 
gemäßen Ermessen des Vorsitzenden. 

Gehe ich davon aus, daß Ihre Frage sich auf einen Rechtsanwalt 
bezieht, so darf ich auf die insoweit unterschiedliche Regelung 
der Verwaltungsgerichtsordnung hinweisen, die im § 100 Abs. 2 
Satz 2 ausdrücklich die Möglichkeit vorsieht, dem bevollmächtig- 
ten Rechtsanwalt die Akten zur Mitnahme in seine Wohnung 
oder in seine Geschäftsräume zu übergeben. Im Koordinierungs- 
ausschuß zur Vereinheitlichung der öffentlich-rechtlichen Ver- 
fahrensordnungen wird die Fassung einer gemeinsam für Ver- 
waltungs- und Sozialgerichtsbarkeit geltenden Bestimmung an- 
gestrebt, jedoch läßt sich über das Ergebnis dieser Arbeiten z. Z. 
noch nichts Abschließendes sagen. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich auf § 120 Abs. 2 SGG hin- 
weisen. Danach können sich die Beteiligten durch die Geschäfts- 
stelle auf ihre Kosten Abschriften erteilen lassen, wobei den Ab- 
schriften heute Ablichtungen gleichzusetzen sind. Somit bin ich 
der Meinung, daß Anwälten nicht zugemutet werden kann, an 
Gerichtsstelle handschriftliche Auszüge aus Akten zu fertigen. 


147. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob durch die 
im § 74 des Arbeitsförderungsgesetzes festge- 
legte zeitliche Begrenzung der Schlechtwetter- 
regelung im Winterhalbjahr 1969/1970 Schwie- 
rigkeiten und Benachteiligungen für die Be- 
schäftigten des Baugewerbes entstanden sind, 
und welche gesetzgeberischen Maßnahmen 
sind gegebenenfalls beabsichtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 4. August 1970 

Das im vergangenen Jahr verabschiedete Arbeitsförderungs- 
gesetz hat auf Grund eingehender parlamentarischer Beratung 
im Gegensatz zum früheren Recht (§ 143 n Abs. 1 AVAVG) die 
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gesetzliche Schlechtwetterzeit auf den Zeitraum vom 1. Novem- 
ber bis zum 31. März festgelegt und sich damit ausdrücklich 
gegen eine flexible Gestaltung ausgesprochen. Für Arbeitsaus- 
fälle im Baugewerbe außerhalb der Schlechtwetterzeit kann ein 
Lohnausgleich durch Kurzarbeitergeld oder auf Grund tarifrecht- 
licher Bestimmungen erfolgen. 

Nach Auskunft des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit ist 
es im April 1970, d. h. nach Ablauf der gesetzlichen Schlecht- 
wetterzeit, nur in einzelnen Gebieten der Bundesrepublik 
Deutschland zu nennenswerten witterungsbedingten Arbeitsaus- 
fällen im Baugewerbe gekommen; allgemeine Schwierigkeiten 
seien nicht bekannt geworden. Soweit bei der Bundesanstalt oder 
bei mir Anregungen für eine Verlängerung der gesetzlichen 
Schlechtwetterzeit gemacht worden sind, war dies zumeist auf 
Unkenntnis der eingangs geschilderten Rechtslage zurückzuführ- 
ren. Der Lohnausfall ist in diesen Fällen durch Kurzarbeitergeld 
ausgeglichen worden. 

Mein Haus führt zur Zeit mit den Tarifpartnern der Bauwirt- 
schaft Gespräche über eine Neugestaltung der Vorschriften über 
die Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirt- 
schaft. Dabei wurde deutlich, daß die Förderung der Produktiven 
Winterbauförderung ein besonderes Gewicht erhalten soll. 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung ergreifen, damit eine ausreichende ärzt- 
liche und zahnärztliche Betreuung auf dem 
flachen Land gewährleistet ist, nachdem die 
ländlichen Gebiete mehr und mehr von der 
ärztlichen und zahnärztlichen Versorgung — in 
den ostbayerischen Landkreisen Nabburg tref- 
fen z. B. 2433 Einwohner auf einen Kassen- 
arzt und 4520 auf einen Zahnarzt und in 
Oberviechtach 2645 Einwohner auf einen Kas- 
senarzt und 5290 auf einen Zahnarzt — ent- 
blößt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 14. August 1970 

In der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 21. Januar 
1970 (25. Sitzung, Stenographischer Bericht, Seite 1058) habe ich 
darauf aufmerksam gemacht, daß die Sicherstellung der ärzt- 
lichen Versorgung der Versicherten und ihrer Angehörigen nach 
dem Gesetz {§ 368 n Abs. 1 RVO) den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen in den einzelnen Ländern und der Kassenärztlichen Bun- 
desvereinigung übertragen ist und die Prüfung der Frage, ob die 
Kassenärztlichen Vereinigungen in ihren Gebieten die kassen- 
ärztliche Versorgung sicherstellen, den jeweiligen Landesarbeits- 
ministern und Senatoren für Arbeit als Aufsichtsbehörden ob- 
liegt. Außerdem habe ich in diesem Zusammenhang Erörterungen 
mit Vertretern der Länder, eine Änderung der Zinsverbilligungs- 
richtlinien im Rahmen der Finanzierungshilfen für freie Berufe 
sowie vor allem Beratungen der Sachverständigenkommission 
zur Weiterentwicklung der sozialen Krankenversicherung ange- 
kündigt. Inzwischen besteht folgender Sachstand: 

Die Sachverständigenkommission hat eingehende Untersuchun- 
gen über die Sicherstellung der ärztlichen und zahnärztlichen 
Versorgung insbesondere der Landbevölkerung aufgenommen. 
Sobald das Ergebnis, mit dem ich in absehbarer Zeit rechne, vor- 
liegt, werde ich Sie darüber unterrichten. 


148. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
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Der Fragenkreis ist außerdem zwischen dem BMA und den zu- 
ständigen Referenten der Arbeitsminister und Senatoren für 
Arbeit der Länder erörtert worden. Dabei wurden insbesondere 
die von Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen Vereinigun- 
gen in einzelnen Ländern bereits ergriffenen und noch geplanten 
Maßnahmen — z. B. die Gewährung von Mindesteinkommens- 
garantien als Anreiz zur Bewerbung um vakante Kassenarzt- 
stellen — als ein beachtenswerter Schritt anerkannt. 

Schließlich hat der Bundesminister für Abeit und Sozialordnung 
im Rahmen der Finanzierungshilfen für freie Berufe die Zinsver- 
billigungsrichtlinien geändert, um die Gründung von Praxen, an 
deren Leistungen ein dringender Bedarf besteht, bevorzugt zu 
fördern. 

Da im übrigen, wie schon gesagt, die Beurteilung des Versor- 
gungszustandes in einzelnen Gebieten Aufgabe der jeweiligen 
Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen Vereinigungen und 
ihrer Aufsichtsbehörden ist, habe ich wegen des Hinweises auf 
die Verhältnisse in ostbayerischen Landkreisen Ihre Frage der 
zuständigen Aufsichtbehörde — dem Bayerischen Staatsministe- 
rium für Arbeit und soziale Fürsorge — mit der Bitte zugeleitet, 
die Angelegenheit zu überprüfen und Sie unmittelbar von dem 
Ergebnis dieser Überprüfung zu unterrichten. 


149. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zuzugeben, 
Mancher daß entgegen ihrer Annahme die Instand- 

setzungskosten einer automatischen Kraftüber- 
tragung oder deren Neuanschaffung auf Grund 
der vielen Zusdiriften nicht gedeckt sind? 


150. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund die- 
Maucher ser Feststellung nun endgültig die einschlä- 

gigen Vorsdiriften der Verordnung zur Durch- 
führung des § 11 Abs. 3 und der §§ 13 und 
15 des Bundesversorgungsgesetzes entspre- 
chend zu ändern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 13. August 1970 

Ihre beiden Fragen zur Übernahme der Anschaffungs- und Re- 
paraturkosten einer automatischen Kraftübertragung im Rahmen 
der Kriegsopferversorgung möchte ich gemeinsam beantworten. 
Ich darf zunächst auf die Ihnen von Herrn Staatssekretär Dr. 
Auerbach gegebene schriftliche Antwort vom 30. April 1970 
(Stenographischer Bericht der 49. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages Seite 2460/61) hinweisen. Die inzwischen von verschiede- 
nen Einsendern vorgelegten Rechnungen lassen erkennen, daß 
die Kosten der Instandsetzung einer automatischen Kraftüber- 
tragung bei außergewöhnlichem Verschleiß den gegenwärtig für 
die Erstattung geltenden Höchstbetrag von 350 DM innerhalb 
von fünf Jahren erheblich übersteigen können. Wir beabsichti- 
gen, diesen Höchstbetrag her aufzu setzen. Um ein umfassendes 
Bild von der Höhe der Kosten zu gewinnen, haben wir uns mit 
einer Umfrage an die deutschen Automobilhersteller gewandt. 
Das Ergebnis der Umfrage, das noch nicht vorliegt, soll bei der 
geplanten Änderung der von Ihnen genannten Durchführungs- 
verordnung zum Bundesversorgungsgesetz berücksichtigt wer- 
den. 
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151. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 

Mancher Kriegerwitwen dann eine Härte entsteht und 

auch bei Kriegsbeschädigten, wenn sie Antrag 
auf Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsrente 
stellen und damit sich melden müssen für die 
Rentnerkrankenversicherung und auch Bei- 
träge entrichten? 


152. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei Witwen 
Mancher und Beschädigten in den Fällen, in denen 

bereits Anspruch auf Heilbehandlung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz besteht, eine 
Regelung zu treffen, daß eine Beitragszah- 
lung vor der Antragstellung bis zur Renten- 
bewilligung oder Ablehnung entfällt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 12, August 1970 

Der Bundesregierung sind Einzelfälle der von Ihnen genannten 
Art bekannt. Sie ist der Meinung, daß diejenigen Kriegsbeschä- 
digten und Kriegerwitwen, die mit der Antragstellung auf Rente 
aus der Rentenversicherung der Arbeiter oder der Rentenver- 
sicherung der Angestellten Mitglied der Rentnerkrankenver- 
sicherung werden und dadurch ihre Ansprüche auf Heil- oder 
Krankenbehandlung nach dem Bundesversorgungsgesetz ver- 
lieren, bis zur Entscheidung über den Rentenantrag von der 
Rentnerkrankenversicherung und damit von der Beitragszahlung 
befreit werden sollten. 

Die Bundesregierung prüft, in welchem der nächsten Gesetz- 
entwürfe zur Änderung des Rechts der gesetzlichen Kranken- 
versicherung eine entsprechende Regelung vorgeschlagen wer- 
den kann. 


153. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit mitzuteilen, 

Dr. Warnke wie viele Arbeitnehmer eine Pendlerzulage 

erhalten würden, wenn alle Arbeitnehmer des 
Zonenrandgebiets, deren Weg zwischen Woh- 
nung und Arbeitsstätte 10 km bzw. 20 km 
übersteigt, berücksichtigt würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 12. August 1970 

über die genaue Zahl der Arbeitnehmer im Zonenrandgebiet 
und den Anteil der Pendler hieran liegen aktuelle statistische 
Unterlagen nicht vor. Die Bundesanstalt für Arbeit schätzt auf 
Grund einer Fortschreibung der Ergebnisse der Volks- und Be- 
rufszählung von 1961 die Zahl dieser Arbeitnehmer auf rund 
2,46 Millionen. Nach Schätzungen einiger Landesarbeitsämter 
sind davon etwa ein Drittel — also rund 800 000 — Pendler. Fest- 
stellungen darüber, wie viele der Arbeitnehmer über 10 km bzw. 
20 km pendeln, können kurzfristig leider nicht getroffen werden. 
Ihre Zahl dürfte jedoch erheblich unter 800 000 liegen. 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


154. Abgeordneter Wann ist mit dem Bau eines Soldatenheims 
Dr. Beermann im Standort Wentorf zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 1. Juli 1970 

Das Heim in Wentorf habe ich in meine mittelfristigen Baupro- 
gramme aufgenommen. Mit dem Projekt soll 1971 begonnen 
werden. Der Trägerverband für das Heim bemüht sich z. Z. um 
ein geeignetes Grundstück. 

155. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 

Dr. Klepsch der Bundesminister der Verteidigung als In- 

haber der Befehls- und Kommandogewalt den 
Einheitsführern der Bundeswehr befiehlt, zur 
Unterrichtsgestaltung des staatsbürgerlichen 
Unterrichts zum 17. Juni einen vorgeschrie- 
benen Überblick über die Deutschlandpolitik 
zu geben? 

156. Abgeordneter Geht die Bundesregierung nicht im Interesse 

Ernesti einer objektiven Gestaltung des staatsbürger- 

lichen Unterrichts in der Bundeswehr von der 
Selbstverständlichkeit aus, zur Verdeutlichung 
kontroverser Auffassungen über die Deutsch- 
land- und Ostpolitik auch die Stellungnahme 
der Opposition in dieser Frage deutlich zu 
machen? 


157. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Ernesti der Befehl zum 17. Juni mit dem Sinn der 

§§ 15 und 33 des Soldatengesetzes vereinbar 
ist, in dem die Pflicht der Vorgesetzten fest- 
gelegt ist, ihre dienstliche Stellung nicht zu 
einseitiger politischer Meinungsbildung ihrer 
Untergebenen zu mißbrauchen und die Solda- 
ten nicht zugunsten oder zuungunsten einer 
bestimmten politischen Richtung im Rahmen 
des staatsbürgerlichen Unterrichts zu beein- 
flussen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 2. Juli 1970 

Sowohl Ihre Fragen, wie auch die Frage des Herrn Kollegen 
Dr. Klepsch befassen sich mit demselben Thema: Der Unterrichts- 
gestaltung am 17. Juni 1970. 

Ich beantworte die Fragen daher zuammenfassend wie folgt: 

Der Bundesminister der Verteidigung hat — wie alljährlich — 
den 17. Juni 1970 zum Anlaß genommen, die Einheitsführer an- 
zuhalten, im Rahmen des staatsbürgerlichen Unterrichts die Ge- 
schehnisse des 17. Juni 1953 zu behandeln. Zum besseren Ver- 
ständnis der aktuellen Probleme sollte den Soldaten auch ein 
Überblick über die Deutschlandpolitik der Bundesregierung ge- 
geben werden. 
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Als Unterrichtshilfen wurde der Truppe umfangreiches, bis in 
das Jahr 1963 zurückreichendes Material zur Verfügung gestellt. 
Zur Ergänzung wurde ein Bericht des Bundesministers für inner- 
deutsche Beziehungen in den Mitteilungen für den Soldaten ab- 
gedruckt. 

Dieses Material dient dem Unterrichtenden zur Ausarbeitung 
seines Themas. Er ist in der Benutzung der Unterlagen grund- 
sätzlich frei; er ist jedoch nach dem Soldatengesetz (§ 33) gehal- 
ten, bei politischen Fragen parteipolitische Neutralität zu wah- 
ren. Dem Unterrichtenden stand es auch frei, sich anderer Quel- 
len, wie zum Beispiel der Tagespresse, zu bedienen, die in aus- 
führlichen Berichten über die Deutschlanddebatte des Deutschen 
Bundestages die Auffassungen aller Parteien zum Ausdruck 
brachten. 

Ebenso wie bei dem vom Ministerium zur Verfügung gestellten 
Material unterliegt der Unterrichtende auch bei der Auswertung 
dieser Quellen der Pflicht zur parteipolitischen Neutralität. 

Die Vorwürfe der Politisierung der Bundeswehr und des Ver- 
stoßes gegen das Soldatengesetz sind daher nicht berechtigt. Der 
Bundesminister der Verteidigung fördert die freie Diskussion in 
der Bundeswehr. Er begrüßt es daher, wenn in der Öffentlichkeit 
kontroverse Themen auch im staatsbürgerlichen Unterricht in der 
Bundeswehr behandelt und diskutiert werden. Eine parteipoli- 
tische Beeinflussung der Soldaten liegt ihm dabei fern. 


158. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der im Nordbaye- 
Schiller rischen Kurier vom 19. Juni 1970 veröffent- 

(Bayreuth) lichten Behauptung eines Majors vom Wehr- 

bereichskommando VI München auf einer Ta- 
gung eines wehrpolitischen Arbeitskreises der 
CSU in Bayreuth zu, nach der „bei manchem 
Starfigther-Absturz begründeter Verdacht auf 
Sabotage bestand"? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 7. Juli 1970 

Flugunfälle mit dem Waffensystem F-104G werden, wie auch 
alle anderen Flugunfälle der Bundeswehr, eingehend durch Fach- 
leute untersucht. Es ist bisher kein Fall ermittelt worden, bei 
dem Sabotage als Unfallfaktor vorlag. 

Daher stimme ich der Behauptung, die in der von Ihnen ange- 
führten Veröffentlichung des Nordbayerischen Kuriers vom 
19. Juni 1970 einem Major des WBK VI München zugeschrieben 
wird, nicht zu. 


159. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welchen be- 
Josten sonderen nervlichen Belastungen die im 

Schichtdienst eingesetzten Soldaten insbeson- 
dere in FLaRaK-Einheiten und Elektronik-Ba- 
taillonen ausgesetzt sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 17. Juli' 1970 

Wie im Weißbuch 1970 auf Seite 112 bereits aufgeführt, ist die 
Belastung bei den Luftverteidigungsverbänden bekannt und 
Anlaß zu einer Prüfung bei der Luftwaffe, „ob die Skala der 
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starren Bereitschaftsmaßnahmen so flexibel gestaltet werden 
kann, daß sie für jede Spannungsituation präzise paßt und wel- 
che Entlastungen sich daraus für die Truppe ergeben könnten". 
Die besondere Belastung des Schichtdienstes ist Gegenstand meh- 
rer Untersuchungen. Ferner wird sich der Wehrmedizinische 
Beirat auf seiner Jahressitzung im September 1970 mit dieser 
Frage eingehend befassen und Empfehlungen geben. 


160. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, gegen- 
Josten über diesem Personenkreis eine besondere 

ärztliche Betreuung einzusetzen und schließ- 
lich Vorsorgekuren für die Soldaten dieses 
Bereichs vorzusehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 17. Juli 1970 

Die ärztliche Versorgung der angesprochenen Einheiten ist durch 
Truppenärzte bzw. Vertragsärzte sichergestellt. 

Truppenärzte bzw. Vertragsärzte haben schon immer die Auf- 
gabe und die Möglichktnt, gesundheitliche Schäden der Soldaten 
durch Vorsorgemaßnahmen, z. B. auch Kuren, zu verhindern. 


161. Abgeordnete Welche Richtlinien gelten für deutsche und 
Frau Lauterbach andere NATO-Piloten hinsichtlich der Flug- 
höhe über dichtbesiedeltem Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland sowohl generell wie 
auch bei Übungstiefangriffen? 

Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 27. Juli 1970 

Für die deutschen und alliierten Flugzeugführer gelten im Lutt- 
raum über der Bundesrepublik Deutschland die Bestimmungen 
der Luftverkehrsordnung. Darüber hinaus dürfen Tiefflüge über 
dem gesamten Gebiet der Bundesrepublik Deutschland bis zu 
einer Mindestflughöhe von 500 Fuß (etwa 150 m) durchgeführt 
werden. Ausgenommen sind Städte über 100 000 Einwohner, Ge- 
biete um die großen Verkehrsflugplatze und ein Streifen im Ost- 
teil der Bundesrepublik Deutschland. 

Für Flüge bis zu einer Mindestflughöhe von 250 Fuß (etwa 75 m) 
bestehen 8 Tieffluggebiete mit den dazugehörigen Verbindungs- 
strecken. Im Jahre 1967 wurde jedoch die Mindestflughöhe aus 
Gründen der Lärmminderung auf 800 Fuß (etwa 240 m) heraufge- 
setzt. Da diese Flughöhe den Ausbildungzweck erheblich beein- 
trächtigt, darf bei NATO-Übungen bis 500 Fuß (etwa 150 m) ge- 
flogen werden. 


162. Abgeordnete Is+ die Bundesregierung bereit, einem in früher 
Frau Lauterbach Morgenstunde des 14. Juli 1970 erfolgten 
mehrfachen Probetiefangriff nachzugehen, der 
für die Bevölkerung der Stadt und Umgebung 
von Heidelberg, für das stark frequentierte 
Fremdenverkehrszentrum und vor allem für 
die Kranken des Heidelberger Klinikums in 
unzumutbarer Flughöhe und entsprechend un- 
erträglicher Lärmbelästigung stattfand? 
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Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 27. Juli 1970 

Am 14. Juli 1970 fand in der Zeit von 0 Uhr bis 6.00 Uhr eine 
NATO-Luftverteidigungsübung statt. Im Verlauf der Übung kam 
es zu einem Überflug von Heidelberg in geringer Höhe und zu 
einem Uberschallflug im Raum Bonn. 

Beide Vorkommnisse waren nicht beabsichtigt und sind auf ein 
Versehen zurückzuführen. Der Inspekteur der Luftwaffe hat 
daraufhin die Befehlshaber der beiden in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten alliierten Taktischen Luftflotten ge- 
beten, darauf zu dringen, daß die bestehenden Vorschriften un- 
bedingt eingehalten werden. 


163. Abgeordnete Welche Möglichkeiten wird die Bundesregie- 
Frau Lauterbach rung ergreifen, um solche Fälle in Zukunft 
generell zu vermeiden bzw. in diesem Fall die 
deutlich am Hoheitszeichen der Maschinen 
erkennbaren deutschen Piloten zur Rechen- 
schaft zu ziehen? 

Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 27. Juli 1970 

Die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Flugbetriebs- 
vorschriften sind so ausgelegt, daß Vorfälle wie die geschilderten 
im allgemeinen vermieden werden. 

Alle Verstöße gegen Bestimmungen auf jeden Fall von vorn- 
herein auszuschließen, ist — wie auch in anderen Lebensbe- 
reichen — nicht möglich. Die dichte Besiedlung der Bundesrepu- 
blik Deutschland, die Enge des Luftraumes, die Vielzahl der 
Flugbewegungen und die hohe Geschwindigkeit moderner Strahl- 
flugzeuge machen es unvermeidbar, daß gelegentlich auch' Gebiet 
überflogen wird, das an sich gemieden werden soll. 

Sofern Flugzeugführer die geltenden Bestimmungen über den 
Tiefflug vorsätzlich oder grob-fahrlässig nicht beachten, werden 
diese Verstöße disziplinarisch geahndet. 


164. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Zuge der 
Biehie angekündigten Verbesserung einer Wehrge- 

rechtigkeit und einer Verstärkung des Ersatz- 
dienstwesens Sanitätssoldaten bei der Bundes- 
wehr auszubilden und sie für den Unfallret- 
tungs- und Krankentransporteinsatz des Roten 
Kreuzes zur Ableistung der Wehr- bzw. Er- 
satzdienstzeit zur Verfügung zu stellen, damit 
dort dem erhöhten Bedarf an Sanitätspersonal 
zum Einsatz im Straßenverkehr usw. schnell- 
stens Rechnung getragen werden kann? 

Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 30. Juli 1970 

Der Sanitätsdienst der Bundeswehr verfügt über keine freien 
Ausbildungskapazitäten und ist daher nicht in der Lage, Sanitäts- 
personal über den eigenen Bedarf hinaus für das Deutsche Rote 
Kreuz oder andere Organisationen auszubilden und an diese für 
den Rest der Dienstzeit abzugeben. 


95 



Drudcsadie VI/1114 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung: 

Sanitätsunteroffiziere und -mannschaften werden in den Sani- 
tätseinheiten und den Bundeswehrlazaretten ausgebildet. 

Nach Abschluß der Ausbildung stehen sie dann bis zu ihrer Ent- 
lassung aus dem aktiven Wehrdienst dem Sanitätsdienst zur 
Verfügung. 

Ihr Einsatz erfolgt überwiegend bei der Durchführung der „Heil- 
fürsorge" für die Soldaten. 

Die Ausbildungskapazitäten sind aus Gründen der sparsamen 
Haushaltsführung genau auf den Bedarf und den bewilligten 
Personalumfang abgestellt. Es ergeben sich jedoch immer wieder 
Engpässe infolge des Mangels an länger dienenden Sanitäts- 
unteroffizieren, die als Ausbilder verwendet werden können. 


165. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu den Forde- 
Dröscher rungen des im 24stündigen Schichtdienst be- 

schäftigten Feuerwehr- und Wachpersonals 
der Bundeswehr, das nach dem Urteil des 
Bundesarbeitsgerichtes vom 6. September 1968 
— 3 Az. R 158/67 — über die seitens der 
Standortverwaltungen freiwillig ab 1. Januar 
1970 geleistete dem Urteil entsprechende all- 
gemeine Besserbezahlung hinaus den nach 
dem Urteil zustehenden Lohnbetrag auch für 
die Zeit haben will, in der seitens der Bun- 
deswehrverwaltungen der nun als Unrecht 
beurteilte niedrigere Lohn bezahlt worden ist, 
mindestens aber für die Zeit, die nach dem 
bürgerlichen und Arbeitsrecht noch nicht ver- 
jährt ist? 


Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 3. August 1970 

Das Bundesarbeitsgericht hat in dem von Ihnen angesprochenen 
Urteil vom 6. September 1968 lediglich grundsätzliche Ausfüh- 
rungen zur Auslegung der 1 arifvorschrift der Nr. 8 Abs. 4 der 
Sonderregelung 2 a zum Manteltarifvertrag für Arbeiter des 
Bundes (MTB II) — Entlohnung des Feuerwehr- und Wachper- 
sonals — gemacht und im übrigen die Sache zur Entscheidung 
wegen der Lohnberechnung in einzelnen an das Landesarbeits- 
gericht Niedersachsen zurückverwiesen. Erst das Landesarbeits- 
gericht hat den Arbeitsrechtsstreit am 23. Oktober 1969 rechts- 
kräftig entschieden. Noch vor der Zustellung des Urteils hat der 
Bundesminister der Verteidigung seine lohnzahlenden Stellen 
mit Erlaß vom 10. November 1969 angewiesen, den Lohn künftig 
entsprechend den in diesen Entscheidungen aufgestellten Grund- 
sätzen zu berechnen. 

Ein rückwirkender Lohnausgleich sollte dadurch nicht ausge- 
schlossen werden. In diesem Zusammenhang ist jedoch zu beach- 
ten, daß Ansprüche aus Arbeitsverträgen und damit auch Lohn- 
ansprüche erlöschen, wenn sie nicht nach § 72 MTB II innerhalb 
einer Ausschlußfrist von 3 Monaten nach Fälligkeit, d. h. ab dem 
Tag der Arbeitsleistung, geltend gemacht werden. Daraus folgt, 
daß Arbeiter, die Lohnansprüche geltend gemacht haben, einen 
Lohnausgleich ab dem Tag der Geltendmachung und darüber 
hinaus für die vor diesem Zeitpunkt liegenden 3 Monate erhal- 
ten können, es sei denn, daß diese Ansprüche inzwischen ver- 
jährt sind. 
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Der Bundesminister der Verteidigung ist bisher davon ausge- 
gangen, daß seine zuständigen Dienststellen diese Rechtslage 
bei Vollzug seines Erlasses berücksichtigen. Er wird Ihre An- 
frage jedoch zum Anlaß nehmen, hierauf besonders hinzuweisen. 

166. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß für die 

Dr. Riedl Bereitstellung von 14 Bundeswehrangehöri- 

(München) gen zu Hilfsdiensten bei den deutschen Ju- 

gendmeisterschaften in der Leichtathletik in 
Schweinfurt ein Entgelt in Höhe von 1 500 DM 
gefordert wurde, und teilt die Bundesregie- 
rung die u. a. dafür gegebene Begründung, 
daß für diesen Einsatz „für das Heer weder 
Öffentlichkeitsarbeit noch eine Ausbildungs- 
möglichkeit zu sehen sei"? 

167. Abgeordneter Begründung in der Öffentlichkeit zu einer 

Dr. Riedl starken Kritik geführt hat, und ist die Bundes- 

(München) Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese 

regierung bereit, ihren Standpunkt nochmals 
zu überprüfen? 

Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 12. August 1970 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß für die Bereitstellung von 
12 Bundeswehrangehörigen zu Hilfsdiensten bei den Deutschen 
Jugendmeisterschaften in der Leichtathletik in Schweinfurt 
1286,44 DM als Personal- und Sachkosten berechnet wurden. 

Nach dem Haushaltsrecht des Bundes dürfen Vermögensgegen- 
stände und Dienstleistungen Dritten nicht kostenfrei zur Verfü- 
gung gestellt werden. Ausnahmen sind nach § 63 Abs. 3 BHÖ 
nur bei einem „dringenden Bundesinteresse" zulässig. 

Ein dringendes Bundesinteresse kann bei Einsätzen der Bundes- 
wehr dann als gegeben angesehen werden, wenn sie im über- 
wiegenden Ausbildungsinteresse liegen oder der Einsatz die 
Öffentlichkeitsarbeit oder die Freiwilligenwerbung in besonde- 
rem Maße fördert. Voraussetzungen hierzu sind nicht schon da- 
mit gegeben, daß Hilfsleistungen durch die Bundeswehr in der 
Öffentlichkeit geschehen. Diese müssen gleichzeitig der Bevölke- 
rung einen Einblick in Ausbildung, Erziehung und Ausrüstung 
des jeweiligen Truppenteils vermitteln, also in einer Beziehung 
zum Auftrag der Bundeswehr stehen, die allgemeine Wehrbe^ 
reitschaft junger Männer stärken und latent vorhandene Bereit- 
schaft des einen oder anderen Wehrpflichtigen für eine längere 
Dienstverpflichtung wirksam beeinflussen können. 

Eine starke Kritik in der Öffentlichkeit über die im Zusammen- 
hang mit Ihren Fragen stehenden Presseberichte hinaus ist der 
Bundesregierung nicht bekannt. 

Da die Bundeswehr aber den Sportverbänden, wie auch anderen 
Gruppen und örganisationen der Bevölkerung, in weitestmög- 
lichem Umfang zur Erfüllung ihrer Wünsche entgegenkommen 
möchte, kann ein teilweiser Kostenerlaß gewährt werden, wenn 
der Veranstalter bei Würdigung aller maßgebenden Umstände 
außerstande ist, die vollen Kosten zu übernehmen. Sollte sich 
jetzt nach Abrechnung der Kosten für die Veranstaltung der 
Deutschen Meisterschaften ergeben, daß dies für den Bayerischen 
Leichtathletikverband zutrifft, ist die Kampftruppenschule I er- 
mächtigt, auf Erstattung der Personalkosten teilweise oder ganz 
zu verzichten. 
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168. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Ubungstiefflüge 
Niegel von Bundeswehrmaschinen über das Fremden- 

verkehrsgebiet zwischen Forchheim und Eber- 
mannstadt mit allen negativen Auswirkungen 
auf dieses Gebiet während der Hauptsaison 
im Sommer bekannt? 


Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 11. August 1970 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß Tiefflüge der NATO-Luft- 
streitkräfte fast über dem gesamten Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland stattfinden. Ausgenommen sind Städte mit über 
100 000 Einwohnern, ein Streifen entlang der Ostgrenze der 
Bundesrepublik Deutschland und der Luftraum in der Nähe der 
großen Verkehrsflughäfen. Da die für den Tiefflug erforderlichen 
Wetterbedingungen nur an etwa 110 Tagen im Jahr vorliegen, 
führt die besonders im Sommer gute Wetterlage zu verstärktem 
Flugbetrieb. 

Die unvermeidbare Lärmbelastung ist der Bundesregierung 
ebenfalls bekannt. Der Bundesminister der Verteidigung hat da- 
her den Präsidenten des Deutschen Bundestages bereits in einem 
Schreiben vom 9. Oktober 1967 über das Problem unterrichtet. 


169, Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß wieder- 
Niegel holt durch Übungstiefflüge auch die Flugschule 

Feuerstein, bei der Landemöglichkeiten bis zu 
7,5 t bestehen, die wegen der Sicherheit des 
Flugbetriebs festgelegte Dreimeilenzone nicht 
eingehalten wurde? 


Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 11. August 1970 


Die fliegenden Verbände sind vor zwei Wochen auf Grund meh- 
rerer Beschwerden auf das Sperrgebiet des Landeplatzes Burg 
Feuerstein erneut hingewiesen worden. 


170. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, während der 
Niegel Hauptsaison die Übungstiefflüge dort auszu- 

setzen bzw. einzuschränken oder anderweitig 
zu verlegen? 


Antwort des Staatssekretärs Birckholtz 
vom 11. August 1970 

Es ist für die Einsatzbereitschaft der NATO-Luftstreitkräfte nicht 
vertretbar, Tiefflüge dann auszusetzen oder einzuschränken, 
wenn die für diese Flüge erforderlichen Wetterbedingungen vor- 
liegen, Eine Ausnahmeregelung für ein bestimmtes Fremden- 
verkehrsgebiet würde zu einer Mehrbelastung anderer Gebiete 
führen. Dies ist den betreffenden Gebieten nicht zuzumuten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


171. Abgeordneter Billigt es die Bundesregierung, daß Behörden 
Sdilee der Länder bei der Ausführung des sogenann- 

ten Gräbergesetzes rückständige Leistungen 
der Ruherechtsentschädigung unter Berufung 
auf § 197 des Bürgerlichen Gesetzbuches nach 
einer 4jährigen Frist mit der Einrede der Ver- 
jährung verweigern? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 2. Juli 1970 

Die den Ländern durch die Gewährung von Ruherechtsentschä- 
digung entstehenden Kosten werden nach § 10 des Gräberge- 
setzes vom 1, Juli 1965 (BGBL 1 S. 589) vom Bund getragen. Bei 
der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel durch die Landesbe- 
hörden sind die haushaltsrechtlichen Vorschriften des Bundes zu 
beachten, insbesondere auch die Grundsätze der Sparsamkeit und 
Wirtschaftlichkeit. Ob im Rahmen dieser Grundsätze bei rück- 
ständigen Entschädigungsleistungen die Einrede der Verjährung 
geltend zu machen ist, muß die zuständige Behörde nach den Um- 
ständen des Einzelfalles beurteilen. 

Ohne den Einzelfall zu kennen, läßt sich Ihre Anfrage nicht zu- 
friedenstellend beantworten. 


172. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Schmidt den Ländern dabei zu helfen, die Zahl der 

(Krefeld) bestehenden Nierenzentren zu erhöhen und 

die bestehenden Zentren zu vergrößern? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 6. Juli 1970 

Auf Anregung des Bundesministcriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat sich die Konferenz der für das Gesundheitswesen 
zuständigen Minister und Senatoren der Länder am 17. Oktober 
1969 in Bad Nauheim ausführlich mit der besonderen Situation 
der Behandlungszentren für „künstliche Nieren" befaßt. In einer 
vorausgehenden Besprechung im Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit mit Experten auf dem Gebiet der Be- 
handlung mit der künstlichen Niere waren alle offenen Fragen 
dieses Spezialgebietes erörtert worden. Auf Grund der beson- 
deren Dringlichkeit verabschiedete die Gesundheitskonferenz 
folgende Entschließung: 

„Die vorhandene Zahl an Dialyse-Plätzen in der Bundesrepublik 
reicht nicht aus, um bei allen lebensbedrohend Nierenkranken 
eine Dialysebehandlung durchzuführen. 

Die für das Gesundheitswesen zuständigen Minister und Senato- 
ren der Länder richten daher die dringende Bitte an die Kultus- 
minister der Länder und an alle sonstigen Krankenhausträger, 
die Erweiterung bestehender und den Aufbau neuer Dialyse- 
Zentren nachdrücklich zu fördern. Sie halten eine rasche Erwei- 
terung der Kapazität von gegenwärtig etwa 300 auf 700 Dialyse- 
Plätze für erforderlich. Die benötigte Zahl wird sich im Laufe 
der nächsten Jahre erhöhen. 
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Ein Zentrum sollte etwa 10 Dialyse-Plätze umfassen und mit spe- 
ziell ausgebildetem Personal ausgestattet sein. 

Für die medizinisch-technologische Entwicklung und Forschung 
sowie für die Ausbildung und das Training der Patienten ist zu- 
sätzliches Personal notwendig. 

Zentren mit Dialyse-Plätzen sollten nur in Kliniken und geeig- 
neten Krankenhäusern eingerichtet werden. Sie sollten mit 
einem Transplantationszentrum eng Zusammenarbeiten. Zur Ent- 
lastung der Zentren mit Dialyse-Plätzen sollten alle Möglich- 
keiten zur Einrichtung von Dialyse-Satellitenstationen und zur 
Ileimdialyse ergriffen werden." 

Mit der Bereitstellung erheblicher Bundesmittel im Rahmen der 
wirtschaflichen Sicherung der Krankenhäuser und der Förderung 
des Ausbaues und Neubaues der Hochschulen einschließlich der 
Universitätskliniken verbessert die Bundesregierung wesentlich 
die Voraussetzungen zur Behebung von Mängeln in einzelnen 
klinischen Bereichen. 

Darüber hinaus werden gegenwärtig mit Hilfe des Bundes Unter- 
suchungen darüber angestellt, inwieweit eine Entlastung der 
Spezialabteilungen in den Kliniken und Krankenhäusern durch 
die Heimdialyse möglich ist. Andere Untersuchungen dienen der 
Feststellung der Zahl der behandlungsfähigen Kranken und der 
benötigten Dialyse-Plätze in Deutschland und in einzelnen 
benachbarten Ländern. 

Im übrigen hat die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Tamble in der 221. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 19. März 1969 darauf hingewiesen, 
daß sie entsprechend der Zustandigkeitsabgrenzung zwischen 
Bund und Ländern nur begrenzte Möglichkeiten einer Einfluß- 
nahme auf die Schaffung eines leistungsfähigen Netzes von 
Nierenzentren hat. 


173. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß z. Z. nur 
Dr. Schmidt 20 . Nierentransplantationen jährlich in der 

(Krefeld) Bundesrepublik Deutschland durchgeführt wer- 

den, während die Chirurgen 600 Nieren trans- 
plantieren könnten, und daß etwa 1500 Men- 
schen jährlich an chronischem Nierenversagen 
sterben, bei denen eine Behandlung mit der 
künstlichen Niere oder eine Nierenübertra- 
gung möglich wäre? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 6. Juli 1970 

Diese Schätzungen sind der Bundesregierung bekannt. Aus den 
amtlichen Statistiken können keine Informationen zu diesen 
Fragen gewonnen werden. Auch hat die Bundesregierung keine 
gesetzliche Handhabe, die Operationskapazität der chirurgischen 
Abteilungen in Krankenhäusern festzustellen. Wie jedoch in der 
Antwort auf die Fragen des Abgeordneten Dr. Tamble am 
19. März 1969 schon ausgeführt wurde, muß davon ausgegangen 
werden, daß nur etwa lO't/o der für den Anschluß an die künst- 
liche Niere geeigneten Kranken regelmäßig an die Apparatur 
ang'eschlossen werden können. In Zusammenhang mit den vom 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit geförderten 
Forschungsvorhaben ist bekannt geworden, daß in der Bundes- 
republik Deutschland am 1. Februar 1970 594 Patienten in 281 
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Plätzen für die Behandlung mit der künstlichen Niere und 117 
Patienten mit der Peritonealdialyse versorgt worden sind. Die 
maximale Patientenkapazität der Behandlungsstellen insgesamt 
wird mit 1502 angegeben. 

Auf Grund der in der Antwort zur Frage 172 dargestellten 
Initiativen des Bundes und der Länder ist künftig mit einem 
Rückgang der Zahl der klinisch nicht ausreichend behandelten 
Kranken zu rechnen. 


174. Abgeordneter Was kann die Bundesregierung tun, um zwei- 
Dr. Giulini felhafte Geschäfte mit Kinderzucker und ähn- 

lichen Babynahrungsmitteln durch Haustürver- 
kauf zu unterbinden? 


175. Abgeordneter Ist die Annahme berechtigt, daß die Bundes- 
Dr. Giulini regierung in dem genannten Fall umgehend 

auf dem Verordnungsweg, im Rahmen vorhan- 
dener Gesetze, diese Mißstände abstellt? 


Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 13. Juli 1970 

Über Mißstände beim Hausierhandel mit Säuglings- und Klein- 
kindernahrung ist die Bundesregierung unterrichtet. Im Beneh- 
men mit den beteiligten Bundesministerien prüfe ich zur Zeit, 
durch welche Maßnahmen die Bevölkerung vor nachteiligen 
Auswirkungen des Vertriebs von Säuglings- und Kleinkinder- 
nahrung im Reisegewerbe geschützt werden kann. Ein Vertriebs- 
verbot durch Änderung des § 56 der Gewerbeordnung — ver- 
botene Tätigkeiten im Reisegewerbe — ist in die Überlegungen 
einbezogen. 


176. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, neben einer 
Eckerland Verbesserung der medizinischen Betreuung der 

an Hämophilie Erkrankten (Bluter) auch die 
soziale Betreuung der Bluter zu fördern, ins- 
besondere durch Errichtung bzw. Förderung 
zentraler Schulen und Ausbildungswerkstät- 
ten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 27. Juli 1970 

Die Bundesregierung ist mit den Ländern der Meinung, daß alles 
getan werden muß, um die Hämophiliekranken vor möglichen 
Folgen ihrer Krankheit zu bewahren. Insbesondere müssen früh- 
zeitig einsetzende Körperbehinderung und unzureichende Schul- 
und Berufsausbildung vermieden werden. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort vom 4. De- 
zember 1969 (Drucksache VI/141) auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Rollmann und Genossen ausgeführt, daß sie es 
begrüßen würde, wenn noch weitere Behandlungszentren für 
Hämophile errichtet weden. Sie ist bereit, derartige Projekte bei 
den zuständigen Ländern anzuregen und zu fördern. 
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Die Errichtung spezieller zentraler Schulen und Ausbildungsstät- 
ten für alle Hämophile hält die Bundesregierung allerdings nicht 
für sinnvoll. Soweit keine akute Erkrankung eine stationäre 
Behandlung erforderlich macht, sollten Hämophile in ihrem nor- 
malen Lebensbereich verbleiben und keiner isolierten Schul- 
und Berufsausbildung in Spezialeinrichtungen unterzogen wer- 
den. Dabei geht die Bundesregierung davon aus, daß bei einset- 
zenden Blutungen der Transportweg zum nächsten Behandlungs- 
zentrum nicht mehr als 100 km betragen darf, um eine frühzeitige 
und damit optimale Hilfe zu ermöglichen. Nur für Hämophile in 
den Behandlungszentren sollten neben diagnostischen und the- 
rapeutischen Einrichtungen auch Internatsschulen und beschüt- 
zende Werkstätten eingerichtet werden. Auf diese Weise kann 
Hämophilen auch während ihrer stationären Behandlung und 
nachgehenden Betreuung eine vollwertige Schul- und Berufs- 
ausbildung gewährt werden. 


177. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, als erste dieser 
Eckerland Maßnahmen das Schwerbeschädigtengesetz 

derart zu ändern, daß die Bluter, wie eine An- 
zahl anderer Zivilgeschädigter auch, automa- 
tisch und ohne Einzelantrag gleichgestellt 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 27. Juli 1970 

Die Bundesregierung beabsichtigt, dem Deutschen Bundestag 
eine Novelle zum Schwerbeschädigtengesetz vorzulegen. Bei der 
vorgesehenen Änderung des Gesetzes wird angestrebt, daß 
künftig alle Behinderten, — unabhängig von der Ursache ihrer 
Behinderung — die nicht nur vorübergehend um wenigstens 
50 V. H. in ihrer Erwerbsfähigkeit gemindert sind, in den Per- 
sonenkreis des Schwerbeschädigtengesetzes aufgenommen wer- 
den. Eine Aufzählung der einzelnen Gruppen der Behinderten 
würden dann entfallen. Die Überlegungen zur Gesetzesänderung 
sind noch nicht abgeschlossen. Es ist deshalb zur Zeit noch nicht 
zu übersehen, wann der Gesetzentwurf im Deutschen Bundestag 
vorgelegt werden kann. 


178. Abgeordneter Wie groß schätzt die Bundesregierung die 

Ruf Zahl der Kleinrentner, deren Gesamteinkom- 

men unterhalb der Regelbedarfssätze nach 
dem Bundessozialhilfegesetz liegt, die jedoch 
keine Sozialhilfe in Anspruch nehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 31, Juli 1970 

Die Zahl der Kleinrentner, bei denen die in der Frage genannten 
Voraussetzungen vorliegen, kann nicht ermittelt und auch nicht 
geschätzt werden. 

Unter Zugrundelegung der Angaben aus der Sozialhilfestatistik 
kann davon ausgegangen werden, daß etwa 180 000 bis 200 000 
Empfänger von laufender Sozialhilfe — Hilfe zum Lebensunter- 
halt — außerhalb von Anstalten und Heimen Bezieher von Ren- 
ten aus der Rentenversicherung sind (einschließlich der Witwen- 
und Waisenrenten), deren Gesamteinkommen unter dem für sie 
geltenden Bedarfssatz der Sozialhilfe liegt und daher nach dem 
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Bundessozialhilfegesetz aufgestockt wird. Um schätzen zu kön- 
nen, wie viele sonstige Rentner diese Voraussetzungen erfüllen, 
Sozialhilfe aber nicht in Anspruch nehmen, müßte im Einzelfall 
insbesondere zu klären sein, wie der Familienstand ist, welche 
Personen zur Familie des Rentners gehören, wie hoch die Woh- 
nungsmiete ist, über welches sonstige Einkommen der Rentner 
verfügt, ob und welche Voraussetzungen für Mehrbedarfszu- 
schläge nach dem Bundessozialhilfegesetz jeweils erfüllt sind. 
Unterlagen darüber aber, die eine auch nur annähernde Schät- 
zung zulassen würden, sind nicht vorhanden. 


179. Abgeordneter Hält die Bundesregierung Form und Maß der 
Ruf heute im Bundessozialhilfegesetz vorgese- 

henen Heranziehung von Verwandten zum 
Kostenersatz noch für zeitgemäß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 31. Juli 1970 

Die Träger der Sozialhilfe müssen vielfach Hilfe nach dem Bun- 
dessozialhiifegesetz deshalb gewähren, weil Verwandte des 
Hilfeempfängers, die diesem nach den Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts zum Unterhalt verpflichtet sind, ihrer Verpflichtung 
nicht nachkommen. Das Bundessozialhilfegesetz enthält zur 
Frage, ob und wieweit die Sozialhilfeträger die durch Überlei- 
tung auf sie übergegangenen Unterhaltsansprüche des Hilfeemp- 
fängers gegen den Unterhaltspflichtigen geltend machen können, 
besondere Regelungen; es sieht bei der Hilfe in besonderen 
Lebenslagen eigene Schutzgrenzen und darüber hinaus für alle 
Hilfearten eine Härteklausel vor (§ 91 Abs. 1 und 3 BSHG). 

Trotz dieser Schonbestimmungen wird aber vielfach noch die 
Heranziehung der dem Hilfeempfänger zum Unterhalt Verpflich- 
teten durch die Sozialhilfeträger und die hierzu erforderliche 
Prüfung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse als un- 
billig und als Härte empfunden. Dies ist besonders der Fall bei 
der Gewährung von Hilfe zum Lebensunterhalt an ältere Hilfe- 
empfänger, die eine Heranziehung ihrer Kinder oder Enkel be- 
fürchten und aus diesem Grunde zum Teil sogar von einer Inan- 
spruchnahme der Sozialhilfe absehen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher, zusammen mit den be- 
teiligten Stellen des Bundes und der Länder zu prüfen, welche 
Änderungen des BSHG in der Frage der Heranziehung der Unter- 
haltsverpflichteten geboten sind. Dabei müssen außer den im 
Vordergrund stehenden sozialen Gesichtspunkten insbesondere 
auch Fragen des Verhältnisses zum bürgerlichen Unterhaltsrecht 
und der Finanzierung der entstehenden Mehraufwendungen in 
die Prüfung einbezogen werden. 

Nach Abschluß der Prüfung wird die Bundesregierung sobald 
wie möglich einen Gesetzentwurf zur Änderung des BSHG den 
gesetzgebenden Körperschaften zuleiten. 


180. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele 
Dr. Götz Klein- und Kleinstrentner, denen zusätzliche 

Leistungen nach dem Sozialhilfegesetz wie 
dem Wohngeldgesetz zustehen, von diesen 
Möglichkeiten infolge ungenügender Unter- 
richtung oder psychologischer Hemmungen 
keinen Gebrauch machen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 31. Juli 1970 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in einer größeren Zahl von 
Fällen kleine Renten die Regelsätze der Sozialhilfe nicht errei- 
chen. Ob und wieweit solchen Rentenempfängen Ansprüche nach 
dem Bundessozialhilfegesetz zustehen, hängt davon ab, ob sie 
andere anzurechnende Einkünfte haben, die ihr Einkommen über 
die ßedarfssätze der Sozialhilfe anheben. Ist dies nicht der Fall, 
so stehen ihnen Ansprüche auf Leistungen nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz zu. Entsprechendes gilt für Ansprüche auf 
Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz. 

Ob Rentner, die nach dem Bundessozialhilfegesetz hilfberechtigt 
sind, aus den in der Anfrage genannten Gründen Sozialhilfe 
nicht in Anspruch nehmen, ist nicht bekannt. In einzelnen Fällen 
mag Unkenntnis bei den Hilfeberechtigten vorliegen. Das Bun- 
dessozilhilfegesetz von 1961 hat aber auf die Beseitigung jeder 
Diskriminierung der Sozialhilfeempfänger hingewirkt und damit 
wesentlich dazu beigetragen, psychologische Hemmungen bei 
der Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen abzubauen. Was 
die Nichtinanspruchnahme des Wohngeldes durch einen Teil der 
Berechtigten betrifft, so bin ich im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Städtebau und Wohnungswesen der Ansicht, daß 
das nicht an der Bundesregierung liegen kann, da die Presse 
sehr häufig über das Wohngeld und die Voraussetzungen seiner 
Inanspruchnahme berichtet. 


181. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, beispielsweise 
Dr. Götz durch ein periodisch herauszugebendes Merk- 

blatt den angesprochenen Personenkreis über 
seine Möglichkeiten zu unterrichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 31. Juli 1970 

Schon bisher hat die Bundesregierung durch geeignete Schriften 
und Informationen auf die für den Hilfesuchenden im Bundes- 
sozialhilfegesetz gegebenen Möglichkeiten hingewiesen. Auch 
von zahlreichen Trägern der Sozialhilfe sind derartige Hinweise 
in verschiedener Form, teilweise periodisch, erfolgt. Die Bundes- 
regierung wird die obersten Landessozialbehörden darauf auf- 
merksam machen, daß sich solche Hinweise auch in Zukunft 
empfehlen und sie bitten, die Träger der Sozialhilfe entsprechend 
zu unterrichten. Ihre eigene Initiativen zur Unterrichtung des in 
Betracht kommenden Personenkreises beabsichtigt die Bundes- 
regierung durch geeignte Schriften und Informationen für Presse, 
Rundfunk und Fernsehen zu verstärken. 


182. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich gegen die Absicht der 
Roser Bundesregierung, das Eintrittsalter in die 

Krankenpflegeausbildung vom vollendeten 
17. auf das 16. Lebensjahr herabzusetzen, die 
beteiligten Schwesternverbände einhellig aus- 
gesprochen haben mit der Begründung, daß 
vor allem die psychische Belastung einer sol- 
chen Ausbildung für 16jährige zu groß sei? 


104 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/1 114 


Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 23. Juli 1970 

Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Kranken- 
pflegegesetzes, der eine Herabsetzung des Mindestalters für den 
Zugang zu den Krankenpflegeschulen, Kinderkrankenpflegeschu- 
len und Schulen für Krankenpflegehilfe von siebzehn auf sech- 
zehn Jahre vorsieht, beruht nicht auf einer Initiative der Bun- 
desregierung. Er wurde vom Land Bayern über den Bundesrat 
eingebracht. Der Bundesrat hat am 26. Juni 1970 beschlossen, 
diesen Entwurf gemäß Artikel 76 Abs. 1 GG beim Deutschen 
Bundestag einzubringen (Bundesratsdrucksache 350/70 — Be- 
schluß). 

Es trifft zu, daß sich Sch wostornverbände und Berufsangehörige, 
die sich in großer Zahl zu der Frage geäußert haben, gegen eine 
Herabsetzung des Zugangsalters aussprechen. Dabei wird vor 
allem geltend gemacht, daß Sechzehnjährige der seelischen Be- 
lastung und der Verantwortung, die eine Tätigkeit am Kranken- 
bett im Rahmen der praktischen Ausbildung mit sich brächten, 
nicht gewachsen seien. 


183. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Beden- 
Roser ken, daß von einer solchen Neuregelung vor 

allem die kleineren Grundkrankenhäuser nach- 
teilig betroffen würden, da die Ausbildung 
von 16Jährigen mindestens im ersten Jahr fast 
nur theoretisch und darum nur an großen 
Zentralschulen möglich wäre, andererseits die 
Bereitschaft, später in sogenannte „Provenienz- 
krankenhäuser" zurückzugehen, erheblich 
nachlassen würde? 


Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 23. Juli 1970 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf 
wird zur Zeit vorbereitet. Dabei wird auch den Problemen, die 
durch eine im Falle der Herabsetzung des Zugangsalters mög- 
licherweise notwendig werdende Umstruktuierung der Ausbil- 
dung entstehen würden, besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 


184. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung die auch von 

Dr. Arnold der Deutschen Krankenhausgesellschaft ver- 

tretene Auffassung, daß alle Patienten in all^’' 
Krankenhäusern der Bundesrepublik Deutsch- 
land täglich Besuch empfangen dürfen sollten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 18. August 1970 

Die Bundesregierung begrüßt die Bemühungen, die Besuchs- 
möglichkeiten in Krankenhäusern zu verbessern. Tägliche Be- 
suche lassen sich vertreten, wenn durch eine ausgewogene 
Regelung der Besuchszeiten und weitere organisatorische Maß- 
nahmen sichergestellt werden kann, daß der Krankenhausbe- 
trieb nicht beeinträchtigt wird. 
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185. Abgeordneter Auf welche Weise kann die Bundesregierung 

Dr. Arnold darauf hinwirken, daß alsbald eine entspre- 

chende Neuregelung der Besuchszeiten für 
alle Kranken gilt, um dadurch Benachteili- 
gungen der Patienten der dritten Klasse zu 
beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 18. August 1970 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Regelungen 
über verbesserte Besuchsmöglichkeiten in Krankenhäusern für 
alle Klassen gelten müssen. Sie wird hierauf im Rahmen ihrer 
koordinierenden Bemühungen anläßlich einer Konferenz der 
Gesundheitsminister der Länder und in Besprechungen mit den 
obersten Gesundheitsbehörden der Länder Einfluß nehmen. 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


186. Abgeordneter Ist zu erwarten, daß die im Bau befindliche 
Biechele Autobahn Stuttgart — westlicher Bodensee in 

autobahnähnlicher Weise an das schweize- 
rische Nationalstraßennetz vor allem im Kan- 
ton Schaffhausen angeschlossen wird? 


187. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung, für die geplante 
Biechele Autobahn Basel — Singen — Lindau eine Trasse 

vorzusehen, die den Kanton Schaffhausen 
nördlich umgeht und ausschließlich über deut- 
sches Gebiet führt, wenn diese Autobahn nicht 
als zollfreie Straße durch schweizerisches Ge- 
biet geführt werden kann? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 3. Juli 1970 

Die Planungen für die Autobahn Stuttgart — westlicher Bodensee 
sind bisher grundsätzlich davon ausgegangen, daß im Raum 
Schaffhausen ein leistungsfähiger Anschluß an das schweizerische 
Nationalstraßennetz hergestellt wird. Die hierzu erforderlichen 
Untersuchungen sind gegenwärtig jedoch noch im Gange. 

Nach den mir vorliegenden Mitteilungen wird die ursprünglich 
in Aussicht genornmene „Zollfreie Führung" der Autobahn 
Basel — Singen — Lindau durch den Kanton Schafthausen nicht zu 
realisieren sein. Es ist deshalb notwendig, für diese Autobahn 
eine Trasse zu untersuchen, die den Kanton Schaffhausen nörd- 
lich umgeht und ausschließlich über deutsches Gebiet geführt 
wird. Die hierzu erforderlichen planerischen Vorarbeiten sind 
vor einiger Zeit bereits in die Wege geleitet worden. 
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188. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch- 
Gmünd) 


Wird das Land Baden- Württemberg bei den 
für das Jahr 1970 entsperrten 200 Millionen 
DM für den Straßenbau berücksichtigt? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 3. Juli 1970 

Von den für den Straßenbau entsperrten Haushaltsmitteln von 
200 Millionen DM erhält das Land Baden-Württemberg 10 Mil- 
lionen DM = 5%, obwohl es flächenmäßig an den strukturschwa- 
chen Gebieten nur mit 3,l^/o beteiligt ist. 

Die strukturschwachen Gebiete umfassen das Zonenrandgebiet 
mit rd. 46 450 km-, die Bundesausbaugebiete mit 56 100 km^ und 
die Gebiete der regionalen Aktionsprogramme mit rd. 19 700 km^ 
zusammen rd. 122 250 km^. 

In Baden-Württemberg zählen nur einige Landkreise im Norden 
und Süden des Landes zu den Bundesausbaugebieten mit einer 
Flächengröße von rd. 3800 km“\ 


189. Abgeordnete Trifft es zu, daß die Hauptverwaltung der 
Frau Funcke Deutschen Bundesbahn gegen das Urteil des 

Verwaltungsgerichts Münster vom 13. Novem- 
ber 1969, mit dem den Familienangehörigen 
einer weiblichen Bundesbahnbediensteten 
ebenso Freifahrkarten zugesprochen wurden 
wie den Angehörigen männlicher Bedienste- 
ten, Berufung eingelegt hat? 


190. Abgeordnete Hält die Bundesregierung eine solche Berufung 
Frau Funcke für berechtigt, bei der es darum gehen soll, 

rund iVo der Bediensteten gegenüber den übri- 
gen 99Vo weiterhin zu benachteiligen? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 3. Juli 1970 

Es trifft zu, daß die Deutsche Bundesbahn gegen das Urteil des 
Verwaltungsgerichtes Münster vom 13. November 1969 Berufung 
beim Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
eingelegt hat. Dies geschah, um die mit der angesprochenen 
Frage zuammenhängenden schwierigen Probleme rechtlicher Art 
durch eine obergerichtliche Entscheidung klären zu lassen. 

Als wirtschaftlich selbständiges Unternehmen entscheidet die 
Bundesbahn auch selbst und in eigener Verantwortung über die 
Einlegung von Rechtsmitteln in Prozessen, an denen sie beteiligt 
ist. Der Bundesminister für Verkehr kann ihr insoweit keine 
Weisungen erteilen. 

Ich hoffe aber, daß die Frage der Fahrvergünstigungen für die 
Ehemänner weiblicher Bundesbahnbediensteter bald befriedi- 
gend gelöst wird. Mir ist bekannt, daß sich die Bundesbahn un- 
abhängig vom Ausgang des gegenwärtigen Rechtsstreits bemüht, 
eine zufriedenstellende Lösung zu finden. 
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191. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die geplante 
Storm Trassenführung der West-Ost-Autobahn in 

Schleswig-Holstein vom Raum Neumünster bis 
zur Anbindung an die Bundesstraße 207 (E 4, 
Vogelfluglinie) erneut zu prüfen mit dem Ziel, 
die Trassenführung nördlich der Holsteini- 
schen Seenplatte zu führen und sie dann im 
Raum Lensahn an die Vogelfluglinie anzubin- 
den, um sowohl die Geländeschwierigkeiten 
der jetzt geplanten Linienführung zu vermei- 
den und um auch den Raum Kiel besser mit 
dem ostholsteinischen Raum zu verbinden? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. Juli 1970 

Die Frage der Trassenführung ist bereits Gegenstand einer Un- 
tersuchung. Die in der Übersichtskarte „Bedarfsplan für die Bun- 
desfernstraßen" — Anlage zu dem Gesetzentwurf über den Aus- 
bau der Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 — ent- 
haltene Linie für die geplante Küstenautobahn ist nur als Pro- 
gramm zu verstehen und nicht als eine bereits festgelegte Linien- 
führung. Im Mai 1969 habe ich während meiner Inspektionsreise 
in den vier Küstenländern diese Straßenverbindung als soge- 
nannte Küstenautobahn anerkannt und gleichzeitig angeordnet, 
daß die optimale Linienführung dieser neuen Autobahn in einer 
verkchrswirtschaftlichen Untersuchung ermittelt wird. Diese sehr 
umfangreichen Untersuchungen werden sich nicht nur auf bau- 
und verkehrstechnische Erfordernisse, sondern auch auf landes- 
planerische, raumordnerische, ökonomische und strukturelle Be- 
lange erstrecken. Ferner werden die erforderlichen Ergänzungen 
des Fernstraßennetzes einbezogen, über die endgültige Linien- 
führung wird erst nach Vorliegen der Ergebnisse dieser Unter- 
suchung entschieden werden. Fragen über die exakte Linien- 
führung können deshalb erst beantwortet werden, wenn die 
Ergebnisse der o. g. verkehrswirtschaftlichen Untersuchung im 
Laufe des Jahres 1972 vorliegen. 


192. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
Storm sung, daß der Ausbau der Vogelfluglinie 

(B 207, E 4), wie er im Ausbauplan der Bun- 
desregierung festgelegt ist — angesichts so- 
wohl des schnellsteigenden Verkehrs mit 
Skandinavien als auch der stärkeren Frequen- 
tierung der Ostseebäder — , nicht auf den 
Zeitpunkt zwischen 1980 und 1985 verschoben 
werden kann? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. Juli 1970 

Diese Frage kann ich im positiven Sinne beantworten. Im „Be- 
darfsplan für die Bundesfernstraßen" — Anlage zum Gesetz- 
entwurf über den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 
1971 bis 1985 — ist der Neubau der B 207 zwischen Lübeck und 
Oldenburg mit Ausnahme der bereits fertiggestellten Ortsum- 
gehung Neustadt in die 1. Dringlichkeitsstufe eingereiht worden. 
In welchem Umfang die erforderlichen Ausbauarbeiten in den 
Rahmen des 1. Fünf jahresplanes (1971 bis 1975) aufgenommen 
werden können, wird z. Z. bei der Aufstellung des 1. Fünfjahres- 
planes geprüft. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, diesen 
Ausbau auf die Zeit nach 1980 zu verschieben. 
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193. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für ausreichend, 

Storm die Vogelfluglinie nur bis Heiligenhafen aus- 

zubauen und sie von Heiligenhafen bis Putt- 
garden im jetzigen Zustand (zweispurig) zu 
belassen, ohne Rücksicht auf den schnell- 
wachsenden Skandinavienverkehr und den 
schnellen Ausbau der Insel Fehmarn als Fe- 
riengebiet? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. Juli 1970 

Nach dem bisherigen Untersuchungsergebnis ist dieser Ausbau 
ausreichend. Der 4spurige Ausbau der B 207 zwischen Olden- 
burg und Heiligenhafen ist verkehrlich weniger dringlich und 
dementsprechend auch im Bedarfsplan in die 2. Dringlichkeit 
eingeordnet worden. Die umfangreichen Untersuchungen zum 
Ausbauplan für die „Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 
1985" haben ergeben, daß die B 207/E 4 im Abschnitt zwischen 
Heiligenhafen und Puttgarden eines 4spurigen Ausbaues nicht 
bedarf. In diesen Untersuchungen sind nicht nur die bau- und 
verkehrstechnischen Erfordernisse, sondern auch die landesplane- 
rischen, raumordnerischen, ökonomischen und strukturellen Be- 
lange, d. h. die z. Z. der Bearbeitung erkennbare Entwicklung 
bis etwa in das Jahr 1990 berücksichtigt worden. Sollten sich 
die Voraussetzungen ändern, so wird dies im Rahmen der ohne- 
hin vorgesehenen Anpassung des Bedarfsplanes für die Bundes- 
fernstraßen an die Entwicklung berücksichtig werden. 

194. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, unabhängig 

Storm von allen konjunkturellen und haushaltspoli- 

tischen Überlegungen, die Ortsdurchfahrt der 
B 76 in Plön nach mehr als zehnjährigen 
Bemühungen der Stadt Plön in Angriff zu 
nehmen und die genauen Pläne zu veröffent- 
lichen? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. Juli 1970 

Der Entwurf für die technisch schwierige Verlegung der B 76 in 
Plön zur Entlastung der bestehenden Ortsdurchfahrt liegt dem 
Bundesminister für Verkehr zur Prüfung vor, die kurz vor dem 
Abschluß steht. Danach werden die Pläne im Rahmen des Plan- 
feststellungsverfahrens nach §§ 17, 18 Bundesfernstraßengesetz 
öffentlich ausgelegt werden. Ich hoffe, daß keine wesentlichen 
Einsprüche den baldigen Baubeginn verhindern. 


195. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Verfügung des 
Dr. Aigner Bundesministers für Verkehr und für das Post- 

und Fernmeldewesen vom 27. Februar 1970 
auch insoweit für rechtmäßig und mit § 57 
Abs. 2 Satz 2 des Personalvertretungsgesetzes 
vereinbar, als darin angeordnet wird, daß 
künftig den Personalvertretungen von Amts 
wegen Personalunterlagen wie Akten, Pro- 
tokolle, Zeugnisse, Beurteilungen, Bewer- 
bungsunterlagen, ärztliche Gutachten usw. zu- 
geleitet werden, wenn diese noch im Ge- 
schäftsgang befindlich und noch nicht zu den 
Personalakten genommen worden sind? 
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196. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Dr. Aigner Bundesverwaltungsgericht in seinem Beschluß 

vom 20. Mai 1959 (BVerwGE Bd, 8 S. 262) 
festgestellt hat, daß es sich in erster Linie 
nach seinem Inhalt bestimmt, ob ein Schrift- 
stück als Teil der Personalakte anzusehen ist 
und nicht davon abhängen kann, daß es in das 
die Personalakten des Bediensteten enthaltene 
Aktenstück eingeheftet würde? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 6. Juli 1970 

Die Bundesregierung sieht in der Anweisung vom 27. Februar 
1970, den Personalräteri die zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Unterlagen nicht erst auf Verlan- 
gen (§ 57 Abs. 2 Satz 1 Personal Vertretungsgesetz), sondern im 
Interesse einer guten partnerschaftlichen Zusammenarbeit und 
zur Vermeidung von Verzögerungen bereits ohne besondere 
Aufforderung zu übergeben, keinen Verstoß gegen zwingendes 
geltendes Recht. Das im Bereich der Deutschen Bundespost ein- 
geführte Verfahren verkürzt und vereinfacht die Verwaltungs- 
arbeit, ohne den Personalräten neue oder weitergehende Rechte 
ei Pizu räumen. 

St Ibstverständlich werden dem Personalrat nur Unterlagen vor- 
(lelegt, wenn sie für die Beurteilung und Entscheidung eines kon- 
kreten Fiilles Bedeutung haben und nicht bereits Teil der Per- 
sonalakten sind. Dieses Verfahren beruht auf der Erwägung, daß 
es nicht möglich ist, von dem Personalrat eine Mitwirkung oder 
Mitbestimmung zu verlangen, wenn er über die Gründe, die die 
Verwaltung ihrer Entscheidung zugrunde legt, nicht hinreichend 
unterrichtet wird. 

Zu dieser Frage hat das Bundesverwaltungsgericht in seinem 
Beschluß vom 26. Februar 1960 — VII P 4 '59 (BVerwGE 10, 196) 
folgendes ausgeführt: 

„Mit Recht hat es deshalb auch der Verwaltungsgerichtshof unter 
Bezugnahme auf den Beschluß des Senats vom 8. November 1967 
(BVerwGE Band 5 Seite 344) abgelehnt, aus § 57 Abs. 2 Satz 2 
PersVG eine über die Personalakten hinausgehende Beschrän- 
kung des Vorlagerechts herzuleiten. Es wäre dies weder mit Sinn 
und Wortlaut dieser gesetzlichen Regelung vereinbar, noch 
würde es dem in § 55 PersVG ausgesprochenen Postulat ver- 
trauensvoller Zusamenarbeit von Dienststelle und Personalrat 
gerecht. Je umfassender der Personalrat über den seiner Beteili- 
gung unterliegenden Bereich von dem Dienststellenleiter unter- 
richtet wird, um so nützlicher und reibungsloser wird sich die 
gemäß § 55 Abs. 1 PersVG auf die Erfüllung der dienstlichen 
Aufgaben und das Wohl der Bediensteten gerichtete Zusammen- 
arbeit gestalten . . . Vertrauensvolle Zusammenarbeit verlangt 
gegenseitiges Vertrauen und gegenseitige Offenheit. Denn eine 
vom gegenseitigen Vertrauen getragene Zusammenarbeit ist die 
vom Gesetzgeber erkannte und im Gesetz verankerte Voraus- 
setzung für eine sinnvolle Verwirklichung der mit der Institution 
der Personalvertretung verbundenen Ziele." 

Die Frage der Vorlage von Bewerbungsunterlagen bedarf keiner 
besonderen Begründung. Hierzu wird auf die Beschlüsse des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 8. November 1957 (BVerwGE 
5, 344) — Verpflichtung zur Vorlage der Bewerbungsunterlagen 
der zur An- oder Einstellung vorgesehenen Bewerber -- und 
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12. Januar 1962 (BVerwGE 13, 291) — Unterrichtung des Perso- 
nalrats über sämtliche Bewerber, die sich um eine ausgeschrie- 
bene Stelle beworben haben — verwiesen. 

Zur Frage der Einsichtnahme des Personalrates in ärztliche Gut- 
achten sind die Dienststellen der Deutschen Bundespost am 
25. März 1970 darüber unterrichtet worden, daß diese selbstver- 
ständlich nur dann der Personalvertretung zur Kenntnisnahme 
zugeleitet werden können, wenn der Untersuchte damit einver- 
standen ist. 

Zur Frage der Beurteilung ist zu bemerken, daß diese dem Per- 
sonalrat nicht vorenthalten werden können, wenn sie ein wesent- 
liches Kriterium für eine beteiligungspflichtige Angelegenheit, 
z. B. die Beförderung eines Beamten, darstellen. Das bedeutet je- 
doch nicht, daß dem Personalrat dadurch ein Beteiligungsrecht 
bei der Erstellung der Beurteilung eingeräumt wird. Beurteilun- 
gen, die gemäß §§34 und 35 Bundeslaufbahnverordnung in Ver- 
bindung mit den dazu erlassenen ergänzenden Bestimmungen 
abgegeben werden, fallen ebenso wenig darunter wie Beurtei- 
lungen, die sich bereits in den Personalakten befinden. Sie kön- 
nen nur im Rahmen des § 57 Abs. 2 Satz 2 Personalvertretimgs- 
gesetz durch ein Mitglied des Vorstandes des Personalrates ein- 
gesehen werden. 

Der von Ihnen zitierte Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 20. März 1959 ist bekannt. Er muß aber unter anderem auch 
in Verbindung mit dem oben zitierten Beschluß des gleichen 
Senats vom 26. Februar 1960 gesehen werden. Dabei möchte ich 
betonen, daß vor allem die praktischen Erfordernisse der tägli- 
chen Zusammenarbeit mit der Personalvertretung die getroffe- 
nen Regelungen rechtfertigen. 


197. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Jahr 1969 bei Bahnunter- 
Berger haltungsarbeiten im Bereich der Deutschen 

Bundesbahn neun Personen wegen ungenü- 
gender Sicherung der Rotten getötet worden 
sind? 


198. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Deutsche Bun- 
Berger desbahn die seit zehn Jahren von den Unfall- 

versicherungsbehörden geforderte automati- 
sche Rottenwarnanlage, die inzwischen ent- 
wickelt wurde, noch nicht eingeführt? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 13. Juli 1970 

Die von Ihnen genannte Zahl trifft leider zu, wobei allerdings 
darauf hinzuweisen ist, daß keineswegs alle diese beklagens- 
werten Unfälle auf ungenügende Sicherung der Rotten zurück- 
zuführen sind. Die Unfälle bei Bahnunterhaltungsarbeiten im 
Bereich der Deutschen Bundesbahn und die Möglichkeiten zu 
deren Verhütung waren Gegenstand einer Frage, die der Abge- 
ordnete Pieroth für die Fragestunde im Deutschen Bundestag 
vom 17. bis 19. Juni 1970 gestellt hatte. Die ihm hierzu gegebene 
schriftliche Antwort ist im Stenographischen Bericht über die 
61. Sitzung des Deutschen Bundestages am 19. Juni 1970 auf den 
Seiten 3415 und 3416 abgedruckt. Sie trifft vollinhaltlich auch für 
Ihre beiden Fragen zu. 
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^99. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, neben der 
Wiefel Ausrüstung der Autobahnmeistereien auch 

die für die Bundesfernstraßen zuständigen 
Straßenmeistereien in Kürze mit Funk auszu- 
rüsten? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. Juli 1970 

Die mit der Frage angeregte Ausrüstung der Straßenmeistereien 
mit Funk ist nicht ohne weiteres möglich. Die Bundesstraßen 
werden gemeinsam mit den Landes- (Staats-) und mit dem 
größten Teil der Kreisstraßen von den Straßenbauverwaltungen 
der Länder verwaltet. Die Unterhaltung dieser Straßen erfolgt 
durch Straßenmeistereien, an deren Bau sich der Bund entspre- 
chend dem Verhältnis der Längen der Bundes- und Landes- 
(Staats-) Straßen zu etwa einem Drittel beteiligt. Eine Ausrüstung 
der 675 Straßenmeistereien und der ihnen zugeteilten Kraft- 
fahrzeuge mit Betriebsfunk kann daher nur unter entsprechender 
finanzieller Beteiligung der Länder erfolgen. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen prüft 
z. Z., ob es möglich ist, die notwendige Zahl von Frequenzen 
für den Betriebsfunk der noch geplanten Autobahnmeistereien 
und sämtlicher bundes- und landeseigener Straßenmeistereien 
zur Verfügung zu stellen. 


200. Abgeordneter 

Wiefel 


Ist in Aussicht genommen, die Straßenmeiste- 
reien an die Frequenz der Autobahnmeiste- 
reien anzuhängen? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. Juli 1970 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen wurde 
davon unterrichtet, daß es aus betrieblichen Gründen zweck- 
mäßig wäre, daß der Betriebsfunk der Autobahn- und der bun- 
des- und landeseigenen Straßenmeistereien im gleichen Fre- 
quenzbereich liegt. 


201. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
Wiefel daß eine solche Maßnahme der Verbesserung 

der Verkehrssicherheit zugute kommt und bei 
der zu erwartenden verkehrstechnischen Ent- 
wicklung dringend geboten erscheint? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. Juli 1970 

Die Bundesregierung hält den Betriebsfunk der Autobahn- und 
Straßenmeistereien für ein geeignetes Hilfsmittel, den Straßen- 
unterhaltungsdienst wirtschaftlicher durchzuführen, und damit 
für die Einsatzlenkung bei der Straßenunterhaltung und vor 
allem beim Straßenwinterdienst für sehr zweckmäßig. Sie ist der 
Ansicht, daß er dadurch auch der Verbesserung der Verkehrs- 
sicherheit zugute kommt. 
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202. Abgeordneter Welche Straßenbaumaßnahmen in den Land- 

Lenzer kreisen Wetzlar und Dillkreis sind von den 

konjunkturbedingten Haushaltssperren be- 
troffen? 


203. Abgeordneter 
Lenzer 


Welche Straßenbaumaßnahmen werden zu- 
rückgestellt, bzw. bei welchen ist mit Verzöge- 
rungen bei der Abwicklung zu rechnen? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 21. Juli 1970 

Die bisherigen konjunkturbedingten Haushaltsmaßnahmen so- 
wie die nach Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1970 ver- 
bleibenden Sperren haben sich auf die nachfolgend aufgeführten 
Baumaßnahmen in den Landkreisen Wetzlar und Dillkreis aus- 
gewirkt: 

A) Im Landkreis Wetzlar 

1) B 49 a Fahrbahndecke zwischen Bahnhof Wetzlar und 

AS Wetzlar-Ost 

2) B 49 Kurvenstreckung am Westausgang von Duten- 

hofen 

3) B 277 Deckenverstärkung zwischen Niederkleen und 

Kreisgrenze Friedberg 

4) B 277 Ausbau Buderus-Platz in Wetzlar 

5) B 49 a Neubau Löhnberg — Wetzlar (Neustadt) Erd- und 

Unterbauarbeiten 


B) Im Dillkreis 


6) B 253 Ausbau zwischen Wissenbach und Frohnhausen 
einschließlich OD Frohnhausen 


7) B 255 

8) B 277 

9) B 277 
10) B 277 


Ausbau von Landesgrenze Rheinland-Pfalz/Hes- 
sen bis Herborn, IV. Bauabschnitt (östlich der 
Ortslage Roth) 

Ausbau der OD Herborn in Richtung Burg (Bur- 
ger Landstraße) 

Verlegung Herbom — Burg (Stützmauer im 1. Bau- 
abschnitt Herborn) 

Ausbau zwischen Haiger und Sechshelden ein- 
schließlich Vergrößerung der Durchfahrtshöhe 
unter der Deutschen Bundesbahn. 


Davon mußten die Maßnahmen zu den Ziffern 1 bis 4 und 6 bis 10 
wegen fehlender Finanzierungsmöglichkeiten zurückgestellt 
werden. 

Bei der Maßnahme zu Ziffer 5 ist eine Verzögerung von etwa 
6 Monaten ebenfalls wegen fehlender Finanzierungsmöglichkei- 
ten nicht zu vermeiden. 


204. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, einen Zeitplan 
für die Elektrifizierung der Deutschen Bundes- 
bahn im Großraum Braunschweig — Salzgit- 
ter — Wolfsburg aufzustellen? 
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205. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 

Dr. Jahn daß es für die Sicherung der Wirtschaftsbasis 

(Braunschweig) des Zonenrandgebiets unverantwortlich ist, die 

Elektrifizierung dieses Gebiets von der finan- 
ziellen Beteiligung des finanzschwachen Lan- 
des Niedersachsen abhängig zu machen? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 22. Juli 1970 

Die Deutsche Bundesbahn untersucht in eigener Zuständigkeit, 
ob die Elektrifizierung einzelner Strecken einen ausreichenden 
Rationalisierungserfolg erwarten läßt. Auf Grund dieser Unter- 
suchungen und der Finanzierungsmöglichkeiten stellt sie ihr 
Elektrifizierungsprogramm auf. 

Es ist daher nicht die Aufgabe der Bundesregierung, einen Zeit- 
plan für die Elektrifizierung der Deutschen Bundesbahn in einem 
bestimmten Gebiet (z. B. im Raum Braunschweig — Salzgitter — 
Wolfsburg) aufzustellen. 

Die Deutsche Bundesbahn hat die Absicht, auf den Strecken des 
niedersächsischen Zonenrandgebietes die Dampflokomotiven 
durch Diesellokomotiven zu ersetzen. Durch die hiermit verbun- 
dene Verbesserung der Verkehrsverhältnisse wird die Wirt- 
schaftsbasis dieses Gebietes gesichert. 

Wenn das Bundesland Niedersachsen die Elektrifizierung von 
Bundesbahnstrecken in dem genannten Gebiet wünscht, dann ist 
die Deutsche Bundesbahn auf Grund der Verpflichtung zu ihrer 
nach kaufmännischen Gesichtspunkten auszurichtenden wirt- 
schaftlichen Betriebsführung gehalten, die Erfüllung dieses 
Wunsches von der finanziellen Beteiligung des Landes abhängig 
zu machen. Zu diesem Zweck hat die Deutsche Bundesbahn in 
der Vergangenheit mit verschiedenden Bundesländern entspre- 
chende Verträge abgeschlossen. 

Da sich im vorliegenden Falle die Verkehrsverhältnisse im Ver- 
gleich zu der beabsichtigten Einführung des Dieselbetriebes 
durch eine Elektrifizierung nicht wesentlich verbessern würden, 
ist die Bundesregierung der Ansicht, daß auch aus dieser Sicht 
gegen die Absichten der Deutschen Bundesbahn keine Bedenken 
zu erheben sind. 

206. Abgeordneter Kann die Bundesregierung der Auffassung zu- 

Dr. Apel stimmen, daß eine Vielzahl kleinerer und mitt- 

lerer Blechschäden bei Kollisionen von PKW 
insbesondere bei Auffahr- und Anfahrunfällen 
bei geringeren Geschwindigkeiten vermieden 
oder verringert werden könnten, wenn die 
Stoßstangen der PKW auf gleicher Höhe an- 
gebracht werden würden? 

207. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 

Dr. Apel über eine entsprechende Änderung der Stra- 

ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung bzw. über 
eine EWG-Regelung auf eine Angleichung der 
Anbringungshöhe der Stoßstangen und ihrer 
Verankerung am Rahmen der Wagen zu drän- 
gen und dabei auf Grund vorliegender Erfah- 
rungen Konstruktionsformen und Anbrin- 
gungshöhen vorzusehen, die die Unfallfolgen 
für angefahrene Fußgänger verringern wür- 
den? 
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Antwort des Bundesministers Leber 
vom 22. Juli 1970 

Blechschäden, die durch Auffahr- und Anfahrunfälle bei gerin- 
gen Geschwindigkeiten verursacht werden, können durch Stoß- 
stangen in gleicher Höhe vermindert oder vermieden werden, 
wenn gleichzeitig die Stoßstangen und ihre Halterungen hinsicht- 
lich der Festigkeit so beschaffen sind, daß die dabei auftretenden 
Kräfte aufgenommen werden können. Die bei Auffahrunfällen 
freiwerdende Energie muß jedoch soweit wie möglich vernichtet 
werden, um Verletzungen der Fahrzeuginsassen auszuschließen 
oder zu mildern. Dazu liefert die Verformungsarbeit der dem 
Fahrgastraum vor- und nachgelagerten verformbaren Fahrzeug- 
teile, zu denen auch die Stoßstangen zählen, einen wesentlichen 
Beitrag. Würde es — trotz gewisser technischer Schwierigkei- 
ten — gelingen, die Vorder- und Heckpartien der Fahrzeuge 
durch die o. g. Maßnahmen vor Beschädigungen zu schützen, 
so wäre dem Bemühen um eine erhöhte Sicherheit für die Fahr- 
zeuginsassen kein Dienst erwiesen, da die Aufprallenergie un- 
gemindert auf die Fahrzeuginsassen einwirken kann. Anderseits 
ist zu bedenken, daß die in diesem Fall von den Stoßstangen 
aufgenommenen Kräfte über die Stoßstangenhalter auf irgend- 
ein Fahrzeugteil übertragen und von diesem Fahrzeugteil auf- 
genommen werden müssen. Hierbei ist zu befürchten, daß sich 
schon beim Aufprall aus mittleren bis geringen Geschwindig- 
keiten Rahmen, selbsttragende Bodenplatten usw. verwinden. 
Fahrzeuge mit Schäden dieser Art sind in der Regel nicht weiter 
zu verwenden, weil sich die hohen Instandsetzungskosten, ver- 
glichen mit den Kosten für ein Ersatzfahrzeug, kaum vertreten 
lassen. 

Blechschäden, wie sie beim Befahren von Garagen, engen 
Durch- oder Einfahrten, beim Zurücksetzen vor eine Mauer oder 
Wand usw. auftreten, können allerdings durch Stoßstangen 
eingeschränkt werden. Für diese Fälle ist aber eine einheitliche 
Stoßstangenhöhe nicht erforderlich. Selbst beim Rangieren auf 
Parkplätzen nutzt eine einheitliche Stoßstangenhöhe wenig, 
wenn ein dort abgestelltes Fahrzeug in der Flanke berührt wird. 
Bleibt also der Fall, wo ein Fahrzeug in eine knapp ausreichende 
Parklücke zwischen bereits abgestellten Fahrzeugen, z. B. am 
Straßenrand, eingereiht werden soll. Dabei können Stoßstangen 
in gleicher Höhe bedingt von Nutzen sein. 

Der geringe Nutzen einer einheitlichen Stoßstangenhöhe kann 
deshalb nur unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten gesehen 
werden. Der Bundesverkehrsminister ist aber durch das Straßen- 
verkehrsgesetz nur zum Erlaß von Rechtsvorschriften ermächtigt, 
die der Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit auf öf- 
fentlichen Wegen und Plätzen dienen. Es besteht deshalb keine 
Möglichkeit, im Rahmen der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung eine einheitliche Stoßstangenhöhe zu fordern oder sonstwie 
verkehrsrechtliche Bestimmungen anzuregen, die lediglich wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten dienen. 

Eine Verringerung der Unfallfolgen für angefahrene Fußgänger 
ist konstruktiv nur durch die bauliche Gestaltung der äußeren 
Fahrzeugteile möglich; die Höhe der Stoßstangen hat dagegen 
keinen Einfluß auf die Unfallfolgen. Zur einheitlichen Anwen- 
dung der Vorschrift des § 32 Abs. 3 StVZO sind deshalb Richtli- 
nien über die Beschaffenheit und Anbringung der äußeren Fahr- 
zeugteile bekanntgegeben worden. Auf internationaler Ebene 
stehen die Beratungen der ECE in Genf über „Einheitliche Vor- 
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Schriften für die Genehmigung von Kraftahrzeugen hinsichtlich 
der Beschaffenheit ihrer äußeren Teile" vor dem Abschluß. Diese 
internationale Regelung wird auch gewisse Vorschriften über die 
Beschaffenheit von Stoßstangen enthalten. 


208. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Ollesch rung, die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 

nung dahin gehend zu ändern, daß Massen- 
güter wie Sand, Kies und Hochofenschlacke 
nur in trockenem, nicht tropfendem Zustand 
oder in entsprechenden Behälterfahrzeugen 
transportiert werden dürfen? 


209. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Ollesch dafür zu sorgen, daß Massengüter so sorg- 

fältig verladen werden, daß ein überlaufen 
über die Bracken während der Fahrt nicht 
möglich ist? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 22. Juli 1970 

Die Beladung der Fahrzeuge wird von der Straßenverkehrs- 
Ordnung erfaßt. Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung da- 
gegen enthält Regeln über die Verkehrssicherheit der Fahrzeuge 
selbst. 

Der Entwurf der neuen Straßenverkehrs-Ordnung mit der All- 
gemeinen Verwaltungsvorschrift soll weitergehend als die gel- 
tende Straßenverkehrs-Ordnung den von Ihnen aufgezeigten 
Mißständen entgegenwirken. 

Daher bestimmt § 22 Abs. 1 Straßenverkehrs-Ordnung-Entwurf, 
daß die Ladung sowie Spannketten, Geräte und sonstige Lade- 
einrichtungen verkehrssicher zu verstauen sind. 

Diese Bestimmung wird ergänzt durch die Allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift, die für die Verkehrsüberwachung folgende Hin- 
weise enthält; 

„Zu verkehrssicherer Verstauung gehört sowohl eine die Ver- 
kehrs- und Betriebssicherheit nicht beeinträchtigende Vertei- 
lung der Ladung, als auch deren sichere Verwahrung, wenn 
nötig Befestigung, die ein Verrutschen oder gar Herabfallen 
unmöglich macht. 

Besonders bei Fahrzeugen, die Kies, Sand, Schutt oder Unrat 
in loser Schüttung geladen haben, ist darauf zu achten, daß die 
Ladung erforderlichenfalls abgedeckt ist." 

Schließlich wird § 32 Abs. 1 Straßenverkehrs-Ordnung-Entwurf 
jede Verunreinigung der Straße verbieten. Diese Vorschrift 
bestimmt unter anderem: 

„Es ist verboten, die Straße zu beschmutzen oder zu benetzen 
oder Gegenstände auf Straßen zu bringen oder dort liegen zu 
lassen, wenn dadurch der Verkehr gefährdet oder erschwert 
wird. Der für solche verkehrswidrigen Zustände Verantwort- 
liche hat sie unverzüglich zu beseitigen." 
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210. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr, Gölter die im Zusammenhang mit dem Einsatz von 

Schülerlotsen aufgetretene Rechtsunsicherheit 
zu beseitigen? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 30. Juli 1970 

Die Bundesregierung hält Maßnahmen zur Veränderung der 
Rechtsstellung von Schülerlotsen nicht für erforderlich, da diese 
nicht unsicher geworden ist und sich auch nicht verschlechtert 
hat. 

1. Der in allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland einge- 
richtete Schülerlotsendienst, der etwa 70 000 Schüler umfaßt, 
ist von den Ländern im Erlaßwege geregelt und als schulische 
Angelegenheit anerkannt. 

2. Aufgabe der Schülerlotsen ist es, jüngere und unerfahrene 
Mitschüler auf dem Schulweg und vor allem beim Überque- 
ren der Straßen vor den Gefahren des Straßenverkehrs zu 
schützen. Hierfür hat er keine polizeilichen Befugnisse. 

3. Strafrechtlich unterliegt der Schülerlotse den für Jugendliche 
geltenden Vorschriften. Fälle strafrechtlicher Verfolgung von 
Schülerlotsen sind bis jetzt noch nicht auf getreten. 

4. Zivilrechtlich haftet der Schülerlotse für die Schäden, die ei 
anderen schuldhaft und widerrechtlich zufügt. Die Haftung 
geht jedoch auf den Staat über, wenn der Schülerlotse in 
Ausübung eines öffentlichen Amtes gehandelt hat. Im ein- 
zigen hierüber bisher durchgeführten Rechtsstreit hat das 
Oberlandesgericht Köln mit Urteil vom 19. Januar 1968 — 2 U 
11/67 — in diesem Sinne entschieden und die Klage gegen 
den Schülerlotsen abgewiesen. 

Das Urteil bestätigte die Rechtsauffassung der Bundesregie- 
rung, die auch heute noch von ihr aufrechterhalten wird. 

Neuerdings werden von der Rechtslehre gegen das Urteil 
Bedenken geltend gemacht. 

Es bleibt abzuwarten, ob die Rechtsprechung hiervon beein- 
flußt wird. Selbst wenn dies geschehen sollte, würde für den 
Schülerlotsen wegen der in allen Bundesländern für ihn ab- 
geschlossenen ausreichenden Haftpflichtversicherung keine 
Gefahr für eine Verschuldung bestehen. 

5. Gegen Unfallschäden sind die Schülerlotsen von den Ländern 
versichert und durch einen Härtefonds abgedeckt. 

Im übrigen sei noch darauf hingewiesen, daß der Schüler- 
lotsendienst in die Zuständigkeit der Länder fällt. 


211. Abgeordneter 

Picard 


Wie ist der Stand der Planung der neuen Li- 
nienführung der B 43 bei Hanau einschließ- 
lich der Brücke bei Steinheim? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 28. Juii 1970 

Der Entwurf für die Ostumgehung Hanau ist genehmigt. Das 
Planfeststellungsverfahen wird voraussichtlich im Herbst dieses 
Jahres eingeleitet werden. 
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Gleichzeitig mit der Straßenbaumaßnahme beabsichtigt die Was- 
ser- und Schiffahrtsverwaltung im Rahmen der Bestandssicherung 
und Leistungssteigerung der Schiffahrtsstraße Main den „Stein- 
heime Bogen" durch einen Durchstich zu beseitigen. Mit den 
Bauarbeiten hierzu soll 1971 begonnen werden. 

Sofern beim Planfeststellungsverfahren für die Ostumgehung 
Hanau im Zuge der B 43 sowie beim anschließend durchzufüh- 
renden Grunderwerb keine besonderen Schwierigkeiten auftre- 
ten, soll mit dem Bau der Mainbrücke bei Hanau (über den 
„Steinheimer Bogen") 1972 begonnen werden. 


212. Abegordneter Kann der Bundesverkehrsminister einen Ter- 
Picard min für den 4spurigen Ausbau der B 45 (neu) 

südlich Weiskirchen mitteilen, damit sich die 
betroffenen Grundstücksbesitzer rechtzeitig 
darauf einstellen können? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 28. Juli 1970 

Es ist beabsichtigt, den Bau der neuen B 45 südlich Weiskirchen 
1972 zu beginnen. Voraussetzung hierfür ist, daß sowohl das 
Planfeststellungsverfahren als auch der Grunderwerb planmäßig 
und ohne besondere Schwierigkeiten durchgeführt werden kön- 
nen. 


213. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


Welche Angaben kann die Bundesregierung 
zu den Behauptungen des Deutschen Fern- 
sehens in der Panorama-Seiidung vom 6. Juli 
1970 über Kampfstoffe in der Ostsee machen, 
und was wird vom Bund und vom Land Schles- 
wig-Holstein zum Schutz der Fischer und der 
Badegäste dagegen getan? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 28. Juli 1970 

Es ist festgestellt worden, daß in drei Seegebieten (südlich des 
Kleinen Belt, östlich von Bornholm und südöstlich von Gotland) 
nach Kriegsende auf Befehl der damaligen Besatzungsmächte 
größere Mengen Munition (darunter vorwiegend Munition mit 
gefährlichen Kampfstoffen) versenkt worden sind. Auch an an- 
deren Stellen der Ostsee ist besonders gegen Kriegsende Muni- 
tion versenkt worden; es ist jedoch kaum anzunehmen, daß sich 
darunter Kampftstoffmunition befindet. Diese Stellen sind, so- 
weit bekannt, in die Seekarten eingezeichnet. 1959 wurden aus 
zwei vollbeladenen Schuten Tabun-Granaten aus der Flensburger 
Förde geborgen und auf großen Wassertiefen in den Nordatlan- 
tik versenkt. 

Außer den in der Panorama-Sendung geschilderten Unfällen 
durch versenkte Kampfstoffmunition sind keine weiteren be- 
kannt geworden. Eine Gefahr für die deutsche Ostseeküste und 
deren Badegäste sieht die Bundesregierung auf Grund der bis- 
herigen Erfahrungen nicht. Es läßt sich jedoch nicht ausschließen, 
daß durch Fischer oder auf sonstige mechanische Weise Munition 
oder Kampfstoffreste von den jetzigen Versenkungsplätzen ent- 
fernt werden. Die Bundesregierung hält jedoch die Gefahr, daß 
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Menschen damit in Berühung kommen könnten, wie die Ver- 
gangenheit gezeigt hat, für äußerst gering. Bei der routine- 
mäßigen Vermessung der Seegebiete wird auch künftig auf 
Anzeichen geachtet werden, die auf versenkte Munition hindeu- 
ten. Sobald sich Anzeichen ergeben, daß versenkte Munition zu 
einer Gefährdung von Menschen, insbesondere von Badegästen 
führen könnte, wird sich die Bundesregierung in Zusammenar- 
beit mit den Ländern und sonst interessierten Stellen um geeig- 
nete Schutzmaßnahmen bemühen. 


214. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Bremer sozialdemokratischen Fraktion im schleswig- 

holsteinischen Landtag, das Hindernis für 
einen zügigen Autobahnausbau in Schleswig- 
Holstein sei in erster Linie in der mangelnden 
Kooperationsbereitschaft des Landesverkehrs- 
ministers zu suchen? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 28. Juli 1970 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. 

Zwischen dem Minister für Wirtschaft und Verkehr des Landes 
Schleswig-Holstein, dem als oberste Straßenbaubehörde des 
Landes Schleswig-Holstein nach Artikel 90 GG die Verwaltung 
der Bundesfernstraßen in Schleswig-Holstein im Auftrag des 
Bundes obliegt, und dem Bundesminister für Verkehr wird stän- 
dig eine enge Zusammenarbeit gepflegt; dabei lassen sich wie 
auch in anderen Ländern sachliche Meinungsverschiedenheiten 
begreiflicherweise nicht vermeiden. Dadurch wurde und wird 
ein zügiger Ausbau weder bei den Bundesautobahnen noch bei 
den Bundesstraßen behindert. Ein Hindernis könnte u. U. nur 
in dem Verhältnis zwischen dem Bedarf an Bundesfernstraßen 
und den jeweiligen finanziellen Möglichkeiten liegen. 


215. Abgeordneter In welcher Größenordnung und auf welchem 
Bremer Wege beabsichtigt die Bundesregierung, „ihre 

Bereitschaft zu großzügiger Bundeshilfe auf 
der Grundlage eines fortschrittlichen Landes- 
strukturplans'' zu verwirklichen, die der Bun- 
desminister für Verkehr entsprechend einem 
Zitat im schleswig-holsteinischen sozialdemo- 
kratischen Informationsdienst vom 12. Juni 
1970 gegenüber dem SPD-Landesvorsitzenden 
Steffen erklärt hat? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 28. Juli 1970^ 

Der Weg, auf welchem die Bundesregierung dem Land Schles- 
wig Holstein durch Investitionen im Bundesfernstraßennetz des 
Landes einen Beitrag zur Entwicklung der Landesstruktur lei- 
stet, ist in den Rahmen der für alle Bundesländer nach gleichen 
Gesichtspunkten und Methoden durchgeführten datenorientierten 
Straßennetzplanung eingeordnet. Hierzu werden im folgenden 
nähere Ausführungen gemacht: 
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Die Bundesregierung hat bei der Aufstellung des von 1971 bis 
1985 laufenden Ausbauplanes für die Bundesfernstraßen die Er- 
fassung struktureller Entwicklungsvorstellungen der Landes- 
planung an den Anfang ihrer Vorarbeiten gestellt. Nachdem 
die Ministerkonferenz für Raumordnung im Jahre 1967 die künf- 
tigen Einwohner- und Beschäftigtenzahlen für jedes Land fest- 
gelegt und hierbei auch die voraussichtlichen Wanderungsge- 
winne und -Verluste zwischen den Ländern abgestimmt hatte, 
konnten die Landesplanungsbehörden die weitere Verteilung 
dieser Prognosezahlen auf die Teilregionen der einzelnen Län- 
der nach ihren Entwicklungszielen selber vornehmen. Das im 
Prognosezieljahr 1990 zu erwartende und für die Ermittlung des 
Straßenbedarfs maßgebende Verkehrsaufkommen ist aus diesen 
regionalisierten künftigen Strukturdaten mit Hilfe hochleistungs- 
fähiger elektronischer Datenverarbeitungsanlagen unmittelbar 
errechnet worden. Besondere Erhebungen in den Erholungsge- 
bieten, an denen die Landesplanung gleichfalls maßgebend be- 
teiligt war, haben Aufschluß über das Aufkommen an Freizeit- 
verkehr gegeben. 

In weiteren Abschnitten der Planungsarbeit sind Verfahren 
zur Anwendung gekommen, die vor allem der Förderung abge- 
legener strukturschwacher Gebiete dienten. Durch besondere 
Kriterien für die Bemessung der Straßenquerschnitte und die 
Bestimmung der Ausbaudringlichkeiten wurde für diese Gebiete 
eine günstige Anbindung und Erschließung erreicht. 

Wo die Verkehrsprognose Überlastungen von Strecken aufzeigt 
und deshalb Netzergänzungen notwendig werden, folgt die 
Bundesregierung nach Möglichkeit den Planungsvorstellungen 
des jeweiligen Landes. In diesem Falle ist es vorteilhaft, wenn 
ein ausgereifter Generalverkehrsplan vorliegt, 

Es muß allerdings betont werden, daß sich die Straßenplanung 
auf Ziele der Raumordnung und Landesplanung erst dann ein- 
stellen kann, wenn diese in hinreichend gesicherten Daten vor- 
liegen. Für den Fall, daß sich während der Laufzeit des Ausbau- 
planes neue strukturelle Entwicklungen anbahnen, sieht § 3 
des Gesetzentwurfes für den Ausbau der Bundesfernstraßen in 
den Jahren 1971 bis 1985 die Möglichkeit einer Anpassung des 
Straßennetzes vor. 

Die Planungsmethoden sollen in den kommenden Jahren weiter 
entwickelt und verfeinert werden. Solche Verbesserungen wer- 
den sich vor allem bei der periodischen Überarbeitung des Aus- 
bauplanes nach § 4 des Gesetzentwurfes vorteilhaft auswirken. 
Dies gilt besonders, wenn es auch auf Seiten der Landesplanung 
gelingt, die Prognose der Strukturdaten entsprechend zu ver- 
feinern. 

Zur Größenordnung des Beitrages, den der Bund auf diesem 
Wege auch zur Verbesserung der Landesstruktur leistet, ist zu 
bemerken: 

Der zweite Ausbauplan für die Bundesfernstraßen wird für 
einen Zeitraum von 15 Jahren aufgestellt und reicht von 1971 
bis 1985. Er ist für ein Gesamtvolumen von 93 Milliarden DM 
bemessenj davon entfallen 72 Milliarden DM auf Investitionen 
(üm-, Aus- und Neubau von Bundesstraßen und Bundesautobah- 
nen) und rd. 21 Milliarden DM auf Nichtinvestitionen (Substanz- 
erhaltung, Winterdienst, Verkehrs wirtschaftliche üntersuchun- 
gen, Forschung usw.). 
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Der zweite Ausbauplan teilt sich auf in 3 Fünfjahrespläne, und 
zwar für die Jahre 1971 bis 1975 mit 27 Milliarden DM, für die 
Jahre 1976 bis 1980 mit 31,5 Milliarden DM und für die Jahre 
1981 bis 1985 mit 34,5 Milliarden DM. Diesen Beträgen liegt 
der Preisstand von Anfang 1969 zugrunde. 

Da die Kosten auch im Straßenbau, insbesondere infolge von 
Lohnerhöhungen, angestiegen sind, wird das Volumen des 
1. Fünf jahresplanes zum teil weisen Ausgleich dieser Kosten- 
steigerungen durch Kreditaufnahmen ausgeweitet. Voraussicht- 
lich werden Kreditmittel in Höhe von etwa 1,3 Milliarden DM 
(netto) zur Verfügung stehen. 

Für Schleswig-Holstein ist für den Zeitraum von 1971 bis 1975 
ein Gesamtvolumen von rd. 1,2 Milliarden DM vorgesehen. Da- 
von entfallen rd. 400 Millionen DM auf den Weiterbau der Bun- 
desautobahnen in diesem Land. Die übrigen Mittel dienen zur 
Verbesserung des Netzes der Bundesstraßen. 


216. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch- 

Gmünd) 


Für welchen Termin beabsichtigt die Bundes- 
regierung, den Einbau von Sicherheitsgurten 
in fabrikneue PKWs vorzuschreiben, nachdem 
meine Frage (106 in Drucksache VI/610) nach 
dem Termin nicht beantwortet wurde? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 28. Juli 1970 

Ein bestimmtes Datum kann als Termin nicht angegeben werden, 
weil sich nicht übersehen läßt, bis wann die Voraussetzungen 
für den Erlaß einer Änderungsverordnung, in der auch noch an- 
dere Neuregelungen enthalten sein sollen, geschaffen sind. Als 
Voraussetzungen zählen vor allem die Abstimmung mit den 
obersten Verkehrsbehöden der Länder und mit den Verbänden, 
die Zustimmung des Bundesrates und der Abschluß des Konsul- 
tationsverfahrens bei den Europäischen Gemeinschaften. Sobald 
diese Voraussetzungen erfüllt sind, soll die Ändeningsverord- 
nung zur Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung erlassen und 
bezüglich der Ausrüstung mit Sicherheitsgurten für fabrikneue 
Fahrzeuge wirksam werden, die zwölf Monate später erstmals 
in den Verkehr kommen. Die Industrie erhält damit ein Jahr 
lang Zeit, sich auf die Erfüllung dieser Vorschrift umzustellen. 


217. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 

Ollesdi damit in Zukunft Schiffsunglücke wie am 

Samstag, dem 27. Juni, um 23.20 Uhr, bei 
Neuß vermieden werden, wo bei möglichem 
Ausströmen des transportierten Giftstoffes 
Ammoniak für weite Teile Düsseldorfs Ge- 
sundheitsge fahren bestanden? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 28. Juli 1970 

Auf den Bundeswasserstraßen verkehren nur ganz wenige Bin- 
nenschiffe, die Ammoniak befördern. Diese Schiffe sind in schiff- 
baulicher Hinsicht besonders dafür eingerichtet. Die wichtigste 
Sicherheitseinrichtung ist, daß Ammoniak nur in von der Schiffs- 
wand unabhängigen Tanks befördert wird. Zu den technischen 
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Sicherheitsmaßnahmen kommen die Vorschriften über die Kenn- 
zeichnung der Fahrzeuge, die Ammoniak befördern, hinzu. Diese 
Fahrzeuge müssen bei Tag zwei rote Kegel mit der Spitze nach 
unten führen, bei Nacht ein rotes springendes Licht zeigen. 

Die Bundesregierung hält es nach den bisherigen Erfahrungen 
nicht für erforderlich, zusätzliche Sicherheitsvorkehrungen zu 
treffen. 


218. Abgeordneter Ist die Bundesregierung ggf. bereit, ein Nacht- 
Ollesch fahrverbot für feuergefährliche Stoffe und für 

Giftstoffe auf dem Rhein auch für Schiffe mit 
Radar zu erlassen? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 28. Juli 1970 

Nein. Ein Verbot der Beförderung feuergefährlicher Stoffe und 
Giftstoffe bei Nacht würde die Verkehrsdichte auf den Wasser- 
straßen bei Tage vergrößern und das gesamte Unfallrisiko be- 
trächtlich steigern. Bei Nacht ist normalerweise kein Sportboot- 
verkehr. Die Güterschiffahrt selbst ist gering; die Fahrzeuge 
sind für die Nachtfahrt besonders eingerichtet (Radar, Sprech- 
funk). Ein Nachtfahrverbot für Fahrzeuge mit gefährlichen Gütern 
dürfte zu dem auch zu erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen 
führen. Die Bundesregierung beabsichtigt daher nicht, ein 
Nachtfahrverbot zu erlassen. 


219. Abgeordnete Stehen an den Autobahnen genügend Ruf- 
Frau Renger säulen zur Verfügung, um bei Unglücksfällen 
oder Autopannen eine schnelle Herbeiführung 
für Hilfeleistende sicherzustellen? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 30. Juli 1970 

Die gegenseitige Entfernung der an den Bundesautobahnen auf- 
gestellten Notrufsäulen (-Paare) beträgt jeweils zwischen 1,5 
und 2,0 km. Ein Hilfesuchender hat somit im ungünstigsten Falle, 
der aber selten ist, höchstens 750 bis 1000 m in oder auch ent- 
gegen seiner Fahrtrichtung zu gehen, um zur nächstgelegenen 
Notrufsäule zu gelangen. Die Richtung zu dieser nächstgelegenen 
Säule ist auf den alle 50 m am äußeren Fahrbahnrand stehenden 
Leitpfosten durch ein schwarzes Hinweisdreieck gekennzeich- 
net. Außerdem strahlen bei Nacht zum leichteren Auffinden 
der Notrufsäulen auch noch deren Positionsleuchten in und ent- 
gegen der Fahrtrichtung ein schwaches den Verkehr nicht irri- 
tierendes Dauerlicht aus. 

Eine grundsätzliche Verkürzung der bisher üblichen Notrufsäu- 
lenabstände hat sich bisher nicht als notwendig erwiesen, weil 
an Abschnitten mit größeren Steigungen und damit erhöhten 
Rutschgefahren bei Glatteis ohnehin zusätzliche Notrufsäulen 
dazwischen gesetzt werden. 


220. Abgeordnete Was gedenkt der Bundesverkehrsminister zu 
Frau Renger veranlassen, um eine gegenseitige telefonische 
Information der verschiedenen Polizeidienst- 
stellen oder Privater bei Unfällen oder Pannen 
sicherzustellen? 
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Antwort des Bundesministers Leber 
vom 30. Juli 1970 

Die Polizeidienststellen im Bundesgebiet sind ausnahmslos 
Dienststellen von Bundesländern oder von Stadtverwaltungen. 
Es ist daher auch grundsätzlich deren Sache, ihre Polizeidienst- 
stellen in ausreichendem Maße mit Posthauptanschlüssen oder 
Postmietleitungen auszustatten, um eine gegenseitige Informa- 
tion und eine solche mit privaten Stellen bei Unfällen oder Pan- 
nen im Straßenverkehr sicherzustellen. 

Der Bundesverkehrsminister hat jedoch ungeachtet dieser Sach- 
lage bereits am 20. Januar 1970 die Innenminister bzw. -Senato- 
ren der Bundesländer gebeten, den Rettungsdienst in ihren Län- 
dern allgemein einer eingehenden Überprüfung zu unterziehen 
und ggf. Verbesserungen anzuordnen. Er hat außerdem in seiner 
Eigenschaft als Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen am 13. April 1970 auch noch dem Bundesminister des 
Innern gewisse Vorschläge zur Verbesserung des Notrufdienstes 
zu Polizeidienststellen über das öffentliche Fernsprechnetz der 
Deutschen Bundespost gemacht, über deren Finanzierung aller- 
dings im einzelnen noch verhandelt werden muß. 


221. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung angesichts der 
Hansen sich häufenden Unfälle auf Binnengewässern 

für vertretbar, daß für Sportboote unter 15 
Tonnen Wasserverdrängung weder die Ver- 
pflichtung zum Abschluß einer Haftpflichtver- 
sicherung noch zur Ablegung eines Bootsfüh- 
rerscheins besteht, und daß es keine bundes- 
einheitliche Kennzeichnungspflicht für solche 
Boote gibt? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 5. August 1970 

Nach den Unfallstatistiken und Berichten der Überwachungsbe- 
hörden kann nicht davon gesprochen werden, daß sich die Un- 
fälle auf Binnengewässern häufen. Zwar gab es in diesem Jahr 
einige bedauerliche Schiffsunfälle mit Todesopfern und erheb- 
lichen Sachschäden; aber nur in einen dieser Unfälle war ein 
Kleinfahrzeug verwickelt. 

Im Bereich der Sportschiffahrt ereignen sich überwiegend Un- 
fälle ohne Fremdeinwirkung. Von den im Jahre 1967 registrier- 
ten 945 Sportbootunfällen ereigneten sich 750 ohne Fremdbe- 
teiligung, im Jahre 1968 waren von 781 Unfällen mit Sport- 
booten 597 ohne Fremdbeteiligung und im Jahre 1969 sind von 
den 598 registrierten Unfällen 466 ohne Fremdbeteiligung ge- 
schehen. Aus diesen Zahlen ergibt sich, daß die Unfallquote 
nicht steigt, obwohl die Zahl der Sportboote ständig zunimmt. 

Die Bundesregierung hat die Frage der Einführung einer gesetz- 
lichen Haftpflichtversicherung schon vor längerer Zeit geprüft 
und kam damals zu dem Ergebnis, daß eine solche gesetzliche 
Maßnahme noch nicht erforderlich ist. Angesichts des steigenden 
Sportbootverkehrs und der Gefahr von Unfällen mit Haftungs- 
ansprüchen Verletzter oder Hinterbliebener wird die Bundes- 
regierung erneut prüfen, ob es im gegenwärtigen Zeitpunkt 
angezeigt ist, eine gesetzliche Haftpflichtversicherung einzu- 
führen. 
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Die Bundesregierung ist jedoch nach wie vor der Meinung, daß 
ein Bootsführerschein weder für alle noch für einzelne Katego- 
rien (z. B. Motorboote )im Binnenbereich eingeführt werden muß. 
Sie hält einen Führerschein nicht für das geeignete Mittel, die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu verbessern. Die Ein- 
führung eines Führerscheins sollte daher erst dann ins Auge 
gefaßt werden, wenn alle anderen Mittel wie Verkehrserziehung, 
Einzelbelehrung, Verwarnung und Verkehrsüberwachung der 
Wasserschutzpolizei versagen sollten. 

Eine Kennzeichnung der Kleinfahrzeuge ist auf den Bundeswas- 
serstraßen im Binnenbereich, ausgenommen Neckar und Elbe, 
bereits vorgeschrieben. Im Anschluß an die unmittelbar vor dem 
Abschluß stehende Revision des Binnenschiffsverkehrsrechts im 
Rahmen einer europäischen Vereinheitlichung der Verkehrsvor- 
schriften wird für die Bundeswasserstraßen durch Rechtsverord- 
nung des Bundesministers für Verkehr eine amtliche Kennzeich- 
nung eingeführt werden. Es ist sichergestellt, daß sich die Bun- 
desländer dieser Regelung für die Landesgewässer anschließen 
werden. 


222. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung entsprechen- 

Hansen de gesetzliche Maßnahmen? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 5. August 1970 

Die Bundesregierung beabsichtigt als gesetzliche Maßnahme zur 
Zeit lediglich die Einführung einer amtlichen Kennzeichnung für 
Motorboote durch Rechtsverordnung. Die Frage der Einführung 
einer gesetzlichen Haftpflichtversicherung für Sportboote wird 
geprüft. Der Erlaß einer Motorbootführerscheinverordnung für 
den Binnenbereich ist nicht beabsichtigt. 


223. Abgeordneter Treffen Informationen der Belangengemeen- 
Dr. Unland schap Twente Oost Gelderland zu, daß der 

Bundesminister für Verkehr im Gegensatz zu 
früher gegebenen Zusagen beabsichtigt, die 
Fertigstellungstermine des Abschnitts A-64 
der Bundesautobahn Niederlande — Bad Oeyn- 
hausen zwischen Rheine und der deutsch-nie- 
derländischen Grenze von 1971/1975 bis 1976/ 
1980 hinauszuschieben? 


224. Abgeordneter Falls ja, was war der Grund für diese Absicht, 

Dr. Unland und ist sich der Bundesminister für Verkehr 

darüber im klaren, daß auf diese Weise die 
niederländische Seite einen Verschiebungs ver- 
wand hinsichtlich des niederländischen Teil- 
stücks erhält, was insgesamt zu einer unzu- 
mutbaren Verzögerung in der verkehrsmäßi- 
gen Besserstellung des betroffenen struktur- 
schwachen deutsch-niederländischen Grenz- 
raums führen müßte? 
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Antwort des Bundesministers Leber 
vom 30. Juli 1970 

Die Vorstellungen über den Bau der Bundesautobahn-Neubau- 
strecke „Niederländische Grenze — Bad Oeynhausen" gingen bis- 
her davon aus, daß der Streckenabschnitt zwischen Rheine und 
der niederländischen Grenze bei Bentheim erst in den Jahren 
zwischen 1976 und 1980 gebaut werden könne. Dementsprechend 
wurde dieser Termin im Sommer 1969 in dem vom Bundesmini- 
ster für Verkehr herausgegebenen Heft „Besichtigung von Bau- 
arbeiten an Bundesautobahnen und Bundesstraßen durch den 
Bundesminister für Verkehr 1969" genannt. Ein früherer Termin 
ist von Seiten des Bundes bisher nicht in Erwägung gezogen 
worden. 

Die Untersuchungen zum Bedarfsplan für den „Ausbau der Bun- 
desfernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985" ergaben unter Be- 
rücksichtigung des Erschließungswertes und des volkswirtschaft- 
lichen Nutzens für den vorgenannten Abschnitt eine Einstufung 
in die 2. Dringlichkeitsstufe. 

Entgegen der ursprünglichen Vorstellung wird es infolge der 
begrenzten finanziellen Mittel voraussichtlich nicht möglich sein, 
Maßnahmen der 2. Dringlichkeit bereits im 2. Fünfjahresplan zu 
finanzieren. 

Es bleibt jedoch das Ziel der Bundesregierung, die Bauarbeiten 
zwischen Rheine und der niederländischen Grenze nach Möglich- 
keit schon im 2. Fünf jahresplan (1976 bis 1980) zu beginnen. 

Eine wesentliche verkehrsmäßige Besserstellung des Raumes 
Bentheim — Rheine wird bereits mit der Fertigstellung der Auto- 
bahn Rheine — Bad Oeynhausen zu Beginn des 2. Fünfjahres- 
pianes erreicht. 

Im Rahmen der besonderen Gruppe der Europäischen Verkehrs- 
ministerkonferenz werden die Bautermine mit den Niederlanden 
abgestimmt. 

225. Abgeordneter Trifft die Behauptung zu, daß infolge zu straf- 
von Thadden fer personeller Rationalisierungsmaßnahmen 
in der Deutschen Bundesbahn die Arbeitsbe- 
lastung der von der Deutschen Bundesbahn 
beschäftigten Arbeiter übermäßig zugenom- 
men habe, und welche Maßnahmen gedenkt 
der Bundesverkehrsminister zu ergreifen, falls 
diese Behauptung zutrifft? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 30. Juli 1970 

Die Behauptung trifft nicht zu. Die von den Eisenbahnern dienst- 
zweigweise und regional in unterschiedlichem Umfang zu er- 
bringenden Mehrleistungen sind auf die konjunkturelle Entwick- 
lung und die Verkehrszunahme zurückzuführen. Die Mehrlei- 
stungen halten sich im ganzen gesehen in Grenzen. Ein Aus- 
gleich wird durch die Gewährung von Freizeit oder auf Wunsch 
des Mitarbeiters durch finanzielle Abgeltung vorgenommen. 

Die Deutsche Bundesbahn ist durch intensive Personalwerbung 
und großzügige Nachwuchsförderung bemüht, das Personal dem 
steigenden Arbeitsaufkommen anzupassen. Als fühlbarer Erfolg 
dieser Maßnahmen ist festzustellen, daß es der Deutschen Bun- 
desbahn trotz der angespannten Arbeitsmarktlage und der Fluk- 
tuation von ca. 30 000 Kräften pro Jahr gelungen ist, den Perso- 
nalbestand seit Juni 1969 um rd. 10 000 Kräften zu erweitern. 
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226, Abgeordneter Wann wird die seit langem geplante Auto- 
Dr. Haack bahnausfahrt Schnaittadi (Landkreis Lauf) im 

Zuge der Bundesautobahnstrecke Nürnberg/ 
Hof gebaut werden? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 30. Juli 1970 

Der Baubeginn für die geplante neue Anschlußstelle Schnaittach 
im Zuge der Bundesautobahn-Betriebsstrecke München — Nürn- 
berg — Hof — Berlin hatte sich durch Schwierigkeiten bei Planung 
und Grunderwerb verzögert. Vor wenigen Tagen ist jedoch der 
Planfeststellungsbeschluß erfolgt. Daher kann der Grunderwerb 
jetzt anlaufen. Mit den Bauarbeiten wird voraussichtlich im 
nächsten Jahr begonnen. 


227. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zur Forde- 
Biechele rung des Deutschen Kraftfahrzeug-Überw^a- 

chungs-Vereins (DEKRA) auf Erhöhung der 
Höchstgeschwindigkeit für Kraftfahrzeuge in 
geschlossenen Ortschaften von jetzt 50 auf 
60 km/h, die er in diesen Tagen folgender- 
maßen begründet hat: „Wenn in der Verkehrs- 
wirklichkeit ständig ein gesetzwidriger Zu- 
stand herrscht, der fahrpsychologisch bedingt 
ist und der sich aus der Verkehrslage ergibt, 
dann sollte der Gesetzgeber nicht durch eine 
wirklichkeitsfremde Regelung ständig die 
Rechtstreue der Verkehrsteilnehmer strapa- 
zieren.“ ? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 30. Juli 1970 

Die Auffassung des Deutschen Kraftfahzeug-Überwachungs-Ver- 
eins (DEKRA) zur Frage der innerörtlichen Geschwindigkeitsbe- 
grenzung ist mir bekannt. Die immer gleichbleibende Begrün- 
dung hierzu wurde von mir wiederholt zurückgewiesen. 

Die Freigabe der Geschwindigkeiten innerhalb geschlossener 
Ortschaften im Jahre 1953 hatte zur Folge, daß die Zahl und die 
Schwere der Straßenverkehrsunfälle in einem Ausmaß zunahm, 
das von den Veranwortlichen in Bund und Ländern nicht ver- 
treten werden konnte. Im Jahre 1957 wurde daher die höchstzu- 
lässige Fahrgeschwindigkeit innerhalb geschlossener Ortschaften 
für alle Fahrzeuge auf 50 km/h festgesetzt. Als Erfolg dieser 
Geschwindigkeitsbegrenzung war ein starker Rückgang der An- 
zahl und der Schwere der Straßenverkehrsunfälle festzustellen. 
Eine Anhebung der innerörtlichen Geschwindigkeit auf 60 km/h 
würde mit Sicherheit negative Auswirkungen auf die Verkehrs- 
sicherheit haben. Sie ist mit Rücksicht auf die ständig steigenden 
Unfallzahlen im Straßenverkehr nicht vertretbar. 

Der Bundesminister für Verkehr weiß auf Grund einer sehr zu- 
verlässigen Repräsentativbefragung, die auf Veranlassung des 
Deutschen Verkehrssicherheitsrates im Oktober 1969 durchge- 
führt wurde, daß 84®/o der Kraftfahrer für eine Geschwindigkeits- 
begrenzung auf 50 km/h oder weniger in der Straße, in der sie 
wohnen, eintreten. 


126 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/ 1 114 


Ich halte es daher für richtig, die innerörtliche Geschwindigkeit 
im Interesse der Sicherheit des Straßenverkehrs bei 50 km/h zu 
belassen, so wie es auch in der Mehrzahl der europäischen 
Staaten der Fall ist. 


228. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß die Verkehrs- 
Dr. Haack Verhältnisse bei der Autobahnausfahrt Lauf 

im Zuge der Bundesautobahn Nürnberg/Hof 
verbessert werden? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 30. Juli 1970 

Die Verkehrsverhältnisse bei der Autobahnausfahrt Lauf im Zuge 
der Bundesautobahn Nürnberg — Hof sollen durch einen Umbau 
der Anschlußstelle verbessert werden. Die Planungen hierzu 
sind fertiggestellt. Der Grunderwerb ist noch nicht abgeschlossen. 
Soweit es die Haushaltslage erlaubt, können die Bauarbeiten 
Ende 1971 anlaufen. 


229. Abgeordneter 

Dr. Haack 


Wann wird der Ausbau der Bundesstraße 14 
in den Landkreisen Hersbruck und Lauf vor- 
aussichtlich beendet sein? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 30. Juli 1970 

Der Abschnitt Altensittenbach — Pommelsbriinn der B 14 im Land- 
kreis Hersbruck wird voraussichtlich 1973 verkehrsbereit sein. 
Für den Abschnitt zwischen Altensittenbach und Lauf einschließ- 
lich der Ortsumgehung Lauf können zur Zeit noch keine verbind- 
lichen Bautermine angegeben werden. Es ist fraglich, ob diese 
Strecke im 1. Fünfjahresplan berücksichtigt werden kann. 


230. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau- 

Harburg) 


Inwieweit wirkt die Kürzung bzw. Sperrung 
von Haushaltsmitteln für den Fernstraßenbau 
— unter Berücksichtigung der Ausführungen 
des Bundesverkehrsministers in seiner Ant- 
wort auf die Mündlichen Anfragen A. 94 und 
95 aus Drucksache VI/940 (Stenographischer 
Bericht über die 61. Plenarsitzung am 19. Juni 
1970, Seite 3421 D) — noch antizyklisch? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 30. Juli 1970 

Die vom Deutschen Bundestag bei der Verabschiedung des Haus- 
halts 1970 beschlossene Kürzung von 100 Millionen DM und das 
Aufrechterhalten der Sperre für weitere 240 Millionen DM im 
Bundesfernstraßenhaushalt haben angesichts der inzwischen ein- 
getretenen Entwicklung und der besonderen Situation im Stra- 
ßenbau, insbesondere der im Vergleich zu anderen Bausparten 
geringen Lohnintensität nur noch eine bedingte konjunktur- 
dämpfende Wirkung. 
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Die Auslastung der Gerätekapazitäten im Tiefbau insgesamt ist 
nach den Feststellungen des Ifo-Instituts im Juni zwar auf etwas 
über angestiegen; und hat damit den Höchstwert des Vor- 
jahres erreicht; die Straßenbaukapazitäten (deren Auslastung 
nicht besonders erhoben wird) sind aber im Vergleich zu den 
übrigen Tiefbaukapazitäten erheblich weniger stark in Anspruch 
genommen. Die Reichweite der Auftragsbestände in diesem Sek- 
tor ist im Juni auf 3,2 Monate, d. s. nur 92^/0 des Durchschnitts- 
wertes für Juni der Jahre 1964 bis 1969 abgesunken. 


231. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Anzahl der Un- 
Wuwer fälle und die verursachte Schadenshöhe durch 

Tanklastfahrzeuge bekannt? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

Nach Auskunft des Statistischen Bundesamtes waren Tankfahr- 
zeuge zur Beförderung von brennbaren Flüssigkeiten, Gasen und 
ätzenden Stoffen beteiligt an: 



1968 

1969 

Unfällen mit Personenschaden 

758 

897 

darunter: 



Unfälle mit Getöteten 

63 

94 

Unfälle mit nur Sachschaden 



(DM 1000, — und mehr Schaden bei 
mindestens einem der Beteiligten) 

680 

691 


232. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Fahrer 
Wuwer von Tanklastfahrzeugen mit brennbaren und 

explosiven Flüssigkeiten im Akkord fahren 
und hierdurch erhöhte Unfallgefahren ent- 
stehen, und was gedenkt die Bundesregierung, 
wenn dies zutrifft, zum Schutz der Bevölke- 
rung zu unternehmen? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

über Akkordlöhne für Fahrer von Tankwagen sind der Bundes- 
regierung keine Einzelheiten bekannt. Um ein solches für die 
Verkehrssicherheit gefährliches Lohnsystem auszuschließen, hat 
jedoch die Bundesregierung nach eingehenden Verhandlungen 
mit den Sozialpartnern in den Entwurf eines Fahrpersonalge- 
setzes ein entsprechendes Akkordlohn verbot aufgenommen. Sie 
hat vorgeschlagen, dieses Verbot durch Bußgelder bis zu 
10 000, — Deutsche Mark zu schützen. Der Entwurf ist dem Deut- 
schen Bundestag vor einigen Tagen zugeleitet worden. 


233. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung derzeit Möglich- 
Wuwer keiten, derartige Transporte auf dem Schie- 

nenweg durchführen zu lassen? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11, August 1970 

Durch die Verordnung über den Schutz vor Schäden durch die 
Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße vom 23. Juli 1970 
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(Bundesgesetzbl. I S. 1133), die am 1. September 1970 in Kraft 
tritt, wird für die Beförderung besonders gefährlicher Güter auf 
der Straße eine Erlaubnispflicht eingeführt. Diese Erlaubnis wird 
für bestimmte Güter nur erteilt, soweit die Beförderung auf der 
Schiene oder dem Wasser ausscheidet. Die in Betracht kommen- 
den Güter sind in einer Liste, die deF Verordnung als Anlage 
beigefügt ist, zusammengestellt. 


234. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung veranlassen, 
Wuwer um die durch die sich verstärkenden Trans- 

porte vermehrten Gefahren für die Bevölke- 
rung herabzumindern? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

Um die Gefahren durch den immer stärker werdenden Tankwa- 
genverkehr mit gefährlichen Gütern zu verringern, dürfen ab 
1. September 1970 für die Beförderung der besonders gefähr- 
lichen Güter nur Tankfahrzeuge verwendet werden, die so sicher 
gebaut sind, daß sie auch bei Unfällen, mit denen im Straßen- 
verkehr gerechnet werden muß, das gefährliche Gut nicht frei- 
geben. Besteht diese Gewähr nicht, wird die Beförderungserlaub- 
nis nur mit besonderen Auflagen und Bedingungen (z. B. Fest- 
legung des Beförderungsweges, Begleitung durch einen Sach- 
kundigen oder durch die Polizei) erteilt. 

Es ist in Aussicht genommen, die verschärften technischen Anfor- 
derungen möglichst bald auf alle Tankfahrzeuge auszudehnen, 
mit denen giftige, brennbare oder explosive Gase, Flüssigkeiten 
oder andere gefährliche Güter befördert werden. 


235. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


Ist es richtig, daß die Deutsche Bundesbahn 
beabsichtigt, die Eisenbahnstrecke Düren- 
Heimbach stillzulegen, obwohl diese Verbin- 
dung für die fast ausschließlich auf den Frem- 
denverkehr angewiesene Stadt Heimbach ge- 
radezu lebensnotwendig ist, und diese Stadt 
und der südliche Teil dieser Eisenbahnstrecke 
im Bundesausbaugebiet liegen? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 5. August 1970 

Die Deutsche Bundesbahn beabsichtigt nicht, die Eisenbahn- 
strecke Düren — Heimbach stillzulegen. 


236. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung das 250- 
Dr. Jobst Millionen-Programm zur Förderung des kom- 

binierten Verkehrs im Hinblick auf die hohe 
Zahl der Anträge und den verkehrspolitischen 
Struktureffekt aufzustocken? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

Eine Aufstockung des 250 Millionen-Programms zur Förderung 
des kombinierten Verkehrs wird zur Zeit nicht erwogen. Der 
Umfang der insgesamt zu erwartenden Anträge auf Bundeszu- 
wendungen aus diesem Programm konnte durch entsprechende 
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Erhebungen abgeschätzt werden. Durch Anwendung zweckent- 
sprechender Zuwendungssätze wird es möglich sein, auf alle 
förderungswürdigen Anträge eine Bundeszuwendung zu bewilli- 
gen, die für den Antragsteller einen Anreiz bietet, durch Verla- 
gerung von Transporten auf die Schiene eine Straßenentlastung 
herbeizuführen. 


237. Abgeordneter Treffen Behauptungen zu, wonach im Bereich 
Dröscher des Straßenneubauamts Bad Kreuznach erheb- 

liche und uneinbringliche Überzahlungen da- 
durch entstanden sind, daß noch nicht ver- 
lagerte Bodenmassen im voraus an eine Firma 
bezahlt wurden, die dann später Konkurs ge- 
macht hat? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

Die Behauptungen treffen insoweit zu, als der Bundesregierung 
ein mehrere Jahre zurückliegender Fall im Bereich des Straßen- 
neubauamtes Bad Kreuznach bekannt ist, bei dem eine erheb- 
liche und bisher uneinbringliche Überzahlung zugunsten einer 
Firma stattgefunden hat, die später in Konkurs gegangen ist. Ob 
die Überzahlung etwa durch unzulängliche Massenberechnung 
entstand, steht nicht fest. Es schwebt ein Gerichtsverfahren über 
die Regreßansprüche des Bundes gegen Bedienstete der Straßen- 
bauverwaltung. 


238. Abgeordneter Hat die Bundesregierung prüfen lassen, wer 
Dröscher für die materiellen Folgeii des Schadens für 

den Bundeshaushalt, der sich aus der notwen- 
dig gewordenen Sprengung der Brücke über 
die Autobahn im Zuge des Dernbacher-Drei- 
ecks ergeben hat, verantwortlich ist? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

Die Kosten, die durch den Abbruch und Neubau der im Dern- 
bacher-Dreieck gelegenen Brücke des Autobahnabschnittes Kob- 
lenz — Montabaur entstanden sind, müssen vom Bund getragen 
werden, da die für die Ausführung verantwortliche Firma gleich 
nach Fertigstellung des Bauwerks in Konkurs ging und eine 
mangelnde Sorgfaltspflicht bei der Bauüberwachung nicht fest- 
gestellt werden konnte. 


239. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei ihrem Beschluß, 

Pieroth unter anderem die Bundesbahndirektion 

Mainz aufzulösen, bedacht, daß an sich be- 
grüßenswerte Rationalisierungsmaßnahmen 
der Deutschen Bundesbahn in diesem Einzel- 
fall zu schwerwiegenden Nachteilen für die 
Strukturpolitik und die Weiterentwicklung 
der Infrastruktur des Landes Rheinland-Pfalz 
führen, das damit der einzigen Bundesbahn- 
direktion im Lande beraubt und statt dessen 
auf die Zusammenarbeit mit fünf außerhalb 
des Landes gelegenen Bundesbahndirektionen 
angewiesen wird? 
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240, Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß gegen 
Pieroth die Auflösung der Bundesbahndirektion Mainz 

aus diesem Grunde die rheinland-pfälzische 
Landesregierung, die Gewerkschaft der Eisen- 
bahner Deutschlands, wir rheinland-pfälzischen 
Abgeordneten und weite Kreise der betrof- 
fenen Wirtschaft und der Öffentlichkeit ener- 
gisch protestieren, und was wird die Bundes- 
regierung tun, um diesen Protesten und den 
drohenden Nachteilen für das Land Rheinland- 
Pfalz Rechnung zu tragen? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 5. August 1970 

Die Bundesregierung hat die Anträge der Deutschen Bundesbahn 
hinsichtlich der Auflösung der Bundesbahndirektionen Augs- 
burg, Kassel, Mainz, Wuppertal und Münster insbesondere unter 
dem Gesichtpunkt der Raumordnung und der sozialen und wirt- 
schaftlichen Strukturen geprüft und dabei auch die Einwendun- 
gen der Länder und die von anderer Seite vorgebrachten Gründe 
gegen eine Auflösung von Bundesbahndirektionen beachtet. In 
ihrer 35. Sitzung am 23. Juli 1970 ist die Bundesregierung zu dem 
Ergebnis gekommen, daß sich trotz Würdigung aller vorgebrach- 
ten Argumente gegenüber dem hohen Rationalisierungseffekt 
der von der Deutschen Bundesbahn vorgesehenen Maßnahme 
Gründe für eine Ablehnung der Anträge der Deutschen Bundes- 
bahn nicht herleiten lassen. 

Zweck der Umorganisation ist es, den Verwaltungsorganismus 
der Deutschen Bundesbahn zu modernisieren und den heutigen 
Gegebenheiten anzupassen. Verkehrlich von Bedeutung dabei 
ist, daß die in sich geschlossenen regionalen Schwerpunkte eines 
Landes bei der Neugliederung des Bundesbahnnetzes mit den 
größeren, die Landesgrenzen überschreitenden Wirtschaftsräu- 
men verbunden werden (Ludwigshafen zum Rhein-Neckar-Ge- 
biet, Mainz zum Rhein-Main-Gebiet usw.). Die Landesgrenzen 
selbst, die zum Teil nur historisch bedingt sind, können dabei 
keine Rolle spielen. Nach Ansicht der Bundesregierung und nach 
Versicherung der Organe der Deutschen Bundesbahn ist der Sitz 
der Verwaltung eines Bezirkes für die verkehrliche Bedeutung 
eines Landes ohne Bedeutung, Durch die Neugliederung des 
kommerziellen Dienstes und der dadurch erfolgten Schwerpunkt- 
verlagerung in der Verkaufsförderung von den Direktionen auf 
die Generalvertretungen und Stadtbüros wird eine Verbesserung 
der Kundenbetreuung erreicht werden. Da im übrigen der Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn der Landesregierung von 
Rheinland-Pfalz gegenüber betont hat, daß die Deutsche Bundes- 
bahn darüber hinaus im Rahmen ihrer Möglichkeiten zur weite- 
ren Entwicklung der Bundesausbaugebiete und der schwach 
strukturierten Regionen des Landes durch Befriedigung der 
Nachfrage nach Verkehrsbedürfnissen beitragen wird, sind Nach- 
teile für das Land Rheinland-Pfalz nicht zu erwarten. 


241. Abgeordnete Wie vereinbart die Bundesregierung die von 
Frau Griesinger Bundesverkehrsminister Leber in einer Be- 
sprechung am 25.^ April 1968 in Bietigheim im 
Beisein des damaligen Oberbürgermeisters der 
Stadt Ludwigsburg, Dr. Saur, abgegebene Er- 
klärung, der Bau der B 27 a solle in der Zeit 
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von 1971 bis 1975 realisiert werden, mit neue- 
ren Informationen, wonach mit einem Baube- 
ginn dieser Straße, auch bei einer Einstufung 
der Strecke Stuttgart-Zuffenhausen-Bietigheim 
in die 1. Dringlichkeitsstufe, nicht vor 1975 
zu rechnen sei? 


242. Abgeordnete Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
Frau Griesinger regierung zu ergreifen, um den Baubeginn 
der B 27 a noch in den Jahren 1971 bis 1975 
sicherzustellen, nachdem diese Straße vor 
allem für die Städte Kornwestheim, Ludwigs- 
burg und Bietigheim von außerordentlicher 
Bedeutung ist? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

Nach umfangreichen und eingehenden Untersuchungen des künf- 
tigen Bundesfernstraßenbedarfs wurde inzwischen der Bedarfs- 
plan zum Ausbauplan für die Bundesfernstraßen in den Jahren 
1971 bis 1985 nach wissenschaftlichen Methoden aufgestellt. Der 
Umfang des ermittelten Gesamtbedarfs und die Mittelbindung 
durch eine Vielzahl von bereits laufenden Maßnahmen haben zur 
Folge, daß gewisse Korrekturen gegenüber früher vertretenen 
Zielvorstellungen über den Ausbau des Bundesfernstraßennetzes 
vorgenommen werden müssen. 

Es wird nicht möglich sein, alle festgestellten vordringlichen 
Maßnahmen bereits im 1. Fünf jahresplan, der z. Z. aufgestellt 
wird, in Angriff zu nehmen. Es wird jedoch angestrebt, eine Ver- 
besserung dieser Sachlage durch eine Ausweitung des Finanzie- 
rungsvolumens zu erreichen. 

Die Einstufung des Neubaus der Bundesstraße 27 zwischen Stutt- 
gart und Bietigheim in die 1. und 2. Dringlichkeit im Bedarfs- 
plan wurde nach eingehender Abwägung aller verkehrlichen 
und wirtschaftlichen Gegebenheiten vorgenommen. Dabei muß- 
ten neben der vorhandenen Umgehungsstraße Kornwestheim 
vor allem auch die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse durch 
die laufenden Ausbauvorhaben in Ludwigsburg und Bietigheim 
gewertet werden. 


243. Abgeordneter Trifft die Aussage (Passauer Neue Presse vom 
Dr. Fuchs 1. Juli 1970), „Es steht fest, daß 1975 die Auto- 

bahn Regensburg — Passau fertiggestellt sein 
wird", zu? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

Die Aussage der „Passauer Neue Presse" vom 1. Juli 1970 über 
den Fertigstellungstermin der Bundesautobahn-Neubaustrecke 
trifft nicht zu. Nach dem bisher geschätzten Finanzvolumen des 
1. Fünf jahresplanes (1971 bis 1975) können Teilstrecken im Ab- 
schnitt Deggendorf — Passau bis 1975 fertiggestellt werden. Ein 
Termin für die Fertigstellung der Gesamtstrecke Regensburg— 
Passau ist zur Zeit noch nicht abzusehen. 
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244. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bei der Neufassung 

Dr. Müller der Straßenverkehrs-Ordnung bereit, die Mög- 

(München) lichkeit der Einführung des Grünblinkens an 

Lichtsignalanlagen auf Grund der außeror- 
dentlich positiven Erfahrungen zu berück- 
sichtigen? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

Die Bundesregierung sieht sich aus nachstehenden Gründen 
nicht in der Lage, in der neuen Straßenverkehrsordnung das 
Grünblinken am Ende der Grünphase bei Verkehrssignalanla- 
gen zuzulassen: 

1. Versuche haben gezeigt, daß das Blinken des grünen Licht- 
zeichens vor Erscheinen des gelben Lichtzeichens keine Er- 
höhung der Sicherheit im Straßenverkehr bedeutet. Es wurde 
vielmehr beobachtet, daß eine solche Schaltung der Licht- 
zeichenanlage nicht zu einer Beruhigung des Verkehrsflusses 
beiträgt. Ein Teil der Kraftfahrer beschleunigt die Geschwin- 
digkeit, um noch rechtzeitig vor Gelb die Kreuzung zu pas- 
sieren. Ein anderer Teil fährt langsamer, um vor der Ampel 
anhalten zu können. Dies führt zu teilweise nicht ungefähr- 
lichen Stauungen des Verkehrsflusses oder zu den höchst 
unerwünschten Ziehharmonikabewegungen von Fahrzeug- 
reihen. Auch stört eine solche Schaltung den Rhythmus der 
Lichtzeichenanlage und schränkt die absolute Grünzeit ein. 
Das hat wiederum zur Folge, daß die Leistungsfähigkeit einer 
Kreuzung zum Teil erheblich herabgesetzt wird. Es trifft 
also nicht zu, daß die Erfahrungen mit dem Günblinken 
außerordentlich positiv sind. 

2. Auf der Wiener Weltkonferenz über den Straßenverkehr im 
Oktober 1968 wurde die Frage des Blinkens des grünen Licht- 
zeichens am Ende der Grünphase eingehend beraten, schließ- 
lich aber als nicht zweckmäßig mit überwältigender Mehrheit 
von den Delegierten der auf dieser Konferenz vertretenen 
Staaten abgelehnt. 

Bei den Erörterungen des Europäischen Zusatzabkommens zu 
dem Wiener Weltabkommen im Rahmen der Europäischen 
Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) und der UN-Wirt- 
schaftskommission für Europa (ECE) wurde die Frage des 
Grünblinkens erneut geprüft. Auch die hieran beteiligten 
Staaten lehnten für Europa das Grünblinken einmütig ab. 

Die Bundesrepublik Deutschland als eines der wichtigsten 
europäischen Durchreiseländer (Gesamtzahl der Ein- und 
Durchfahrten an unseren Grenzen 1969: 82,08 Millionen Kraft- 
fahrzeuge) kann es sich in dieser für die Verkehrssicherheit 
so wichtigen Frage eines einheitlichen Signalbildes an den 
Ampeln nicht leisten, von dem international Vereinbarten 
abzuweichen. 


245. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Piloten 
Seefeld bei Urlaubercharterflügen deutscher Reisege- 

sellschaften nach ausländischen Flughäfen in 
einigen Fällen diese bisweilen des Urlaubs- 
booms wegen „aus dem Boden gestampften" 
Flughäfen als nicht genügend sicher empfin- 
den? 


133 



Drudtsacbe VI/1114 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wittrock 
vom 19. August 1970 

Bei der überdurchschnittlich starken Entwicklung des Urlaubs- 
reiseflugverkehrs ist festzustellen, daß einzelne Flugplätze und 
deren für einen geregelten und sicheren Luftverkehr notwendi- 
gen Dienste, die von dieser Entwicklung besonders betroffen 
sind, nicht überall als optimal in ihrer technischen und perso- 
nellen Ausstattung angesehen werden können. Es bleibt eine 
gemeinsame Aufgabe aller für die Verkehrssicherheit zustän- 
digen Stellen, eine Verbesserung der Situation zu bewirken. Der 
Entwicklung wird, wie in der Antwort zu Frage 2 ausführlich 
dargelegt, in jedem Falle Rechnung getragen. Vorübergehende 
Unzulänglichkeiten können jedoch von flugbetrieblicher Seite 
aus ausgeglichen werden; z. B. durch besondere Auswahl und 
Schulung der Flugbesatzungen, durch Erhöhung der Wettermin- 
destbedingungen, bei denen der Flugplatz angeflogen werden 
darf, besondere Berücksichtigung der Hindernisse im An- und 
Abflugbereich durch die Art und die Genauigkeit der Anflug- 
und Landehilfen und ähnliche Maßnahmen. 


246. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit den Regie- 
Seefeld rungen der Länder, die während der Urlaubs- 

zeit einen verstärkten Reiseflugverkehr aus 
der Bundesrepublik Deutschland haben, über 
größere Sicherheitsmaßnahmen im Bereich der 
infrage kommenden Flughäfen dieser Länder 
zu verhandeln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wittrock 
vom 19. August 1970 

Die Internationale Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) hat zur 
Förderung der Sicherheit und Ordnung des Luftverkehrs für 
Gebiete, die luftverkehrsmäßig Zusammenhängen, detaillierte 
Luftfahrtpläne erarbeitet. 

Europa und der Mittelmeerraum sind zu einer Region, der EUM- 
Region, zusammengefaßt. 

Der Plan für die EUM-Region in der Fassung vom März 1970 
erstreckt sich auf 

— die Flugplätze und deren Einrichtungen, 

— die Flugverkehrsdienste, 

— die Flugfernmeldedienste, Flugnavigationshilfen und 
elektronische Landehilfen, 

— die Wetterdienste, 

— die Such- und Rettungsdienste, 

— die Fluginformationsdienste. 

Verbesserungen sind insbesondere in den Urlaubsreisegebieten 
vorgesehen. 

Auf ICAO-Regional-Luftfahrtkonferenzen werden die Pläne für 
die verschiedenen Regionen der Entwicklung des Luftverkehrs 
entsprechend überarbeitet und die Voraussetzungen für deren 
Verwirklichung vereinbart. 
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Die nächte Konferenz für die EUM-Region ist für die erste Jah- 
reshälfte 1971 vorgesehen und wird sich mit der Planung für die 
Jahre bis 1975 befassen. Die Bundesrepublik Deutschland wird 
dazu ihre Vorstellungen über den weiteren Ausbau der der 
Flugsicherheit dienenden Anlagen und Dienste beitragen. 

Das Verfahren der Anpassung der Pläne sieht darüber hinaus 
vor, daß Änderungsvorschläge in direkten Verhandlungen zwi- 
chen den Staaten bereits abgestimmt werden können, bevor sie 
der ICAO vorgelegt werden, wodurch eine Beschleunigung des 
Verfahrens erreicht werden kann. 

Zur Zeit besteht für Verhandlungen außerhalb der vorgesehenen 
ICAO-Regional-Luftfahrtkonferenz jedoch kein Anlaß. 


247. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung dagegen zu unternehmen, daß die ita- 
lienische Regierung ab 1. August durch eine 
Veränderung der Straßensteuer für auslän- 
dische LKW-Fahrzeuge dahin gehend, daß 
die Steuer in Zukunft nicht mehr für zehn 
Tage, sondern für Monate entrichtet werden 
soll, eine erhebliche Anhebung der Straßen- 
steuerbelastungsquote auch für deutsche 
LKW-Fahrzeuge in Italien beabsichtigt? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 18. August 1970 

Die italienische Regierung hat am 1. August 1970 die Mindest- 
zeit, für die deutschen Lastkraftwagen, die italienische Kraftfahr- 
zeugsteuer („tassa di circolazione") zahlen müssen, von 10 Tagen 
auf 4 Kalendermonate erhöht. Zugleich ist von der italienischen 
Regierung zugesagt worden, daß die italienische Sondersteuer 
(„diritto fisso") nicht für deutsche Lastkraftwagen erhoben wird. 
Diese außerordentlich hohe „diritto fisso" war ab 17. März 1970 
für deutsche Lastkraftwagen erhoben worden. Diese Maßnahme 
war jedoch anschließend auf Grund sofortiger deutscher Inter- 
ventionen zunächst bis zum 31. Juli 1970 ausgesetzt worden. 

Die italienische Regierung hat zur Begründung ihrer Maßnahmen 
vom 1. August 1970 darauf hingewiesen, daß damit ein Gleich- 
gewicht der gegenseitigen Steuerbelastungen im deutsch-italieni- 
schen Straßengüterverkehr erreicht werde und daß deutsche 
Lastkraftwagen nunmehr im gleichen Umfange wie italienische 
Lastkraftwagen zur italienischen Kraftfahrzeugsteuer herange- 
zogen würden. 

Die Bundesregierung hat sofort bei Bekanntwerden gegen diese 
Änderung bei der Erhebung der italienischen Kraftfahrzeug- 
steuer in einer offizeilen Demarche des Deutschen Botschafters 
und in einem Fernschreiben, das Bundesminister Leber an seinen 
italienischen Kollegen gerichtet hat, nachdrücklich protestiert. 
Wir haben insbesondere dagegen protestiert, daß diese Maß- 
nahme ohne unsere rechtzeitige Unterrichtung und trotz der 
Tatsache eingeführt worden ist, daß seit März des Jahres zwi- 
schen der deutschen und der italienischen Regierung Verhand- 
lungen über den Abschluß eines Kraftfahrzeugsteuer-Befreiungs- 
abkommens geführt werden, die noch nicht abgeschlossen sind. 
Wir haben die italienische Regierung ferner gebeten, diese 
Maßnahme jedenfalls bis zum Abschluß dieser Verhandlungen 
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auszusetzen. Außerdem haben wir erneut erklärt, daß wir bereit 
sind, diese Verhandlungen jederzeit fortzusetzen. Eine offizielle 
Stellungnahme der italienischen Regierung steht noch aus. 

Die Frage, ob diese italienische Maßnahme mit den Vorschriften 
des EWG-Vertrages vereinbar ist, kann erst beurteilt werden, 
wenn die italienischen Rechtsvorschriften vorliegen, auf denen 
diese Maßnahme beruht. 

Ich hoffe jedoch, daß die Verhandlungen über den Abschluß eines 
Kraftfahrzeugsteuer-Befreiungsabkommens mit Italien in Kürze 
fortgesetzt werden können und daß dabei eine für beide Ver- 
tragspartner befriedigende Regelung der Besteuerung des 
deutsch-italienischen Straßengüterverkehrs erreicht wird. 


248. Abgeordneter Wird das frühere Versprechen, daß bei Auf- 
Ott lösung der Bundesbahndirektion Augsburg 

das Bundeszentralamt Minden nach Augsburg 
verlegt wird, eingehalten und wann? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

Ein Versprechen, bei Auflösung der Bundesbahndirektion Augs- 
burg das Bundesbahn-Zentralamt Minden/Westf. nach Augsburg 
zu verlegen, ist weder von der Bundesregierung, noch von der 
Deutschen Bundesbahn gegeben worden. Die Organisations- 
kommission der Deutschen Bundesbahn hatte bei der Püfung, 
welcher Standort für das Einheits-Bundesbahn-Zentralamt in 
Frage kommen könnte, allerdings auch die Lösung München/ 
Augsburg untersucht, bei der Teile des Einheits-Bundesbahn- 
Zentralamtes nach Augsburg verlagert werden sollten. Der Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn hat sich dann aber in seinen 
Anträgen an den Bundesminister für Verkehr vom 20. Dezember 
1968 für den Standort München als den wirtschaftlich vorteil- 
hafteren und kostenmäßig günstigeren Standort entschieden. Im 
übrigen ist die Zusammenlegung der beiden Bundesbahn-Zen- 
talämter Minden und München mit Beschluß der Bundesregie- 
rung vom 23. Juli d. J. zurückgestellt und die Deutsche Bundes- 
bahn vom Bundesminister für Verkehr ersucht worden, bei Auf- 
rechterhaltung des Antrages auch Alternativlösungen auszuar- 
beiten. 


249. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Vollzug 
Ott ihres Beschlusses wegen der Auflösung der 

Bundesbahndirektion Augsburg bis nach den 
Olympischen Spielen 1972 auszusetzen, da die 
Bundesbahndirektion München bis dahin durch 
die Olympischen Spiele, den Bau von Olym- 
piabahnhöfen, die Inbetriebnahme der S- und 
U-Bahn unter großen organisatorischen 
Schwierigkeiten steht? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 11. August 1970 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht und sieht auch keine 
Notwendigkeit, den Vorstand der Peutschen Bundesbahn zu ver- 
anlassen, die Auflösung der Bundesbahndirektion Augsburg bis 
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nach den Olympischen Spielen 1972 auszusetzen. Nach Mittei- 
lung der Deutschen Bundesbahn wird das neue Verwaltungs- 
gebäude der Bundesbahndirektion München bis Ende dieses 
Jahres fertiggestellt sein. Es sind dann auch für die wenigen 
von Augsburg nach München umzusetzenden Bundesbahnbe- 
diensteten genügend Arbeitsplätze vorhanden. Da die Bedien- 
steten zwischen Augsburg und München pendeln können, wird 
auch keine Belastung des Bausektors durch Schaffung zusätz- 
lichen Wohnraums in München eintreten. Durch die Neuordnung 
der Mittelinstanz der Deutschen Bundesbahn wird keine Beein- 
trächtigung der Vorbereitungen für die Olympischen Spiele er- 
folgen. 


250. Abgeordneter Wieviel Neubestellungen hat die zuständige 
Bauer Stelle der Deutschen Bundespost bei der in den 

(Würzburg) abgelaufenen Wochen von der „Deutschen Na- 

tional- und Soldaten-Zeitung" praktizierten 
Methode registriert, nach Übersendung einiger 
Probenummern „in Anlehnung an das neue 
Postwerbeverfahren" — unter Spekulation auf 
mangelnde Kontrolle und Anonymität an den 
Türen der Empfänger — zu versuchen, über 
die Postzustellung zumindest einen Monats- 
bezug für die unaufgeforderte Übersendung 
dieses Blattes erreichen zu wollen? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 15. Juli 1970 

Die Zahl der Neubestellungen kann ich Ihnen leider nicht an- 
geben, weil sich der Verleger der Zeitschrift „Deutsche National- 
Zeitung" (früher: „Deutsche National-Zeitung und Soldaten-Zei- 
tung") für die Einziehung des Zeitungsbezugsgeldes nicht des 
Zeitungsdienstes bedient, sondern das normale Nachnahmever- 
fahren benutzt. Bei diesem Verfahren bleibt es der Deutschen 
Bundespost unbekannt, welche Rechtsbeziehungen zwischen Ab- 
sender und Empfänger der Nachnahmesendung bestehen. 

Auf das solchen Nachnahmesendungen vorangegangene Werbe- 
verfahren hat die Deutsche Bundespost keinen Einfluß. Da der 
Hinweis „in Anlehnung an das neue Postwerbeverfahren", den 
der Verleger in seinen Werbeschreiben benutzt, nicht richtig ist 
und — wie Ihre Anfrage zeigt — zu Mißverständnissen Anlaß 
gibt, habe ich das zuständige Verlagspostamt angewiesen, dem 
Verleger diese Formulierung zu untersagen. 

Im übrigen hat mir der Verleger versichert, daß er bei Rekla- 
mationen wegen irrtümlicher Zahlung das eingezogene Zeitungs- 
bezugsgeld sofort zurückerstattet. 


251. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Tatbe- 
stand, daß infolge des in Holland gewähr- 
ten — nach dem Weltpostvertrag zulässigen — 
Rabatts von 20Vo bei Massendrucksachen ein 
in Holland ansässiger Konzern einen großen 
Teil seiner in der Bundesrepublik Deutschland 
und für die Bundesrepublik Deutschland ge- 
druckten 15 bis 20 Millionen Werbesendungen 
jährlich von der Druckfirma per Lkw nach 
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Holland bringen und dort in die Bundesrepu- 
blik Deutschland aufgeben läßt, wodurch der 
Deutschen Bundespost zwar die Arbeit des 
Verteilens, nicht aber der entsprechende Ge- 
winn bleibt? 


252. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, eine 
solche sich möglicherweise noch verstärkende 
Entwicklung durch geeignete Maßnahmen von 
seiten der Deutschen Bundespost abzufangen, 
abgesehen davon, daß die genannte Druck- 
firma, die im Zonengrenzbereich liegt, durch 
den Transport der Sendungen nach Holland 
einerseits, starke Dezimierung der Druckauf- 
träge infolge dieser Postgebührenregelung an- 
dererseits, hohe Gewinneinbußen bei Gefähr- 
dung einiger Arbeitsplätze zu verzeichnen hat? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 21. Juli 1970 

Entsprechend den Grundsätzen des internationalen Postdienstes 
liefern die Absender üblicherweise ihre nach dem Ausland ge- 
richteten Sendungen jeweils im eigenen Land ein. Dadurch ent- 
steht aufs Ganze gesehen ein gerechter Ausgleich zwischen den 
Postverwaltungen. Das in der Frage geschilderte Verhalten eines 
holländischen Konzerns entspricht diesen Grundsätzen. 

Ein in den Niederlanden ansässiger Absender ist durch Bestim- 
mungen des Weltpostvertrags allerdings auch nicht gehindert, 
seine für Empfänger in der Bundesrepublik Deutschland bestimm- 
ten Sendungen in der Bundesrepublik Deutschland als Inlands- 
sendungen einzuliefern. Anreiz dazu könnte z. B. eine Gebühren- 
ersparnis sein, wie sie für Drucksachensendungen bis 20 g be- 
steht. 


253. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Entstörungsstellen der 
Bäuerle Deutschen Bundespost von Freitagabend bis 

Montagmorgen nur noch mit einem Notdienst 
besetzt sind und mit dieser personellen Aus- 
stattung nur noch gestörte Telefonanschlüsse 
von Ärzten, Krankenhäusern, Polizeidienst- 
stellen und anderen lebenswichtigen Einrich- 
tungen berücksichtigt werden? 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 5. August 1970 

Das entspricht zwar nicht meinen Zielsetzungen, trifft aber im 
wesentlichen zu. Die Störungsannahme für Fernsprecheinrich- 
tungen ist überall Tag und Nacht erreichbar. Bei dringlichem 
Anlaß werden Instandsetzungsmaßnahmen auch außerhalb der 
Dienstzeit sogleich eingeleitet. Sie sind jedoch begrenzt auf die 
Fernsprechanschlüsse, die zum Sichern menschlichen Lebens und 
zur Aufrechterhaltung der staatlichen Ordnung und Sicherheit 
unbedingt betriebsfähig sein müssen. Darüber hinaus werden 
größere Kabelschäden oder Massenstörungen ebenfalls unver- 
züglich beseitigt. 
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254. Abgeordneter Was gedenkt das Bundespostministerium zu 
Bäuerle tun, bei ständig steigendem Telefonverkehr 

die allgemeinen Postkunden bei auftretenden 
Telefonstörungen genauso zu bedienen, wie 
dies auf die vorgenannten Fälle zutrifft? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 5. August 1970 

Ich bemühe mich um eine für Kunden, Verwaltung und Personal 
vertretbare Regelung. In den größeren Städten sind im allgemei- 
nen für die Entstörungsstellen Dienstzeiten festgelegt, die dieser 
Zielvorstellung weitgehend entsprechen. Für kleinere Städte 
und schwach besiedelte Landbereiche lassen sich ausgedehnte 
Dienstzeiten jedoch nur schwer verwirklichen. Dort verursachen 
regelmäßge Spät-, Wochenend- und Feiertagsdienste Dienst- 
pläne, die mit der im Arbeitsleben weitgehend eingeführten Fünf- 
tagewoche derzeit nur schwer abzustimmen sind. Es ist auch nicht 
ratsam, die Arbeitsbedingungen zu ungünstig festzulegen. Solche 
Maßnahmen würden Abwanderungen insbesondere des noch im 
Arbeiterverhältnis stehenden, fachlich qualifizierten Nachwuchs- 
personals zu Privatfirmen mit günstigeren Arbeits- und Entloh- 
nungsbedingungen verstärken. Ich bin daher bemüht, das Dienst- 
zeitproblem durch weitere Zentralisierungsmaßnahmen zu lösen 
und dabei durch größere Betriebseinheiten in vielen Fällen die 
dienstplanmäßigen Nachteile für den einzelnen möglichst gering 
zu halten. 


255. Abgeordneter Trifft es zu, daß Telefonanschlüsse immer 

Bäuerle wieder gesperrt werden, obwohl die betrof- 

fenen Postkunden ihre Gebühren ordnungs- 
gemäß bezahlt haben? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 5. August 1970 

Es trifft nicht zu, daß bei Teilnehmern, die ihre Fernmeldegebüh- 
ren fristgerecht bezahlt haben, Fernsprechanschlüsse gesperrt 
werden. 


256. Abgeordneter Ist es in den vorgenannten Fällen nicht mög- 
Bäuerle lieh eine drohende Sperre des Telefonan- 

schlusses den betroffenen Postkunden durch 
Einschreiben mitzuteilen oder diese Postkun- 
den telefonisch von der beabsichtigten Maß- 
nahme zu informieren? 

Antwort des Bundesministers Leber 
vom 5. August 1970 

Der Teilnehmer wird bereits bei der jetzigen Verfahrensweise 
zweimal darauf hingewiesen, daß sein Anschluß bei nicht frist- 
gerechter Zahlung gesperrt wird: Einmal durch einen Vermerk 
in der Fernmelderechnung und zum anderen in der Mahnung. 
Angesichts des langen Zahlungsziels und der zwei Hinweise 
auf die Sperre, die sich ihrer Rechtsnatur nach als Leistungsver- 
wei gerungsrecht darstellt, ist eine nochmalige besondere Ankün- 
digung, wie Sie sie vorschlagen, wegen des hohen Verwaltungs- 
aufwands nicht zu rechtfertigen. Es müßten jährlich etwa 840 000 
eingeschriebene Briefe gefertigt oder Anrufe getätigt werden. 
Dabei bleibt offen, wie viele der häufig abwesenden Gebühren- 
schuldner mit diesem Verfahren erreicht werden können. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


257. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob und wenn 
Seibert ja, in welchem Umfang Änderungsanträge von 

Wohngeldberechtigten bzw. Neuanträge vor- 
liegen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Storck 
vom 2. Juli 1970 


Die Tätigkeit der Wohngeld-Bewilligungsstellen wird von der 
amtlichen Wohngeld-Statistik halbjährlich erfaßt. Nach den 
ersten — noch nicht veröffentlichten — Ergebnissen für das 
zweite Halbjahr 1969 standen bei den Bewilligungsstellen ins- 
gesamt 781 822 Fälle zur Bearbeitung an. 610 714 dieser Fälle 
konnten bis zum 31. Dezember 1969 abschließend bearbeitet 
werden und führten zu folgenden Entscheidungen: 


Art der Entscheidung 
Bewilligte Erstanträge 
Weitergewährung 
Erhöhungen 
(Änderungsanträge) 

Einstellungen 

(einschließlich Rückforderungen) 
Versagungen und Ablehnungen 

Zusammen 


Anzahl der Fälle 
175 556 
294 340 
14 677 

26 288 

99 853 
610 714 


Am 31. Dezember 1969 waren noch 171 108 Bearbeitungsfälle 
unerledigt. Wie viele von den unerledigten Fällen Neuanträge 
und Änderungsanträge sind, ist nicht bekannt. 


258. Abgeordneter Hat die Bundesregierung einen Überblick, wie- 
Seibert viel Prozent der nach den Wohngeldbestim- 

mungen Berechtigten überhaupt Anträge auf 
Miet- und Lastenbeihilfen gestellt haben? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Storck 
vom 2. Juli 1970 

Von den rd. 21 Millionen Haushalten in der Bundesrepublik 
Deutschland haben Ende 1969 850 000 Wohngeld bezogen. Die 

Anzahl der Personen, die keinen Antrag auf Wohngeld gestellt 
haben, obwohl sie die Voraussetzungen für eine Wohngeldge- 
währung erfüllen, ist nicht bekannt Die Wohngeld-Statistik (§ 45 
WohngeldG) gibt hierüber keinen Aufschluß. Die Zahl dieser 
Personen dürfte jedoch im Hinblick auf die umfangreichen Publi- 
kationen über die Möglichkeit des Bezugs von Wohngeld gering 
sein. Sowohl die Mieterverbände, die wohnungswirtschaftlichen 
Fachorganisationen, die Verbände der Haus- und Grundbesitzer 
wie auch die zuständigen örtlichen Verwaltungsbehörden haben 
immer wieder in der Fachpresse, in Verbandsmitteilungen oder 
in Tageszeitungen auf das Wohngeld hingewiesen. Auch vom 
Bundesministerium für Städtebau und Wohnungswesen ist seit 
Inkrafttreten des Wohngeldgesetzes in großem Umfang Infor- 
mationsmaterial zur Verfügung gestellt worden. Die Bevölke- 
rung dürfte hiernach über die Möglichkeit, Wohngeld zu bean- 
tragen, weitgehend unterrichtet sein. 
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259. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den § 26 des 
Hansen Wohngeldgesetzes so zu ändern, daß auch 

Studierende zum Bezug von Wohngeld be- 
rechtigt werden, oder besteht die Absicht, 
eine entsprechende iroll befriedigende Rege- 
lung im Zweiten Ausbildungsförderungsge- 
setz zu treffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 11. August 1970 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Kosten der 
auswärtigen Unterbringung der in Ausbildung befindlichen Per- 
sonen, insbesondere der Studenten, soweit sie noch dem elter- 
lichen Haushalt zugerechnet werden, nicht in den Wohngeld- 
gesetzen, sondern nur im Rahmen der gesetzlichen Maßnahmen 
zur Ausbildungsförderung berücksichtigt werden können. Dies 
hat sie im Dritten Wohngeldbericht vom 5. Februar 1970 (Druck- 
sache VI/378, Abschnitt V, S. 18) im Entwurf eines Zweiten 
Wohngeldgesetzes vom 14. Mai 1970 (Bundesratsdrucksache 
260/70, Begründung A Nr. 4, S. 29/30) und im Bericht zur Bil- 
dungspolitik vom 8. Juni 1970 (Drucksache VI/925 bzw. Bundes- 
ratsdrucksache 364/70, S. 84 Nr. 2) zum Ausdruck gebracht. Dieser 
Auffassung hat sich der Bundesrat bei seiner Stellungnahme zu 
dem Regierungsentwurf eines Zweiten Wohngeldgesetzes am 
26. Juni 1970 angeschlossen (Bundesratsdrucksache 260/1/70, 
Ziff. 9, S. 8 in Verbindung mit dem Bericht über die 354. Sitzung 
des Bundesrates vom 26. Juni 1970, S. 152/160). 

Eine entsprechende gesetzliche Regelung wird von der Bundes- 
regierung im Rahmen der Ausbildungsförderung vorbereitet. 
Dabei werden die Länder und die Vertreter der Studenten Gele- 
genheit zur Stellungnahme erhalten. 

Unabhängig hiervon können jedoch in Ausbildung befindliche 
Personen, deren Wohnung am Ausbildungsort Mittelpunkt ihrer 
Lebensbeziehungen ist und die deshalb nicht mehr dem elter- 
lichen Haushalt zuzurechnen sind, Wohngeld erhalten. 


260. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Teilt die Bundesregierung die von Professor 
Dr. Elender anläßlich des Bauvereinstags 1969 
in Stuttgart geäußerte Auffassung — eine Auf- 
fassung, die beim 47. Verbandstag des Ver- 
bandes badischer Wohnungsunternehmen am 
3. Juli 1970 nachdrücklichst unterstrichen wur- 
de — , daß die 1940 in das Wohnungsge- 
meinnützigkeitsgesetz aufgenommene ständige 
Baupflicht im Gesamtrahmen der Gemeinnüt- 
zigkeit der Wohnungsunternehmen einen 
Fremdkörper darstellt und besonders ange- 
sichts der gegenwärtigen Baumarktsituation 
die Existenz der Unternehmen bedrohen kann, 
sofern aus Gründen, die in kurzer Zeit nicht 
zu beheben sind, die Erfüllung dieser aus der 
Zeit des Dritten Reichs stammenden diri- 
gistischen gesetzlichen Verpflichtung nicht 
möglich ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 11. August 1970 

Eine Änderung der Bestimmungen über das Baugebot für ge- 
meinnützige Wohnungsunternehmen gemäß § 6 Abs. 1 des Woh- 
nungsgemeinnützigkeitsgesetzes (WGG) wird im Zusammenhang 
mit der beabsichtigten Novellierung des WGG erörtert werden. 

Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen haben jedoch schon 
jetzt die Möglichkeit, soweit sie zeitweise ihrer Baupflicht nicht 
nachkommen können, nach § 6 Abs. 1 WGG bei der für sie zu- 
ständigen Aufsichtsbehörde eine Baupause zu erwirken. Hierbei 
kann der zu genehmigende Zeitraum der Baupause den Bedürf- 
nissen des Unternehmens angepaßt werden, so daß eine Gefähr- 
dung des Unternehmens nicht eintritt. 


261. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegenüber 
Geisenhofer der beängstigenden Steigerung der Baupreise 

und Mieten sowie gegen den zunehmenden 
Mietwucher zu unternehmen, von denen ins- 
besondere in den Großstädten mit erhöhtem 
Wohnungsbedarf Hunderttausende einkom- 
mensschwacher Mieter — Rentner, kinder- 
reiche Familien usw. — untragbar belastet 
werden? 


262. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts der unge- 
Geisenhofer wöhnlich steigenden Mietlast bereit, die Ein- 

kommensgrenze nach § 25 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes wesentlich zu erhöhen, um 
das weitere Abdrängen kleiner und mittlerer 
Einkommensbezieher in den viel zu teuren, 
freifinanzierten Wohnungsbau zu verhindern 
und das Wohngeld noch vor dem 1. Januar 
1970 so zu erhöhen, wie sie die Gesetzent- 
würfe Bundesratsdrucksache 260/70 und Druck- 
sache VI/2 vorsehen (notfalls Erhöhung der 
Mietobergrenzen im voraus durch Rechtsver- 
ordnung) ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 20. August 1970 

1. Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag den Ent- 
wurf eines Städtebauförderungsgesetzes vorgelegt; dieses 
Gesetz soll in seinem bodenrechtlichen Ziel vor allem der 
ungehinderten Bodenpreisentwicklung entgegenwirken. Die 
Bundesregierung hofft, daß die Beratungen in den zuständi- 
gen Ausschüssen des Deutschen Bundestages alsbald beendet 
werden und das Gesetz am 1. Januar 1971 in Kraft treten 
kann. 

2, Die Bundesregierung hat am 15. Mai 1970 dem Bundesrat den 
Entwurf eines Zweiten Wohngeldgesetzes vorgelegt. Dieser 
Gesetzentwurf wird in den nächsten Tagen dem Deutschen 
Bundestag zugeleitet werden, damit die Beratungen unmittel- 
bar nach Beendigung der Sommerpause aufgenommen werden 
können. Dieser Gesetzentwurf beinhaltet vor allem eine 
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Erhöhung der Einkommensgrenzen, 

Heraufsetzung der als notwendig anzuerkennenden Wohn- 
fläche, 

Anhebung der Mietobergrenzen. 

Darüber hinaus soll — durch die Einführung eines Tabellen- 
werkes — die Anwendung des Gesetzes wesentlich verein- 
facht werden, und zwar für die Verwaltung, vor allem aber 
auch für den Bürger. Die materiellen Verbesserungen be- 
laufen sich im Jahre 1971 auf 360 Millionen DM. 

3, Die Bundesregierung hat im Zusammenhang mit den Bera- 
tungen des Haushalts 1971 die Durchführung eines langfristi- 
gen Wohnungsbauprogramms beschlossen, das ab 1971 die 
Finanzierung von 250 000 Wohnungen im Rahmen des sozia- 
len Wohnungsbaus mit folgenden Förderungsschwerpunkten 
sicherstellen soll: 

a) Bezieher geringer Einkommen (bei gleichzeitiger Anhe- 
bung der Einkommensgrenzen); 

b) junge Familien, kinderreiche Familien, alte Menschen, 
Alleinstehende, Behinderte; 

c) im Rahmen der Regionalpolitik zur Förderung des Woh- 
nungsbaues im Zonenrandgebiet, in den regionalen 
Schwerpunktorten und in Orten mit überdurchschnittlichem 
Wohnungsbedarf; dabei soll der Wohnungsbau auch für 
jene Bürger gefördert werden, deren Einkommen bis zu 
40Vo über der Einkommensgrenze des sozialen Wohnungs- 
baues liegt. 

4. In der Kabinettsitzung vom 23. Juli 1970 hat die Bundesregie- 
rung beschlossen, einen Kabinettausschuß zur Entwicklung 
von Initiativen zur Begrenzung des Mietanstiegs und zur Ver- 
besserung des Mietrechts einzusetzen. 

Die vorbereitenden Arbeiten für den Kabinettausschuß sind 
heute beendet worden; die erai beiteten Vorschläge werden 
dem Kabinettausschuß unverzüglich zugeleitet werden, so daß 
die Bundesregierung baldmöglich über die Vorschläge des 
Ausschusses beraten und beschließen kann. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen haben folgende Zielsetzung; 
Verbesserung des Mietrechts; 
wirksamere Bekämpfung des Mietwuchers; 

Verbesserung der Struktur in der Bauwirtschaft; 

Förderung der Rationalisierung des Bauwesens (damit 
verbunden auch eine Förderung des Winterbaues); 

Erweiterung des Bauleistungsangebots am deutschen 
Markt; 

Verbesserung der Einsatzrichtlinien für den sozialen 
Wohnungsbau. 

Die Bundesregierung wird die zur Durchführung dieser vorge- 
schlagenen Maßnahmen notwendigen Gesetz- und Veordnungs- 
entwürfe den gesetzgebenden Gremien so bald wie möglich zur 
Beratung vorlegen. 

Die Bundesregierung hat den Bundesminister der Finanzen mit 
der Vorlage eines Gesetzentwurfes beauftragt, der es erlaubt 
für die Zwecke des sozialen Wohnungsbaues, der Stadtsanie- 
rung und -entwicklung und anderer ähnlicher öffentlicher Zwecke 
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bundeseigene Grundstücke bis zu 30Vo unter dem vollen Wert 
zu veräußern bzw. bei Überlassung das Nutzungsentgelt bis auf 
50®/o der ortsüblichen Miete oder Pacht zu ermäßigen. 

Zur Mietentwicklung ist festzusteilen, daß im ersten Halbjahr 
1970 der durchschnittliche Mietanstieg für alle Arbeitnehmer- 
haushalter 4,2®/o betrug. Dies ist die geringste Durchschnittsmiet- 
erhöhung seit 1961. Gegenüber dem Jahre 1969 bedeutet das 
fast eine Halbierung. Die durchschnittliche Mietentwicklung sagt 
allerdings nur wenig aus über die Mietentwicklung in den Bal- 
lungsgebieten, in den Städten und Gemeinden, in denen nach 
dem Ergebnis der Wohnungszählung ein deutlicher Wohnungs- 
fehlbestand sichtbar geworden ist. Dieser Fehlbestand und die 
damit zusammenhängende Steigerung des Mietenniveaus sind 
eine Folge der Fehleinschätzung der tatsächlichen Lage auf dem 
Wohnungsmarkt durch frühere Bundesregierungen und der 
daraus resultierenden übereilten Überleitung der Wohnungs- 
bewirtschaftung in die Marktwirtschaft und der gleichzeitigen 
Senkung der Mittel für den sozialen Wohnungsbau um jährlich 
10®/o seit 1960. 

Die Bundesregierung ist bemüht, durch das langfristige Woh- 
nungsbauprogramm und die übrigen erörterten Maßnahmen zu 
einer spürbaren Entspannung auf dem Wohnungsmarkt zu kom- 
men und die Mieter im Besitz ihrer Wohnung rechtlich und wirt- 
schaftlich zu sichern. Sie hofft dabei auf die Zustimmung aller 
Fraktionen des Deutschen Bundestages. 

Die Bundesregierung ist jedoch nicht der Auffassung, daß eine 
isolierte Erhöhung der Einkommensgrenzen nach § 25 des II. 
Wohnungsbaugesetzes ohne gleichzeitige Erhöhung der Mittel 
heute zu einer Verbesserung der Situation führen würde, zumal 
in den Ländern bereits heute Überschreitungen bis zu 25®/o der 
genannten Grenzen nicht gesetzesschädlich sind. In ihrem lang- 
fristigen Wohnungsbauprogramm sieht die Bundesregierung je- 
doch eine Verbesserung der Förderungssätze und eine Erhöhung 
der Einkommensgrenzen vor. 

Eine aus dem Zusammenhang des in seinen Teilbereichen auf- 
einander abgestimmten Wohngeldgesetzes gelöste Erhöhung der 
Mietobergrenzen durch Rechtsverordnung könnte zu einer weite- 
ren Erhöhung der Mieten führen. 

Die für die von Ihnen im übrigen vorgeschlagenen Änderungen 
erforderlichen Vorschriften könnten erst nach der Sommerpause 
von Bundestag und Bundesrat behandelt und bei aller gebotenen 
Beschleunigung nicht vor November 1970 verabschiedet werden, 
so daß mit ihrem Inkrafttreten kaum vor dem 1. Januar 1971 zu 
rechnen wäre. Sowohl Wohngeldgesetz und langfristiges Woh- 
nungsbauprogramm als auch Städtebauförderungsgesetz sollten 
jedoch ebenfalls am 1. Januar 1971 in Kraft treten. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Auffassung, daß kosten- 
senkende Maßnahmen auch von der Bauwirtschaft ergriffen wer- 
den können und müssen. Die Bundesregierung begrüßt daher die 
private Initiative der Wohnungswirtschaft, die sie vor allem in 
den letzten Wochen zur Senkung der Baukosten und zur Erhö- 
hung des Bauleistungsangebots ergriffen hat. 


263. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß rund 
250 Teilnehmer einer Bürgerversammlung des 
Münchner Stadtteils Lehel am 9. Juli 1970 die 
Stadt München auf gef ordert haben, „unver- 
züglich mit Vertretern des Freistaats Bayern 
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und des Bundes Verhandlungen aufzunehmen, 
um zur Erhaltung dieses Stadtviertels als 
Wohngebiet eine Sanierungsbank nach eng- 
lischem Beispiel zu errichten", und ist die 
Bundesregierung bereit, diese Verhandlungen 
baldmöglichst zu führen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 5. August 1970 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß am 9. Juli 1970 im Münch- 
ner Stadtteil Lehel eine Bürgerversammlung stattgefunden hat, 
die sich mit Fragen einer städtebaulichen Sanierung dieses Be- 
reiches befaßt hat. Einzelheiten des Versammlungsablaufs sind 
der Bundesregierung nicht bekannt. Der Bundesminister für 
Städtebau und Wohnungswesen wird sich über den Stand der 
Planungsarbeiten sowie die von der Bürgerinitiative entwickel- 
ten Vorstellungen und Wünsche eingehend informieren. 

Die Bundesregierung wird nach Inkrafttreten des Städtebauför- 
derungsgesetzes in der Lage sein, für notwendige städtebauliche 
Sanierungsmaßnahmen finanzielle Hilfen zu gewähren. Vorher 
besteht eine solche Möglichkeit bereits — allerdings nur in be- 
scheidenem Umfang — über die Anerkennung solcher Maßnah- 
men als „Studien- und Modellvorhaben". 

Die Bundesregierung ist gern bereit, mit Vertretern des Frei- 
staats Bayern über finanzielle Hilfen des Bundes im Rahmen 
der gesetzlichen und haushaltsrechtlichen Möglichkeiten zu ver- 
handeln. Die Bundesregierung ist auch bereit, im Zuge dieser 
Verhandlungen zu prüfen, ob die Errichtung einer Sanierungs- 
bank nach englischem Beispiel bei der finanziellen Abwicklung 
der Sanierungsmaßnahme Lehel von Nutzen sein kann und ob 
die gegebenen rechtlichen Bestimmungen dies zulassen bzw. ent- 
sprechende Vorschriften neu geschaffen werden müssen. 


264. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um noch vor Inkrafttreten des Städte- 
bauförderungsgesetzes über eine solche Sa- 
nierungsbank die notwendigen Finanzmittel 
für die Sanierung dieses Wohngebiets zur 
Verfügung zu stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 5. August 1970 

Die Bundesregierung ist zuversichtlich, daß das Städtebauför- 
derungsgesetz durch Bundestag und Bundesrat bald verabschie- 
det werden kann. Bereits im Hauchalt 1971 sind deshalb ent- 
sprechende Förderungsmittel des Bundes eingeplant. 

Es wird von dem Ergebnis der Verhandlungen der Bundesregie- 
rung mit Vertretern des Freistaats Bayern abhängen, ob und 
wann die Sanierung des Wohngebiets Lehel in das Förderungs- 
programm des Bundes aufgenommen werden kann. 

Über die Möglichkeiten einer eventuellen privaten Finanzierung 
der Sanierung des Gebiets Lehel über eine Sanierungsbank be- 
reits vor Inkrafttreten des Städtebauförderungsgesetzes ist der 
Bundesregierung eine Meinungsäußerung ohne genauere Infor- 
mationen leider nicht möglich. 
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265. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
Dr. Warnke den Vorstellungen der Bundestagsfraktionen 

den Arbeitnehmerwohnungsbau im Zonen- 
randgebiet mehr als bisher zu fördern und 
insbesondere die Darlehnssätze und Einkom- 
mensgrenzen um mindestens ein Drittel ge- 
genüber den Sätzen des § 25 Abs. 1 des Woh- 
nungsbaugesetzes zu erhöhen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 14. August 1970 

In dem von der Bundesregierung vorbereiteten Entwurf eines 
Zonenrandförderungsgesetzes soll zur Verbesserung der allge- 
meinen Wohnungsversorgung im Randgebiet auch die bevor- 
zugte Förderung des sozialen Wohnungsbaues ausdrücklich fest- 
gelegt werden. Sie wird im Rahmen des langfristigen Wohnungs- 
bauprogrammes vollzogen werden. Um den besonderen Verhält- 
nissen des Randgebietes Rechnung zu tragen, soll auch eine ent- 
sprechende Bemessung der Förderungssätze und eine angemes- 
sene Erhöhung der maßgebenden Einkommensgrenze ermöglicht 
werden. 


266. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in den Haus- 

Dr. Warnke haltsentwurf für 1971 erstmalig Mittel zur zu- 

sätzlichen Förderung des Baus von Alters- 
heimen im Zonenrandgebiet aufzunehmen, um 
damit der besonderen Altersstruktur der Be- 
völkerung im Zonenrandgebiet Rechnung zu 
tragen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 14. August 1970 

Der Bund stellt seit Jahren zusätzlich zu den öffentlichen Landes- 
mitteln Bundesdarlehen für die Versorgung der betagten Men- 
schen mit angemessenem Wohnraum bereit und hilft damit den 
Ländern, denen die Durchführung aller Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Bau- und Wohnungswesens obliegt, nicht unwesent- 
lich bei der Finanzierung des Baues von Altenwohnungen und 
Altenwohnheimen. 

Der Bewilligungsrahmen beträgt in diesem Jahr wie auch schon 
in den vergangenen Jahren wieder 40 Millionen DM. Um den 
steigenden Bedarf an Altenwohnungen und Altenwohnheimen, 
der in verstärktem Maße im Zonenrandgebiet auf Grund seiner 
besonderen Struktur besteht, auch künftig Rechnung tragen zu 
können, hat die Bundesregierung bereits bei ihren Beratungen 
über den Haushalt 1971 beschlossen, im Haushaltsentwurf 1971 
den Ansatz wesentlich, und zwar auf 60 Millionen DM, zu er- 
höhen. 

Ferner ist in dem von der Bundesregierung beschlossenen lang- 
fristigen Wohnungsbauprogramm vorgesehen, den Wohnungs- 
bau zugunsten alter Menschen, kinderreicher Familien sowie 
Schwerbehinderter in den nächsten 5 Jahren mit zusätzlich 1 250 
Millionen DM zu fördern. Diese Mittel sind in die mittelfristige 
Finanzplanung eingestellt. 

Damit dürfte die Bundesregierung ihre Bereitschaft, den Woh- 
nungsbau für alte Menschen verstärkt zu fördern, deutlich ge- 
macht haben. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


267. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Trifft die Mitteilung in der Wochenzeitung 
„Christ und Welt“ vom 26. Juni 1970 zu, 
wonach die Bundesregierung, um behaupte- 
ten „neuen Gegebenheiten der Deutschland- 
politik“ Rechnung zu tragen, Begriffsrichtli- 
nien vorbereitet hat, in denen das Zonen- 
randgebiet fortan „innerdeutsches Grenzge- 
biet“ heißen soll und der Begriff „Interzonen- 
handel“ durch „innerdeutschen Handel" er- 
setzt werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 10. Juli 1970 

Die im Jahre 1961 vom Bundesminister für gesamtdeutsche Fra- 
gen im Benehmen mit anderen zuständigen Bundesministern 
erlassenen Bezeichnungsrichtlinien sind in ihrer überarbeiteten 
Fassung vom Juli 1965 formal noch gültig. Im Laufe der letzten 
Jahre hat sich zwischen den an sich für den amtlichen Bereich 
getroffenen Bestimmungen dieser Richtlinien und ihrer Beachtung 
in der Öffentlichkeit eine zunehmende Diskrepanz herausge- 
bildet. So wird zum Beispiel in den Massenmedien der andere 
Teil Deutschlands schon seit langem überwiegend als DDR be- 
zeichnet. Diese Übung hat selbstverständlich auch auf die politi- 
schen Sprachgewohnheiten eingewirkt. So hat zum Beispiel 
schon die Bundesregierung der Großen Koalition den Begriff 
DDR zunehmend verwendet. 

Ein weiteres Beispiel unter vielen anderen dafür, daß die alten 
Bezeichnungsrichtlinien praktisch nicht mehr durchführbar sind, 
ist das Vorgehen des Verbandes der Kartographischen Verlage 
und Institute und des Verbandes der Schulbuch vertage e. V., 
die für ihren Gebrauch eigene „Bezeichnungsempfehlungen“ her- 
ausgegeben haben. 

Bei dieser Sachlage sah sich die Bundesregierung — auch auf 
Verlangen mehrerer Bundesländer — veranlaßt, die weitere 
Behandlung der Bezeichnungsrichtlinien zu prüfen. Die in der 
Meldung in „Christ und Welt“ vom 26. Juni 1970 im einzelnen 
getroffenen Feststellungen entsprechen jedoch durchweg nicht 
den Tatsachen. 

So gibt zum Beispiel die von Ihnen aus „Christ und Welt“ 
zitierte Behauptung, das Zonenrandgebiet solle in Zukunft „in- 
nerdeutsches Grenzgebiet" genannt werden, weder die gegen- 
wärtigen Vorstellungen der Bundesregierung wieder, noch be- 
rücksichtigt sie die Tatsache, daß die Überlegungen der Bundes- 
regierung keineswegs abgeschlossen sind. 

Es trifft nicht zu, daß die Bezeichnung „Interzonenhandel“ durch 
„innerdeutschen Handel“ ersetzt werden soll. Der Begriff „Inter- 
zonenhandel“ ist auch in den genannten Bezeichnungsrichtlinien 
in der Fassung vom Juli 1965 nicht festgelegt worden. Er hat 
dementsprechend auch in den bisherigen Erörterungen der Bun- 
desregierung zu diesm Komplex keine Rolle gespielt. Im übrigen 
hat sich die Bezeichnung „innerdeutscher Handel“ seit mehreren 
Jahren allgemein durchgesetzt. 
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Lassen Sie mich ferner feststellen, daß die von mir genannten 
Überlegungen der Bundesregierung über die weitere Behandlung 
der Bezeichnungsrichtlinien keinen Anlaß zu der Vermutung 
oder dem Eindruck geben, als sollten die Bezeidinungsrichtlinien 
umfassend durch neue Begriffsrichtlinien ersetzt werden. Gerade 
dies will die Bundesregierung nicht. 


268. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
Roser Sache, daß laut Pressemeldungen (Epd-Landes- 

dienst Bayern, 22. Juni 1970) einer lOköpfigen 
Delegation der Evangelischen Landjugend in 
Bayern, die einer offiziellen Einladung zum 
Besuch der „Agra 70" in Leipzig sowie zur 
Besichtigung landwirtschaftlicher Produktions- 
genossenschaften im Kreis Gera gefolgt war, 
an der Zonengrenze bei Hof nach vielstündi- 
gem Warten die Einreise verweigert wurde, 
während um die gleiche Zeit (laut Spiegel 
vom 6. Juli 1970) eine Delegation der Jung- 
sozialisten in Ost-Berlin empfangen wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 21. Juli 1970 


Die Behörden der DDR gestatten im allgemeinen Westdeut- 
schen nur einmal im Jahr bis zur Dauer von vier Wochen Ver- 
wandte ersten und zweiten Grades in der DDR zu besuchen. 
Darüber hinaus können Einwohner der Bundesrepublik Deutsch- 
land (einschließlich des Landes Berlin) aber auch in die DDR 
reisen, wenn sie von amtlichen Stellen eingeladen werden oder 
wenn die SED an dem Besuch interessiert ist. Fahrten zu wissen- 
schaftlichen Tagungen, zur Leipziger Messe oder zu „Arbeiter- 
konferenzen" gehören in diese Kategorien. Es ist bekannt, daß 
fachlich interessierte Gruppen aus Westdeutschland verschiedent- 
lich landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften auf deren 
Einladung hin besichtigt haben. 

Diese Praxis der Erteilung von Aufenthaltsgenehmigungen 
schließt nicht aus, daß es immer wieder zu Schwierigkeiten bei 
Reisen in die DDR kommt. Dabei sind zwar manchmal die Um- 
stände feststellbar, nicht aber die Gründe erkennbar. So ist mir 
nicht bekannt, warum die DDR-Grenzbehörden einer lOköpfigen 
Delegation der Evangelischen Landjugend in Bayern unter Lei- 
tung von Landjugendpfarrer Paul Geissendörfer die Einreise 
verweigerten, obwohl die Gruppe nach einem Bericht der Süd- 
deutschen Zeitung vom 23. Juni 1970 zu einem Besuch der Land- 
wirtschaftsausstellung der DDR in Leipzig-Markkleeberg sowie 
zum Besuch landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften im 
Kreis Gera eingeladen war. 

Erkenntnisse über die Motive, von denen die Entscheidung der 
DDR-Behörden bestimmt wurde, liegen mir leider nicht vor. Den- 
noch muß m. E. außer Zweifel stehen, daß zwischen der Verwei- 
gerung der Einreise für die Gruppe der evangelischen Landju- 
gend in Bayern und dem Empfang einer Delegation der Jung- 
sozialisten durch den Staatsratsvorsitzenden Ulbricht kein Zu- 
sammenhang besteht. 
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Vorfälle wie die Verweigerung der Einreise für die Gruppe der 
evangelischen Landjugend, kommen nicht selten vor. Sie bestäti- 
gen die Notwendigkeit der Bemühungen, die die Bundesregie- 
rung um eine Verbesserung der Kommunikationsmöglichkeiten 
des Reiseverkehrs im Rahmen ihrer Politik unternimmt 


269. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister für inner- 
deutsche Beziehungen einen Bericht über die 
Zonenrandförderung deshalb zurückstellte, 
weil die Bundesregierung den Begriff „Zonen- 
rand“ nicht mehr verwenden will, und wo- 
mit und mit welcher Begründung gedenkt die 
Bundesregierung diesen Begriff zu ersetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 29. Juli 1970 

Wie ich bereits in meiner Antwort vom 17. März 1970 auf die 
Schriftliche Frage des Herrn Abgeordneten Weigl, bis wann die 
Bundesregierung einen Zonenrandbericht vorlegen werde, er- 
klärt habe (vergleiche Stenographischer Bericht über die 41. Sit- 
zung, Anlage 23), beabsichtigt die Bundesregierung, eine um- 
fassende Zusammenstellung sämtlicher Förderungsmaßnahmen 
des Bundes für das Zonenrandgebiet zu veröffentlichen. Diese 
Informationsschrift soll alle interessierten Stellen und Perso- 
nen — auch die Abgeordneten des Deutschen Bundestages — dar- 
über informieren, auf welchen Sachgebieten und in welchem 
Umfang die Bundesregierung dem Zonenrandgebiet Hilfe zuteil 
werden läßt. 

Die Vielzahl der einzelnen Förderungsmaßnahmen und der un- 
vermeidbare Umstand, daß die Hilfen von neun Bundesministe- 
rien gewährt werden, machte eine umfassende Erörterung und 
Prüfung des Vorhabens mit den beteiligten Ressorts erforder- 
lich. Das Manuskript konnte deshalb erst jetzt fertiggestellt 
werden. Die Drucklegung wird im August erfolgen, so daß — falls 
nicht aus technischen Gründen eine Verzögerung eintritt — da- 
mit gerechnet werden kann, daß die Broschüre unmittelbar nach 
Beendigung der Sommerpause des Deutschen Bundestages zur 
Verteilung gelangt. Es trifft somit nicht zu, daß der Bericht aus 
den von Ihnen vermuteten Gründen zurückgestellt wurde. In der 
Informationsschrift wird der Begriff Zonenrandgebiet weiter ver- 
wendet werden. 


270. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß, wie „Die 
Borm Welt“ vom 21. Juli 1970 berichtet, in den 

letzten Wochen die Zahl der Verhaftungen 
und Zurückweisungen von Berlin-Reisenden 
durch die DDR-Grenzorgane gestiegen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 27. Juli 1970 

Die Zeitung „Die Welt“ hatte am 21. Juli 1970 berichtet, die Zahl 
der Festnahmen und Zurückweisungen von Berlin-Reisenden 
durch DDR-Grenzorgane sei in jüngster Zeit gestiegen. Dabei 
wurden für die Zeit vom 1. Januar bis 14. Juli 1970 folgende 
Zahlen angegeben: 
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Festnahmen: 40 Personen 
Vorläufige Festhaltungen: 39 Personen 
Zurückweisungen: 168 Personen. 


Die wirklichen Zahlen lauten nach Auskunft des Bundesministe- 
riums des Innern für die Zeit vom 1. Januar bis 17. Juli 1970 
(eine genaue Aufschlüsselung der Zahlen bis zum 14. Juli 1970 
hat das BMI aus organisationstechnischen Gründen nicht vor- 
genommen): 


Festnahmen: 46 Personen 
Vorläufige Festhaltungen: 40 Personen 
Zurückweisungen: 197 Personen. 


Damit ist die Zahl der wirklichen Behinderungen im Berlin-Ver- 
kehr größer als von der Zeitung „Die Welt“ angegeben. 


Bei Fahrten von Westdeutschland nach Westberlin und in die 
DDR sowie beim Übergang von Westberlin nach Ostberlin wur- 
den während der Zeit vom 1. Januar bis 17. Juli 1970 insgesamt 
64 Personen festgenommen, 48 Personen vorläufig festgehalten 
und 268 Personen zurückgewiesen. 


Die Vergleichszahlen für das Jahr 1969 lauten für den gesamten 
innerdeutschen Verkehr, wobei jedoch nur die Zeit vom 1. März 
bis 31. Dezember 1969 vom Bundesministerium des Innern erfaßt 
wurde : 

Festnahmen: 73 Personen 
Vorläufige Festhaltungen: 46 Personen 
Zurückweisungen: 274 Personen. 


In den ersten sechseinhalb Monaten des Jahres 1970 wurden 
damit annähernd die gleiche Anzahl von Personen festgenom- 
men, vorläufig festgehalten oder zurückgewiesen wie während 
der Dauer von 10 Monaten im Jahre 1969. 


Die annähernd gleiche Anzahl von Behinderungen bei einer zeit- 
lichen Differenz der Vergleichszeiträume von dreieinhalb Mona- 
ten läßt noch keine endgültige Aussage zu, ob in diesem Jahre 
die Anzahl der Behinderungen wiklich gestiegen ist. Es muß bei- 
spielsweise berücksichtigt werden, daß während der Monate 
Februar und März 1970 111 Reisende, die überwiegend aus den 
Kreisen Arnsberg, Lippstadt, Meschede und Wiedenbrück kamen, 
wegen fehlender Impfschutzzeugnisse zurückgewiesen wurden. 
Zieht man diese Fälle, die nur schwer als Schikane der DDR- 
Behörden interpretiert werden können, von der Anzahl der 
Zurückgewiesenen des Jahres 1970 ab, so wird es noch proble- 
matischer, bereits jetzt von einer Zunahme der Zurückweisungen 
zu sprechen. 
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Wenngleich die Schikanen der DDR-Behörden im innerdeutschen 
Verkehr nicht bagatellisiert werden sollen, so muß die Anzahl 
der Behinderungen doch in Relation zur Anzahl der Reisenden 
gesehen werden. In den Jahren 1967, 1968 und 1969 sind jeweils 
mehr afe dreieinhalb Millionen Deutsche auf dem Landweg von 
Westdeutschland nach Westberlin gereist. In umgekehrter Rich- 
tung lautet die Zahl in etwa ebenso, so daß jährlich mehr als 
7 Millionen Deutsche von den DDR-Behörden im Berlin-Verkehr 
kontrolliert worden sind. Weiterhin sind in den drei genannten 
Jahren jeweils mehr als eine Million Westdeutsche in die DDR 
gereist. Daraus ergibt sich, daß der weitaus größte Teil der Rei- 
senden weder festgenommen, noch vorläufig festgehalten oder 
zurückgewiesen wird. 


271. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Entwurf 
Dr. Warnke eines Zonenrandförderungsgesetzes dem Deut- 

schen Bundestag so rechtzeitig vorzulegen, 
daß die Beratung zusammen mit dem von der 
CDU/CSU-Fraktion eingebrachten Gesetzent- 
wurf noch in diesem Jahr beginnen und das 
Gesetz zum 1. Januar 1971 in Kraft treten 
kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 6. August 1970 


Die Bundesregierung wird im September — spätestens im Okto- 
ber — dieses Jahres den Entwurf eines Zonenrandförderungs- 
gesetzes beschließen und dem Bundesrat zuleiten. Auf den zeit- 
lichen Ablauf der Beratungen im Deutschen Bundestag hat die 
Bundesregierung keinen Einfluß. Sie wird sich jedoch dafür ein- 
setzen, daß das Gesetz sobald als möglich in Kraft tritt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


272. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher unter- 

Dr. Jungmann nommen oder gedenkt sie zu tun, damit Ar- 

beitsschutz und Sicherheitstechnik Lehr- und 
Prüfungsfächer an den Technischen Hoch- 
schulen und Staatlichen Ingenieurschulen wer- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 10. Juli 1970 


Die Bundesregierung hat — von einigen Ausnahmen abgesehen, 
die hier nicht gegeben sind — keine Möglichkeit, auf die Studien- 
pläne in einzelnen Fachrichtungen Einfluß zu nehmen. 
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Soweit der Bundesregierung bekannt ist, besteht Einigkeit dar- 
über, daß eine Verbesserung der Ausbildung in Arbeitsschutz 
und Sicherheitstechnik für alle Studierenden technischer Diszipli- 
nen notwendig ist. Eine abschließende Meinungsbildung über 
die Art der Einbeziehung des Lehrstoffes dieser beiden Gebiete 
in die Studienpläne ist noch nicht erfolgt. Es geht dabei um die 
Frage, ob der Lehrstoff des Arbeitsschutzes und der Sicherheits- 
technik im Zusammenhang mit dem jeweiligen Fachgebiet dar- 
geboten werden soll oder ob beide Gebiete selbständig in die 
Pflicht- und Prüfungsfächer eingeordnet werden sollen. Für beide 
Lösungen, die zur Zeit geprüft werden, lassen sich beachtliche 
Gründe anführen. Die Prüfung muß im Zusammenhang mit den 
Überlegungen zur Studienreform angestellt werden. 


273. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
Dr. Jungmann nommen oder gedenkt sie zu tun, damit an 
allen Universitäten Lehrstühle für Arbeits- 
medizin eingerichtet werden und Arbeitsmedi- 
zin zum Pflicht- und Prüfungsfach erhoben 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 10. Juli 1970 


Die Bundesregierung hat keinen Einfluß auf die Errichtung von 
Lehrstühlen an den Universitäten, da die L.änder Träger der 
Hochschulen sind. Der Bund hat jedoch die konkurrierende Ge- 
setzgebungszuständigkeit für die Zulassung zu ärztlichen und 
anderen Heilberufen. Er kann infolgedessen die ärztliche Aus- 
bildung gestalten und damit über die der Bestallung voraus- 
gehenden Prüfungen auch auf das Lehrangebot an den medizi- 
nischen Fakultäten einwirken. 

Nach der gegenwärtig noch geltenden Bestallungsordnung für 
Arzte aus dem Jahr 1953 ist Arbeitsmedizin kein eigenes Prü- 
fungsfach, Fragen aus diesem Bereich werden jedoch in Prüfun- 
gen angesprochen. Zur Zeit wird eine neue Approbationsordnung 
für Ärzte im Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit vorbereitet, die noch vor Ablauf dieses Jahres in Kraft 
treten soll. Der Besuch von bestimmten Pflichtvorlesungen als 
Voraussetzung für die Zulassung zu verschiedenen Examina wird 
in dieser Ausbildungsordnung nicht vorgesehen, um den Fakul- 
täten mehr Spielraum bei der Gestaltung der Studienpläne und 
beim Aufbau moderner Unterrichtsveransaltungen zu geben. Die 
Hochschulen werden aber verpflichtet, eine Ausbildung zu ver- 
mitteln, die es dem Studierenden möglich macht, die zum Beste- 
hen der vorgeschriebenen Prüfungen notwendigen Kenntnisse 
und Fähigkeiten zu erwerben. 

Nach § 27 in Verbindung mit Anlage 16 des Entwurfs der Appro- 
bationsordnung soll der Prüfungsstoff für den 2. Abschnitt der 
Ärztlichen Prüfung u. a. auch dem ökologischen Stoffgebiet ent- 
nommen werden. Unter dieses Stoffgebiet fällt auch die Arbeits- 
medizin. Ferner soll bei der Meldung zum 2. Abschnitt der Ärzt- 
lichen Prüfung der erfolgreiche Besuch eines Praktikums der 
ökologischen Fachgebiete nachgewiesen werden (Anlage 17 des 
Entwurfs). Damit ist sichergestellt, daß künftig Arbeitsmedizin 
Lehr- und Prüfungsfach an den Universitäten sein wird. 
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274. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedeu- 
tung der Sidierheitstedmik als Lehrfadi? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 10, Juli 1970 


Wie idi bereits bei der Antwort auf Frage 272 ausgeführt habe, 
unterstützt die Bundesregierung alle Bemühungen, die auf eine 
Verbesserung der Studienmöglichkeiten in dem Fach Sicherheits- 
technik hinzielen, weil sie der Auffassung ist, daß der Ingenieur 
in der modernen Industriegesellschaft bereits während der Be- 
rufsausbildung in den technischen, organisatorischen und psycho- 
logischen Maßnahmen zum Schutz des Menschen unterwiesen 
werden muß, um die nachteiligen Auswirkungen der Technik 
auf den Menschen ausschalten zu können. In welcher Form diese 
Ausbildung erfolgen soll, muß noch geprüft werden. 


275. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die Hoch- 
Dr. Jungmann schul- und Schulträger einzuwirken, damit 
das Fachgebiet Sicherheitstechnik in ausrei- 
chendem Umfang ein deutschen Hoch- und 
Fachschulen studiert werden kann? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 10. Juli 1970 


Die Bundesregierung ist bereit, an die Ständige Konferenz der 
Kultusminister und die Westdeutsche Rektorenkonferenz die 
Frage heranzutragen, wie eine ausreichende Ausbildung in dem 
Fachgebiet Sicherheitstechnik künftig an den Hochschulen sicher- 
gestellt werden kann. 


276. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
Gründungsrektors der Universität Bremen, 
Thomas von der Vring, es sei die Aufgabe der 
Universität, der Veränderung der Gesellschaft 
zu dienen und die Universität bedürfe dazu der 
weitestgehenden Autonomie, insbesondere in 
Personalangelegenheiten, zu einem staatlichen 
Bestätigungsrecht bestehe keine Veranlas- 
sung? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 22. Juli 1970 


Die Ausführungen von Dr. von der Vring „Theoretische Über- 
legungen zum Problem der Universitätsgründung" (auszugsweise 
abgedruckt in der „Zeit" Nr. 28 vom 10. Juli 1970), die dem in 
Bremen mit der Universitätsgründung befaßten Gremium vor- 
gelegt worden sind, beginnen mit folgenden Sätzen: 
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„Wissenschaft als gesellsdiaftlidie Veranstaltung will der Ent- 
faltung und Nutzbarmachung von Erkenntnis dienen. Solche 
Wissenschaft zu organisieren und die Erkenntnis an die Gesell- 
schaft zu vermitteln, versteht die Universität als ihre Aufgabe." 

Wissenschaft, so verstanden, wird notwendigerweise die Gesell- 
schaft verändern und daß die Universität in diesem Prozeß eine 
große Rolle spielen muß, dürfte unbestritten sein. 

Ob die Universität für die Verwirklichung ihrer Aufgaben größe- 
rer Autonomie bedarf, ist zwar umstritten: Die Bundesregierung 
ist jedoch der Auffassung, daß nur eine Stärkung der Befugnisse 
und der Verantwortung einer Universitätsleitung die Reform 
der Hochschule möglich machen wird. 

Der Universität sollten dafür in ihrem inneren Bereich in mög- 
lichst weitem Umfang Selbstverwaltungsrechte eingeräumt wer- 
den. Dabei ist es auch denkbar, in Persönalangelegenheiten der 
Hochschule eine erweiterte Autonomie zu geben und auf staat- 
liche Befugnisse mehr als bisher zu verzichten. 

Es sei noch darauf hingewiesen, daß zahlreiche ausländische 
Hochschulen in diesem Bereich uneingeschränkt allein entschei- 
den. Auch die Universitäten im Bundesgebiet können schon jetzt 
über die Einstellung z. B. von wissenschaftlichen Assistenten 
und Lektoren allein entscheiden, über eine Ausweitung dieser 
Befugnisse z. B. auf Professoren wäre von den Ländern zu be- 
finden, da derartige Regelungen in den Zuständigkeitsbereich 
der Länder fallen. 


277. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, sich an 
den Kosten der Errichtung und/oder der Unter- 
haltung zu beteiligen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 22. Juli 1970 


Die Bundesregierung hat diese Absicht, nachdem der Wissen- 
schaftsrat eine entsprechende Empfehlung ausgesprochen hat. 

Zu dieser Frage äußere ich mich im übrigen gleichzeitig in der 
Antwort auf die Kleine Anfrage betr. die hochschulpolitische 
Situation in Bremen (Drucksache VI/1028). Ich bitte damit ein- 
verstanden zu sein, daß ich auf diese Antwort der Bundesregie- 
rung, die dem Herrn Bundespräsidenten voraussichtlich bis zum 
24. des Monats zugehen wird, Bezug nehme. 


278. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Rollmann studentische Mitglied des Gründungsausschus- 

ses der Bremer Universität, Detlef Albers, 
nach der Anhörung der Kandidaten für das 
Amt des Gründungsrektors vor dem Grün- 
dungsausschuß unwidersprochen auch in be- 
zug auf den dann gewählten und inzwischen 
bestätigten Gründungsrektor Dr. Thomas von 
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der Vring am 22. Juni 1970 erklärt hat: 
„Ich möchte feststellen, daß eigentlich alle 
Kandidaten, die ernsthaft sich beworben ha- 
ben, hier gesagt haben, daß sie ihre Praxis 
unter die Perspektive einer sozialistischen Ge- 
sellschaftsveränderung stellen würden"? 


279. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Rollmann studentischen Mitglieder des Gründungsaus- 

schusses der Bremer Universität in Heft 2/1970 
der Zeitschrift „Studentische Politik" in einer 
gemeinsamen Stellungnahme erklärt haben: 
„Ohne naiven Optimismus im Hinblick auf die 
Durchsetzung sozialistischer Konzeptionen 
kann studentische Politik in dieser Phase doch 
versuchen, die personellen und materiellen 
Voraussetzungen zu schaffen, die es einmal 
ermöglichen werden, die Universität und die 
an ihr betriebene Wissenschaft in den Dienst 
der Interessen des Proletariats zu stellen"? 


280. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der dann 
Rollmann gewählte und bestätigte Gründungsrektor der 

Bremer Universität, Dr. Thomas von der Vring, 
in seiner Anhörung vor dem Gründungsaus- 
schuß am 22. Juni erklärt hat: „Gegen eine 
richtig formulierte, sozialistische Politik kann 
niemand sein, der Demokrat ist"? 


281. Abgeordneter Inwieweit entsprechen die oben wiedergege- 

Rollmann benen programmatischen Äußerungen des 

Gründungsrektors und aus dem Gründungs- 
ausschuß der bildungspolitischen Grundkon- 
zeption der Bundesregierung, insbesondere 
ihrem im Bildungsbericht betonten „neuen 
Demokratieverständnis" ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 5. August 1970 


Die zitierten Äußerungen sind der Bundesregierung durch Pres- 
seberichte (Äußerungen in den Fragen 278 und 280) oder aus 
der Zeitschrift „Studentische Politik" Nr. 2 1970 S. 20 ff. (Äuße- 
rung in der Frage 279) bekannt. Sie geben die lebhafte Debatte, 
die sich im Zusammenhang mit der Bestellung des Gründungs- 
rektors für die Universität Bremen entwickelt hat, nur unvoll- 
ständig wieder. Dr. Thomas von der Vring hat sich in den letzten 
Wochen auch in mehreren Interviews (vgl. die Stuttgarter Zei- 
tung vom 9. Juli 1970, die Frankfurter Rundschau vom 9. Juli 
1970 und den Spiegel Nr. 29 vom 13. Juli 1970) zu den Aufgaben 
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der Universität und zu der Bremer Universitätsgründung — und 
im übrigen auch schriftlich gegenüber dem Bremer Gründungs- 
senat (teilweise abgedruckt in der Zeit Nr. 28 vom 10. Juli 
1970) — geäußert. Insgesamt lassen die Äußerungen von Dr. von 
der Vring erkennen, daß er es als Aufgabe der Universität an- 
sieht, unter Wahrung des Pluralismus in der Methode die Ent- 
faltung und Nutzbarmachung von wissenschaftlicher Erkenntnis 
zu organisieren und die Erkenntnis an die Gesellschaft insge- 
samt zu vermitteln. Damit steht Dr. von der Vring nicht im Ge- 
gensatz zum Grundgesetz. 

Ganz allgemein sei festgestellt, daß Universitätsgründungen 
auch in der Vergangenheit immer von mehr oder weniger deut- 
lich erklärten Zielvorstellungen ausgegangen sind. Für eine Neu- 
gründung, die in besonderem Maße der Hochschulreform ver- 
pflichtet ist, kann das nicht anders sein. Im übrigen ist natürlich 
jede Hochschulreform Ausdruck einer sich wandelnden gesell- 
schaftspolitischen Situation. In der Diskussion darüber müssen 
auch unterschiedliche Auffassungen darüber zum Ausdruck kom- 
men können. 

Im übrigen sei darauf hingewiesen, daß nicht einzelne Mitglieder 
des Gründungssenates der künftigen Universität, sondern die 
Bürgerschaft und der Senat der Freien Hansestadt Bremen die 
politische und bildungspolitische Verantwortung für die Gestal- 
tung der Universität Bremen tragen. In meiner Antwort auf die 
Kleine Anfrage betr. die hochschulpolitische Entwicklung in 
Bremen (Drucksache VI/ 1028) habe ich hervorgehoben, daß der 
Bremer Senat sich zu dieser Verantwortung ausdrücklich bekannt 
hat und daß die Bundesregierung deshalb keinen Grund zu der 
Annahme sieht, bei der Errichtung der Universität Bremen könn- 
ten im Widerspruch zur freiheitlich-demokratischen Grundord- 
nung der Bundesrepublik Deutschland und zur Freiheit der Wis- 
senschaft stehende einseitige ideologische Konzepte verwirklicht 
werden. 


282. Abgeordneter 

Baron von 
Wrangel 


Inwieweit hat sich die Bundesregierung mit 
dem Problem befaßt, daß Kindern von Gast- 
arbeitern, für die bei uns Schulpflicht besteht, 
in den meisten Fällen kein oder nur unzu- 
reichender Unterricht in ihrer Heimatsprache 
und in den speziell das Heimatland betreffen- 
den Fächern wie Erdkunde, Geschichte und 
Staatsbürgerkunde gegeben wird, wodurch zu 
befürchten ist, daß diese Kinder später in 
ihrem Heimatland unter Umständen Sprach- 
oder Bildungslücken aufweisen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 28. Juli 1970 


Der Bundesregierung ist die Problematik des muttersprachlichen 
Unterrichts für in der Bundesrepublik Deutschland lebende Aus- 
länderkinder bekannt. Auch über die Tatsache, daß nicht alle 
Ausländerkinder gleiche Unterrichtsangebote in den für die 
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Kenntnis ihres Heimatlandes wichtigen Fächern (Erdkunde, Ge- 
schichte) erhalten, besteht kein Zweifel. Die für die Organisation 
und innere Ausgestaltung des Schulwesens zuständigen Länder 
haben jedoch durch ihren Beschluß vom 15. Mai 1964 die erfor- 
derlichen Maßnahmen im Grundsatz ermöglicht. Sofern die Min- 
destschülerzahlen an einem Ort erreicht werden und die Heimat- 
länder Lehrkräfte zur Verfügung stellen, werden Sprach- und 
Landeskundekurse in der jeweiligen Muttersprache zusätzlich 
für diejenigen Schüler angeboten, die dem Unterricht in der 
deutschen Schule folgen. 


283. Abgeordneter 

Baron von 
Wrangel 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung — gerade im Hinblick auf immer wieder 
angestrebte „europäische Lösungen" — , die- 
sem Problem in Zusammenarbeit mit den Län- 
dern durch diesbezügliche Maßnahmen zu be- 
gegnen, wie Bereitstellung geeigneter deut- 
scher oder Anwerbung entsprechender auslän- 
discher Lehrkräfte, finanzielle Unterstützung 
der Länder bis hin zur Einrichtung von Kin- 
dergärten wie auch vorschulischer Erziehung 
unter Heranziehung fachlich geeigneter Kräfte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 28. Juli 1970 

Die aus den jeweiligen Heimatländern der Ausländer entsandten 
Lehrer werden aus Mitteln der Kultusministerien der Länder 
besoldet. Die Ständige Konferenz der Kultusminister ist wegen 
der Verbesserung der Unterrichtsangebote für Ausländerkinder 
mit den Vertretungen der entsprechenden Länder in dauerndem 
Kontakt, über das notwendige Maß von Angeboten im Elemen- 
tarbereich (Kindergärten) stellt die Bundesregierung in Zusam- 
menarbeit mit den Ländern derzeit Ermittlungen an, die nach der 
Sommerpause veröffentlicht werden sollen. 


284. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Rinsche rung, durch Errichtung von Forschungsein- 

richtungen und wissenschaftlichen Instituten 
im Raum Drensteinfurt einen Ausgleich für 
solche kommunalen Entwicklungshemmungen 
zu erreichen, die durch das jahrelange Ringen 
um den Standort des Cern-Protonenbeschleu- 
nigers verursacht sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 4. August 1970 

Drensteinfurt ist seinerzeit von der Regierung des Landes Nord- 
rhein-Westfalen als Standort für den Protonen-Beschleuniger 
CERN II vor geschlagen und von der Bundesregierung in inter- 
nationalen Verhandlungen vertreten worden, weil sich hier neben 
den speziellen geologischen Vorteilen u. a. eine günstige Ver- 
kehrslage und Infrastruktur anboten. 
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Wenn künftig die Errichtung neuer Forschungseinrichtungen des 
Bundes geplant wird, deren Charakter und Größe erhebliche 
Auswirkungen auf die Regional Struktur erwarten lassen, wird 
Drensteinfurt von neuem in die Uberlegxmgen einbezogen wer- 
den. 

Im Augenblick sieht die Bundesregierung keine unmittelbare 
Möglichkeit, im Raum Drensteinfurt Forschungsanlagen oder 
wissenschaftliche Institute zu errichten, die ein Äquivalent für 
den Plan des Protonen-Beschleunigers CERN II bilden könnten. 


285. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den Bun- 
Schirmer desländern unverzüglich darauf einzuwirken, 

daß der Sport auch im Rahmen der Reform 
der Sekundarstufe II {Jahrgangsstufen 11 bis 
13) bei den laufenden Beratungen der Ständi- 
gen Konferenz der Kultusminister als voll- 
wertiges Unterrichtsfach behandelt und ein- 
geordnet wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 6. August 1970 


Die Bundesregierung hat 4n letzter Zeit schon verschiedentlich 
zum Ausdruck gebracht, daß sie dem Sport in vielfacher Bezie- 
hung große Bedeutung beimißt. Sie beabsichtigt daher, im Rah- 
men der ihr gegebenen Möglichkeiten darauf hinzuwirken, daß 
gerade auch in der Sekundarstufe II (16 bis 19jährige Schüler ein- 
schließlich Berufsschüler) möglichst jeder Jugendliche an einem 
Sportunterricht teilnimmt und daß der Sport in allen Schulen als 
vollwertiges Unterrichtsfach behandelt wird. Im übrigen möchte 
ich im Hinblick auf anderslautende Presseveröffentlichungen da- 
rauf hinweisen, daß nach Auskunft des Sekretariats der Ständi- 
gen Konferenz der Kultusminister der Länder die Meinungsbil- 
dung des für diese Fragen zuständigen Schul auöschusses noch in 
keiner Weise abgeschlossen ist. 


286. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Sdiirmer rung, um über die Detailberatungen der Ein- 

ordnung des Sports in die Sekundarstuffe II 
hinaus grundsätzlich aitf die Beratungen und 
Entwicklung der Stellung des Sports an Schule 
und Hochschule Einfluß zu nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi 
vom 6. August 1970 


Wie die Bundesregierung in dem in Kürze vorzulegenden Bericht 
zur Sportförderung darlegen wird, verfügt sie über verschiedene 
Möglichkeiten der Einwirkung auf die Förderung des Sports in 
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allen Bildungsbereichen, Sie kann vor allem ihre Konzeption in 
die Beratungen der vor kurzem konstituierten Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung einbringen und dadurch einen Bei- 
trag zu der nach Artikel 91 b des Grundgesetzes vorgesehenen 
Gemeinschaftsaufgabe „Bildungsplanung" leisten. 


Bonn, den 26. August 1970 



